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Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht zur 
technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands 1999 


In einer Welt, in der die Länder immer enger zusam- 
menrücken und Entfernungen eine immer geringere Rol- 
le spielen, wird „Wissen“ und „Kreativität“ zum ent- 
scheidenden Wettbewerbsfaktor. Nationen, die über nur 
geringe Rohstoffvorkommen verfügen wie die Bundes- 
republik, sind darauf angewiesen, durch technologischen 
Vorsprung und Spezialisierung ihren Platz in der welt- 
wirtschaftlichen Arbeitsteilung zu behaupten. 

Damit Deutschland auch künftig die richtigen Wei- 
chenstellungen für Bildung, Forschung und Innovatio- 
nen vornimmt, sind zuverlässige Informationen, Ana- 
lysen und Einschätzungen von großer Bedeutung. Der 
von der Bundesregierung an fünf führende wirtschafts- 
und sozialwissenschaftliche Forschungsinstitute in 
Auftrag gegebene Bericht zur technologischen Leis- 
tungsfähigkeit Deutschlands leistet hierzu einen wich- 
tigen Beitrag. 

Die erweiterte Berichterstattung des laufenden Jahres 
bewertet die internationale Position Deutschlands im 
Technologiewettbewerb anhand von wichtigen Indikato- 
ren und setzt sich mit den Stärken und Schwächen des 
deutschen Innovationssystems auseinander. Die Institute 
beurteilen die Leistungsfähigkeit des deutschen Wissen- 
schaftssystems, setzen sich mit der Regionalstruktur der 
Innovationstätigkeit in Deutschland auseinander, analy- 
sieren die Internationalisierung von Forschung und Ent- 
wicklung und beschreiben die Besonderheiten von Inno- 
vationen im Umweltbereich. Dem Aufholprozess in den 
neuen Bundesländern ist ein eigenes Kapitel gewidmet. 
Die Institute sprechen schließlich Handlungsempfehlun- 
gen für eine zeitgemäßige Bildungs-, Forschungs- und 
Innovationspolitik aus. 

Der Bericht bescheinigt der Bundesregierung, mit ihrer 
Politik auf dem richtigen Wege zu sein. Die Bundesre- 
gierung fühlt sich durch die Analysen und Handlungs- 
empfehlungen des Berichts bestätigt. Sie teilt die grund- 
sätzlich positive Einschätzung der Innovationsfähigkeit 
Deutschlands, sieht aber auch den hohen Reformbedarf, 
um den Wandel zur Wissensgesellschaft erfolgreich zu 
gestalten. 

Der Bericht besitzt aus Sicht der Bundesregierung fol- 
gende Kemaussagen: 

1. Deutsche Unternehmen besitzen in Europa die 
T echnologieführerschaft. 

Gleich welchen Indikator man heranzieht: Deutschland 
ist in Europa ganz vorne dabei. Die führende Position 
Deutschlands etwa bei den Weltmarktpatenten ist un- 


ter den großen Volkswirtschaften in Europa unangefoch- 
ten. Die Patentintensität liegt in Deutschland mit 450 
etwa doppelt so hoch wie in Frankreich oder Großbri- 
tannien. Deutsche Industrieunternehmen geben rund 5 % 
des Umsatzes für Innovationen aus - und werden in- 
nerhalb Europas nur noch von schwedischen Firmen 
übertroffen. Von 100 Unternehmen sind in Deutschland 
65 innovativ. Auch hiermit liegt Deutschland in der 
Spitzengruppe. Gleiches gilt für den Umsatz der Unter- 
nehmen mit neuen oder verbesserten Produkten. Beson- 
ders markant ist die starke Einbindung des Mittelstandes 
ins Innovationsgeschehen in Deutschland. Bei den FuE- 
Intensitäten wird Deutschland nur noch von den skan- 
dinavischen Ländern Schweden und Finnland übertrof- 
fen. Schließlich belegt Deutschland bei der Ausfuhr 
forschungsintensiver Güter gleichauf mit Japan den 
zweiten Platz hinter den USA. 

2. Dennoch haben deutsche Unternehmen in den 
vergangenen Jahren an Boden verloren. Andere 
Länder holen auf. 

Es gibt einiges zu tun, um die technologische Spitzenpo- 
sition Deutschlands zu erhalten.. Bei den Patentintensi- 
täten etwa ist Deutschland inzwischen von Schweden 
überrundet worden, andere Länder schließen auf. Die 
deutlich gestiegenen Patentanmeldungen helfen 
Deutschland lediglich, andere Länder auf Abstand zu 
halten, ohne jedoch den Abstand vergrößern zu können. 
Hat Deutschland zu Beginn der 80er-Jahre innerhalb der 
OECD noch relativ die größten Ressourcen in For- 
schung und Entwicklung investiert, liegen inzwischen 
gleich sechs Länder in ihrer FuE-Intensität vor 
Deutschland. Gerade solche Länder, die sich in den ver- 
gangenen Jahren verstärkt den modernen Informations- 
und Kommunikationstechniken zugewandt haben 
(Schweden, Finnland, USA), investieren deutlich mehr 
in Forschung und Entwicklung - und realisieren auch 
deutlich höhere Wachstumsraten. Gleichzeitig hat 
Deutschland auch beim Welthandelsanteil mit for- 
schungsintensiven Gütern innerhalb der letzten zehn 
Jahre rund 3 Prozentpunkte eingebüßt. 

Anlass zum Nachdenken bietet auch das sukzessive 
Nachlassen der Großunternehmen in ihren wissen- 
schaftlichen Anstrengungen seit Anfang der 90er-Jahre, 
wie es sich an ihrer Publikationstätigkeit ablesen lässt. 
Die in vielen Unternehmen vollzogene Umstrukturie- 
rung - Reduzierung der zentralen Forschungseinheiten 
zugunsten der Fachabteilungen - mit ihrer Fokussierung 
auf den kurzfristigen Umsetzungserfolg technischer 
Neuheiten scheint den Aktivitäten in der strategischen 
Forschung abträglich gewesen zu sein. 
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3. Deutschlands technologischer Schwerpunkt liegt 
auf der höherwertigen Technik. Trotz jüngster 
Erfolge hinkt Deutschland bei Spitzentechnolo- 
gien noch hinterher. 

Deutschlands Stärke in angewandter Forschung und 
beim Markterfolg liegt nach wie vor im Bereich der Hö- 
herwertigen Technik. Produkte der höherwertigen Tech- 
nik und vor allem der Spitzentechnik entwickeln sich 
zugleich immer mehr zum Wachstumsträger in Deutsch- 
land. Dennoch kann Deutschland den Vorsprung anderer 
Länder bei Spitzentechnologien wie USA und Japan 
noch nicht wesentlich verringern. 

Die vergleichsweise schwache Position Deutschlands bei 
modernen Informations- und Kommunikationstechniken 
ist die Achillesferse des deutschen Innovationssystems. 
Dabei geht gerade von diesem Bereich derzeit die größte 
wirtschaftliche Dynamik in den forschungsintensiven 
Technikfeldem aus. Schwächen bestehen vor allem bei 
Informationstechnologien, bei denen Deutschland nach 
wie vor auf erhebliche Importe angewiesen ist, um den 
heimischen Bedarf an Produkten dieser wichtigen Quer- 
schnittstechnologie zu befriedigen. Allerdings haben sich 
im Telekommunikationsbereich - nicht zuletzt unter- 
stützt durch die gewaltige Gründungsdynamik in den 
90er-Jahren- erfreuliche Markterfolge im In- und Aus- 
land eingestellt. Bei forschungsintensiven Chemiewaren 
macht die zunehmende Substitutionskonkurrenz durch 
Biotechnologie in vielen Bereichen der immer noch güns- 
tigen Position deutscher Hersteller auf dem Weltmarkt 
zunehmend zu schaffen. 

Deutschlands schon traditionelle Stärke in Höherwerti- 
ger Technik wird durch die starke Stellung im Automo- 
bilbau und dem Maschinenbau unterstrichen. Diesen 
Glanzstücken des deutschen Technologieportfolios kam 
vor allem die gute Konjunktur in In- und Ausland im 
Kfz-Bereich zugute. 

4. Unternehmerische Forschung und Entwicklung 
macht immer weniger vor nationalen Grenzen 
halt. Deutschland nimmt als Gast- und Hei- 
matland gleichermaßen an der Internationalisie- 
rung teil. 

Noch Mitte der 90er-Jahre war in Deutschland vielfach 
die Rede von einer zunehmenden Verlagerung der un- 
ternehmerischen FuE-Kapazitäten ins Ausland. Diese 
Befürchtungen haben sich nicht bewahrheitet. Die Inter- 
nationalisierung von Forschung und Entwicklung 
schreitet voran - und Deutschland schreitet mit, als 
Gastland wie als Heimatland für Forschung und Ent- 
wicklung multinationaler Unternehmen. So steigen die 
FuE-Ausgaben ausländischer Unternehmen in Deutsch- 
land ebenso deutlich an wie die FuE-Budgets deutscher 
Unternehmen im Ausland. Inzwischen werden 17 % der 
FuE-Aufwendungen in Deutschland von ausländischen 


Unternehmen bestritten. Gleichzeitig nehmen die For- 
schungsaufträge deutscher Unternehmen, die an das 
Ausland gehen, kontinuierlich zu: Ein Fünftel des Auf- 
tragsvolumens deutscher Unternehmen wird inzwischen 
im Ausland abgewickelt. 

Deutsche Unternehmen investieren in Forschung und 
Entwicklung im Ausland mit 12,5 Milliarden DM etwas 
mehr als ausländische Unternehmen in Deutschland 
(11,0 Milliarden DM in 1997). Die deutsche chemische 
Industrie ist wichtigster Exporteur von FuE. Rund die 
Hälfte aller FuE- Aktivitäten deutscher Unternehmen im 
Ausland entfallen auf diese Branche. Hingegen be- 
herbergt Deutschland vor allem forschende ausländische 
Unternehmen der Informationstechnologie sowie des 
Automobilbaus. Deutschlands Gastlandrolle hat sich 
seit Mitte der 80er-Jahre wenig verändert. Allein die 
Hälfte der FuE-Aufwendungen ausländischer Töchter 
stammt von US-Untemehmen, die sich allerdings in der 
jüngeren Vergangenheit zunehmend Richtung Asien und 
Südamerika orientieren. Die Internationalisierung von 
Forschung und Entwicklung konzentriert sich derzeit 
vor allem auf den Bereich der Telekommunikation und 
den Maschinen- und Fahrzeugbau. Hier gilt es vor al- 
lem, attraktive Rahmenbedingungen für multinationa- 
le Unternehmen zu schaffen, Forschung und Entwick- 
lung in Deutschland zu betreiben. 

5. Der Strukturwandel hin zum forschungsintensi- 
ven Sektor schreitet voran. Doch neue Arbeits- 
plätze werden vor allem in wissensintensiven 
Dienstleistungen geschaffen. 

Seit der Rezession 1993 haben die Industriezweige der 
Höherwertigen Technik (4 % jährlich) und der Spitzen- 
technik (5 % jährlich) einen besonders dynamischen 
Zuwachs erlebt. Diese überproportionale Produktions- 
ausweitung dürfte sich auch 1999/2000 - auf niedrige- 
rem Niveau - fortsetzen. Wachstumsträger Nr. 1 ist die 
Kfz-Industrie, die zugleich auch ihre Zulieferer aus 
Chemie, Elektrotechnik und Elektronik in die dynami- 
sche Entwicklung einbindet. 


Auch das Innovationsgeschehen beschleunigt den sek- 
toralen Strukturwandel. Unternehmen aus den for- 
schungsintensiven Branchen realisieren deutlich mehr 
Innovationen und haben es damit leichter, am Markt zu 
bestehen. Auch bei den Dienstleistungen verstehen es 
Firmen aus den modernen, wachsenden Dienstleis- 
tungsbranchen - Banken/Versicherungen, Software 
und DV-Dienstleistungen, unternehmensnahe Dienst- 
leistungen - mit ihren vergleichsweise hohen Innovati- 
onsaktivitäten deutlich besser, sich am Markt zu behaup- 
ten. 

Trotz der vergleichsweise hohen Produktionszuwächse 
im forschungsintensiven Sektor ist dort die Beschäfti- 
gung lange Zeit rückläufig gewesen. Erst 1998 wur- 
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den - getragen durch die Personalzuwächse im Auto- 
mobilbau, Teilen des Maschinenbaus und in der Medi- 
zintechnik - wieder per Saldo neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen (+1 %). Dies als Trendwende zu interpretieren, 
dürfte noch zu früh sein. Erfreulich war die Beschäfti- 
gungsentwicklung dagegen bei den untemehmensnahen 
Dienstleistungen, während die wissensintensiven Dienst- 
leistungen insgesamt - nicht zuletzt bedingt durch den 
Beschäftigungsabbau bei Post und Bahn - zwischen 
1996 und 1998 nur leicht zulegen konnten (+ 0,5 %). 
Deutschland hat die Chancen, mit neuen Technologien 
neue Beschäftigungspotenziale zu erschließen. Diese 
Chancen gilt es nun beherzt wahrzunehmen. 

6. Bildung und Ausbildung lohnen sich doppelt: 
Mehr Bildung bedeutet mehr Einkommen und 
mehr Beschäftigungssicherheit. 

Ein zusätzlicher Bildungsabschluss erhöht in Deutsch- 
land das Einkommen pro durchschnittlichem Bildungs- 
jahr um rund 8 Prozent. Damit liegt Deutschland im eu- 
ropäischen Vergleich an vorderster Stelle. Umgelegt auf 
die „investierten“ Ausbildungsjahre lohnt sich vor allem 
der Meisterbrief und das Studium an der Fachhochschu- 
le, während das absolut höchste Gehalt von den Univer- 
sitätsabsolventen realisiert wird. 

Bildung ist zugleich die beste Versicherung gegen Ar- 
beitslosigkeit. Das Arbeitslosigkeitsrisiko liegt in 
Deutschland bei Hochqualifizierten (Meister, Akademi- 
ker) nur etwa ein Drittel so hoch wie bei Arbeitnehmern 
ohne Bildungsabschluss. Das vergleichsweise schwache 
Wirtschaftswachstum in Deutschland im letzten Jahr- 
zehnt ging gerade zulasten der Geringqualifizierten. Die 
Beschäftigung von Hochqualifizierten hat in Deutsch- 
land dagegen ähnlich zugelegt wie in wachstumsstärke- 
ren Ländern. 

7. Die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft ist in Deutschland stärker als in ande- 
ren europäischen Ländern ausgeprägt. Besonders 
aktiv sind Hochschulen, KMU bleiben dagegen 
oft außen vor. Lücken bestehen in der Umsetzung 
von Forschungsergebnissen bei neuen wissensin- 
tensiven Technologien. 

Knapp 4 % der Unternehmen des Verarbeitenden Ge- 
werbes bezeichnen die außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen als wichtige Informationsquelle, rund 8 % 
die Hochschulen. Im Vergleich zu anderen Ländern in 
Europa steht Deutschland damit vergleichsweise gut da. 
Doch gerade die sehr kleinen Unternehmen tun sich bei 
der Zusammenarbeit mit der Wissenschaft schwer. Wis- 
senschaft und Wirtschaft sind gefordert, stärker den 
Kontakt zueinander zu suchen. Denn die wissenschaftli- 
che Forschung wird für die Innovationsaktivitäten der 
Unternehmen zunehmend wichtiger. So sind heutzutage 
in deutschen Patentschriften rund sechsmal so viele wis- 


senschaftliche Publikationen zitiert wie noch vor zwan- 
zig Jahren. Die außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen haben seit 1993 ihre Patentanmeldungen mehr 
als verdoppeln können. Dennoch könnten sie ihren 
Transfererfolg noch deutlich steigern, wenn sie - wie im 
Fraunhofer-Modell - stärker den direkten Kontakt zur 
Wirtschaft bereits in der Frühphase erfolgverspre- 
chender Forschungsarbeiten suchen würden. 

In den Wachstumsfeldem Datenverarbeitung und Bio- 
technologie bringt die deutsche Wissenschaft ver- 
gleichsweise viele Publikationen hervor. Gemessen da- 
ran zeigen sich jedoch Lücken in der Umsetzung in Pa- 
tente und Innovationen. Dies gilt auch für die Bereiche 
Optik, Medizintechnik und organische Chemie. 

8. Das Gründungsgeschehen in Bereichen der Spit- 
zentechnologie entwickelt sich dynamisch. Unter- 
stützung bot insbesondere der rasant an- 
wachsende Markt für Beteiligungskapital in 
Deutschland. 

Seit Mitte der 90er-Jahre kann Deutschland mehr und 
mehr Gründungen bei Spitzentechnologien verzeich- 
nen. Damit verschafft sich Deutschland eine wichtige 
Voraussetzung für den notwendigen Aufholprozess auf 
diesem Gebiet. Besonders dynamisch ist die Entwick- 
lung im Bereich der Nachrichtenübermittlung, in dem 
sich die Anzahl der Gründungen in den letzten Jahren 
geradezu vervielfacht hat. Dagegen ließ die Gründungs- 
dynamik im Bereich der Höherwertigen Technik zuletzt 
deutlich nach. 

Technologieorientierte Gründungen mit ihren unsiche- 
ren Geschäftserwartungen sind in besonderem Maße auf 
Unterstützung bei der Finanzierung angewiesen. Die 
explosionsartige Entwicklung des Beteiligungsmarktes 
in Deutschland in den letzten drei Jahren hat hier zu ei- 
ner erheblichen Erleichterung geführt. Im Frühphasen- 
segment stellt Deutschland heute den größten Markt in 
Europa dar. Besonders dynamisch entwickeln sich die 
Finanzierungen für Biotechnologieuntemehmen. Hier 
hat nicht zuletzt der BioRegio- Wettbewerb zusätzliche 
Impulse gegeben. Als künftiges Hemmnis einer weiteren 
Expansion des Marktes für Chancenkapital könnte sich 
ein Mangel an erfahrenen Fondsmanagem erweisen. 

9. Der Aufholprozess in den neuen Ländern kommt 
voran. Doch noch immer sind die Niveauunter- 
schiede bei Forschung und Entwicklung zwischen 
alten und neuen Ländern beträchtlich. 

Die neuen Länder haben beim Aufbau einer industriellen 
FuE-Infrastruktur in den vergangenen Jahren erhebliche 
Fortschritte erzielt. Unternehmen der Spitzentechnologie 
haben zwischen 1993 und 1998 zweistellige Zuwachs- 
raten bei der Produktion erzielen können und ihre Um- 
sätze im Ausland um ein Vielfaches gesteigert. Auch bei 
Patenten und den FuE-Budgets haben die Unternehmen 
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in den neuen Ländern deutlich zugelegt. Für Innovatio- 
nen wenden ostdeutsche Unternehmen sogar einen grö- 
ßeren Teil ihrer Umsatzerlöse auf als westdeutsche. 
Trotz dieser Erfolge sind die neuen Länder jedoch noch 
weit davon entfernt, über eine den alten Ländern ver- 
gleichbare unternehmerische Forschungs- und Innovati- 
onsinfrastruktur zu verfügen. Schmerzhaft macht sich 
das Fehlen von forschenden Großunternehmen bemerk- 
bar, viele FuE-betreibende Unternehmen tun sich 
schwer, ihre innovativen Produkte am Markt auszurich- 
ten. Den externen Industrieforschungseinrichtungen, die 
immerhin ein Sechstel des FuE-Personals beschäftigen, 
und anderen FuE-Dienstleistem gelingt es zu wenig, mit 
den forschenden Betrieben der Industrie in Kontakt zu 
kommen. Die Herausbildung von Netzwerken ist gefor- 
dert, die alle Akteure in Forschung und Entwicklung re- 
gional einbindet und Kräfte bündelt. Es bedarf eines 
langen Atems und weiterer erheblicher Anstrengungen, 
bevor die technologische Leistungsfähigkeit in den neu- 
en Ländern aus eigenen Kräften eine sich selbst tragende 
Dynamik entwickeln kann. 

10. Die multizentrische Struktur der Forschung ist 
ein wichtiger Standortvorteil Deutschlands 

Deutschland zeichnet sich im europäischen Vergleich 
durch eine ausgesprochen multizentrische Konzentration 
von FuE-Standorten im Raum aus. Die einzelnen Zen- 
tren in den alten Ländern besitzen dabei dennoch genü- 
gend Größe, um die Agglomerations- und Fühlungsvor- 
teile von regionalen Innovationsclustern realisieren zu 
können, ln den neuen Ländern haben sich dagegen sol- 
che regionalen Zentren erst punktuell herausgebildet. 
Industrielle FuE-Standorte, Konzentrationen von unter- 
nehmensnahen Dienstleistungen sowie Standorte öffent- 
licher FuE folgen unterschiedlichen regionalen Mustern. 
Die gesamten Forschungskapazitäten verteilen sich da- 
her insgesamt noch breiter im Raum. Das breite Wissen- 
schafts- und Forschungspotenzial der Hochschulen und 
außeruniversitären Einrichtungen ist vielfach Quelle von 
innovativer Forschung mit Ergebnissen von hoher Ver- 
wertungsrelevanz. Diese Konstellation leistet gerade ei- 
ner schnellen Diffusion und Absorption von technologi- 
schen Entwicklungen in Deutschland Vorschub. 

11. Deutschland ist zweitgrößter Exporteur von 
Umweltschutzgütern, Umweltinnovationen wir- 
ken belebend auf Wachstum und Beschäftigung. 

Die Umwelttechnik gilt als wichtiger Wachstumsmarkt 
der Zukunft. Die deutsche Industrie hat 1997 Umwelt- 
schutzgüter im Wert von knapp 41 Milliarden DM ex- 
portiert und verfügt über hohe komparative Vorteile in 
allen Sparten der Umwelttechnik. Hierzu gehören vor 
allem die (Ab)wasser- und Luftreinhaltetechnologien 
sowie die Abfalltechnik. 

Statistisch schwierig zu erfassen ist der Bereich der in- 
tegrierten Umwelttechnik. Produkte und Verfahren, die 


sowohl bei der Herstellung als auch beim Gebrauch mit 
einem geringen Verbrauch an Rohstoffen, Energie und 
Fläche verbunden sind, stoßen weltweit auf zunehmende 
Nachfrage. Sie entsprechen den Anforderungen an eine 
nachhaltige Entwicklung im Sinne der Beschlüsse der 
VN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung von Rio. 

Deutschland kann in diesen Bereich technologisch seine 
spezifischen Stärken ausspielen. Um auf diesen Gebie- 
ten weiteres Innovationspotenzial zu erschließen, sind 
verlässliche Rahmenbedingungen erforderlich. Die Ori- 
entierung am Stand der Technik reicht hierfür - wie der 
Bericht zutreffend hervorhebt - nicht aus. Notwendig 
sind Instrumente, die langfristig wirksame ökonomische 
Anreize für potenzielle Anbieter, aber auch für die 
Nachfrage nach umweltschonenden Produkten und Ver- 
fahren geben. Die ökologische Steuer- und Abgabenre- 
form, wie sie von der Bundesregierung auf den Weg ge- 
bracht wurde, bildet hier eine zentrale Maßnahme. Sie 
eröffnet zugleich zusätzliche Chancen für eine Beschäf- 
tigung. 

Der Bericht zeigt: Erhebliche Anstrengungen sind not- 
wendig, um Deutschlands Spitzenposition im internatio- 
nalen Wettbewerb zu halten. Hierzu wird die Bundesre- 
gierung ihren Teil beitragen. In der Bildungs- und For- 
schungspolitik fühlt sie sich vom Urteil der Wissen- 
schaftler bestätigt: 

1. Mit dem Haushaltsaufwuchs 1999 von rund 
1 Milliarde DM für Bildung und Forschung hat 
die Bundesregierung gezeigt, dass Bildung und 
Forschung für sie Priorität haben. Von staatlicher 
Seite wird damit die dringend notwendige und 
von den Wissenschaftlern angemahnte Trend- 
wende eingeleitet. Der Bundeshaushalt 2000 und 
die mittelfristige Finanzplanung des Bundes un- 
terstreichen, dass die Bundesregierung auch in 
Zukunft ihren Kurs für mehr Bildung und For- 
schung in Deutschland weiterverfolgt. 

2. Die Unternehmen in Deutschland sind gefordert, 
ihre oftmals abwartende Haltung abzulegen und 
in die Zukunft zu investieren. Mit der Unter- 
nehmensteuerreform 2000 werden die Betriebe 
netto entlastet und die Steuersätze kräftig ge- 
senkt. Die gewonnenen finanziellen Spielräume 
müssen nun vor allem für eine weitere Verstär- 
kung der unternehmerischen Investitionen in FuE 
genutzt werden. 

3. Deutschlands Erfolg im internationalen Technolo- 
giewettbewerb fußt ganz wesentlich auf seiner gut 
qualifizierten Arbeitnehmerschaft. Die Anpassung 
der Berufsbilder und der individuellen Kompetenz 
der Arbeitnehmer an die ständig wandelnden An- 
forderungen der Wissensgesellschaft ist eine per- 
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manente Aufgabe. Im Rahmen der Bündnis- 
Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ ist die 
strukturelle Weiterentwicklung der dualen Be- 
rufsausbildung und der beruflichen Weiterbildung 
daher zentrales Thema. Mit dem Ausbildungskon- 
sens im vergangenen Jahr wird dafür gesorgt, das 
jeder junge Mensch, der kann und will, ausgebildet 
wird. Die Bundesregierung hat das Sofortpro- 
gramm um ein Jahr verlängert und leistet damit 
auch in diesem Jahr einen wichtigen Beitrag zur 
Entspannung auf dem Ausbildungsmarkt. 

4. Trotz beachtlicher Erfolge im Aufholprozess be- 

dürfen die neuen Länder nach wie vor erhebli- 
cher Unterstützung zum Aufbau einer leistungs- 
starken Forschungs- und Innovationslandschaft. 
Daher stellt die Bundesregierung auch in diesem 
Jahr mehr als 

3 Milliarden DM für Bildung und Forschung in 
den neuen Ländern bereit. Die Forschungsorgani- 
sationen werden den weiteren Aufbau und die 
Modernisierung der ostdeutschen Forschung ver- 
stärken. Mit der BMBF-Förderinitiative „Inno- 
Regio“ wird der Auf- und Ausbau von innovati- 
ven Netzwerken unterstützt, um die so dringend 
benötigte Kooperation aller wichtigen Akteure in 
Bildung und Forschung in den sich herausbilden- 
den regionalen Zentren in Ostdeutschland anzu- 
stoßen. 

5. In den Wachstumsfeldern Informations- und 
Biotechnologie bestehen unausgeschöpfte Poten- 
ziale, wissenschaftliche Ergebnisse in Markter- 
folg umzumünzen. Der neue Regionen- 
Wettbewerb des BMBF „Bio-Profile“ hat zum 
Ziel, die technologische Basis für die wirtschaft- 
liche Nutzung der Biowissenschaften in Deutsch- 
land auszubauen. Allein im Jahr 2000 wird die 
Förderung der Biotechnologie im Haushalt des 
BMBF um 10,8 % angehoben. Mit der Zusam- 
menführung von GMD und FhG wird die größte 
Forschungsorganisation in der IuK-Technik in 
Europa geschaffen. Durch diesen Schritt werden 
Kräfte gebündelt und Synergieeffekte erzielt und 
die Voraussetzung für einen erfolgreichen Trans- 
fer von luK-Forschungsergebnissen in die An- 
wendung verbessert. Zudem haben die Partner 
des Bündnisses für Arbeit im Rahmen des ver- 
antwortlichen Fachdialogs ein Maßnahmenpaket 
auf den Weg gebracht, um den akuten Fachkräf- 


temangel in luK-Berufen - und damit eines der 
wesentlichen Hemmnisse für eine dynamische 
Entwicklung dieses Sektors - deutlich abzumil- 
dem. 

6. Einem leistungsfähigen Wissenschaftssystem, das 
sich offen für die Zusammenarbeit mit der Wirt- 
schaft zeigt, kommt für die künftige technologische 
Leistungsfähigkeit Deutschlands eine Schlüsselrol- 
le zu. Vor allem durch eine stärkere Programmori- 
entierung der Helmholtz-Zentren und regelmäßige 
Evaluation der Programme will die Bundesregie- 
rung Wettbewerb und Vernetzung von Forschungs- 
einrichtungen - auch über Organisationsgrenzen 
hinweg - gewährleisten und damit mehr Effizienz 
und Zielgerichtetheit im deutschen Wissenschafts- 
system verwirklichen. Die Eigenverantwortlichkeit 
der Einrichtungen soll gestärkt werden. Die Schaf- 
fung marktgerechter, flexiblerer und leistungsori- 
entierterer Beschäftigungs- und Vergütungsstruktu- 
ren sowohl für den Hochschulbereich als auch für 
den außeruniversitären Forschungsbereich soll die 
Leistungsanreize in Forschung und Lehre stärken 
und den „Transfer von Köpfen“ in die Wirtschaft 
erleichtern. Hierzu soll der Qualifikationsweg für 
Hochschullehrer neu gestaltet, die Besoldung der 
Hochschullehrer wettbewerbsfähiger und leis- 
tungsorientierter geregelt und eine Modernisierung 
der tariflichen Arbeitsbedingungen des Personals 
der außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
und Hochschulen angestrebt werden. 

7. Die Gründung neuer technologieorientierter Un- 
ternehmen ist von entscheidender Bedeutung, um 
den Rückstand Deutschlands bei Spitzen- 
technologien zu verringern und neue zukunftsfähi- 
ge Arbeitsplätze zu schaffen. Besonders wichtig ist 
es, Wissenschaftlern mit kommerziell potenziell er- 
folgreichen Ideen den Schritt in die Selbstständig- 
keit zu ebnen. Mit „EXIST - Existenzgründer aus 
Hochschulen“ soll deshalb die Gründungsinfra- 
struktur an unseren Hochschulen und die Qualifi- 
zierung für unternehmerische Selbstständigkeit 
nachhaltig verbessert werden. Mit EXIST-Seed 
steht nun auch eine individuelle Förderung für die 
Entwicklung von Geschäftsideen an Hochschulen 
als ersten Schritt auf dem Weg in die Selbststän- 
digkeit zur Verfügung. 
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Das Wichtigste in Kürze 

Wachstums- und Investitionsschwäche in 
Deutschland in den Neunzigerjahren 

Der weltweite wirtschaftliche Strukturwandel geht ein- 
her mit einer fortschreitenden „Wissensintensivierung“. 
Langfristig ist der „wissensbasierte technische Fort- 
schritt“ die wesentliche Triebfeder für Wachstum und 
Wohlstand von Gesellschaften. Inwieweit sie daran par- 
tizipieren können, hängt entscheidend von ihrer techno- 
logischen Leistungsfähigkeit und damit von der Qualität 
ihrer Innovationssysteme ab. 

Betrachtet man die Wachstumsraten des Bruttoinlands- 
produkts in den Neunzigerjahren, ergeben sich einige 
Zweifel, ob das deutsche Innovationssystem den Heraus- 
forderungen der globalen Wissensgesellschaft gewach- 
sen ist. Unter den zwanzig größten Industrienationen 
liegt Deutschland hinsichtlich des gesamtwirtschaftli- 
chen Wachstums nur an viertletzter Stelle - deutlich hin- 
ter den Vereinigten Staaten, aber auch hinter Ländern 
wie Frankreich, Dänemark oder Belgien. 

Ausgangsbasis und Entwicklungsdynamik 

Noch gilt: Die Ausgangsbasis der technologischen Leis- 
tungsfähigkeit Deutschlands ist gut: Deutschlands ver- 
fügt über ein hohes Wissenspotenzial, es gehört zu den 
Ländern mit dem höchsten Bestand an FuE-Kapazitäten 
und weist unter den großen Industrieländern die meisten 
Anmeldungen von weltmarktrelevanten Patenten pro 
Kopf auf. Deutsche Unternehmen verfügen im Durch- 
schnitt über eine hohe Produktivität und ein hohes Inno- 
vationspotenzial. 

Sorgen hingegen bereit die mangelnde Dynamik: Die 
Investitionen in die Zukunft - ausschlaggebend, um die 
genannten Positionen zu halten - ließen in den Neunzi- 
gerjahren zu wünschen übrig. Auch die jüngste Bele- 
bung der FuE-Aktivitäten, der Investitionen und der Pa- 
tentaktivitäten relativiert sich im internationalen Ver- 
gleich. In der Rangliste der Länder mit den höchsten 
Zukunftsinvestitionen ist Deutschland zurückgefallen. 

Um nicht weiter an Boden zu verlieren sind tiefgreifen- 
de strukturelle Reformen nötig, welche es ermöglichen, 
die Chancen der globalen Wissensgesellschaft besser zu 
nutzen und die wirtschaftliche Dynamik freizusetzen. 
Das deutsche Innovationssystem verfügt über ein hohes 
Potenzial auf fahrende Züge aufzuspringen. Diese Fä- 
higkeit gilt es entschlossen zu nutzen, denn in der „neu- 
en Ökonomie“ zählt vor allem die Schnelligkeit und die 
Flexibilität, mit der neue Herausforderungen gemeistert 
werden. 


Stärken und Kernkompetenzen 

Traditionell liegt die Stärke der deutschen Wirtschaft in 
der schnellen Anwendung und breiten Dif 
fusion neuer Technologien. Doch kürzer werdende 
Innovationszyklen stellen gerade diese Stärke infrage. 
Hinzu kommt, dass in vielen Branchen neue Wettbe- 
werber aus Schwellenländem - vor allem aus Südost- 
asien - die Positionen deutscher Unternehmen gefähr- 
den. Technologisch können diese Wettbewerber 
mittlerweile gut mithalten und führen in den traditionel- 
len deutschen Absatzmärkten einen scharfen Preiswett- 
bewerb. Diesen kann die deutsche Wirtschaft, 
beheimatet in einem Hochlohnland, nicht bestehen. 
Sie muss ihre Chancen im Technologiewettbewerb 
suchen. 

Die deutsche Wirtschaft hat ihre Kernkompetenzen 
eher in komplexen „reiferen Technologien“ wie dem 
Automobilbau und dem Maschinenbau. Sie darf sich je- 
doch nicht auf ihren technologischen Lorbeeren der 
Vergangenheit ausruhen. Die deutsche Wirtschaft tut 
sich bisher eher schwer, grundlegend neue technologi- 
sche Entwicklungslinien wie die Informations- und 
Kommunikationstechnologie oder die Biotechnologie 
frühzeitig aufzugreifen. Hier müssen Veränderungen 
eintreten. Sie muss künftig nicht nur im Wettlauf mit an- 
deren Volkswirtschaften mithalten, sondern sie muss 
sich partielle Vorsprünge herausarbeiten und - wenigs- 
tens auf einigen Feldern - selbst die Rolle eines Techno- 
logieführers übernehmen. 

Perspektiven 

In der kurzfristigen Perspektive zeigt sich für die Zu- 
kunft ein tendenziell positives Bild. Die Zahl der An- 
meldungen von weltmarktrelevanten Patenten steigt steil 
an, die Zahl der innovativen Unternehmen nimmt zu, die 
Produktivität der Wirtschaft steigt, der Umsatz mit neu- 
en Produkten wächst und die Exporte in FuE-intensiven 
Wirtschaftszweigen nehmen kräftig zu. Die Erfahrung 
des letzten Jahres lehrt allerdings, dass bereits kleine, 
unerwartete Eintrübungen der Konjunktur die Perspekti- 
ve ins Wanken bringen können. 

Schon in der mittel- und noch stärker in der langfristigen 
Perspektive weist das deutsche Innovationssystem er- 
kennbare Schwächen auf. So geht trotz des jüngsten An- 
stiegs bei den Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
im internationalen Vergleich tendenziell Boden verlo- 
ren. Auch bei den Investitionen und Ausgaben für Bil- 
dung und Ausbildung, gemessen am Anteil vom BIP, 
liegt Deutschland nur noch im Mittelfeld. 
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Vielfältige Herausforderungen für die Forschungs-, 
Innovations- und Bildungspolitik 

Gute Leistungen in der Vergangenheit und Gegenwart 
dürfen nicht dazu führen, dass im Bemühen, das Innova- 
tionssystem an neue Erfordernisse und Entwicklungen 
anzupassen, nachgelassen wird. Ohne die traditionellen 
Stärken in der kompetenten Adoption und Umsetzung 
technologischer Neuerungen entlang vorgezeichneter 
Entwicklungspfade zu vernachlässigen, sollte das deut- 
sche Innovationssystem sich deutlich stärker als bisher 
in Richtung echter technologischer Neuerungen orien- 
tieren. 

Damit eine solche Neuorientierung mittel- und langfris- 
tig gelingt, müssen heute - auch und gerade von der Po- 
litik - die Weichen richtig gestellt werden. Wichtig ist 
hierbei vor allem, dass die politischen Aktivitäten nicht 
widersprüchlich sind und gegenläufige Wirkungen ver- 
mieden werden. Deshalb ist zu betonen, dass es sich bei 
der Innovationspolitik um eine Querschnittsaufgabe 
handelt, die alle relevanten Politikbereiche umfassen 
muss. Dynamische Weiterentwicklung und politisch un- 
terstützte Beförderung des Strukturwandels bei gleich- 
zeitig auf Strukturkonservierung und Bestandsschutz 
ausgerichteten wirtschaftspolitischen Signalen be- 
inhalten die Gefahr von sich konterkarierenden Wirkun- 
gen. 

Hinsichtlich der nötigen Weiterentwicklung des deut- 
schen Innovationssystems muss sich die Politik orientie- 
ren auf 

■ die finanziellen und strukturellen Verbesserungen 
bei Bildung, Ausbildung und Weiterbildung, 

■ die Verbesserung der Bedingungen für unternehme- 
rische Forschung, Entwicklung und Innovation sowie 
weitgehende Reformen im Bereich der öffentlichen 
Forschung, 

■ bessere Rahmenbedingungen für einen dynamischen 
Strukturwandel. 

Bildung und Ausbildung 

Die Ausgaben für Bildung und Ausbildung sind auch 
nach den jüngsten Ausweitungen der Planansätze ange- 
sichts der wachsenden Bedeutung des Wissens als zu ge- 
ring einzuschätzen. Doch Geld ist nicht alles; zeitgemä- 
ße und flexiblere Strukturen aller Ausbildungsbereiche 
sind wesentliche Voraussetzungen für die technologi- 
sche Wettbewerbsfähigkeit. 

Eine Schlüsselrolle kommt hierbei den Hochschulen zu, 
wo eine tiefgreifende Strukturreform zügig vorangetrie- 
ben werden muss. Wichtige Elemente einer solchen Re- 
form sind zu sehen 


■ im stärkeren Wettbewerb der Hochschulen um die 
besseren Ausbildungen, 

■ in Anreizen für Studenten zu effizientem und praxis- 
orientiertem Studium, 

■ in einer weitgehenden Anpassung an international 
übliche und anerkannte Standards bei Abschlüssen 
und Hochschulkarrierepfaden sowie 

■ in flexiblen Studiengängen, die verschiedene Spezia- 
lisierungsgrade und inhaltliche (auch diziplin- 
übergreifende) Kombinationen ermöglichen. 

Auch in der beruflichen Bildung muss eine neue Flexibi- 
lität Einzug halten und nach Berufen differenzierte Aus- 
bildungsstrukturen sowie wesentlich schnellere Anpas- 
sungen der Berufsbilder an neue Erfordernisse ermögli- 
chen. 

Forschung, Entwicklung und Innovation der Unter- 
nehmen 

Im internationalen Vergleich ist die deutsche Wirtschaft 
im Hinblick auf die FuE-Intensivierung in den letzten 
Jahren zurückgefallen. Daher müssen die Bedingungen 
für unternehmerische FuE deutlich verbessert werden. 
Hierbei sind unbedingt die Marktsignale zu beachten, 
denn die massivsten Anreize für FuE werden durch die 
Herausforderungen des Marktes ausgelöst. Wettbe- 
werbspolitik ist Innovationspolitik; je offener und libera- 
lisierter ein Markt ist, desto besser können Nutzungs- 
potenziale und Chancen entdeckt werden - der Tele- 
kommunikationsmarkt verdeutlicht dies eindrucksvoll. 

Ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der FuE- 
Möglichkeiten durch Unternehmen kann in der beab- 
sichtigten Steuerreform gesehen werden. Die Verbesse- 
rungen des Innenfinanzierungsspielraum der Unter- 
nehmen schafft Raum für die FuE-Intensivierung der 
Wirtschaft. Steuerpräferenzen für FuE-Ausgaben, die 
bereits in vielen Ländern gewährt werden, könnten die 
FuE-Neigung der Wirtschaft - insbesondere auch des 
Mittelstands - zusätzlich stimulieren. 

Öffentliche Forschung und Entwicklung 

Öffentlich finanzierte Wissenschaft und Forschung 
rechtfertigen sich nicht allein aus sich selbst heraus oder 
durch ihre eigenständigen Ziele. Sie müssen sich auch 
an der ökonomischen Umsetzung messen lassen. An 
diesem Kriterium müssen sich alle Einrichtungen der öf- 
fentlichen Forschung mehr als bisher orientieren. Kor- 
rekturen an überkommenen Ausrichtungen des Systems 
der öffentlichen Forschung, Wettbewerb zwischen den 
Einrichtungen sowie stetige Evaluationen der Qualität 
wie der Schwerpunkte der Forschung sind hierfür erfor- 
derlich. 
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Es sollte eine wichtige Aufgabe aller öffentlich beschäf- 
tigten Wissenschaftler sein, sich aktiv um den Transfer 
ihrer Forschungsergebnisse in Unternehmen zu bemü- 
hen. Hierfür erscheint der direkte Transfer durch Koope- 
rationen von Wissenschaft und Wirtschaft erheblich bes- 
ser geeignet als das tradierte System institutionalisierter 
Transferstellen. Voraussetzung hierfür ist die schnelle 
und konsequente Umsetzung der in Angriff genomme- 
nen Reform des Dienstrechts und des Haushaltsrechts 
der öffentlichen Forschungseinrichtungen, die in ihrer 
gegenwärtigen Form für wissenschaftliche Institutionen 
immer weniger angemessen erscheinen. 

Innovationshindernisse für Unternehmensgründer 

Neue Unternehmen sind häufig die Vorreiter im Einsatz 
neuer Technologien. Im Erfolgsfall wachsen sie schnell; 
geht es schief, verschwinden sie ebenso schnell wieder 
aus dem Wirtschaftsleben. Gerade in dieser kreativen 
Dynamik liegen große Chancen. Eine innovationsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik muss daher Selbstständigkeit 
und Unternehmensgründungen unterstützen - insbeson- 
dere auf neuen Technologiefeldem. Abbau bestehender 
Regulierungen und Deregulierung schaffen neue Märkte 
und Marktnischen für junge Unternehmen und beleben 
daher die Gründungsdynamik. 

Neuen Unternehmen fehlen oft qualifizierte Mitarbeiter. 
Dies gilt insbesondere für junge, stark wachsende Tech- 
nologieuntemehmen. Die Mobilität erfahrener Manager 
ist gering. Hier können erfolgsorientierte Entlohnungs- 
modelle (Aktienoptionen) einen Beitrag zur Abmilde- 
rung der Qualifikationsdefizite leisten und den Wechsel 
für erfahrene Manager attraktiver machen. Solche In- 
strumente bedürfen allerdings einer steuerrechtlichen 
Flankierung. 


Trends und aktuelle Entwicklungen 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich derzeit auf einem 
flachen Wachstumspfad. Nach einer Konjunkturflaute in 
der erste Jahreshälfte 1999 zeigt sich am aktuellen Rand 
neuer Schwung. Entsprechend optimistisch sind die 
Prognosen für das Jahr 2000. Die aktuelle Entwicklung 
ist jedoch bedeutsam, entscheidet doch der Schwung, 
mit dem eine Wirtschaft aus einer Talsohle kommt da- 
rüber, ob genügend Spielräume für Investitionen in Pro- 
dukte und Herstellungsverfahren von morgen bestehen. 
Dieser Schwung beeinflusst somit auch wesentlich die 
künftige Position auf den Weltmärkten. 

Strukturwandel zugunsten der FuE-intensiven 
Industrien 

Die FuE-intensiven Industriezweige schnitten auch in 
der Flaute besser ab als die nicht FuE-intensiven Bran- 
chen der Industrie. Für 2000 wird in FuE-intensiven In- 


dustrien ein Produktionswachstum zwischen 3 Prozent 
und 5 Prozent erwartet (1999; 1 Prozent). Die nicht FuE- 
intensiven Industrien werden in diesem Jahr, nach einem 
Minus von 0,5 Prozent im letzten Jahr, voraussichtlich 
nur bei 2,5 Prozent bis 3 Prozent landen. 

Die Spitzentechnik schneidet besser ab als die Wirt- 
schaftszweige der Höherwertigen Technik. Dort macht 
sich zunehmend der Preiswettbewerb aus Ländern mit 
niedrigeren Arbeitskosten bemerkbar. 

Die Entwicklung in den neuen Ländern ist in den 90er 
Jahren deutlich besser als in den alten Ländern. In den 
NBL hat sich im Zeitraum 1993 - 1998 die FuE-intensive 
Industrie (NBL: 7,7 Prozent; ABL: 3,9 Prozent) besser 
entwickelt als die nicht FuE-intensiven Industriezweige 
(NBL: 5,4 Prozent; ABL: 1,1 Prozent). Die Spitzen- 
technik zeigt dabei eine überdurchschnittliche Dynamik 
(NBL: 11,2 Prozent; ABL 4,9 Prozent). Allerdings ist 
der Anteil der FuE-intensiven Industrien an der gesam- 
ten Industrie in den NBL deutlich geringer als in den 
ABL. 

Beschäftigungsentwicklung im FuE- und wissensintensi- 
ven Branchen schwach 

Der Zuwachs an Produktion reichte allerdings nicht aus, 
zusätzliche Arbeitsplätze in der Industrie zu schaffen. 
Erst im letzen Jahr konnte der massive Abbau der Be- 
schäftigung in der Industrie gestoppt werden. Zwar war 
der Abbau von industrieller Beschäftigung in der Spit- 
zentechnik in den neunziger Jahren am stärksten, doch 
in der Industrie liegt nur in der Spitzentechnik die Be- 
schäftigtenzahl in etwa in der Größenordnung der Sieb- 
ziger Jahre. Sowohl in der Höherwertigen Technik als 
auch den nicht FuE-intensiven Sektoren der Industrie 
liegt die Beschäftigung auf einem historischen Tiefst- 
stand. 

Zusätzliche Beschäftigung entsteht im Dienstleistungs- 
sektor. Hier lässt sich eine ähnlich Dynamik wie in vie- 
len anderen Ländern beobachten. Allerdings verdeckt 
der massive Beschäftigungsabbau bei Post und Bahn die 
positive Beschäftigungsentwicklung im wissensinten- 
siven Bereich des Dienstleistungssektors. Insgesamt hat 
dieser nämlich ein geringeres Beschäftigungswachstum 
zu verzeichnen als der nicht wissensintensive Dienstleis- 
tungsbereich. 

Welthandelsposition bei FuE-intensiven Gütern 
weiter verbessert 

Der Zuwachs der Industrie wird durch die Auslandskon- 
junktur geprägt. Auf FuE-intensive Industriewaren ent- 
fallen wachsende Anteile des deutschen Exports. Im 
Zeitraum 1994 - 1997 stiegen die Exporte FuE-intensiver 
Waren jahresdurchschnittlich um 10 Prozent, die Exporte 
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von nicht FuE-intensiven Waren lediglich um 8 Prozent. 
In der Spitzentechnik lag das Wachstum noch erheblich 
höher. Ähnliche Muster zeigen sich auch für die neuen 
Ländern, denen es in den letzten Jahren gelang ihre Ex- 
porte sprunghaft zu steigern. Die Exportquote den neuen 
Ländern liegt - mit der Ausnahme einiger weniger 
Branchen - jedoch noch deutlich unter dem Niveau der 
alten Länder. 

1998 erzielten die FuE-intensiven Industrien knapp die 
Hälfte der Umsätze im Ausland. Die neuen Länder, de- 
ren Exportquote bei FuE-intensiven Industrien bereits 
32 Prozent erreicht, liegen noch deutlich unter diesem 
gesamtdeutschen Durchschnittswert. Zudem stammen 
aus den neuen Ländern nur 3,5 Prozent des Auslands- 
umsatzes der FuE-intensiven Industrien. 

Der Rückgang der Welthandelsanteile Deutschlands bei 
FuE-intensiven Gütern konnte jüngst gestoppt werden. 
Nach wie vor sind die Vereinigten Staaten der größte 
Exporteur FuE-intensiver Güter, gefolgt von den gleich- 
auf liegenden Ländern Deutschland und Japan. Bei den 
FuE-intensiven Importen liegt Deutschland hinter den 
USA, auf die ein Viertel aller Importe FuE-intensiver 
Waren entfällt, an zweiter Stelle. 

Nach wie vor liegt Deutschlands besondere Stärke in 
den Gütern, die anspruchsvolle und überdurchschnitt- 
lich hohe FuE -Anstrengungen („Höherwertige Tech- 
nik“) erfordern. Man kann sie jedoch weniger dort 
ausmachen, wo extrem hohe FuE-Aufwendungen erfor- 
derlich sind („Spitzentechnik“). Dies wird vor allem im 
Vergleich mit den USA und Japan deutlich. Denn 
Deutschlands Defizite in der Spitzentechnik rühren we- 
sentlich aus dem Warenaustausch mit den USA und 
Japan her. Auf europäischer Ebene ist Deutschland 
hingegen vielfach selbst in der Spitzentechnik Techno- 
logieführer. 

Die Positionsverbesserung in der Spitzentechnik ist vor 
allem dem durch die Deregulierung ausgelösten Auf- 
schwung der Telekommunikationsbranche zu verdanken. 
Eine fortschreitende Erosion der Vorteile im Außenhan- 
del ist dagegen bei pharmazeutischen Wirkstoffen zu 
verzeichnen. Bei der Höherwertigen Technik verbucht 
insbesondere der Automobilbau zunehmende Außen- 
handelsüberschüsse. 

Geringe Dynamik beim Ausbau der Produktions- 
kapazitäten 

Seit Mitte der Neunziger Jahre hat sich die Erweiterung 
der Produktionskapazitäten der Industrie merklich ver- 
langsamt und kommt nur noch schleppend voran. Dies 
gilt in ähnlicher Weise für die FuE-intensiven als auch 
für den nicht FuE-intensiven Industriezweige. In die 
FuE-intensiven Wirtschaftszweigen ist dabei die Ent- 
wicklung etwas positiver einzuschätzen. 


Die Investitionen in Ausrüstungen und Sachanlagen ha- 
ben 1998 im FuE-intensiven Bereich erstmals wieder ein 
ähnliches Niveau erreicht wie vor der Rezession. Nahe- 
zu der gesamte Zuwachs an Investitionen in der Indus- 
trie entfällt auf den FuE-intensiven Bereich. In der mit- 
telfristigen Betrachtung (1994 - 2000: 90 Prozent) wird 
dies besonders deutlich. 

Für das laufende Jahr wird ein weiterer, wenn auch ge- 
ringerer, Anstieg erwartet. In den nicht FuE-intensiven 
Sektoren liegen die Investitionen noch deutlich unter ih- 
rem Niveau zu Beginn der Neunzigerjahre. 1999 und 
auch 2000 wird voraussichtlich kein Investitionswachs- 
tum in diesem Bereich zu verzeichnen sein. 

Fortgesetzt hat sich auch die vergleichsweise hohe In- 
vestitionstätigkeit in den neuen Ländern. Die Investition 
pro Beschäftigten liegen in der Industrie noch immer 
oberhalb des Niveau der alten Länder. 

Verbreitung der Innovationstätigkeit nimmt zu 

Ein steigender Anteil von Unternehmen führt in der In- 
dustrie und in den wissensintensiven Dienstleistungssek- 
toren Innovationen durch. Der steigende Anteil inno- 
vativer Unternehmen beruht zum einen darauf, dass zu- 
sätzliche Unternehmen Innovationen in Angriff genom- 
men haben, zum anderen aber auch darauf, dass nicht 
innovative Unternehmen schneller aus dem Markt aus- 
scheiden als innovative Unternehmen. Ohne Innovatio- 
nen wird das Überleben für die Unternehmen immer 
schwieriger. 

Auch die von den Unternehmen für Innovationen einge- 
setzten Mittel zeigen im Jahr 1998 einen erfreulichen 
Anstieg. Für 1999 wird allerdings keine weitere Zunah- 
me der Innovationsaufwendungen der Industrie erwartet. 

Bei der Innovationsintensität (Innovationsaufwen- 
dungen bezogen auf den Umsatz) liegt Deutschland nach 
Schweden auf dem zweiten Platz in Europa. Dies ist ein 
Beleg für die hohe Innovationsbereitschaft der deut- 
schen Industrie und bestätigt die technologische Spit- 
zenposition Deutschlands in Europa. 

Die Innovationsintensität der neuen Länder liegt in der 
Industrie und im Dienstleistungssektor noch knapp 
oberhalb der Innovationsintensität in den alten Län- 
dern. 

Der Umsatz der Unternehmen mit Produktinno- 
vationen (d. h. mit Produkten, die für das Unter- 
nehmen neu sind) ist seit 1994 deutlich gestiegen. In- 
novationen zielen nun wieder vermehrt auf neue und 
verbesserte Produkte. Dies ist bei einem zuneh- 
menden internationalen Innovationswettbewerb auch 
unerlässlich. 
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Auch die Umsatzanteile mit Marktneuheiten und der 
Anteil der Unternehmen, die Marktneuheiten hervor- 
bringen, sind gestiegen. Ein Großteil der Produkt- 
innovationen hat eher den Charakter von graduellen 
Weiterentwicklungen, Produktdifferenzierungen und 
Imitationen; ihr hoher Anteil ist ein Zeichen für eine be- 
schleunigte Diffusion technischen Wissens. 

Trotz steigender FuE- Aufwendungen verliert Deutsch- 
land an Boden 

Die FuE-Aufwendungen der Wirtschaft haben in den 
letzten Jahren auf einen Wachstumskurs zurückgefun- 
den. Die vorläufigen Ergebnisse für 1998 deuten auf ei- 
ne Steigerung von 6,5-7 Prozent der Gesamtaufwendun- 
gen der Unternehmen hin. Erste Trendmeldungen zur 
Entwicklung der FuE-Aufwendungen für 1999 lassen 
vermuten, dass die Steigerungsrate geringer ausfallen 
wird. Die Zunahme könnte sich dabei in der Größenord- 
nung von ca. 4 Prozent bewegen. 

Auch die Beteiligung an FuE-Aktivitäten zeigt insbe- 
sondere bei den kleinen und mittleren Unternehmen 
nach oben. 

Deutschland gehört weltweit gesehen zu den führenden 
FuE-Standorten. Die FuE-Intensität hat sich - nach ei- 
nem starken Einbruch - in der zweiten Hälfte der Neun- 
zigerjahre stabilisiert und ist jüngst auf einen schwachen 
Wachstumspfad eingeschwenkt. Bezogen auf das Brut- 
toinlandsprodukt belaufen sich die FuE-Aufwendungen 
wie in den Vorjahren auf rund 2,3 Prozent. 

Aber: Im internationalen Vergleich ist der Abstand zu 
den FuE-intensivsten Ländern gewachsen. Sowohl die 
Unternehmen der USA und Japans aber auch einiger 
kleinerer Länder Europas haben ihre FuE-Auf- 
wendungen erheblich stärker ausgeweitet. Deutschland 
ist daher in der Rangliste der FuE-intensivsten Länder 
zurückgefallen und liegt jetzt hinter Schweden, Finn- 
land, Korea, USA, Japan, Schweiz auf dem siebten 
Rang. 

Besondere positiv hat sich das FuE-Engagement im Au- 
tomobilbereich entwickelt, ln der langfristigen Betrach- 
tung hat vor allem die pharmazeutische FuE in Deutsch- 
land erheblich an Bedeutung eingebüßt. Die Gewichte 
der FuE-Aktivität verschieben sich in Deutschland hin 
zum Kraftwagenbau und verwandten Wirtschaftszwei- 
gen. 

Unternehmen lassen zunehmend FuE-Aktivitäten auch 
von Dritten durchführen. Die externen FuE-Aufwen- 
dungen der Unternehmen sind in den letzten Jahren 
deutlich stärker gestiegen als die internen FuE- 
Aufwendungen. 1997 wurden ca. 10 Prozent der FuE- 
Aktivitäten „außer Haus“ durchgeführt. Der Anstieg der 
externen FuE geht primär auf eine stärkere Arbeitstei- 


lung innerhalb der Industrie zurück. Der Anteil der wis- 
senschaftlichen Einrichtungen an den externen FuE- 
Aufwendungen hat in den letzten Jahren abgenommen, 
obwohl auch hier ein Wachstum der FuE- Aufträge durch 
die Wirtschaft zu verzeichnen ist. 

Die regionale Verteilung von FuE-Kapazitäten der Wirt- 
schaft ist in Deutschland erheblich breiter als in den an- 
deren europäischen Ländern. Gleichwohl haben sich re- 
gionale Konzentrationen herausgebildet, die hinsichtlich 
ihrer FuE-lntensitäten (Anteil des FuE-Personals an al- 
len Beschäftigten des Verarbeitenden Gewerbes) in der 
Spitzengruppe der europäischen Regionen platziert sind. 
Die FuE-lntensitäten hängen ganz wesentlich von dem 
Besatz mit FuE-intensiven Industrien ab und - beson- 
ders in Ostdeutschland - auch von dem mit wissensin- 
tensiven Dienstleistungsunternehmen. 

Die Verteilung der öffentlichen FuE-Kapazitäten folgt 
anderen Mustern als die der privaten und bewirkt da- 
durch zum Teil eine Angleichung der Verteilung der ge- 
samten FuE-Kapazitäten. Die eher multizentrische FuE- 
Verteilung in Deutschland kann als Vorteil im Zusam- 
menhang mit Standortqualitäten und Technologiediffu- 
sion angesehen werden. 

Internationalisierung von FuE auf dem Vormarsch 

Wenn deutsche Unternehmen ihre Forschungskapa- 
zitäten deutlich ausgeweitet haben, dann vor allem im 
Ausland. Das beruhte allerdings nicht, wie häufig ver- 
mutet, auf schlechteren Forschungsbedingungen in der 
Heimat. Der größte Teil der Intemationalisierung von 
Forschung und Entwicklung steht im Zusammenhang 
mit der Akquisition von Unternehmen im Ausland oder 
mit Kapazitätserweiterungen in bestehenden Betrieben. 
Die weltweite Markterschließung bleibt das vorrangige 
Ziel international tätiger Unternehmen. Die Internationa- 
lisierung von Forschung und Entwicklung ist in diesem 
Kontext ein Nebenprodukt grenzüberschreitender Di- 
rektinvestitionen. 

Die Attraktivität des Forschungsstandortes Deutschland 
zeigt sich darin, dass die FuE-Intensität unter den ameri- 
kanischen Tochterunternehmen im Ausland in Deutsch- 
land am höchsten ist. Deutschland ist neben Groß- 
britannien auch für japanische Unternehmen der wich- 
tigste Forschungsstandort in Europa. 

Im internationalen Vergleich der FuE-Anteile ausländi- 
scher Unternehmen an den gesamten inländischen FuE- 
Aufwendungen liegt Deutschland knapp vor den USA 
im Mittelfeld. Unter den großen Industrieländern zeigt 
Großbritannien deutlich höhere Anteile ausländischer 
FuE im Inland, während Japan mit weitem Abstand den 
geringsten Internationalisierungsgrad der inländischen 
F-E aufweist. 
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Schrittmacher der Internationalisierung der deutschen 
Industrie von Produktion und FuE waren bisher Chemie- 
und Pharmaunternehmen. Sie geben im Ausland für For- 
schung und Entwicklung mehr als die Hälfte ihrer ge- 
samten FuE-Aufwendungen aus. Zunehmende Anteile 
entfallen auch auf den Automobilbereich, der gleichzei- 
tig auch im Inland seine FuE-Aktivitäten ausgeweitet 
hat. 

Steiler Anstieg der weltmarktrelevanten Patente 

Die Anzahl der weltmarktrelevanten Patente („Triadepa- 
tente“) ist seit 1994 stark angestiegen. Insbesondere am 
aktuellen Rand des Beobachtungszeitraums (1996, 
1997) hat die Zahl stark zugelegt. 

Seit 1993 kann Deutschland das von den USA ange- 
schlagene Wachstumstempo bei weltmarktrelevanten 
Patenten mithalten. Allerdings konnte der Einbruch in 
der Patentaktivität zu Beginn der Neunzigerjahre, der 
sich mit besonderer Schärfe im Vergleich zu den USA 
zeigt, nicht wett gemacht werden. 

Trotzdem: Deutschland gehört - gemeinsam mit Japan 
und den USA- nach wie vor zu den patentintensivsten 
Ländern der Welt (Triadepatente pro Einwohner oder 
pro Erwerbsperson). Bezogen auf die Anmeldungen am 
Europäischen Patentamt wurde 1997 der bisherige Re- 
kordwert aus dem Jahre 1989 übertroffen. 

In Deutschland zeichnet sich in jüngster Zeit eine Ver- 
schiebung der Patentstruktur in Richtung forschungsin- 
tensiver Sektoren ab. Die Grundpositionen in der inter- 
nationalen technologischen Arbeitsteilung sind aber 
recht robust: Spitzentechnik ist vor allem eine Domäne 
der Vereinigten Staaten, Japans und - seit kurzem - 
auch Schwedens. Deutschland, Frankreich, die Schweiz 
und Italien weisen eine Spezialisierung auf die Höher- 
wertige Technik, meist in traditionellen Industrien wie 
dem Automobilbau, dem Maschinen- und Anlagenbau, 
auf. 

Ein starkes Wachstum der weltweiten Patentanmeldun- 
gen insgesamt zeigt sich jedoch nicht nur im Bereich der 
Spitzentechnik, auch in einigen Feldern der Höherwerti- 
gen Technik nimmt die Patentaktivität stark zu. Daher 
ist Deutschland auch auf schnell wachsenden Technolo- 
giefeldem gut vertreten. So beispielsweise bei Kraftwa- 
gen, Schienenfahrzeugen und einzelnen Maschinenbau- 
zweigen. Gemessen am allgemein hohen Patentauf- 
kommen in Deutschland ist die Patentaktivität in ande- 
ren Wachstumsfeldem internationaler Patente wie Tele- 
kommunikation und Medizintechnik vergleichsweise 
schwach. 

Die Patentspezialisierung Deutschlands ist bei Quer- 
schnittstechnologien spiegelbildlich zur Spezialisierung 
der USA. Deutschland besitzt überdurchschnittlich hohe 


Patentanteile im Umweltschutz (Polymerrecycling, Ver- 
besserung der Wiederverwertbarkeit von Autos, biologi- 
sche Wasserreinigung und Hausmüllbehandlung) sowie 
im Bereich Aluminium- und Magnesiumstrukturen. 
Komparative Nachteile bestehen in der Informations- 
technik und der Telekommunikation (Breit- 
bandkommunikation und intelligente Netzwerktechno- 
logie, Flachbildschirme) sowie in der Biotechnologie 
(DNS Sequenzzierung, genetisch modifizierte Pflanzen, 
Impfstoffe aus genetischer Produktion und rekombinante 
Medikamente). Hier spielen die USA - in einzelnen 
Teilbereichen auch Japan - die Rolle des Technologie- 
führers. 

Geringe Investitionen in Bildung und Ausbildung 

Die gesamtwirtschaftlichen Ausgaben zum Auf- und 
Ausbau der „Wissensbasis“ (d. h. Ausgaben der Wirt- 
schaft für die duale Ausbildung, Weiterbildung und FuE 
sowie die staatlichen Ausgaben für Bildung, Weiterbil- 
dung und FuE) lassen sich für Deutschland im Jahre 
1998 auf 330 Milliarden DM und damit auf 8,7 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts veranschlagen. Der Anteil am 
Inlandsprodukt ist damit weiter gefallen. 

Im Langfristvergleich haben die meisten Industrieländer 
ihre Investitionen in Bildung und Wissen deutlich ge- 
steigert - und zwar schneller als das jeweilige Inlands- 
produkt. In Westdeutschland ist das „Bildungsbudget“ in 
Relation zum Inlandsprodukt jedoch deutlich gesunken. 
Die relative Bedeutung des Bildungswesens für die öf- 
fentlichen Haushalte liegt in Deutschland mit knapp 
10 Prozent weit unterhalb des OECD-Durchschnitts von 
12,5 Prozent. Allerdings übernimmt in Deutschland 
auch die Wirtschaft im Rahmen der dualen Berufsaus- 
bildung vergleichsweise hohe Lasten. 

Zunehmender Bedarf an Hochqualifizierten 

Innovationen begünstigen auf dem Arbeitsmarkt beson- 
ders die Höherqualifizierten. Durch die mit Innovationen 
erzielten Produktivitätsfortschritte gehen gleichzeitig 
zahlreiche Arbeitsplätze für geringer Qualifizierte verlo- 
ren. Auf dem Arbeitsmarkt findet darüber hinaus ein 
ständiger Generationswechsel statt: Weniger qualifizier- 
te ältere Arbeitnehmer werden durch höher qualifizierte 
Jüngere ersetzt. 

Ganz gleich, ob für jung oder alt, ob für gering oder 
hoch qualifiziert, Bildung lohnt sich gleich doppelt. Ar- 
beitnehmer mit höherer Qualifikation verdienen mehr 
(pro Jahr der Ausbildung etwa 8 Prozent) und das Risi- 
ko, arbeitslos zu werden, ist bei Akademikern und Meis- 
tern etwa nur ein Drittel so hoch wie bei Arbeitnehmern 
ohne Bildungsabschuss. Die höchsten Erträge der Aus- 
bildung - gemessen am erzielten Arbeitseinkommen und 
der für die Ausbildung aufgewendeten Zeit - erzielen 
Meister und Absolventen von Fachhochschulen. 
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Arbeitslosigkeit bei Hochqualifizierten 

Das Risiko der Arbeitslosigkeit ist jedoch nicht in allen 
akademischen Berufen gleich hoch. Es ist bei Natur- 
wissenschaftlern und Ingenieuren sowie bei Sprach- 
und Kulturwissenschaftlern überdurchschnittlich groß. 
Zudem hat sich die Arbeitsmarktlage für ältere Aka- 
demiker deutlich verschlechtert (insbesondere bei Inge- 
nieuren). Der Wiedereinstieg in den Beruf nach einer 
Spanne der Arbeitslosigkeit ist für älteren Akademiker 
besonders schwierig; vor allem dann, wenn durch neue 
Technologien altes Wissen und alte Kenntnisse entwer- 
tet werden. Mit regelmäßiger Weiterbildung im Sinne 
eines „lebenslangen Lernens“ und „Training-on-the- 
job“ müssen die Fähigkeiten und Fertigkeiten an die 
Herausforderungen technologischer Innovationen an- 
gepasst werden. 

Auf der anderen Seite ist die vergleichsweise geringe 
Zahl von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren unter 
den jüngeren Erwerbspersonen bedenklich, zumal diese 
Zahl kurzfristig sogar noch abnehmen wird. Erste Eng- 
pässe zeigen sich vor allem in relativ j ungen Segmenten 
der Informations- und Kommunikationstechnologie - 
ein gravierendes Innovationshindemis. 

FuE- und Innovationstätigkeiten kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) bilden das 
Rückgrat der Innovationsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft. Nach einer längeren Phase des Rückzugs aus FuE 
haben die KMU die FuE-Gesamtaufwendungen jedoch 
jüngst gesteigert. 

Während Kleinbetriebe sich überwiegend auf Spitzen- 
technologien wie Information und Kommunikation so- 
wie die Messtechnik konzentrieren, setzen mittlere und 
große Unternehmen ihre Forschungsschwerpunkte auf 
eher traditionelle Höherwertige Techniken wie Maschi- 
nen- und Fahrzeugbau. 

Heute nehmen jedoch technologieorientierte Untemeh- 
mensgründungen sowie kleine und mittlere Unterneh- 
men eine Führungsrolle bei der Umsetzung neuer Tech- 
niken und wissenschaftlicher Erkenntnisse in erfolgrei- 
che Produkte und kostensenkende Produktionsprozesse 
ein. 

ln den neuen Ländern kommt den KMU eine zentrale 
Rolle im Innovationsprozess zu. Auf KMU (Unterneh- 
men mit weniger als 500 Beschäftigte) entfallen in den 
NBL 65 Prozent der FuE-Aufwendungen (1997). In den 
alten Ländern sind es dagegen nur 1 6 Prozent. 

Zu den wichtigsten Innovationshemmnissen gehören in 
KMU der Mangel an ausreichenden Finanzmitteln für 
Innovationen und - mit zunehmender Bedeutung - auch 


der Mangel an Fachpersonal. Auch lange Verwaltungs- 
verfahren und einige rechtliche Rahmenbedingungen 
tragen - trotz einer Reihe von Verbesserungen in diesem 
Bereich - zu Verzögerungen oder gar zu Abbrüchen von 
Projekten bei. 

Unternehmensgründungen in FuE-intensiven Wirt- 
schaftszweigen 

Die Zahl der Untemehmensgründungen hat in Deutsch- 
land in den Neunzigerjahren tendenziell zugenommen, 
vor allem in der Spitzentechnik und in der Nachrichten- 
übermittlung (Internet und Telekommunikation). Paral- 
lel zu dieser Gründungswelle hat sich der Markt für Be- 
teiligungskapital (Risikokapital) erheblich ausgedehnt, 
vor allem im Segment der Gründungs- und Frühphasen- 
finanzierung. Deutschland hat die noch vor wenigen 
Jahren als unüberwindbar erscheinende Lücke zu Län- 
dern wie den Vereinigten Staaten und den Niederlanden 
deutlich verringert. In Europa zählt heute Deutschland 
zu den größten Märkten für Finanzierungen der Früh- 
phase von Unternehmen. Das Finanzierungsvolumen am 
Beteiligungskapitalmarkt insgesamt ist von etwa 
1,2 Milliarden DM im Jahr 1995 auf 5,8 Milliarden DM 
im Jahr 1999 gewachsen. 

Mit der Gründung neuer Unternehmen entstehen auch 
neue Arbeitsplätze. Im Verarbeitenden Gewerbe sind 
mit einer Untemehmensgründung im Durchschnitt 4 bis 
5 neue Arbeitsplätze verbunden, bei den wissensinten- 
siven Dienstleistungen dagegen nur 2 neue Arbeits- 
plätze. Auch im Hinblick auf das Wachstum schneiden 
Untemehmensgründungen aus FuE-intensiven Wirt- 
schaftszweigen der Industrie oder des Dienstleistungs- 
sektors besser ab als Gründungen in nicht FuE- 
intensiven Wirtschaftszweigen. 

In den neuen Ländern hat die hohe Gründungsdynamik 
der ersten Jahre nach der Wiedervereinigung merklich 
nachgelassen. In der Höherwertigen Technik hält der 
negative Trend auch weiterhin an. In der Spitzentechnik 
und der Telekommunikation zeigt sich aber eine ähnlich 
positive Entwicklung wie in den alten Ländern. 

Zur Leistungsfähigkeit des Wissenschaftssystems 

Die Relevanz der wissenschaftlichen Forschung für die 
technologische Entwicklung und die Umsetzung in neue 
Produkte und Verfahren hat sich in den letzten Jahrzehn- 
ten auf breiter Front erhöht. Die Anzahl der wissen- 
schaftlichen Publikationen, auf die sich Patentanmel- 
dungen beziehen, hat in Deutschland - wie in anderen 
Ländern auch - deutlich zugenommen. 

Deutschland verfügt über eine vielfältige For- 
schungslandschaft. Neben Universitäten sind insbeson- 
dere die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die Helm- 
holtz-Gemeinschaft (HGF), die Fraunhofer-Gesellschaft 
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und die Wissensgemeinschaft Gottfried- Wilhelm- 
Leibnitz (WGL) als wichtige Forschungseinrichtungen 
zu nennen. 

Unter den Forschungseinrichtungen weisen die Hoch- 
schulen und die MPG die größte Publikationsintensität 
auf. Am Ende der Rangliste liegt hier mit Abstand die 
FhG. Im Hinblick auf die Patentintensität zeigen sich 
spiegelbildliche Verhältnisse: Dort liegt die FhG vorne. 
Darin drückt sich primär der Auftrag der einzelnen For- 
schungseinrichtungen aus. 

Gemessen an den Patentanmeldungen hat sich die Ver- 
wertungsrelevanz der Forschungsergebnisse der öffent- 
lichen Einrichtungen deutlich gesteigert. Besonders ho- 
he Steigerungsraten erzielten in den Neunzigerjahren die 
außeruniversitären Einrichtungen. 

Das Profil der wissenschaftlichen Ausrichtung der deut- 
schen Forschungslandschaft und der technologischen 
Ausrichtung der Industrie korrespondiert in weiten Tei- 
len (Mess- und Regeltechnik, Polymere und Grundstoff- 
chemie). Jedoch besteht in einigen Wachstumssektoren, 
in denen Deutschland bei den Patentanmeldungen nur 
relativ schwach vertreten ist, eine erhebliche wissen- 
schaftliche Kompetenz (z. B. Optik, Datenverarbeitung, 
Medizintechnik). 


Nachhaltige Wirtschaft und Umweltinnovationen 

In der Umwelttechnik ist Deutschland auf dem Welt- 
markt gut platziert. Nach den USA, die ihren Welthan- 
delsanteil in den letzten Jahren kräftig ausgeweitet ha- 
ben, ist Deutschland der zweitgrößte Exporteur von po- 
tenziellen Umweltschutzgütem. 

Die Umwelttechnik korrespondiert mit Deutschlands 
traditionellen Stärken im technologischen Wettbewerb. 
Entsprechend hoch ist Deutschland auf Umweltpatente 
spezialisiert (insbesondere Lärmschutz, Abfallbeseiti- 
gung und -aufbereitung, Wasserreinhaltung). Weniger 
ausgeprägt ist die Spezialisierung auf umweltrelevante 
Güter der Mess- und Regeltechnik. 

Die Dynamik bei umweltrelevanten Patentanmeldungen 
hat in der ersten Hälfte der Neunzigerjahre nachgelassen 
und ist, gemessen an der Patententwicklung insgesamt, 
in den letzten Jahren nur unterdurchschnittlich gestie- 
gen. 

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Triebfedern 
für Umweltinnovationen. Eine Stimulierung der Innova- 
tionsaktivität im Umweltbereich bringt doppelte Früch- 
te - zum einen für die Umwelt und zum anderen für die 
technologische Leistungsfähigkeit. 
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1 Einleitung und Überblick 


Der weltweite wirtschaftliche Strukturwandel geht ein- 
her mit einer fortschreitenden „Wissensintensivierung“ 
von Wirtschaft und Gesellschaft und einer zunehmend 
Bedeutung von „Wissen als Produktionsfaktor“, ln der 
langfristigen Perspektive ist der „wissensbasierte tech- 
nische Fortschritt“ die wesentliche Triebfeder für 
Wachstum und Wohlstand. Inwieweit Gesellschaften 
daran teilhaben, hängt entscheidend von ihrer technolo- 
gischen Leistungsfähigkeit und damit von der Qualität 
ihrer Innovationssysteme ab. 

Konnte man bis weit in die Achtzigerjahre hinein be- 
obachten, dass sowohl Wachstum als auch Produktivitäts- 
entwicklung in den OECD-Ländem konvergieren, so sind 
die neunziger Jahre eher von einem Auseinanderdriften 
der ökonomischen Entwicklung der entwickelten Volks- 
wirtschaften geprägt. Die Wachstumsraten der OECD- 
Länder entwickeln sich zunehmend auseinander und lie- 
gen in aller Regel unter denen der beiden Vorgängerdeka- 
den. Während einige Länder, wie Irland, Norwegen, Dä- 
nemark und die USA, von der Zunahme der weltwirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung profitieren konnten, verloren 
andere Volkswirtschaften deutlich an Boden. Dies ist um 
so erstaunlicher, da von einer immer weitere Bereiche der 
nationalen Volkswirtschaften erfassenden Verflechtung 
der Weltwirtschaft eigentlich immer enger werdende 
Konvergenzpfade zu erwarten wären. Bezogen auf das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum liegt Deutschland in den 
Neunzigerjahren unter den OECD-Ländem auf einem der 
letzten Plätze (Abb. 1-1). Lediglich Schweden, die 
Schweiz und Italien stehen in ihrer Wachstumsbilanz 
noch schlechter da als die Bundesrepublik. 

Divergenzen in den Wachstumsraten bei zunehmender 
Verflechtung lenken den Blick auch auf die jeweiligen 
nationalen Innovationssysteme und deren institutionelle 
Rahmenbedingungen, denen eine zentrale Rolle für die 
mittel- und langfristigen Wachstumschancen zuge- 
schrieben werden muss. Die zunehmende Bedeutung 
von Wissen und Innovationen für Wachstum und Pro- 
duktivität machen gerade in den Zeiten der Globalisie- 
rung die jeweilige nationale Innovationspolitik wichtiger 
denn je für die Generierung, die Umsetzung und die Dif- 
fusion neuen Wissens. 

Von den Investitionen in Wissen, Humankapital und In- 
novationen profitieren aber nicht nur das investierende, 
sondern auch andere in- und ausländische Unternehmen. 
Die gesamtwirtschaftlichen Erträge übersteigen damit 
die einzelwirtschaftlichen. Hierdurch besteht die Gefahr 
zu geringer Niveaus an solchen Investitionen in die Zu- 
kunft. Hier ist die Innovationspolitik gefordert, zumin- 
dest in der Tendenz eine weitgehende Internalisierung 
der volkswirtschaftlichen Erträge in die privaten zu er- 


Abb. 1-1: Wachstum der OECD-Länder in den 
Neunzigerjahren 

Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 
des Bruttoinlandsprodukts (1990-98) 

Irland 
Südkorea 
Norwegen 
Dänemark 
USA 
Niederlande 
Portugal 
Canada 
Spanien 
Österreich 
Großbritannien 
Belgien 
Griechenland 
Frankreich 
Finnland 
Japan 
Deutschland 
Italien 
Schweden 
Schweiz 

in % 0 1 2 3 4 5 6 7 

Quelle: OECD (1999a) Berechnungen des ZEW. 

reichen oder durch entsprechendes öffentliches Enga- 
gement die Anreize in dieser Richtung zu setzen. Inno- 
vationspolitik in diesem Sinne ist nicht auf einzelne Po- 
litikbereiche begrenzbar, sondern umfasst alle politi- 
schen Felder, die Einfluss auf die individuellen Ent- 
scheidungen der ökonomischen Akteure für Investitio- 
nen in die Zukunft haben. 

Die technologische Leistungsfähigkeit von Volkswirt- 
schaften lässt sich nicht an einem einzelnen Indikator 
festmachen, sondern erfordert ein komplexes System 
von Indikatoren, um die Entwicklung in adäquater Wei- 
se abzubilden. Sie ändert sich nicht im Jahresrhythmus, 
vielmehr werden die Auswirkungen von schleichenden 
Veränderungen der technologischen Leistungsfähigkeit 
auf die gesamtwirtschaftlichen Ziele Wachstum, Ein- 
kommen und Beschäftigung erst mittel- und langfristig 
sichtbar. Dementsprechend ist bei der Betrachtung eine 
langfristige Perspektive geboten. Kontinuität zu in den 
vorangegangenen Jahren vorgelegten Arbeiten und Da- 
ten ist daher eine essenzielle Voraussetzung für die Be- 
richterstattung zur technologischen Leistungsfähigkeit. 
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Die jährlichen Berichte widmen sich einzelnen Aspekten 
zwar mit unterschiedlicher Intensität, die Analyse setzt 
aber jeweils auf die Vorjahresberichte auf und gewähr- 
leistet so die Kontinuität in der Berichterstattung. 

Der diesjährige zusammenfassende Bericht gliedert sich 
in zehn Kapitel, ln Kapitel 2 werden die innovations- 
politischen Implikationen des vorliegenden Befundes 
zur technologischen Leistungsfähigkeit dargelegt und 
erläutert. Sie behandeln wichtige Bereiche politischer 
Einflussmöglichkeiten auf die Fortentwicklung und 
Verbesserung des deutschen Innovationssystems. Die 
von den Gutachtern als wichtig angesehenen politischen 
Handlungsoptionen stehen am Anfang der Berichterstat- 
tung, damit sie die Aufmerksamkeit bei der Lektüre der 
Befunde jeweils auf deren Bedeutsamkeit für politisches 
Handeln lenken. Es handelt sich hierbei um ausgewählte 
Empfehlungen, die nicht den Anspruch auf Vollständig- 
keit erheben. Die Darlegung aller von den Befunden 
tangierten Politikbereiche würde den Rahmen einer sol- 
chen Berichterstattung erheblich sprengen. 

Die kurz-, mittel- und langfristige Entwicklung der 
zentralen Indikatoren zur technologischen Leistungsfähig- 
keit werden in Kapitel 3 dargelegt. Aktuell wird die 
Entwicklung zentraler Inputfaktoren für Wachstum, mit- 
telfristig die Strukturverschiebungen zu einer Wissens- 
gesellschaft thematisiert. Dies umfasst die Entwicklung 
der Patent-, FuE-, Innovations- und Investitionstätigkeit, 
ebenso wie die Beschäftigungsperspektiven in wissens- 
intensiven Wirtschaftszweigen. Diskutiert werden darüber 
hinaus die mittelfristige Entwicklung hinsichtlich des 
Qualifikationsbedarfs, die Investitionen in Aus- und Wei- 
terbildung und insbesondere die zunehmende Intematio- 
nalisierung im Bereich der Forschung und Entwicklung. 

Kapitel 4 thematisiert den Aufholprozess in den neuen 
Ländern und präsentiert Analysen zur dortigen Entwick- 
lung der wissensintensiven Wirtschaft. Festgestellt wird 
eine langsame Konvergenz der Entwicklung der Innova- 
tionsaktivitäten zwischen alten und neuen Ländern. Al- 
lerdings besteht nach wie vor noch ein erheblicher struk- 
tureller Aufholbedarf der neuen Länder auf ihrem Weg 
zu modernen Wirtschaftsstrukturen. 

Die Internationalisierung der Forschungs- und Ent- 
wicklungsaktivitäten ist heute ein selbstverständlicher 
Teil der Internationalisierung der Wirtschaft. Kapitel 5 
präsentiert und diskutiert die Rolle Deutschlands als 
Heimat- und Gastland von FuE-Aktivitäten multinatio- 
naler Unternehmen. 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) stehen im 


Mittelpunkt des Kapitels 6. KMU und Neugründungen 
kommen im Strukturwandel zur wissensbasierten Wirt- 
schaft eine wichtige Rolle zu. Daher werden Stand und 
jüngste Entwicklung der Innovationsaktivitäten von 
kleinen und mittleren Unternehmen sowie der Beitrag 
von Unternehmensgründungen in wissensintensiven 
Sektoren zum „Strukturwandel von unten“ untersucht. 
Beleuchtet wird zudem der Beteiligungskapitalmarkt in 
der Bundesrepublik Deutschland, der nach einer rasan- 
ten Entwicklung in den letzten Jahren, eine merkliche 
Bedeutung für die Finanzierung von Unter- 
nehmensgründungen und jungen Unternehmen in wich- 
tigen Spitzentechnologiebereichen besitzt. 

In der langfristigen Entwicklung rückt die Generierung 
neuen Wissens durch Wissenschaft und Wirtschaft stär- 
ker zusammen. Die Qualität und die Ausrichtung der öf- 
fentlichen Forschungslandschaft ist daher von wachsen- 
der Bedeutung, ln Kapitel 7 wird die ökonomische Ver- 
wertungsrelevanz der Forschungstätigkeit in Hochschu- 
len und außeruniversitären Forschungseinrichtungen be- 
leuchtet und die Passfähigkeit der Spezialisierung von 
wissenschaftlicher und technologischer Entwicklung des 
deutschen Innovationssystems untersucht. 

Daran anknüpfend wird in Kapitel 8 thematisiert, inwie- 
weit sich wissenschaftliche oder technologische Entwick- 
lungen oder Erkenntnisse in wirtschaftlichem Erfolg auf 
den Weltmärkten niederschlagen. Die aktuellen Daten zur 
technologischen Spezialisierung und zu komparativen 
Vorteilen im Außenhandel mit FuE-intensiven Gütern ge- 
ben über diese Zusammenhänge Auskunft. 

Deutschland zeichnet sich durch eine regional breitgefa- 
cherte Forschungslandschaft aus. Die Analysen des Ka- 
pitels 9 zu regionalen Innovationspotenzialen in 
Deutschland und zu prinzipiellen Unterschieden in der 
regionalen Ausrichtung und Streuung der Innovationsak- 
tivitäten im europäischen Vergleich verdeutlichen, dass 
diese Aussage sowohl für die industrielle FuE, als auch 
für die öffentliche Forschung gilt. Dieser breiten Vertei- 
lung stehen allerdings großräumige Unterschiede in der 
Ausstattung mit technologieorientierten Wirtschafts- 
zweigen gegenüber. 

Ein wichtiger Bereich zukunftsorientierter technologi- 
scher Leistungsfähigkeit liegt in der Fähigkeit die ökolo- 
gischen Probleme wirtschaftlicher Tätigkeit kompetent zu 
lösen. Die Anreize und Rahmenbedingungen für Umwelt- 
innovationen werden in Kapitel 10 behandelt. Auf dem 
Weltmarkt für Umweltschutzgüter ist Deutschland einer 
der wesentlichen Anbieter, diese Marktposition wird 
durch komparative technologische Vorteile unterstützt. 
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2 Veränderungen wagen: Ansatzpunkte einer Politik zur Weiterentwicklung des 
deutschen Innovationssystems 


Innovations- und Leistungsfähigkeit eines Landes sind 
immer zukunftsorientiert zu vermitteln und zu bewerten. 
Gute Leistungen in Vergangenheit und Gegenwart dürfen 
nicht dazu führen, dass im Bemühen, das Innovationssys- 
tem an neue Erfordernisse und Herausforderungen durch 
die weltweite Dynamik der ökonomischen und technolo- 
gischen Entwicklung anzupassen, nachgelassen wird. Die 
deutsche Wirtschaft muss nicht nur im Konzert der ande- 
ren technologiestarken Volkswirtschaften mithalten kön- 
nen, sie muss imstande sein, zumindest auf einigen Fel- 
dern Vorsprünge herauszuarbeiten und damit partiell die 
Rolle eines Technologieführers zu übernehmen. 

Die traditionelle Stärke des deutschen Innovationssys- 
tems liegt nach wie vor darin 

■ grundlegende technologische Neuerungen und sich 
abzeichnende Entwicklungslinien kompetent auf- 
zugreifen und auf die eigenen Verhältnisse ange- 
passt, schnell in systematische Verbesserungen um- 
zusetzen, 

■ die so entstehenden Weiterentwicklungen in kurzer 
Zeit breit diffundieren zu lassen und in einer Viel- 
zahl von Sektoren traditioneller deutscher Stärke zu 
integrieren und als anspruchsvolle Technologien an- 
zuwenden. 

Die hierbei zum Tragen kommenden Elemente des deut- 
schen Innovationssystems wie 

■ erhebliche fachliche Breite unterschiedlichster In- 
dustriezweige, 

■ im Europavergleich regional einzigartig breit verteil- 
te Forschungskapazitäten, 

■ ein auf eine breite, qualitativ hochwertige Wissens- 
basis ausgerichtetes Bildungssystem 

prädestinieren die deutschen Unternehmen für eine 
„fast-follower“-Strategie in sich abzeichnenden neuen 
Marktfeldem. Denn grundlegende technologische Neue- 
rungen, und daraus resultierende Vorleistungs- und Ka- 
pitalgüter haben zu großen Teilen ihren Ursprung in an- 
deren hoch entwickelten Volkswirtschaften. Die Europä- 
ische Kommission nennt dies das „Wissenschaftspara- 
doxon“: Hohe Produktivität auf dem Sektor der Wissen- 
schaft kombiniert mit geringer Produktivität in der Um- 
setzung in ökonomisch relevanten Output von technolo- 
gischen Spitzenleistungen. 

Innovationssystem und Marktstrategien bedingen und 
stabilisieren sich gegenseitig 

Die Elemente und Merkmale des Innovationssystems 
sind in ihrer Ausgestaltung aber auch Ergebnis der nach 


dem zweiten Weltkrieg für den Aufholprozess sinn- 
vollerweise eingeschlagenen und bis heute beibehalte- 
nen Strategie, Wettbewerbsvorteile und Marktanteile 
vornehmlich durch eine technologieintensive systemati- 
sche Verbesserung entlang vorgezeichneter Entwick- 
lungslinien zu erobern. Über den Erfolg erfahren die 
Strukturen des Systems bis heute immer wieder positive 
Signale und Bestätigungen, die sie festigen und stärken. 
Die auf Breite abzielenden Elemente des Innovations- 
systems und die Stärke gerade in etablierten Technolo- 
giefeldem bedingen und stabilisieren sich gegenseitig. 

Dieses sich selbst verstärkende System hat Verfestigun- 
gen erfahren, welche die bewährten Stärken und Vortei- 
le durch immer kürzere Verwertungszeiten des Wissens 
und abnehmende Lebenszyklen von Technologien und 
Produkten starken Belastungen aussetzt. Hinzu kommt, 
dass gerade in einigen Bereichen der Höherwertigen 
Technologie neue Wettbewerber aus neu industriell 
entwickelten Ländern - namentlich aus dem ostasiati- 
schen Raum - mit eben solchen fast-follower-Strategien 
auf den Plan treten. Die Unternehmen dieser Länder 
können technologisch in diesen Bereichen inzwischen 
gut mithalten und bringen als Niedriglohnländer auch 
einen zunehmenden Preiswettbewerb in die internationa- 
len Märkte traditioneller deutscher Stärke. Einen Preis- 
wettbewerb kann die deutsche Wirtschaft - beheimatet 
in einem Hochlohnland - nicht erfolgreich führen, sie 
muss verstärkt auf einen technologischen Wettbewerb 
setzen. Dieser müsste zunehmend durch einen Vorstoß 
der Unternehmen in die Felder echter technologischer 
Neuerungen und neuer Märkte erfolgen. Der leichte 
Rückgang der Spezialisierungsnachteile der deutschen 
Industrie im spitzentechnischen Bereich in den letzten 
Jahren - sowohl die Patent- als auch die Außenhandels- 
spezialisierungen zeigen dies an - kann als erstes Indiz 
für solche Veränderungsversuche gewertet werden. Er 
beruht in erheblichem Maße auf veränderten Rahmen- 
bedingungen auf einzelnen Märkten namentlich der De- 
regulierung im Telekommunikationsbereich und der 
Novellierungen im Gentechnikgesetz. Die in Deutsch- 
land vorhandenen Humanressourcen, die finanziellen 
Mittel und die zunehmend globale Orientierung deut- 
scher Unternehmen sowohl auf den Märkten als auch bei 
Forschung und Entwicklung lassen auf Technologiefüh- 
rerschaft bei jungen technologischen Entwicklungslinien 
zielende Erweiterungen des deutschen Innovationssys- 
tems durchaus denkbar erscheinen. 

Gegenwärtig ist allerdings nicht erkennbar, dass die 
deutsche Wirtschaft verstärkte Bemühungen - weder 
dem Niveau noch der Geschwindigkeit nach - in Angriff 
nimmt, einen Anpassungsprozess in diese Richtung in 
Gang zu setzen. Die Gründe hierfür sind auch in den 
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gewachsenen Strukturen des deutschen Innovationssys- 
tems zu suchen. Sie wirken der notwendigen Flexibilität 
für einen solchen Übergang auf hochrisikoreiche neue 
Märkte entgegen. Hierbei haben insbesondere 

■ die in vielen Bereichen sehr langfristig orientierte 
Finanzierung der Unternehmen, insbesondere gro- 
ßer Teile des Fremdkapitals und auch des Eigenka- 
pitals, 

■ die starke Ausrichtung auf branchen- und berufsbe- 
zogenes Wissen und die vornehmlich auf die Ver- 
mittlung von Fachwissen ausgerichtete Ausbildung, 

■ die eher korporatistische Struktur der Wirtschaft und 
des gesamten Innovationssystems und nicht zuletzt 
auch 

■ die teilweise sehr stark auf Strukturkonservierung 
und Bestandsschutz ausgerichtete Wirtschaftspo- 
litik 

einen eher dämpfenden Einfluss auf die Offenheit des 
Systems für notwendige Veränderungen und Neuerun- 
gen. Das deutsche Innovationssystem sollte zukünftig 
den Unternehmen neben den bisher herrschenden her- 
vorragenden Bedingungen für eine anspruchsvolle 
Technologieadaption auch zunehmend herausragende 
Bedingungen für echte Technologieneuentwicklungen 
bieten. 

Herausforderungen für die Politik 

Nun kann eine Veränderung der Orientierung eines 
solch komplexen, interdependenten und historisch ge- 
wachsenen Gebildes wie eines nationalen Innovations- 
systems nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt politisch 
administriert werden. Hierbei handelt es sich um einen 
sich langsam entwickelnden Prozess. Gleichwohl unter- 
liegen wichtige Bereiche und Felder, die auf einen sol- 
chen Prozess wirken - die geradezu die Vorrausetzun- 
gen für den Erfolg schaffen müssen - dem Einfluss der 
Politik. Hier sind vornehmlich zu nennen: 

1 . Der Bereich Bildung und Ausbildung. 

2. Die Bedingungen und Anreize für unternehmerische 
Forschung und Entwicklung. 

3. Der Bereich der gesamten öffentlichen Forschung 
und Entwicklung. 

4. Die Rahmenbedingungen für die Dynamik im Unter- 
nehmensbereich und den Strukturwandel. 

Die richtigen Weichenstellungen in diesen Feldern staatli- 
chen Einflusses sind heute dringend erforderlich, wenn in 
längerer Frist notwendige Akzentverschiebungen und 
Veränderungen im deutschen Innovationssystem erzielt 
werden sollen. Die politischen Signale müssen so gesetzt 


werden, dass sie deutliche Impulse für diese Veränderun- 
gen geben ohne die Verbesserung der traditionellen Stär- 
ken und Vorteile zu vernachlässigen. 

2.1 Bildung und Ausbildung 

Die heutigen Investitionen in Humankapital sowie die 
Entscheidungen über die „Produktionsstrukturen“ und 
die Inhalte der Wissensbildung, entscheiden über die 
technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands, die 
Wettbewerbsfähigkeit seiner Unternehmen und damit 
letztlich über die Einkommens- und Beschäftigungs- 
möglichkeiten in Deutschland morgen. 

Obwohl in den Haushaltsansätzen neuerdings der Wille 
zur Ausweitung der Investitionen der öffentlichen Hän- 
de in den Bildungsbereich zu erkennen ist, muss der 
Anteil des BIP und auch der Anteil der öffentlichen 
Haushalte, der in das zukünftige Wissen investiert 
wird, unter den Bedingungen zunehmender Wissens- 
bedeutung noch als zu gering angesehen werden. In 
diesem Bereich sind mutigere Schwerpunktsetzungen 
wünschenswert. Aber nicht nur in der finanziellen Aus- 
stattung des Bildungsbereichs, sondern mindestens ge- 
nauso wichtig in seiner zeitgemäßen und flexiblen 
Struktur, ist eine wesentliche Voraussetzung für mittel- 
und langfristige Wettbewerbsfähigkeit in einer wis- 
sensintensiven und sich schnell verändernden Welt zu 
sehen. 

Hochschulstrukturreform zügig vorantreiben 

Die stetig zunehmende Nachfrage nach Arbeitskräften 
mit akademischer Ausbildung, getrieben vom qualifika- 
torischen Strukturwandel in der Wissensgesellschaft, 
weisen den Hochschulen eine Schlüsselrolle für die 
volkswirtschaftliche Wissensbasis zu. Es ist erforderlich 
eine tiefgreifende Strukturreform des Hochschulsystems 
voranzutreiben und so in wichtigen Bereichen notwen- 
dige Verbesserungen zu erzielen. 

Hierbei ist eine Stärkung des Wettbewerbs zwischen den 
Hochschulen anzustreben, die sich in ihrem Bemühen 
um gute und verwertbare Ausbildung unter effizienten 
Bedingungen ständig überprüfbar aneinander messen 
lassen sollten. Für einen solchen Wettbewerb ist ein an- 
reizkompatibles Hochschulfinanzierungssystem eine 
notwendige Voraussetzung (z. B. durch Globalhaushal- 
te, Kopplung des Budgets an die Erfüllung von Leis- 
tungsstandards, Möglichkeit zur Bildung von Rückla- 
gen). Anreize für Studierende sollten zu zielgerichtetem 
effizienten Studium und einer Verkürzung der Studien- 
zeiten anregen, um eine merkliche Erhöhung der Praxis- 
relevanz und der Qualität des Studiums und die notwen- 
dige Senkung des im internationalen Vergleich sehr ho- 
hen Berufseintrittalters von Akademikern in Deutsch- 
land zu bewirken. 
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Die Ansätze zu einer weitergehenden Anpassung an in- 
ternationale Standards sollten zügig weiterverfolgt und 
ausgebaut werden (beispielsweise durch international 
übliche Abschlüsse oder Karrierepfade im Hochschulbe- 
reich). Hierin liegt eine wesentliche Voraussetzung für 
Wettbewerb des Humankapitals unter den Bedingungen 
zunehmender Intemationalisierung der Wirtschaft. Die 
nach der Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 
von Bund und Ländern eingeleiteten Reformen weisen 
in die richtige Richtung, greifen bisher aber noch deut- 
lich zu kurz. 

Weiterhin muss den immer wichtigeren Spezialisierun- 
gen und interdisziplinären Anforderungen besser Rech- 
nung getragen werden. Unter diesen Gesichtspunkten 
müssen vorhandene Studiengänge überprüft und neue 
Studiengänge entwickelt werden. Ein Weg, die neuen 
Anforderungen in der Struktur des Studiums zu veran- 
kern, kann in einem sehr kurzen, breit angelegten Basis- 
studium, ergänzt durch verschiedene Spezialisierungs- 
module, die in unterschiedlicher Zahl und Zusammen- 
setzung - auch disziplinübergreifend - kombiniert wer- 
den können, gesehen werden. Hier sollte auch die Mög- 
lichkeit extremer Spezialisierung zugelassen werden, um 
echten Leistungseliten weitgehende Entwicklungsmög- 
lichkeiten zu bieten. 

Ein hoher Wissensstand zahlt sich nicht nur volkswirt- 
schaftlich aus, sondern schlägt sich auch individuell als 
so genannte „Bildungsrendite“ in Form höherer Ein- 
kommen nieder. Eine stärkere private Beteiligung an 
den privat rentablen Investitionen in Wissen sollte in 
Erwägung gezogen werden. Hierbei ist allerdings zu be- 
achten, dass nicht eventuelle Liquiditätsrestriktionen bei 
der Bildungsfinanzierung wünschenswerte Qualifizie- 
rungen verhindern. 

Berufliche Bildung flexibler gestalten 

Ein Herzstück des deutschen Bildungssystems ist der 
Bereich der beruflichen Ausbildung. Die breite und soli- 
de Facharbeiterausbildung begründet nicht unwesentlich 
die Erfolge der deutschen Wirtschaft bis in die heutige 
Zeit. Die tendenziell rückläufige Ausbildungsbereit- 
schaft der Wirtschaft deutet aber daraufhin, dass die In- 
vestitionen in die berufliche Ausbildung sich für die 
Firmen nicht mehr in früherem Maße lohnen, die Ver- 
wertbarkeit der durch Ausbildung erworbenen Qualifi- 
kationen somit auch für die Ausgebildeten in Frage ge- 
stellt wird. Das verdeutlicht die Notwendigkeit, die be- 
rufliche Bildung an neue Erfordernisse und Veränderun- 
gen anzupassen. 

Insbesondere eine zunehmende Flexibilität, sowohl in 
zeitlicher als auch in struktureller Hinsicht, ist geboten, 
um auch die durch eine Berufsausbildung zu erlangenden 
Optionen auszuweiten. Es ist durchaus die Frage, ob tat- 
sächlich alle Berufe, mit ihren sehr heterogenen und un- 


terschiedlich komplexen Anforderungen, eine Ausbil- 
dungszeit in gleicher Länge erfordern. Das Herausbilden 
berufsdifferenzierender unterschiedlicher Strukturen ist 
sehr gut vorstellbar und kann zu grundsätzlich erheblich 
verkürzten Ausbildungszeiten führen. Die Möglichkeit 
modular kombinierbarer Elemente in der Berufsausbil- 
dung kann zu besser an die individuellen Fähigkeiten an- 
gepassten Qualifikationen verhelfen und hätte eine deutli- 
che Flexibilisierung verfestigter Berufsbilder und deren 
Weiterentwicklung zur Folge. Dies entschärft auch das 
immer wieder zu beobachtende Problem, dass standardi- 
sierte Ausbildungsberufe nicht schnell genug an die aktu- 
ellen Erfordernisse angepasst werden. Die Arbeitsge- 
meinschaft Aus- und Weiterbildung im Rahmen des 
Bündnisses für Arbeit bietet der Politik ein Forum, um ak- 
tiv auf diesbezügliche Reformen hinzuwirken. 

Eine zunehmend wichtiger werdende Aufgabe erwächst 
der berufsschulischen Bildung. Neben der deutlichen 
Betonung des nichtspezifischen Wissens sollte hier 
schwerpunktmäßig die Fähigkeit zur ständigen Weiter- 
qualifikation vermittelt werden - es muss das „Lernen 
gelernt“ und auch gelehrt werden. Die Fähigkeit zur le- 
benslangen Erneuerung und Auffrischung des eigenen 
Wissens ist in einer wissensbasierten Gesellschaft es- 
senziell und muss schon in der Erstausbildung ihren ent- 
sprechenden Platz finden. 

Deutliche Anreize für Weiterbildung setzen 

Diese Notwendigkeit weist auch im fortschreitenden Be- 
rufsleben der Weiterbildung einen hohen Stellenwert zu. 
Dieses wird immer dringlicher, da die immer kürzer 
werdenden Verwendungszeiten einmal erlernten Wis- 
sens eine ständige Erneuerung und Weiterentwicklung 
der Qualifikationen verlangen. Durch Investition in Wei- 
terbildung verschaffen sich zum einen die Arbeitnehmer 
individuelle Vorteile im Wettbewerb um Aufstiegsmög- 
lichkeiten und Einkommen, zum anderen verbessern die 
Unternehmen durch eine Erhöhung des Wissensstandes 
in der Firma und die sich dadurch erweiternden Anwen- 
dungsmöglichkeiten ihre Wettbewerbspositionen auf ih- 
ren Märkten. Die kontinuierliche Weiterbildung hat ei- 
nen noch zu geringen Stellenwert. 

Damit für beide Seiten - Unternehmen wie Arbeitskräf- 
te - ein hinreichender Anreiz für eine Ausweitung der 
Weiterbildungsaktivitäten besteht, müssen die „Rendi- 
ten“ der Weiterbildung tatsächlich für beide spürbar 
sein. Die Arbeitnehmer sollten nicht durch eine zu starke 
vertragliche Bindung an das Unternehmen der Möglich- 
keit beraubt werden, die zusätzliche Qualifikation auch 
für zusätzliches Einkommen zu verwenden (und sei es 
durch einen Wechsel des Arbeitgebers). Auf der anderen 
Seite muss sich die Qualifizierung der Arbeitskräfte für 
das darin investierende Unternehmen auch lohnen, der 
zusätzliche Ertrag aus dieser Qualifikation sich auch in 
der Verbesserung der Untemehmensposition auszahlen. 
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Gegenwärtig existieren verschiedene Formen von Ver- 
trägen, die eine Rückzahlung investierter Weiterbil- 
dungskosten an das Unternehmen beinhalten, wenn die 
weiterqualifizierten Arbeitnehmer innerhalb einer be- 
stimmten Frist das Unternehmen verlassen. Solche Mög- 
lichkeiten stellen einen wichtigen Anreiz für Firmen dar 
in Weiterbildung zu investieren. Von ihnen wird aller- 
dings noch sehr verhalten Gebrauch gemacht, hier ist ei- 
ne deutliche Verbesserung dieser Möglichkeiten wün- 
schenswert. Sie gewinnen auch deshalb erheblich an 
Bedeutung, weil sich in einigen Gebieten ein spürbarer 
Mangel an Spezialisten und Fachkräften abzeichnet. 

Weiterhin ist vorstellbar, dass neben Sachinvestitionen 
auch Weiterbildungsinvestitionen (oder Erstausbildungsin- 
vestitionen) mit einer bestimmten Zielrichtung oder unter 
bestimmten Bedingungen gefördert werden, da gerade heu- 
tige individuell zu entscheidende Investitionen in Human- 
kapital die zukünftigen volkswirtschaftlichen Wachstums- 
chancen erheblich beeinflussen. In diesem Kontext ist die 
jüngst geschaffene Möglichkeit, bei der Gemeinschaftsauf- 
gabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
auch Neuinvestitionen in Humankapital durch Lohnkosten- 
zuschüsse zu fördern, ein Schritt in die richtige Richtung. 

Wünschenswert ist eine Integration der Hochschulen in das 
System der Weiterbildung. Eine derartige Einbindung stellt 
auch einen wesentlichen Beitrag zum Wissens- und Tech- 
nologietransfer „über die Köpfe“ des direkt erreichten Un- 
temehmenspersonals dar. Hier sind insbesondere die Berei- 
che der Natur- und Ingenieurwissenschaften angesprochen, 
denn dort sind die Möglichkeiten kommerziell betriebener 
Weiterbildung begrenzt. Damit eine solche Integration tat- 
sächlich erfolgreich gelingen kann, müssen allerdings die 
Anreize für Hochschulangehörige derart ausgestaltet sein, 
dass sie solche Aufgaben auch wahmehmen. In der einge- 
leiteten Reform des Dienstrechts sollte auch dieser Ge- 
sichtspunkt Beachtung finden. Gleichzeitig gilt es, das Sub- 
sidiaritätsprinzips zu beachten, damit private Anbieter von 
Weiterbildung nicht durch das Angebot der Hochschulen 
diskriminiert werden. 

Mit besonderen und sich in der Tendenz eher noch zuspit- 
zenden Arbeitsmarktproblemen sind niedrig Qualifizierte 
und Personen ohne Berufsausbildung konfrontiert. In die- 
sem Segment der Qualifikationspalette ist eine besondere 
Notwendigkeit zur (Weiter-) Qualifikation vorhanden. 
Die Aus- und Weiterbildung von niedrig Qualifizierten ist 
eine wichtige staatliche Aufgabe, die verstärkt in Angriff 
genommen werden sollte. 


2.2 Unternehmerische Forschung und Ent- 
wicklung 

Eine bedeutende Voraussetzung für die Innovationsfä- 
higkeit einer Volkswirtschaft ist ein ausreichendes Vo- 
lumen an FuE in den privaten Unternehmen. Die An- 


strengungen der deutschen Wirtschaft für FuE können 
im internationalen Vergleich noch immer nicht als be- 
friedigend bezeichnet werden, obwohl hier in jüngerer 
Zeit Verbesserungen festzustellen sind. Der Umfang, in 
dem Unternehmen Aufwendungen für FuE tätigen, die 
Erwartungen der einzelnen Firmen hinsichtlich der Er- 
träge ihrer Forschungsanstrengungen, oder auch die 
Notwendigkeiten, die Unternehmen für FuE sehen, um 
überhaupt am Markt überleben zu können, werden ganz 
wesentlich von den Anreizen und den Rahmenbedin- 
gungen beeinflusst, unter denen private FuE im Rahmen 
eines Innovationssystems stattfindet. Diese unterliegen 
ganz wesentlich dem Einfluss der Politik. 

Unternehmensteuerreform stimuliert private FuE 

In diesem Kontext ist zu berücksichtigen, dass in 
Deutschland die Unternehmensgewinne im internationa- 
len Vergleich bislang extrem hoch besteuert werden. 
Bezüglich der Höhe der steuerlichen Belastung von 
FuE-Ausgaben nimmt Deutschland nach einer Statistik 
der OECD den vorletzten Platz in der Rangliste der 
OECD-Länder ein. Die von der Bundesregierung im 
Dezember vorgestellten Pläne für die Reform der Unter- 
nehmensbesteuerung können als ein entscheidender 
Schritt in die richtige Richtung gewertet werden. Die 
Verbesserung der Innenfinanzierungsmöglichkeiten der 
Unternehmen wird - so ist zu hoffen - insbesondere 
auch den Aufwendungen für FuE zugute kommen, da 
FuE-Aufwendungen in aller Regel auf diesem Wege fi- 
nanziert werden. Gerade für die kleinen und mittleren 
Unternehmen wird mit der Senkung der Steuersätze eine 
wesentliche Verbesserung ihrer Finanzierungsmög- 
lichkeiten für Innovationen in die Wege geleitet, da sie 
wegen der personalintensiveren Struktur ihrer FuE- 
Aktivitäten weniger von den Gegenfinanzierungsmaß- 
nahmen durch die Senkung der Abschreibungssätze be- 
troffen sind. 

Konsequente Wettbewerbspolitik fördert Innovationen 

Die Anreize für FuE-Aktivitäten und Innovationen wer- 
den ganz entscheidend davon geprägt, wie offen, wie 
kompetitiv, wie wenig reguliert die Wirtschaft ist. Libera- 
lisierung, Deregulierung (oder Re-Regulierung) stimulie- 
ren nicht nur den Preiswettbewerb auf den Märkten son- 
dern in hohem Maße auch den Innovationswettbewerb, 
Wettbewerbspolitik ist Innovationspolitik. 

Der Bereich der Telekommunikation ist ein Beispiel da- 
für, zu welcher Innovationsdynamik und in Folge zu 
welchen internationalen Wettbewerbsvorteilen Länder 
aus einer frühen Liberalisierung kommen können. Die 
nordischen Länder (Schweden, Finnland, Dänemark) 
haben als erste Wettbewerb in diesem Bereich einge- 
führt. Durch die so ermöglichte frühe breite Nutzung 
wurden die lokalen Unternehmen angeregt, in FuE für 
Mobilfunktechnik und in den Kompetenzaufbau für große 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 14/2957 


Mobilfunknetze zu investieren. So wurden völlig neue 
Marktsegmente und Nutzerkreise entdeckt - zu einer 
Zeit, als in den anderen Ländern noch sehr geringe 
Marktgrößen prognostiziert wurden. Noch in den 80er- 
Jahren gingen fast alle Experten davon aus, dass nicht 
hinreichend viele Frequenzen zur Verfügung stünden, 
um Mobilfunk für alle zu ermöglichen. Die sich durch 
den Wettbewerb entwickelnde Marktdynamik hatte aber 
eine unvorhersehbare nachfrageinduzierte Innovations- 
dynamik entfaltet, die neue technische Realisationen zur 
Folge hatte und die langfristigen Marktperspektiven ra- 
dikal änderte. Während heute die anderen Länder nach- 
ziehen, sind in den nordischen Ländern bereits neue Da- 
tenkommunikationsdienstleistungen im Aufbau begrif- 
fen - es wird gar eine Ablösung der Festnetztelefonie 
durch den Mobilfunk für möglich gehalten. 

Dieses Beispiel verdeutlicht eindrucksvoll, dass Innova- 
tionspolitik immer nur unterstützend wirken, nie aber 
Technologien am Markt durchsetzen kann. Die Vorteile 
einer technischen Überlegenheit können sich nur dann 
international in Exporterfolge ummünzen, wenn ein de- 
regulierter und freier Markt die Nutzungspotenziale ent- 
decken und auswählen kann. Ein solcher Markt ist auch 
ein präferierter Markt für internationale FuE. Unter die- 
sem Gesichtspunkt ist es außerordentlich zu begrüßen, 
dass Deutschland hinsichtlich der Liberalisierung des 
Energiemarktes international eine Vorreiterrolle ein- 
nimmt. Dieser Schritt lässt gewaltigen Innovationsschub 
für die Bereiche Energiedienstleistungen, Durchleitungs- 
technologien, Netzbetreibung und effiziente Erzeugung 
erhoffen. 

Umweltinnovationen brauchen staatliche Impulse 

Eine Ausnahme bildet in diesem Zusammenhang aller- 
dings die Innovationstätigkeit in den Bereichen der 
Umwelttechnologien. Wegen der „doppelten“ Wirkung 
von externen Effekten 1 * sind die privaten Aneignungs- 
bedingungen aus den Ergebnissen solcher Innovationen 
außerordentlich beschränkt. Die eigentliche Wirkung 
von Markt und Wettbewerb ist somit zum Teil außer 
Kraft gesetzt und kann sich nicht voll entfalten. Für 
Umweltinnovationen haben sich Regulierungen deshalb - 
im Gegensatz zu anderen Bereichen - als förderlich für 
das Innovationsverhalten erwiesen. Eine umweltorien- 
tierte Innovationspolitik darf diese Zusammenhänge 
nicht außer Acht lassen und muss durch glaubwürdige 
langfristige Umweltzielvorgaben, durch eine Instrumen- 
tenwahl, die Innovationen in diesen Bereichen auch pri- 
vat rentabel macht und durch entsprechende Regulie- 


1) Zum einen werden externe Effekte über spill-over- Wirkungen durch das 
Innovationsprojekt selbst wirksam, zum anderen kommt hinzu, dass Um- 
weltverbesserungen allen zugute kommen und deshalb auch die durch die 
Innovationen erzielten neuen Produkte oder neuen Verfahren externe Effek- 
te ausstrahlen. 


rung Innovationsimpulse setzen und die Bedingungen 
für potenzielle Umweltinnovatoren berechenbar gestal- 
ten. Hierbei ist allerdings darauf zu achten, dass die aus 
Umweltinnovationsgesichtspunkten gewählten Regulie- 
rungen und gesetzlichen Vorgaben nicht durch zu starke 
innovationsfeindliche Effekte auf andere Bereiche in ih- 
rer Innovationswirkung überkompensiert werden. 

Bei der Förderung privater FuE die Marktsignale be- 
achten 

Neben der entscheidenden wettbewerblichen Komponente 
ist eine Förderung privater FuE vonseiten des Staates 
durchaus wünschenswert, da durch die spill-over-Effekte 
von Innovationen externe Effekte ins Spiel kommen, die 
bei allein marktmäßiger Lösung unter Umständen zu einer 
„Unterversorgung“ mit privater FuE führen. Die Stimulie- 
rung privater FuE in Form der indirekten Förderung hat 
den Vorteil, dass die Richtungen und Ziele der Technolo- 
gieentwicklung enger an die Marktsignale angekoppelt 
sind. Andererseits ist es gerade dadurch schwer, reine 
„Mitnahmeeffekte“ von einer erfolgreichen Stimulierung 
von FuE -Aktivitäten zu trennen. 

Deutschland ist gegenwärtig eines der wenigen großen 
OECD-Länder ohne steuerliche Präferenz für FuE- 
Aufwendungen (z. B. in Form eines tax-credits). Beson- 
dere Präferenzen für kleine und mittlere Unternehmen 
wie in Frankreich oder die jüngst eingeführte Regelung 
in Großbritannien könnten hier über die mit der Steuer- 
reform verbundenen stimulierenden Effekte hinaus zu- 
sätzlich zu einer Stärkung der Wettbewerbskraft beitra- 
gen. Es sollte daher intensiv diskutiert werden, ob auch 
nach Realisierung der geplanten Untemehmenssteuerre- 
form ein weiterer Nachholbedarf besteht, dessen Kom- 
pensation dazu geeignet ist, Deutschland in der OECD- 
Rangliste zur steuerlichen Belastung von FuE - zusätz- 
lich zu der mit der Unternehmenssteuerreform ohnehin 
verbesserten Ranglistenposition weiter nach oben rü- 
cken zu lassen. 

Die indirekte Forschungsförderung beschränkt sich nicht 
nur auf die steuerliche FuE-Förderung. Allerdings muss 
konstatiert werden, dass die indirekte Forschungsforde- 
rung, die primär auf die Förderung von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen abzielt, mittelfristig - und bis heu- 
te - zu sehr an Gewicht verloren hat. Die wünschens- 
werte Stimulierung von KMU zur Teilnahme an den 
jüngst ausgeweiteten Programmen der direkten For- 
schungsforderung kann jedoch diesen Bedeutungsrück- 
gang nicht kompensieren. Dies gilt insbesondere für die- 
jenigen KMU, deren Innovationsaktivitäten sich auf 
Technologie- und Marktnischen orientieren. Gleichwohl 
sollte die stärkere Öffnung der Programme der direkten 
Forschungsforderung für KMU angestrebt werden und 
auch eine schnelle Diffusion von Projektergebnissen, 
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von denen die KMU profitieren können, aktiv gefördert 
werden. 

Die Formen direkter Förderung bieten sich an, um abge- 
grenzte Technologiefelder gezielt zu entwickeln und zu 
stimulieren. Ein Bezug zum Marktgeschehen ist jedoch 
auch bei der direkten Förderung anzustreben, hat doch 
die OECD jüngst darauf verwiesen, dass die positiven 
Anreize einer direkten Förderung - auch bei den am 
Förderprogramm teilnehmenden Unternehmen - verpuf- 
fen, wenn die Förderung an den Innovationszielen der 
Unternehmen und ihren technologischen Entwicklungs- 
linien vorbeigeht. Für Vorhaben der direkten Förderung 
ist eine Verstärkung der „marktanalogen“ Projektaus- 
wahl anzuraten. Die Auswahl in Form eines Wettbe- 
werbs, wie sie beispielsweise bei „Bio-Regio“, „Inno- 
Regio“ oder auch den „Kompetenzzentren Medizintech- 
nik“ vorgenommen wurde, ist ein gut geeignetes innova- 
tionspolitisches Instrument für die Projektauswahl bei 
direkter Förderung. 

Als Ergänzung zur stärkeren Integration der KMU in die 
direkte Projektförderung bietet sich das Instrument der in- 
direkt-spezifischen Förderung an, von dem aber seit Mitte 
der Neunzigerjahre zunehmend weniger Gebrauch ge- 
macht wird. Nach Auslaufen der Programme wie bei- 
spielsweise zur Fertigungstechnik und zur Photovoltaik 
kommt diesem stärker umsetzungs- und KMU- 
orientierten Instrument nur noch eine geringe Bedeutung 
zu. Gerade vor dem Hintergrund der Zielsetzung, die In- 
novationsbasis von KMU zu stärken, wäre es angebracht, 
im Einzelfall zu prüfen, ob nicht Maßnahmen der indi- 
rekt-spezifischen Förderung einzelne Maßnahmen der di- 
rekten Forschungsförderung sinnvoll ergänzen könnten. 

Personalaustausch zwischen Wirtschaft und Wissen- 
schaft fördern 

Eine weitere entscheidende Komponente für die tech- 
nologische Leistungsfähigkeit liegt in der Absorptions- 
fähigkeit der Unternehmen. Technisches Wissen aus 
Forschungseinrichtungen aufnehmen, von Partnern aus 
der Wirtschaft im Rahmen von Kooperationen erwer- 
ben und dann im eigenen Unternehmen in Lösungen 
umsetzen sind sehr wichtige Fähigkeiten für die unter- 
nehmerische Innovationsfähigkeit. Dieser Austausch 
findet häufig über die Köpfe statt. Eine Politik der 
Stärkung und Verbesserung der Absorptionsfähigkeit 
sollte bei einer Verbesserung der Durchlässigkeit von 
qualifizierten Köpfen zwischen öffentlichem Wissen- 
schaftsbereich und Unternehmensbereich ansetzen. Ei- 
ne erheblich größere Mobilität in beide Richtungen ist 
hier erstrebenswert. Gerade eine solche Mobilität er- 
fordert ein entsprechend ausgestattetes reformiertes 
Dienstrecht im Wissenschaftsbereich. 

Personalaustausch ist angesichts der zu befürchtenden 
Akademikerknappheit in den ingenieur- und einigen na- 


turwissenschaftlichen Disziplinen in den kommenden 
Jahren auch deshalb vermehrt zu fördern, da die Gefahr 
absehbar ist, dass weder Hochschulen ausreichenden 
wissenschaftlichen Nachwuchs rekrutieren können, noch 
die Wirtschaft ihren steigenden Bedarf an mit neuem 
Wissen ausgestatteten Hochschulabgängem befriedigen 
kann. 

Eine erhöhte Mobilität des Personals wirkt dann der 
Tendenz entgegen, in Zeiten knapper Arbeitskräfte diese 
besonders eng an den Betrieb zu binden. Zudem lassen 
sich durch eine Erhöhung des (temporären) Personalaus- 
tausch die Effektivität der Entwicklungsvorhaben stei- 
gern und manche negative Konsequenzen der Knappheit 
von Hochqualifizierten abmildem. 

2.3 Öffentliche Forschung und Entwicklung 

Neben den Aktivitäten der Wirtschaft im Bereich For- 
schung und Entwicklung verfügt Deutschland über ein 
breites Wissenschafts- und Forschungspotenzial im Be- 
reich der Grundlagenforschung und der angewandten 
Spitzenforschung. Die Hochschulen und außeruniversi- 
tären Forschungseinrichtungen sind regional breit ver- 
teilt und haben neben ihrer bildungs- und forschungs- 
politischen auch jeweils erhebliche regionalpolitische 
Bedeutung. Entscheidend für eine vorsichtige Neuori- 
entierung des deutschen Innovationssystems hin zu 
zumindest partieller Technologieführerschaft durch 
Entwicklungen in völlig neuen Technologiebereichen 
wird es auch sein, inwieweit die Akzentverschiebungen 
im Bereich der öffentlichen Forschung gelingen, und 
inwieweit wissenschaftliche Ergebnisse effizient in den 
Unternehmensbereich transferiert werden können. Wis- 
senschaft und Forschung rechtfertigen sich nicht allein 
aus sich selbst heraus und durch ihre eigenständigen 
Ziele. Sie müssen sich auch an der ökonomischen Um- 
setzung messen lassen. Im Bereich der Verwertungsre- 
levanz der Ergebnisse außeruniversitärer Forschung 
zeigt sich - auch unter Berücksichtigung der jeweiligen 
spezifischen Aufgabenstellungen - ein deutlicher Un- 
terschied zwischen den verschiedenen Einrichtungen. 

Einrichtungen an neue Entwicklungen anpassen 

Vor diesem Hintergrund ist die Mission einer jeweiligen 
Institution stetig neu zu definieren und deren Effektivität 
weiterzuentwickeln. Regelmäßige Evaluationen sind da- 
bei ein geeignetes Instrument. So hat die jüngst abge- 
schlossene Evaluation der Fraunhofer-Gesellschaft eini- 
ge wichtige Hinweise für die Weiterentwicklung in der 
angewandten staatlichen Forschung gegeben. Dabei geht 
es zum einen um Anpassungen des von den Einrichtun- 
gen abgedeckten „Technologieportfolios“ (beispielswei- 
se einer Verstärkung im Bereich der Kommunikations- 
technologien oder der Life Sciences), zum anderen aber 
auch um Veränderungen der Organisationsstrukturen 
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z. B. durch die Verstärkung der Kooperation zwischen 
den Institutionen der außeruniversitären Forschung, der 
Kooperation der außeruniversitären Forschung mit den 
Hochschulen und der Kooperation zwischen der außer- 
universitären Forschung und Unternehmen, insbesonde- 
re den KMU. 

Andererseits gilt aber auch, dass historisch überholte 
Missionen prinzipiell korrigierbar sein müssen, da an- 
sonsten FuE-Mittel des Staates in zu großem Umfang in 
kostenintensiven Einrichtungen gebunden sind, ohne 
zielführende Wirkung zu erzielen, ln diesem Zusam- 
menhang sind insbesondere die Aufgabenstellungen der 
Großforschungseinrichtungen kritisch zu hinterfragen. 
Die laufende Evaluation der HGF wird sich dieser Auf- 
gabe vorbehaltlos stellen müssen. 

Der bereits eingeschlagene Weg, den Wettbewerb zwi- 
schen den Einrichtungen der öffentlichen Forschungsin- 
frastruktur zu stärken, ist konsequent weiterzugehen. 
Dabei sind die unterschiedlichen Finanzierungsmodelle 
der einzelnen Einrichtung zu beachten. 

Ähnlich wie im Bereich der Hochschulen besteht auch 
ein hoher Reformbedarf in den Institutionen der öffentli- 
chen FuE-Infrastruktur, der sich allerdings je nach Ein- 
richtungstyp unterschiedlich darstellt. Übergreifend ist 
jedoch allen Institutionen gemein, dass das bisherige 
Dienstrecht für wissenschaftliche Institutionen immer 
weniger angemessen erscheint. Entsprechend zu begrü- 
ßen ist daher die in Angriff genommene Reform des 
Dienstrechts. Eine Expertenkommission wird dazu in 
Kürze entsprechende Vorschläge unterbreiten. Die Vor- 
schläge sind dabei insbesondere auf ihre Anreizkompa- 
tibilität zu prüfen. Denn auch für den einzelnen Wissen- 
schaftler müssen sich seine Leistungen im Bereich der 
Forschung, Entwicklung und des Technologie- und Wis- 
senstransfers „lohnen“. Gerade die oben eingeforderte 
Erhöhung der Mobilität von Hochqualifizierten zwi- 
schen dem öffentlichen und dem privaten (FuE-) System 
kann entscheidende Impulse aus einer Reform des 
Dienstrechts erhalten. 

Regionale Verteilung der Innovationspotenziale nicht 
weiter ausbauen 

Ausgehend von den jetzigen Gegebenheiten erscheint 
eine weitere regionale Verteilung von Forschungskom- 
petenz und Wissenszentren nicht wünschenswert. Bei 
der regionalen Lozierung von Forschungseinrichtungen 
sollten primär innovationspolitische Ziele und nur un- 
tergeordnet regionalpolitische Ziele den Ausschlag ge- 
ben. In diesem Zusammenhang sollte insbesondere der 
temporäre Charakter der staatlichen Unterstützung von 
(regionalen) Kompetenzzentren in Erinnerung gerufen 
werden. Sich verändernde Aufgabenstellungen oder 
neue forschungspolitische Herausforderungen können 


dazu führen, dass auch einzelne Forschungseinrichtun- 
gen in Frage gestellt werden müssen. 

Kooperationen zwischen öffentlicher und privater For- 
schung fördern 

Dem Wissens- und Technologietransfer von öffentlichen 
Forschungseinrichtungen zu den Unternehmen kommt bei 
der Neuorientierung des Innovationssystems eine zentrale 
Bedeutung zu. Die Forschungsleistungen der Hochschu- 
len und außeruniversitären FuE-Einrichtungen haben für 
die Innovationsfähigkeit an Bedeutung gewonnen, da im 
Untemehmenssektor das Gewicht stärker auf den anwen- 
dungs- und umsetzungsrelevanten FuE-Arbeiten liegt und 
sich in einigen Bereichen wissenschaftliche Grundlagen- 
forschung und technologische Umsetzung in neue Pro- 
dukte und Verfahren angenähert haben. Die Verbesserung 
der Kooperation von Wirtschaft und Wissenschaft wird 
nicht zuletzt auch durch die Verkürzung der Innovations- 
zyklen wichtiger. 

Die Zugangsmöglichkeiten in Deutschland zu techni- 
schem Wissen für technologieorientierte Unternehmen 
sind in weiten Bereichen als gut zu bezeichnen - sie sind 
aber noch erheblich ausbaufähig. Dies gilt auch ange- 
sichts eines dicht geknüpften Netzes von Technologie- 
transfer- und Innovationsberatungsstellen, das sich maß- 
geblich aus öffentlichen Mitteln finanziert. Trotzdem 
fällt vielen Unternehmen der Zugang zum Wissen der 
öffentlichen FuE-Einrichtungen schwer. Das existieren- 
de System ist daher zu hinterfragen, auf seine Effektivi- 
tät hin zu überprüfen und gegebenenfalls konzeptionell 
neu auszurichten. Denn dieses traditionelle Modell des 
Wissenstransfers beruht auf der Annahme eines einseiti- 
gen Transfers von Spin-off-Erfmdungen, d. h. der nach- 
träglichen Verwertung von wissenschaftlichen Ergebnis- 
sen, die ursprünglich aufgrund anderer Motive erzielt 
wurden. Dieses Modell beschreibt aber die vielfältigen, 
wechselseitigen Wissensströme im Zusammenspiel von 
Wirtschaft und Wissenschaft nur sehr unzureichend. 

Es ist angeraten den Wissens- und Technologietransfer 
erheblich stärker auf direkte, wechselseitige Kooperati- 
onen zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtun- 
gen auszurichten. Denn vielfach wird auf das noch vor- 
handene Potenzial an Unternehmen verwiesen, die am 
Aufbau von Kooperationen mit der Wissenschaft inte- 
ressiert sind. Zudem existiert in vielen Fällen auch auf 
Seiten der Hochschulen und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen ein ungenutztes Potenzial von 
Forschungsergebnissen, das prinzipiell zur Verwertung 
geeignet ist, aber nicht umgesetzt wird. Besonders er- 
folgversprechend erscheint der direkte Transfer zwi- 
schen Wissenschaftlern aus den öffentlichen FuE- 
fnstitutionen und Unternehmen, dem gegenüber einer in- 
termediären Lösung (beispielsweise über Transferstel- 
len) der Vorzug zu geben ist. 
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Die Stimulierung des Wissens- und Technologietrans- 
fers geht daher weiter als der Aufbau und Unterhalt ei- 
nes Netzes an Technologietransfereinrichtungen. Der 
direkte Transfer von Forschungsergebnissen sollte 
auch für öffentlich beschäftigte Wissenschaftler oder 
Forscher zu den originären Aufgaben gehören. Den 
zentralen Ansatzpunkt für die Innovationspolitik bilden 
dabei die Anreize für wissenschaftliche Einrichtungen 
und ihre Beschäftigten zur Integration der ökonomi- 
schen Verwertung von Erfindungen und Know-how in 
ihr Zielsystem. Die Innovationspolitik sollte bei der 
Stärkung der Anreize eine Schrittmacherfunktion ein- 
nehmen. Restringierende Regeln des Dienstrechts 
(z. B. Besserstellungsverbot) wirken aus innovations- 
politischer Sicht deutlich kontraproduktiv. Weitere An- 
satzpunkte reichen dabei von der Reform des Arbeits- 
nehmererfinderrechts, des Hochschullehrerprivilegs bei 
der Verwertung von Diensterfindungen, der Einfüh- 
rung einer Neuheitsschonfrist bei Anmeldungen am eu- 
ropäischen Patentamt bis hin zu einer stärkeren Betei- 
ligung der Wissenschaftler und ihrer Arbeitgeber an 
den Verwertungserlösen. 

Neben diesen strukturellen Reformen stehen der Innova- 
tionspolitik eine Reihe weiterer Instrumente im Rahmen 
der direkten Projektforderung zur Verfügung. Gerade 
die für unerfahrene KMU schwer zu überschauende 
Vielfalt an Fördermöglichkeiten erschwert die Akzep- 
tanz der existierenden Programme. Die weitere Bünde- 
lung der Fördermöglichkeiten beispielsweise im Rah- 
men von Leitprojekten ist ein möglicher Ansatzpunkt 
zur Verbesserung der Integration von KMU in dieses 
System - auch gerade mit der Blickrichtung auf eine 
Verstärkung des Wissens- und Technologietransfer. 
Häufig jedoch übersteigt die Teilnahme an anspruchs- 
vollen Leitprojekten die Möglichkeiten kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen. Daher ist darauf zu achten, dass die 
Projektergebnisse möglichst frühzeitig - d. h. auch Zwi- 
schenergebnisse - der einschlägigen Öffentlichkeit zu- 
gänglich gemacht werden. 

Besser auf die Förderung der Kooperation von KMU und 
der Wissenschaft zugeschnitten ist das Instrument der 
Verbundprojekte. Die stärkere Betonung einer klaren und 
raschen Verwertungsstrategie bei der Prüfung und Aus- 
wahl von Projektanträgen erhöht die Anreize zur Koope- 
ration sowohl für die Wissenschaft als auch für die KMU. 
Auch die Gewährung exklusiver Verwertungsrechte an 
den Ergebnissen der kooperativen Forschung durch die 
beteiligten Unternehmen, erhöht die Anreize von KMU 
zur Zusammenarbeit mit der Wissenschaft. Der dabei auf- 
tretende Zielkonflikt zwischen exklusiver privatwirt- 
schaftlicher Verwertung und öffentlicher Projektfinanzie- 
rung macht es allerdings erforderlich, dass die Aus- 
schlussmöglichkeit gegenüber Dritten nur temporär mög- 
lich ist und gleichzeitig an die rasche Verwertung der For- 
schungsergebnisse geknüpft ist. 


Ergebnisse der Grundlagenforschung durchlaufen bis 
zur Verwertung häufig einen wissenschaftlichen Trans- 
formationsprozess, bevor sie einer ökonomischen Ver- 
wertung zugeführt werden können. Dabei kann die Aus- 
nutzung der relativen Stärken unterschiedlicher For- 
schungsinstitutionen den Transfer beschleunigen oder 
auch erst ermöglichen. Aus dieser Perspektive ist auch 
die Förderung innerwissenschaftlicher Kooperationen 
ein erster Schritt zur Verwertung. Die Bereitstellung von 
Sondermitteln für Kooperationsprojekte an die HGF ist 
prinzipiell ein Schritt in die richtige Richtung, zielt je- 
doch durch die Beschränkung auf kooperative Projekte 
mit anderen öffentlichen Forschungseinrichtungen und 
Hochschulen erheblich zu kurz. Es ist wünschenswert, 
die Förderung kooperativer Forschung sehr gezielt auch 
auf Kooperationen mit privaten Unternehmen auszudeh- 
nen. 

Im Rahmen der Strategie der Förderung des direkten 
Transfers sind die Förderung der Mobilität von For- 
schem aus öffentlichen und privaten FuE-Einrichtungen 
und Unternehmen und die (Aus-)Gründung von Unter- 
nehmen wirkungsvolle Mechanismen neue verwertungs- 
relevante Forschungsergebnisse zu stimulieren und der 
ökonomischen Verwertung zuzuführen. Mobilitätshem- 
mende Elemente in den Entgeltsystemen, den Alterssi- 
cherungssystemen oder den Karrieremöglichkeiten sind 
daher auch aus der Perspektive des Wissens- und Tech- 
nologietransfers auf den Prüfstand zu stellen. 

2.4 Dynamik im Unternehmensbereich 

Die Dynamik im Untemehmenssektor, verursacht durch 
den Markteintritt neuer Firmen und den Marktaustritt 
gescheiterter Unternehmen, hat erhebliche Wirkungen 
für die Emeuerungsfähigkeit einer Wirtschaft und die 
Geschwindigkeit, mit der sie den Strukturwandel durch- 
läuft und sich im internationalen Wettbewerb Vorteile 
verschafft. Neue Unternehmen - insbesondere Firmen 
aus den Wissens- oder technologieintensiven Berei- 
chen - sind häufig Vorreiter im Einsatz neuer Technolo- 
gien. Durch sie werden die Marktchancen von neuen 
Entwicklungen getestet, die Anpassungen an die Nach- 
fragewünsche vollzogen und neue Dienstleistungen ver- 
sucht. Im Erfolgsfall führen schnelle Wachstumsprozes- 
se die Firmen zu beträchtlicher Größe, im Fall negativer 
Marktsignale verschwinden die Firmen schnell wieder 
von der Bildfläche. In dieser oft kreativen Dynamik lie- 
gen große Chancen für die Innovationsfähigkeit einer 
Wirtschaft. Es ist eine wichtige Aufgabe der innovati- 
onsorientierten Wirtschaftspolitik Selbstständigkeit und 
Gründungen zu unterstützen. 

Ausbildung zur Selbstständigkeit 

Die Selbstständigkeit als ebenso selbstverständliche 
Form der Erwerbstätigkeit wie die abhängige Beschäfti- 
gung sollte auf allen Ebenen von Bildung und Ausbil- 
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düng fest verankert sein. Besonders an den Hochschulen 
sollte sowohl in den technisch-naturwissenschaftlichen 
als auch in den wirtschaftswissenschaftlichen Studien- 
gängen die Vorbereitung auf eine mögliche Selbständig- 
keit fest in den Curricula verankert werden. Gründung 
und Selbstständigkeit müssen gängige Themen an Uni- 
versitäten und Fachhochschulen werden. Auf dem Weg 
dahin sind durch den „Exist“-Wettbewerb erste wichtige 
Schritte vollzogen worden, die Selbstständigkeitsoption 
attraktiver zu machen. Eine hohe Wettbewerbsintensität 
und geringe formale Zugangsschranken (etwa in Form 
überholter „ständischer“ Ordnungen) sind wichtige Vo- 
raussetzungen für eine hohe Gründungsdynamik. 

Risikoreiche Tätigkeiten belohnen 

Ein wesentlicher knapper Faktor für neue Unternehmen 
ist die zu geringe Verfügbarkeit von qualifiziertem Perso- 
nal und Humankapital, insbesondere für kleine Firmen 
mit einem hohen Risiko des Scheitems. Die in Deutsch- 
land auch strukturell gefestigte Fixierung auf lange Be- 
schäftigungsperioden in großen Unternehmen wirkt sich 
hier einschränkend aus. Hier sollten die Wettbewerbsbe- 
dingungen kleiner Firmen, insbesondere aber von Unter- 
nehmensgründungen, auf dem Arbeitsmarkt deutlich ver- 
bessert werden. Kurzfristig kann dies über die weitere 
Ermöglichung von anreiz- oder erfolgsbasierten Entloh- 


nungsmodellen (wie z. B. Stock-options) erfolgen. Damit 
diese Modelle tatsächlich die Möglichkeiten für junge 
Unternehmen auf den Hochqualifiziertensegmenten des 
Arbeitsmarktes merklich verbessern helfen, bedürfen sie 
einer Flankierung von steuerrechtlicher Seite. 

Beteiligungen weiter attraktiv machen 

Die sprunghafte Entwicklung des Wagniskapitalmarktes 
in den letzten beiden Jahren hat dazu geführt, dass die 
Finanzierungsmöglichkeiten für technologieintensive 
Untemehmensgründungen in der Spitzentechnologie 
sich merklich verbessert haben. Auch Förderprogramme 
des Bundes waren maßgeblich an dieser Entwicklung 
beteiligt. Die jüngste Entwicklung hat einen Spielraum 
eröffnet, die Konditionen der entsprechende Förderpro- 
gramme zu überprüfen. Änderungen sollten allerdings 
mit Augenmaß durchgeführt werden, da nicht absehbar 
ist, ob der momentane Expansionspfad des Beteili- 
gungskapitalmarkts auch in Zukunft anhalten wird. Die 
bislang vorliegende Konzeption zur Untemehmenssteu- 
erreform lässt erwarten, dass durch die Steuerfreiheit 
von Veräußerungsgewinnen der Beteiligungskapital- 
markt in Deutschland weiter stimuliert wird. Auch kann 
erwartet werden, dass die ausländischen Investitionen in 
deutsche Wagniskapitalfonds zunehmen werden und so 
die weitere Expansion des Wagniskapitalmarkts auch 
von der Finanzierungsseite her unterstützt wird. 
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3 Trends und Perspektiven zur Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland 


3.1 Aktuelle Entwicklungen 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich auf einem Wachs- 
tumspfad, der recht flach verläuft und kurzzeitig den 
Eindruck erweckt hat, als ob er früher als gedacht abbre- 
chen würde. Nach einer Konjunkturdelle, die auch an 
den FuE-intensiven Wirtschaftszweigen der Industrie 
und der wissensintensiven Dienstleistungswirtschaft 
nicht spurlos vorüberging, hat die deutsche Wirtschaft in 
der zweiten Jahreshälfte wieder an Schwung gewonnen. 
Entsprechend optimistisch sind die Prognosen, insbe- 
sondere bei den wissensintensiven Wirtschaftszweigen 
für das nächste Jahr. Die Grundlinien des längerfristigen 
weltwirtschaftlichen Strukturwandels zugunsten einer 
weiteren Wissensintensivierung und Tertiarisierung der 
Wirtschaft haben sich auch in der Phase der vorüberge- 
henden Abschwächung gezeigt. Deshalb stellen sich die 
Fragen, mit welchem Elan die deutsche Wirtschaft den 
weltweiten Trends folgt und ob die aktuelle Situation 
sowie die Verhaltensweisen eher auf Zurückhaltung 
schließen lassen. 

Die derzeitige Phase ist kritisch, denn letztlich entschei- 
det der Schwung, mit dem sich eine Wirtschaft aus stag- 
nativen Tendenzen erholt, mit darüber, welche Möglich- 
keiten geschaffen werden, um in die Zukunft investieren 
zu können. Wird das technologische Potenzial hinrei- 
chend ausgeschöpft? Wird es umgesetzt in weltmarktrei- 
fe Erfindungen und Innovationen und damit letztlich in 
Produktion für den Inlands- und Auslandsmarkt sowie in 
Beschäftigung? 


3.1.1 Erfindungstätigkeit 

Weltmarktreife Patente 2 ' gelten als „Frühindikator“, als 
Indiz für Expansionsmöglichkeiten auf innovativen 
Märkten. Da Angaben über Patentanmeldungen einfach 
verfügbar sind und eine enge zeitliche Verknüpfung zur 
Erfindungstätigkeit aufweisen, sind sie ein häufig ver- 
wendeter Indikator zur Messung der technologischen 
Stärke von Volkswirtschaften. 


2) Berücksichtigt werden hier die „Triadepatente“, die zusätzlich zum Inland 
in mindestens zwei Auslandsmärkten der Triaderegionen USA- Europa- 
Japan angemeldet werden. Sie repräsentieren in der Regel Erfindungen mit 
hoher technischer und wirtschaftlicher Bedeutung. Gleichzeitig spiegeln sie 
die internationale Ausrichtung der anmeldenden Unternehmen wider. Zu- 
dem „eleminiert" dieses Vorgehen Verzerrungen, die aus Unterschieden im 

jeweiligen nationalen Patentrecht resultieren. Ein internationaler Vergleich 
auf der Basis der Triadepatente spiegelt daher die technologische Position 
besser wider als Vergleiche, die auf Anmeldung bei den nationalen Patent- 
ämtern beruhen. 


Hohe Patentneigung in Deutschland 

Deutschland ist relativ betrachtet traditionell unter den 
großen Volkswirtschaften das patentstärkste Land, ge- 
messen an den Erwerbspersonen, der Bevölkerung oder 
dem Inlandsprodukt, und nimmt 1997 zusammen mit Ja- 
pan vor den USA einen Spitzenplatz ein (Tabelle A-l). 
Die führende Position Deutschlands unter den größten eu- 
ropäischen Volkswirtschaften ist unangefochten. Die Tri- 
adepatentintensität Frankreichs und Großbritanniens ist 
etwa halb so hoch wie die Deutschlands. Geht man davon 
aus, dass internationaler Patentschutz oftmals gesucht 
wird, um die Exportchancen zu erhöhen und eine Imitati- 
on der entsprechenden Produkte zu verhindern, dann bie- 
tet es sich an, die Zahl der Triadepatente auf das Export- 
volumen zu beziehen. Danach liegt Deutschland auf einer 
mittleren Position. Diese bedeutet gleichzeitig aber auch, 
dass es Deutschland im Vergleich zu Japan und den USA 
gelingt, mit einer begrenzten Zahl von Triadepatenten ein 
überproportional hohes Ausfuhrvolumen zu realisieren. 3 ' 

Auch einige kleinere Länder weisen hohe Patentintensitä- 
ten auf (Abb. 3-1 und Tabelle A-2). Auf Platz eins am eu- 
ropäischen Patentamt liegt die Schweiz, gefolgt von 
Schweden. Dann folgen Deutschland, die Niederlande, 
Frankreich und Japan. Gerade kleinere Länder zeigen star- 
ke Zuwächse. Auch wenn dies weltwirtschaftlich betrachtet 
weniger gewichtig ist, so deutet es doch auf deren gestiege- 
ne Leistungsfähigkeit hin. Bemerkenswert ist insbesondere 
die stetige Zunahme der Patentanmeldungen aus Schwe- 
den. 

Beschleunigung der Patentierneigung 

In der zweiten Hälfte der 80er-Jahre konnte vor allem 
Japan stark zulegen; seit 1990 bewegt es sich in etwa 
synchron mit Deutschland. Eine stetige Verbesserung 
ihrer Position weisen die USA auf, während Deutsch- 
land und Japan in der zweiten Hälfte der 90er-Jahre das 
Niveau der 80er-Jahre wieder erreichen konnten. Denn 
Anfang der 90er- Jahre hatte sich das deutsche Enga- 
gement bei den Triadepatentämtern rückläufig entwi- 
ckelt, trotz der Ausweitung der Potenziale durch die 
Wiedervereinigung. Zu dieser Entwicklung hat auch 
die temporäre „Binnenorientierung“ der deutschen 
Wirtschaft im Zuge der Wiedervereinigung einen Teil 
beigetragen. Der recht steile Aufstieg in den letzten 
Jahren hängt, abgesehen von einer wieder stärkeren 


3) Dies ist aus deutscher Sicht jedoch vor allem durch die hohe wechselseitige 
Außenhandelsverflechtung der europäischen Länder untereinander bedingt. 
Gleiches gilt auch für andere europäische Länder. 
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Außenorientierung der westdeutschen Wirtschaft, auch 
damit zusammen, dass ostdeutsche Erfinder aktiver 
geworden sind und ihre Orientierung auf internationale 
Märkte zugenommen hat. 

Abb. 3-1: Patentaufkommen am Europäischen 

Patentamt pro Millionen Erwerbs- 
personen 



Die Verwendung von EPA-Patenten überschätzt aufgrund des , Heimvor- 
teils' die technologische Stärke der europäischen Länder. 

Quelle: EPAT; Berechnung des FhG-ISI (Tabelle A-2). 

Das internationale Aufkommen an weltmarktrelevanten 
Patenten hat eine Berg- und Talfahrt hinter sich. Es ist in 
den 80er-Jahren kontinuierlich angestiegen (Abb. 3-2). 
Nach einer Atempause zu Beginn der 90er-Jahre ist seit 
1994 wieder eine allgemeine Steigerung zu beobachten, 
die sich 1997 weiter fortgesetzt hat. Der Anstieg der 
Anzahl der Patentanmeldungen ist steiler als der Anstieg 
der industriellen FuE-Budgets: Gebührensenkungen für 
Patentanmeldungen oder Vereinfachungen bei inter- 
nationalen Patentverfahren, verbesserte Möglichkeiten 
zur Durchsetzung intellektueller Eigentumsrechte, Effi- 
zienzsteigerungen bei industrieller FuE, stärkerer Paten- 
tierungsdruck aufgrund des verschärften internationalen 
Wettbewerbs sowie der Versuch, in Zeiten internationa- 
ler Fusionen und Übernahmen den „Wert“ des Unter- 
nehmens zu steigern, haben dazu geführt, dass die Zeit- 
pfade der Entwicklung von Industrieforschung und Pa- 
tenten voneinander unabhängig erscheinen: Die techno- 
logische Entwicklung wird durch die Suche nach schnell 
anwendbaren technischen Lösungen vorangetrieben; 
FuE-Projekte werden schneller auf kurzfristiges Verwer- 
tungspotenzial hin überprüft und ggf. abgebrochen. Zu- 
dem werden Patente zunehmend als „strategische Waf- 
fe“ im internationalen Technologiewettbewerb einge- 
setzt. Insofern ist es nicht verwunderlich, wenn sich die 
Patententwicklung kurzfristig wesentlich günstiger ges- 
taltet, als es die Innovations- und FuE-Anstrengungen 
der Wirtschaft vermuten lassen. 


Abb. 3-2: Triadepatente der großen Industrie 

länder 1980 bis 1997 

- 1989 = 100 - 



— GER“) USA JPN 

GBR — FRA 


') 1995 und 1996 zuverlässige Hochrechungen; 1997 grobe Hoch- 

rechnung. 

2 ) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. 

Quelle: EPAT, INPADOC, - Berechnungen des FhG-ISI - OECD, 

OECD in Figures. 

Vor dem Flintergrund der internationalen Entwicklung 
ist der Anstieg der deutschen Anmeldungen in der Tria- 
de zwingend notwendig, um die Position im internatio- 
nalen Technologiewettbewerb zu halten. Denn auch in 
den großen europäischen Ländern Frankreich und Groß- 
britannien sowie in den übrigen Industrieländern hat sich 
das Patentaufkommen gerade in den letzten Jahren deut- 
lich erhöht. Der Verlauf der Erstanmeldungen an den na- 
tionalen Patentämtern lässt erwarten, dass die Anzahl 
der Triadepatente auch im Jahre 1998 weiter zunehmen 
wird. 

3.1.2 Input- und Outputindikatoren für Innova- 
tionsaktivitäten 

Kontinuität in der Industrie - zurückhaltende Investi- 
tionen 

Die Innovationsbudgets der Industrie sind mit der sich 
abzeichnenden konjunkturellen Erholung ab Mitte der 
90er-Jahre - wenn auch zeitlich etwas verzögert - kräf- 
tig ausgeweitet worden. Dass das Niveau der Innovati- 
onsausgaben nicht in allen Bereichen wieder den Stand 
vor der Rezession erreicht hat, liegt an der im Jahr 
1998 noch anhaltenden Schwäche in den investiven 
Teilen der Inno vationsbudget( Abb. 3-3). Sie liegen 
noch immer deutlich unter dem Investitionsvolumen 
von 1992. Erst seit 1997 steigen die investiven Auf- 
wendungen wieder leicht an. Gemessen an dem in ei- 
nem Konjunkturaufschwung erforderlichen Anstieg 
sind die Innovationsanstrengungen daher immer noch 
kraftlos. 
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Abb. 3-3: Innovationsaufwendungen der 

Industrie 



Jahr 1 ) 

— GER 2 ) USA JPN 

GBR FRA 


Quelle: ZEW Mannheimer Innovationspanel. 


Die Zahl der innovierenden Unternehmen ist allerdings 
seit 1994 kontinuierlich gestiegen (Abb. 3-4). Ihr Anteil 
hatte bereits 1996 den Stand von 1992 sehr deutlich 
überschritten. Dies beruht vor allem darauf, dass Nicht- 
Innovatoren in hohem Maße aus dem Markt ausgeschie- 
den sind. Fast zwei Drittel der Industrieunternehmen ha- 
ben in den Jahren 1996 bis 1998 neue Produkte einge- 
führt, nach gut 50 Prozent im Jahre 1992 und reichlich 
45 Prozent in den Jahren 1993/94. Besonders positiv ist, 
dass auch die Anzahl der Unternehmen mit Marktneu- 
heiten gestiegen ist und dass die kleinen und mittelgro- 
ßen Unternehmen 1998 ihre Innovationsbudgets wieder 
ausgeweitet haben. 


Abb. 3-4: Innovatorenanteile in der Industrie 



1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 

Quelle: ZEW Mannheimer Innovationspanel. 


Innovationsaufwendungen 

Innovationsaufwendungen beziehen sich auf Aufwen- 
dungen für laufende, abgeschlossene und abgebroche- 
ne Projekte innerhalb eines Jahres. Sie umfassen Auf- 
wendungen für Forschung und (experimentelle) Ent- 
wicklung, Maschinen und Sachmittel, Nutzung von 
externem Wissen z. B. durch Lizenzen, Aufwendun- 
gen zur Erlangung und Aufrechterhaltung eigener Pa- 
tente und Schutzrechte, Produktgestaltung und Pro- 
duktionsvorbereitungskosten, Mitarbeiterschulungen 
und Weiterbildungen sowie Markttests und Marktein- 
führungskosten (ohne Kosten zum Aufbau eines Ver- 
triebsnetzes), sofern diese Aufwendungen mit einem 
Innovationsprojekt in Verbindung stehen. Zu den In- 
novationsaufwendungen gehören sowohl laufende 
Aufwendungen (Personal- und Materialaufwendungen 
etc.) als auch Ausgaben für Investitionen. 

Forschung und Entwicklung (FuE) 

FuE-Aktivitäten umfassen Forschungsarbeiten zur 
Gewinnung neuer wissenschaftlich/technischer Er- 
kenntnisse ohne Blickrichtung auf spezifische Ver- 
wendungsmöglichkeiten (Grundlagenforschung), For- 
schungsarbeiten mit direktem Bezug zu spezifischen 
Einsatzmöglichkeiten (angewandte Forschung) sowie 
die systematische Nutzung bekannter wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse zur Herstellung neuer Materialien, 
Produkte und Verfahren sowie deren wesentliche Ver- 
besserung (experimentelle Entwicklung). 

Deutschland liegt beim Anteil der Innovatoren in Europa 
eindeutig in der Spitzengruppe, hat nach Schweden die 
höchsten Innovationsaufwendungen bezogen auf den 
Umsatz und besitzt auch eine herausragende Position bei 
den Umsatzanteilen mit neuen und verbesserten Produk- 
ten. Das Sortiment ist relativ jung. Dies unterstreicht die 
Effizienz des deutschen Innovationssystems und 
Deutschlands Rolle als „Technologieführer“ in Europa. 

Das Konjunkturtief in der ersten Hälfte der 90er-Jahre 
hat die deutschen Unternehmen veranlasst ihr Innovati- 
onsverhalten anzupassen: 

■ Im Aufschwung sind zunächst die laufenden Auf- 
wendungen für die kurzfristige Umsetzung von 
Know-how gesteigert worden. Die längerfristig 
angelegten Aufwendungen mit Bindungs Wirkung für 
FuE-Personal sowie FuE-Anlagen sind hingegen nur 
sehr schleppend in Gang gekommen, langsamer noch 
als die Anlageinvestitionen der Unternehmen insge- 
samt. 

■ Andere Faktoren als FuE (z. B. die Adaptionsfähigkeit 
neuer Technologien, neue Produkte durch Design und 
marktnahe Innovationsaufwendungen) haben für die 
Innovationsfähigkeit und für die Ausschöpfung der 
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Wachstumspotenziale an Bedeutung gewonnen. Wie 
in anderen Ländern zeigt sich auch innerhalb der 
FuE-Budgets eine Verschiebung zulasten der länger- 
fristig orientierten strategischen Forschung. 4 * 

Die größere Marktnähe der Innovationsaktivitäten und 
die Verstetigung der FuE -Anstrengungen haben zumin- 
dest kurzfristig Wirkung gezeigt. Die Umsatzanteile mit 
Produktneuheiten und auch mit Marktneuheiten sind in 
der Höherwertigen Technik angestiegen. Zudem hat der 
Anteil der Unternehmen, die Marktneuheiten positionie- 
ren konnten, im Jahre 1998 wieder zugenommen. 

Abb. 3-5: Innovationsintensitäten im europäi- 

schen Vergleich 1996 



des Umsatzes 

Quelle: OECD (1999); für Deutschland ZEW Mannheimer Innovati- 

onspanel. 

■ Ökonomisch gesehen kommt es auf das Tempo der 
Umsetzung in marktgängige Produkte und Verfahren 
an. Insbesondere in der Investitionsgüterindustrie ist 
ein kontinuierlicher Anstieg des Neuerungsgrads zu 
beobachten (Abb. 3-6). Dies ist jedoch weniger auf 
eine generelle Verkürzung der Produktlebenszyklen, 
als auf den steigenden Anteil der Unternehmen mit 
neuen Produkten Zurückzufuhren. 

■ Auch Markterfolge mit Innovationen konnten einen 
Beschäffigungsabbau nicht verhindern. Erst seit 1997 
werden in innovativen Industrieunternehmen wieder 
mehr Personen beschäftigt als in den Jahren zuvor. 
Der Anteil der Unternehmen, die ausschließlich Pro- 
zessinnovationen durchführen, hat weiter abgenom- 


4) vgl. Licht und Stahl (1997), NRC (1999) 


men. Für einen zunehmenden Teil der Unternehmen 
scheint eine reine Kostendämpfungsstrategie nicht zu 
genügen, um sich am Markt zu behaupten. Dennoch 
sind die Kostendämpfungseffekte von Prozessinno- 
vationen von Jahr zu Jahr gestiegen. Kostendämp- 
fung hat als Innovationsmotiv in Deutschland im 
Vergleich zu anderen Ländern einen deutlich höhe- 
ren Rang. (Abb. A-2) 


Abb. 3-6: Umsatz mit neuen Produkten und Pro 

duktlebenszyklus (PLZ) im Investiti- 
onsgütergewerbe 1992-1998 



1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 


* Marktneuheiten vor 1993 nicht erhoben. 

Produktlebenszyklus: durchschnittlicher Erneuerungszyklus im In- 
vestitionsgütergewerbe 

Quelle: ZEW (1999) Mannheimer Innovationspanel. 

Innovationsgeschehen beschleunigt sektoralen Struk- 
turwandel 

Das Innovationsverhalten lenkt auch den Blick auf den 

sektoralen Strukturwandel: 

■ Die Innovationsaktivitäten sind in den Industrien mit 
niedriger FuE-Intensität besonders schwach. Dort 
scheiden auch die meisten Unternehmen aus dem 
Markt aus. Im forschungsintensiven Sektor, und dort 
insbesondere im Segment Spitzentechnik, besteht 
hingegen ein besonders guter Nährboden für Innova- 
tionsaktivitäten und -erfolge. 

■ Im Spitzentechnikbereich - vor allem in den for- 
schenden Unternehmen der Zweige EDV/Büro- 
maschinen, Nachrichtentechnik, Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik, Luft- und Raumfahrzeugbau sowie im 
Automobilbau, mit Abstrichen auch in der Elektro- 
technik - ist der Anteil neuer Produkte im Sortiment 
besonders hoch. Im langfristigen Vergleich sind vor 
allem die Chemische Industrie und der Maschinen- 
bau in dieser Hinsicht zurückgefallen. 

■ Ein Schwachpunkt in der jüngsten Bilanz sind vor 
allem die mittelgroßen Unternehmen. Dies ist insbe- 
sondere wegen der Gefahren für die Beschäftigung 
sehr kritisch zu sehen. Dabei ist es weniger die Be- 
teiligung am Innovationsgeschehen als vielmehr die 
Intensität, mit der sich die mittelgroßen Unterneh- 
men beteiligen, die Anlass zur Sorge gibt. 
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Unter längerfristigen Aspekten ist von Bedeutung, dass 
die Innovationsaktivitäten im Dienstleistungssektor 
positiver einzuschätzen sind als in der Industrie. Die 
Aufwendungen für FuE und Innovationen der Unter- 
nehmen in weiten Teilen des Dienstleistungssektors sind 
stärker gestiegen als in der Industrie. Zusätzlich zeich- 
nen sich innerhalb des Dienstleistungssektors stark 
gegensätzliche Entwicklungen ab: 51 

■ Die Innovationsaktivitäten einiger wachsender 
Dienstleistungsbranchen - Banken/Versicherungen, 
Software und DV-Dienstleistungen, Technische Be- 
ratungs- und sonstige (vornehmlich untemehmens- 
nahe) Dienstleistungen- werden kontinuierlich in- 
tensiviert. Der Anteil innovativer Dienstleistungsun- 
temehmen hat mit zwei Dritteln ein Niveau erreicht, 
das deutlich gestiegen und mit dem der Industrie 
vergleichbar ist. Die Innovationsaufwendungen im 
Dienstleistungssektor sind enorm gestiegen und soll- 
ten -den Planangaben zufolge - 1998 noch einmal 
um 10 Prozent zugelegt haben. Der Umsatzanteil mit 
innovativen Dienstleistungen oder die erzielte Kos- 
tensenkung durch Prozessinnovationen ist relativ 
hoch und entspricht in einigen Teilbereichen den aus 
der Industrie bekannten Erfolgsdaten. 

■ Die Innovationsaktivitäten in anderen Zweigen des 
Dienstleistungssektors - Einzel- und Großhandel 
sowie Verkehr - gehen jedoch deutlich zurück. Die 
für Innovationen aufgewendeten Mittel sind zudem 
in jüngster Zeit gesunken. Der Innovationserfolg 
(Erneuerung des Sortiments, Kostensenkung) ist ver- 
gleichsweise bescheiden. 

3.1.3 Welthandelsposition bei FuE-intensiven 
Waren 

Auf den internationalen Märkten kommt es zur Nagel- 
probe für die technologische Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaften. Forschungsintensive Produkte stellen 
besondere Anforderungen an das Qualifikationsniveau 
der Beschäftigten und erfordern kontinuierliche Innova- 
tionsanstrengungen. Bei diesen Gütern stechen die 
Trümpfe hoch entwickelter Volkswirtschaften (hoher 
Stand technischen Wissens, hohe Investitionen in FuE, 
hohe Qualifikation der Beschäftigten) am wirksamsten. 
Die Märkte der Industrieländer sind für FuE-intensive 
Güter - mit Ausnahme einiger Bereiche der Spitzen- 
technik- grundsätzlich „offener” als für diejenigen 
sonstiger Branchen. Der Wettbewerb ist daher in diesem 
Bereich härter. 


5) vgl. dazu ausführlicher Janz et al. (1999) 


Forschungsintensive Güter 

Die forschungsintensiven Sektoren der Industrie sind 
die wichtigsten Lieferanten von Technologien. For- 
schungsintensive Güter (Übersicht 1) umfassen alle 
Güterbereiche, in denen überdurchschnittlich for- 
schungsintensiv produziert wird. Der Bereich der Spit- 
zentechnik enthält Gütergruppen mit einem FuE-Anteil 
von über 814 Prozent am Umsatz. Der Bereich der Hö- 
herwertigen Technik umfasst Güter mit einem FuE- 
Anteil am Umsatz zwischen 314 und 814 Prozent. Beide 
Bereiche zusammengenommen bilden den forschungs- 
intensiven Sektor der Industrie. Diese Differenzierung 
ist keineswegs in dem Sinne als Wertung zu verstehen, 
dass der Bereich Höherwertige Technik mit dem Siegel 
„älter“ und „weniger wertvoll“ zu versehen sei, und 
Spitzentechnik „neu“, „modern“ und „wertvoller“: Die 
Gruppen unterscheiden sich vielmehr durch die Höhe 
der FuE-Intensität und durch den Protektionsgrad. Die 
Güter der Spitzentechnik unterliegen vielfach staatli- 
cher Einflussnahme durch Subventionen, Staatsnach- 
frage und/oder Importschutz. Mit der Förderung von 
Gütern der Spitzentechnik werden häufig nicht nur 
technologische, sondern zu einem großen Teil auch ei- 
genständige staatliche Ziele (äußere Sicherheit, Ge- 
sundheit usw.) verfolgt. 


Welthandelsposition einigermaßen stabil 

Der Handel mit forschungsintensiven Waren machte 
1997 knapp 47 Prozent der Ausfuhren der OECD- 
Länder von verarbeiteten Industriewaren aus. Über 
40 Prozent davon waren Güter der Spitzentechnik, nicht 
ganz 60 Prozent entfielen auf Güter der Höherwertigen 
Technik. Die USA und Japan sind die größten Export- 
länder von FuE-intensiven Waren (Abb. 3-7). Deutsch- 
land liegt an dritter Stelle, gefolgt von Großbritannien, 
Frankreich und Italien. Bei den Importen von for- 
schungsintensiven Waren liegt Deutschland mit einem 
Anteil von 9!4 Prozent an zweiter Stelle hinter dem mit 
deutlichem Abstand führenden Importeur USA 
(2514 Prozent), gefolgt von Großbritannien und Frank- 
reich sowie Japan, das an seiner Größe gemessen extrem 
wenig forschungsintensive Güter importiert, sowie Ka- 
nada und Italien. 

Die USA haben in den 90er-Jahren ihre Exportposition 
bei forschungsintensiven Waren deutlich verbessern 
können, Japan musste hingegen starke Verluste hinneh- 
men. Der deutsche Welthandelsanteil lag 1997 trotz ei- 
nes Rekordzuwachses bei den Ausfuhren niedriger als in 
den Jahren zuvor (Abb. 3-8). Kurzfristig ist dies rein 
rechnerisch auf die kontinuierlich schwächere Notierung 
der DM zurückzuführen. 1998/99 hat sich der Welt- 
handelsanteil leicht erhöht, denn Deutschlands Exporte 
von hochwertigen Industriegütern lagen vom Volumen 
her erneut auf Rekordkurs. Mit einer gewissen Verzöge- 
rung wirkt sich die reale Abwertung der DM letztlich 
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auch in kräftigen, positiven Mengeneffekten aus, die die 
Preiseffekte der Abwertung überkompensieren. 

Abb. 3-7: Welthandelsanteile der OECD-Länder 

bei FuE-intensiven Waren 1997 in Pro- 
zent 

übrige 



Großbritannien 
7.7 vH 


Quelle: OECD: Foreign Trade By Commodities. Berechnungen des 

NIW. 


Abb. 3-8: Welthandelsanteile Deutschlands, der 

USA und Japans bei FuE-intensiven 
Waren 1989 bis 1998/99* 



*) Die Daten für 1989 bis 1994 wurden auf Basis von OECD-29 
zurückgerechnet. 

**) Grobe Schätzung. 

1) Ab 1991 Gesamtdeutschland, daher mit den Vorjahreswerten nur 
bedingt vergleichbar. Der Rückgang 1993 liegt maßgeblich am ge- 
änderten Erhebungsverfahren, das nicht mehr alle Lieferungen zwi- 
schen den EU-Ländern erfasst. 

Quellen: OECD: Foreign Trade By Commodities; 1989 bis 1995 un- 
veröffentlichte Daten, 1995 CD-ROM. - Statistisches Bun- 
desamt. - Berechnungen und Schätzungen des NIW. 


Auslandsnachfrage als treibende Kraft 

FuE-intensive Industrien erzielen mittlerweile mit 
49 Prozent fast die Hälfte ihres Gesamtumsatzes im 
Ausland (1996: gut 4314 Prozent). Der Export war im 
Verlauf der 90er-Jahre auch die entscheidende, teilweise 
die einzige Antriebskraft für Innovationen und Wachs- 
tum der deutschen Industrie. Über drei Viertel des Um- 
satzwachstums bei FuE-intensiven Industrien ist im 


Zeitraum von 1995 bis 1998 auf zusätzliche Nachfrage 
aus dem Ausland zurückzuführen. Nicht-FuE-intensive 
Industrien erzielten in diesem Zeitraum 36 Prozent ihres 
Umsatzwachstums im Ausland. 

Ein immer größerer Teil der Innovationstätigkeit ist auf 
die Erschließung wachsender Märkte im Ausland - 
vermehrt auch in Übersee und den mittel-/ osteuropäi- 
schen Reformländern - gerichtet. Entsprechend zeigt der 
deutsche Außenhandel mit FuE-intensiven Waren 
kontinuierlich eine deutlich höhere Dynamik als der 
Handel mit Industriewaren insgesamt: Die Ausfuhren 
FuE-intensiver Waren legten im Aufschwung seit 1994 
im Jahresdurchschnitt über 10 Prozent zu 
(Industriewaren insgesamt: 8 Prozent), die Einfuhren 
9 Prozent (Indus-triewaren insgesamt: 6 Prozent). 

Die größten Zuwächse beim Auslandsumsatz verzeichnete 
die Spitzentechnologie. Hier wuchs der Auslandsumsatz im 
Durchschnitt der Jahre 1995 bis 1998 um 14 Prozent. In In- 
dustrien der Höherwertigen Technologie entwickelte sich 
das Auslandsgeschäft zwar etwas weniger stürmisch (gut 
9 Prozent Zuwachs im Jahresdurchschnitt), dafür zeigt sich 
hier aber eine merkliche Belebung der Inlandsnachfrage. 
Im Sektor Höherwertige Technologie befinden sich neben 
Maschinen und anderen Investitionsgütern ein großer Teil 
an „gehobener Gebrauchstechnologie“ aus hochwertigen 
und dauerhaften Konsumgütern, deren Nachfrage einkom- 
mensabhängig ist und damit auch sensibler auf Impulse der 
Inlandsnachfrage reagiert als die stark weltmarktorientier- 
ten Spitzentechnologiebereiche. 


3.1.4 Produktions- und Beschäftigungsent- 
wicklung in FuE-intensiven Industrien 

Getrieben von der Auslandsnachfrage hat sich der in 
Deutschland aus den 80er Jahren bekannte Trend, dass 
FuE-intensive Industrien die industrielle Dynamik 
bestimmen, wieder durchgesetzt. 

Strukturwandel zugunsten forschungsintensiver In- 
dustrien 

Der forschungsintensive Sektor der Industrie konnte sich 
aus der vorausgegangenen Rezession schneller lösen als 
die nicht-forschungsintensive Industrie und hat 1998 das 
vor der Rezession erreichte Produktionsniveau wieder 
überschritten (Abb. 3-9). Für 1999 wird in den for- 
schungsintensiven Industrien eine Produktions- 
ausweitung von 1 Prozent erwartet, in den übrigen In- 
dustrien hingegen eine Schrumpfung von rund 
0,5 Prozent 6 ’. Gegenüber den ursprünglichen Annahmen 


6) Zu diesem Ergebnis kommen im Übrigen auch die Vorhersagen der 
WestLB und der Industrietagung des DIW. Ursprünglich lagen die Vorher- 
sagen noch bei 8 bzw. 3 Prozent für das Jahr 1999. 
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ist dies ernüchternd. Für das Jahr 2000 wird hingegen 
ein stärkerer Zuwachs erwartet, der zwischen 3 und 
5 Prozent bei forschungsintensiven Industrien und bei 
214 bis 3 Prozent im nicht-forschungsintensiven Sektor 
der Industrie liegen könnte. 

Abb. 3-9: Entwicklung der Nettoproduktion in 

FuE- intensiven Industriezweigen in 
Deutschland 1991 bis 1999 

- fachliche Unternehmensteile, 1995 = 100- 



■ FE= FuE-intensive Industriezweige insgesamt 

ST = Spitzentechnik 

HT = Höherwertige Technik 

*) Grobe Schätzung. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Internet Datenbank; Zahlen und 

Fakten, Statistik des Prod. Gewerbes. Projektionen des DIW 
und der WestLB. Berechnungen des NIW. 

FuE-intensive Industriezweige haben 1998 einen Anteil 
in Höhe von 49 Prozent an der gesamten industriellen 
Produktion in Deutschland. In seinem Wachstumspro- 
zess durchläuft der forschungsintensive Sektor einen in- 
tensiven Strukturwandel: 

■ Spitzentechnologien (über 7 Prozent Produktionsan- 
teil) mussten in der Rezession zwar deutlich kräftige- 
re Verluste hinnehmen, sind aber mit höherem Tem- 
po aus der Talsohle herausgekommen als die übrigen 
FuE-intensiven Industriezweige (Tab. A.l. 1.4.1): Im 
Zeitraum 1993 bis 1998 lag der jahresdurchschnittli- 
che Produktionszuwachs spitzentechnologischer In- 
dustrien bei über 5 Prozent gegenüber 4 Prozent bei 
den Branchen der Höherwertigen Technologie. 

■ Die positive Wachstumsbilanz der Höherwertigen 
Technologien (reichlich 41,5 Prozent Produktionsan- 
teil) in den 80er- Jahren konnte nicht von allen In- 
dustrien dieses Sektors fortgeführt werden. Die in- 
ternationale Konkurrenz ist hier gewachsen. Zudem 
zählen auf dem Weltmarkt nicht nur neue Technolo- 
gien: Preise und Kosten haben bei Waren der Hö- 
herwertigen Technologie in aller Regel eine höhere 


Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit als bei Gü- 
tern der Spitzentechnologie. Vor allem die Kfz- 
Industrie kann als gewichtigster Industriezweig den 
Wachstumskurs weiter halten. Sie ist das belebende 
Element, auch für ihre Zulieferer aus Chemie, Elek- 
trotechnik, Elektronik usw. 

Beschäftigungsmöglichkeiten in FuE-intensiven Indus- 
trien beschränkt 

Im FuE-intensiven Sektor der Industrie waren 1998 mit 
über 2,7 Mio. Beschäftigten knapp 45 Prozent der insge- 
samt 6,1 Mio. Industriebeschäftigten tätig. Bei einem 
etwas höheren Anteil an der industriellen Wertschöp- 
fung von ca. 49 Prozent zeigt dies, dass in forschungsin- 
tensiven Industrien überdurchschnittlich produktiv gear- 
beitet wird. 

Aber: Trotz des anhaltenden Produktionszuwachses bei 
FuE-intensiven Industrien wurde die Beschäftigung 
noch bis 1997 weiter reduziert (Tab. A-4 sowie 
Abb. 3-10). Die Beschäftigungsbilanz des forschungsin- 
tensiven Sektors ist trotz höheren Wachstums nicht 
günstiger als in den Industriezweigen, die weniger for- 
schungsintensiv produzieren, sondern eher schlechter. 
Denn im FuE-intensiven Sektor wirkt sich der internati- 
onale Konkurrenzdruck besonders scharf aus. 1998 ist 
ein kleiner Lichtblick gewesen. Im Sog des starken 
Wachstums der Produktion zog auch die Arbeitskräfte- 
nachfrage an, so dass das Beschäftigungsniveau um 
1 Prozent höher lag als im Vorjahr. Dies kann aber noch 
nicht als Trendwende interpretiert werden. 


Abb. 3-10: Entwicklung der Beschäftigung in FuE- 
intensiven Industriezweigen 1978 bis 
1998 

- früheres Bundesgebiet, fachliche Betriebs- 
teile, 1995= 100- 



FE - FuE-intensive Industriezweige insgesamt 

ST = Snitronterhnik 

HT = Höherwertige Technik 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 4, R.4.1.1, Angaben des 

Stat. Bundesamtes 

DIW: Görzig, u.a. (1999). - Berechnungen und Schätzungen 
des NIW. 
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Wenigstens der Automobilbau und Teile des Maschinen- 
baus können in der für sie günstigen Konjunktur 1998 ei- 
nen Personalzuwachs melden, darüber hinaus auch die 
Medizintechnik. Insgesamt wird jedoch deutlich, dass die 
Beschäftigungsbilanz des forschungsintensiven Sektors 
der Industrie auch im Aufschwung äußert ungünstig aus- 
gefallen ist. Während noch in der Aufschwungphase der 
80er-Jahre Wachstum und Beschäftigungszuwächse im 
forschungsintensiven Sektor der Industrie Hand in Hand 
gingen, markieren die 90er-Jahre insofern eine Wende, als 
der forschungsintensive Sektor tendenziell schneller als 
die übrigen Bereiche der Industrie Arbeitsplätze abgebaut 
hat. In Westdeutschland sind innerhalb von drei Jahren 
alle im Beschäftigungsaufschwung seit Mitte der 80er- 
Jahre geschaffenen Arbeitsplätze im technologieorientier- 
ten Industriebereich weggefallen. 

Wissensintensive Dienstleistungen 

Basis für die Ermittlung derjenigen Wirtschaftszweige, 
die überdurchschnittlich wissensintensiv produzieren, 
ist das „Wissen“ des Personals, d. h. die Qualifikations- 
struktur der Beschäftigten. Es handelt sich nicht 
zwangsläufig um „technikintensive Wirtschaftszweige“, 
die sich neben dem Einsatz von FuE - vor allem im 
Dienstleistungsbereich - durch den intensiven Einsatz 
von Ausrüstungskapital (z. B. luK-Güter) definieren, 
sondern um diejenigen Zweige, die intensiv „Human- 
kapital“ nutzen. Vielfach dürfte es jedoch enge Zu- 
sammenhänge geben. 


Diese Tendenz hat sich weltweit breit gemacht. Neben 
Deutschland hat sich vor allem in Japan, das in den 
80er Jahren die Beschäftigung in diesen Sparten eben- 
so noch aufbauen konnte, der Abbau am zügigsten 
vollzogen. Die Wachstums- und Beschäftigungszentren 
haben sich in den 90er- Jahren in die USA verlagert, 
denn allein dort ist es (seit 1992) stabil mit der Be- 
schäftigung im forschungsintensiven Sektor aufwärts 
gegangen. Ansatzweise ist dies Mitte der 90er-Jahre 
auch in Frankreich und Großbritannien zu erkennen. 
Die Bedeutung technologieorientierter Aktivitäten für 
die gesamtwirtschaftliche Erfolgsbilanz lässt sich 
durch die forschungsintensiven Industrien allein nicht 
mehr hinreichend erfassen. 


3.1.5 Beschäftigungsentwicklung in wissens- 
intensiven Dienstleistungssektoren 

Vielmehr prägt das Zusammenspiel zwischen for- 
schungsintensiver Industrie und Dienstleistungen die 
technologische Leistungsfähigkeit von Volkswirtschaf- 
ten. Die Beschäftigungswirkungen von Innovationen fal- 
len dabei nicht mehr bei den Produzenten neuer techno- 
logischer Innovationen an, die dem Markt in Form von 
Gütern zur Verfügung gestellt werden. Wissensintensive 


Dienstleistungsanbieter sind die wichtigsten Anwender 
neuer Technologien und haben auch entsprechend hoch 
qualifiziertes Personal, das erforderlich ist, um auf der 
einen Seite den Nutzen von Innovationen voll ausschöp- 
fen zu können, auf der anderen Seite jedoch gleichzeitig 
die innovationsorientierte Industrie durch Bereitstellung 
des erforderlichen Dienstleistungsumfelds zu unterstüt- 
zen. Immer wichtiger für das Innovationsgeschehen wird 
auch die Fähigkeit des Dienstleistungssektors, den 
Technologieanbietem durch eigene hochwertige Nach- 
frage Impulse zu geben. Wissensintensive Dienstleistun- 
gen gewinnen für die gesamtwirtschaftliche Beschäfti- 
gung und Wertschöpfung an Bedeutung. Durch eigene 
FuE-Aktivitäten und die Anwendungen von Technolo- 
gien aus dem Industriesektor werden viele Dienstleis- 
tungen technologieintensiver. Daher müssen in die Ana- 
lyse der Wirtschaftsstrukturen insbesondere auch „wis- 
sensintensive“ Dienstleistungen miteinbezogen werden. 

Langfristige Expansion wissensintensiver Dienstleis- 
tungen 

Denn im langfristigen Trend, vor allem jedoch in den 90er- 
Jahren, hat sich der Bedeutungsgewinn des Dienstleistungs- 
sektors beschleunigt (Abb. 3-1 1). Dabei haben wissensinten- 
sive Dienstleistungsbereiche eine besondere Dynamik entwi- 
ckelt. Vor allem spezialisierte unternehmensbezogene 
Dienstleistungen sowie mit dem Kredit- und Versicherungs- 
gewerbe verbundene Tätigkeiten haben an Bedeutung ge- 
wonnen. Gerade die unternehmensnahen Dienstleistungen 
haben mit dem Einsatz und der Verbreitung von IuK- 
Technologien in den letzten Jahren ihren Output kräftig stei- 
gern und eine positive Beschäftigungsbilanz ziehen können. 
Speziell die Nachfrage aus der Industrie hat seit Ende der 
70er-Jahre deutlich zugenommen. Diese Dienstleistungen 
stärken als Bindeglied zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
und als Zulieferer von Wissen zugleich die Leistungsfähig- 
keit der Industrie. 

Verhaltene Entwicklung 1996 bis 1998 

Im Jahr 1998 waren knapp 8,7 Mio. sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigte in Deutschland in wissensin- 
tensiven Dienstleistungsbereichen tätig. Gemessen an 
den Beschäftigten sind damit mittlerweile mindestens 
zwei Drittel aller Arbeitsplätze des Dienstleistungssek- 
tors in wissensintensiven Sparten ansässig 71 . Dies ist 
deutlich mehr als in der Industrie und entspricht einem 
Anteil von gut 35 Prozent an allen Beschäftigten in der 
Gewerblichen Wirtschaft (Tab. 3-1). 

Insgesamt haben wissensintensive Dienstleistungen in 
Deutschland auch in den Jahren 1996 bis 1998 bei einem 
Zuwachs von 40 Tsd. Arbeitsplätzen (0,5 Prozent) eine 
günstigere Entwicklung genommen als die wissensinten- 
sive Industrie. Dort ging die Beschäftigung um 1,4 Pro- 
zent zurück, d. h. 42 Tsd. Arbeitsplätze wurden abgebaut 


7) Die ausgewiesene Zahl unterschätzt das Gewicht des Dienstleistungssek- 
tors, weil Selbständige, freiberuflich Tätige und Beamte nicht erfasst sind. 
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(im Vergleich dazu: im Produzierenden Gewerbe insge- 
samt ging die Beschäftigung um eine halbe Million Per- 
sonen, d. h. rund 4 '/i Prozent zurück). Allerdings hatten 
weniger wissensintensive Dienstleistungsbereiche eine 
etwas höhere Expansionskraft. 

Der Trend zur Tertiarisierung hat sich zwar langfristig 
fortgesetzt, tritt jedoch in den letzten Jahren etwas auf 
der Stelle. Auch die aktuelle Entwicklung wissensinten- 
siver Dienstleistungen schließt sich in Deutschland nicht 
völlig nahtlos an die langfristige Dynamik an. Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass vor allem der Anpas- 
sungsprozess im Sektor Verkehr/Nachrichten (vor allem 
bei Bahn und Post) für die etwas ungünstige Beschäfti- 
gungsbilanz verantwortlich ist. 8) 9 Lässt man die kurzfris- 
tig verzerrende Entwicklung bei Bahn und Post außer 
Acht, so lässt sich feststellen, dass das Wachstumstempo 
des Dienstleistungssektors in Deutschland mit der inter- 
nationalen Entwicklung Schritt halten kann. 

Andererseits ist die Ausstattung mit Dienstleistungsar- 
beitsplätzen in Deutschland geringer als in den meisten 
anderen hochentwickelten Volkswirtschaften. Auch im 
wissensorientierten und unternehmensorientierten 
Dienstleistungsbereich 9 der am engsten für die Interak- 
tion mit der Industrie in Frage kommt, hat Deutschland 
mit einem Anteil von 16 Prozent an der Beschäftigung 
einen kleinen Rückstand gegenüber den meisten hoch- 
entwickelten Volkswirtschaften. Vergleichsweise kräftig 
entwickelten sich in Europa und auch in Deutschland die 
untemehmensnahen Dienstleistungen im engeren Sinne. 
Die Wachstumsraten lagen in den 90er-Jahren in diesem 
Bereich deutlich über denen der in dieser Hinsicht be- 
reits gut ausgestatteten nordamerikanischen Länder und 
besonders deutlich über denen Japans. 

Insgesamt vermitteln die 90er-Jahre den Eindruck, dass 
sich die Strukturen von Industrie und Dienstleistungen 
im internationalen Raum etwas angleichen: Dienstleis- 
tungsländer wie USA, Kanada und Großbritannien erzie- 
len im industriellen Sektor eine relativ stabile bis expan- 
sive Beschäftigungslage, während die kontinentaleuro- 
päischen und skandinavischen Volkswirtschaften sich 
der Dienstleistungsausstattung der angelsächsischen 
Staaten nähern. Deutschland steht in dieser Beziehung 
keineswegs hintan, muss jedoch - was die Beschäfti- 
gung angeht - noch die Konsequenzen der Privatisie- 
rungen und Deregulierungen im Transport- und Nach- 
richtenwesen verkraften. Der eigentliche untemehmens- 
bezogene Dienstleistungsbereich kann das Wachstums- 
tempo anderer Volkswirtschaften gut mithalten. 


8) Auch die Erfahrungen aus anderen Ländern, beispielsweise der USA, zeigen, 
dass unmittelbar nach dem Beginn der Deregulierung Beschäftigungsverluste 
im Telekommunikationsbereich zu verkraften waren, die allerdings mittelfris- 
tig mehr als wettgemacht werden konnten. 

9) Dazu gehören nach einer Auswahl der OECD (1999) Verkehr/ Nachrichten 
sowie Finanz- und sonstige untemehmensnahe Dienstleistungen (ISIC 7 
und 8). 


Abb. 3-11: Entwicklung der sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigten nach 
der Wissensintensität der Wirt- 
schaftsbereiche im früheren Bun- 
desgebiet 1980 bis 1998 
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Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistik der sozialversicherungs- 

pflichtig Beschäftigten. - Berechnungen des NIW. 
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Tab. 3-1: Beschäftigtenentwicklung bei wissensintensiven Dienstleistungsbereichen in Deutschland 


WS Wirtschaftsgruppen 

1996 

1997 

in 1.000 

1998 

Veränderung 

96-98 

in vH 

ex 62 Handel 

2.037 

2.039 

2.050 

0,6 

63 Deutsche Bundesbahn 

195 

170 

158 

-18,7 

64 Deutsche Bundespost 

282 

266 

252 

-10,6 

66 Schifffahrt 

48 

46 

44 

-6,6 

68 Luftfahrt, Flugplätze und sonstiges Verkehrsgewerbe 

155 

154 

159 

2,2 

69 Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

1.050 

1.040 

1.041 

-0,9 

ex 7x Haushaltsbezogene Dienstleistungen 

22 

21 

21 

-1,8 

74 Wissensch. Hochschulen u. sonst. Einr., allg.- u. berufsbild. Schulen 

789 

774 

788 

-0,1 

ex 75 sonst. Bildungseinrichtungen 

318 

328 

333 

4,8 

ex 76 Kunst, Theater, Film, Rundfunk und Fernsehen 

128 

133 

139 

8,6 

ex 77 Verlags-, Literatur- und Pressewesen 

164 

165 

166 

0,9 

78 Gesundheits- und Veterinärwesen 

1.930 

1.949 

1.918 

-0,6 

79 Rechtsberatung sowie Wirtschaftsberatung und -prüfung 

546 

586 

623 

14,1 

80 Architektur-, Ingenieurbüros, Laboratorien und ähnl. Institute 

504 

475 

484 

-3,8 

81 Grundstücks- u. Wohnungswesen, Vermögensverwaltung 

292 

295 

310 

6,1 

82 Wirtschaftswerbung und Ausstellungswesen 

95 

97 

107 

11,6 

ex 86 sonstige Dienstleistungen 

63 

55 

63 

0,2 

Summe wissensintensive Dienstleistungen 

8.616 

8.594 

8.656 

0,5 

zum Vergleich: 

übrige Dienstleistungen 

4.816 

4.828 

4.909 

1,9 

Produzierendes Gewerbe 

11.078 

10.732 

10.570 

-4,6 

darunter: wissensint. Industrie 

2.898 

2.842 

2.856 

-1,4 

Gewerbliche Wirtschaft insgesamt 

24.510 

24.155 

24.135 

-1,5 


Als Indikatoren für wissensintensive Wirtschaftszweige gelten: überdurchschnittlich hoher Anteil an Hoch- und Fachhochschulabsolventen sowie an An- 
gestellten der höchsten Leistungsgruppe. Zur Abgrenzung im Detail vgl. Gehrke, Grupp u.a. (1995). Nicht in der Tabelle aufgeführte Wirtschaftszweige 
des Dienstleistungssektors werden unter „übrige Dienstleistungen“ zusammengefasst. 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Deutschland am 30.06.1996, 1997 sowie 1998. - Be- 

rechnungen des NIW. 


3.2 Die mittelfristigen Perspektiven - Ten- 
denzen und Trends in der FuE- und Inno- 
vationstätigkeit in der privaten Wirtschaft 

Die von den aktuellen gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen her betrachtet eher gedämpft erscheinen den 
Aussichten werfen die Frage auf, mit welcher Kraft die 
deutsche Wirtschaft mittelfristig in die Zukunft investiert 
hat, welche Produktionsmöglichkeiten, Wachstumspfade 
und welche strukturellen Veränderungen sich abzeichnen: 
Sei es, weil die Investitions- und Innovationsanstrengun- 
gen der deutschen Wirtschaft im Vergleich zu ihren Kon- 
kurrenten besonders intensiv waren oder sei es, weil sich 
an einigen Stellen Engpässe abzeichnen. Investitionen der 
Industrie in Forschung und Entwicklung und in Sachanla- 
gen sowie die Gründung von neuen Unternehmen sind 
Vorboten des künftigen Strukturwandels. 


3.2.1 Entwicklung und Struktur der FuE-Akti- 
vität der Wirtschaft 

Deutschland gehört weltweit zu den führenden FuE- 
Standorten. Der Anteil der FuE-Ausgaben der Wirt- 
schaft am Inlandsprodukt ist jedoch seit Ende der 80er- 
Jahre bis Mitte der 90er-Jahre sukzessive geschrumpft 


und dürfte sich auf niedrigerem Niveau stabilisiert ha- 
ben, auch wenn seit 1997 eine leicht ansteigende Ten- 
denz zu beobachten ist. Relativ zu einer Reihe anderer 
Länder verliert die deutsche Wirtschaft eher an Boden. 

Gewichtsverschiebung im internationalen Raum 

Die 1997 im OECD-Raum insgesamt für FuE aufge- 
wendeten Mittel in Höhe von knapp 500 Mrd. S entspre- 
chen rund 2,2 Prozent des Inlandsproduktes der Mit- 
gliedsländer. Davon wurden in den USA 43 Prozent, in 
Japan 18 Prozent, in Deutschland 8!4 Prozent und in der 
EU insgesamt gut 28 Prozent getätigt. Deutschland ge- 
hört also zu den forschungsreichsten Volkswirtschaften. 
Bezogen auf das Inlandsprodukt liegt Schweden im 
weltweiten Vergleich an der Spitze, gefolgt von Finn- 
land, Japan und Korea 101 sowie den USA und der 
Schweiz. Deutschland folgt knapp vor Frankreich. Wäh- 
rend Deutschland Anfang der 90er- Jahre noch mit an der 
Spitze zu finden war, liegt es heute im unteren Drittel 
der aktuellen Spitzengruppe (Abb. 3-12). 


10) Die hohen FuE- Anstrengungen in aufholenden Schwellenländem bedeuten 
nicht, dass das technologische Wissen dort bereits auch nur annähernd mit 
dem in den hochentwickelten Industrieländern erreichten Niveau standhal- 
ten kann. Denn im internationalen Wettbewerb zählt nicht nur die aktuelle 
Position bei FuE, sondern auch der angehäufte Bestand an Wissen. 
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Abb. 3-12: FuE-lntensität in ausgewählten 
OECD-Ländern 1981 bis 1998 

- Gesamte FuE-Ausgaben in Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes - 
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a) Bis 1990: Früheres Bundesgebiet. 

b) Strukturbruch in der Erhebungsmethode 1993/1995 

c) FuE-Ausgaben in Japan bis 1995 überschätzt. 

Quelle: OECD: Main Science And Technology Indicators. 

Berechnungen und Schätzungen des NIW. 


Deutschland stand Anfang der 90er-Jahre mit der nach- 
lassenden Neigung, FuE zu betreiben, nicht allein 11 ’. Vor 
allem bei den großen europäischen Ländern zeigte sich 
ein kräftiger Bedeutungsrückgang, der auch noch anhält. 
In den USA und Japan ist der kurzfristige reale Rück- 
gang mittlerweile wieder kräftigen Ausweitungen gewi- 
chen. 


In der Wirtschaft werden OECD-weit fast 350 Mrd. $ 
für FuE ausgegeben, das sind 1,9 Prozent der Brutto 
wertschöpfung des Unternehmenssektors der OECD- 


11) Der Positionsverlust Deutschlands bei FuE ist - rechnerisch - nur zu ei- 
nem geringen Teil auf die Vereinigung beider deutscher Staaten zurück- 
zuführen, denn der Rückbau der FuE-Kapazitäten der Wirtschaft hat be- 
reits früher begonnen. Er hat sich dann in den ABL stark beschleunigt. 
Entscheidend dürften in den frühen 90er- Jahren die indirekten ökonomi- 
schen Effekte der deutschen Einheit sein, die im Gefolge staatlicher 
Transferprogramme den konsumtiven Bereichen starke Nachfrageimpul- 
se verliehen hatten. Verstärkt wurde dieser Effekt dadurch, dass die tech- 
nologieintensiven Investitionsgüterindustrien von der weltweiten Rezes- 
sion mit ihren Auswirkungen auf die Investitions- und Innovationsnei- 
gung in Deutschland betroffen waren. 


Mitgliedsländer. Die FuE-lntensität der Wirtschaft ist in 
Schweden mit 4,4 Prozent mehr als doppelt so hoch wie 
der OECD-Durchschnitt (Abb. A-l); es folgen Finnland 
und Korea. 

Es ist also keineswegs selbstverständlich, dass in hoch 
entwickelten Industrieländern die FuE-Neigung nach- 
lässt. Es sind andere Wege denkbar als die, die die deut- 
sche Wirtschaft eingeschlagen hat. Denn auch in den 
USA hat sich der rückläufige Trend umgekehrt: Seit 
dem Tiefstand im Jahre 1994 steigt die FuE-Neigung der 
US-amerikanischen Wirtschaft mit realen Raten von 
5 bis 10 Prozent wieder stark an. Per Saldo zeigt sich in 
den letzten Jahren eine Verschiebung der weltweiten in- 
dustriellen FuE-Kapazitäten, einerseits global von Euro- 
pa nach Übersee und zudem innerhalb von Europa von 
den großen Ländern zu kleineren nordischen Volkswirt- 
schaften. 

Deutsche Wirtschaft wird wieder aktiver 

Zwischen 1995 und 1997 hat eine Reihe von Wirt- 
schaftszweigen in Deutschland ihre FuE-Aufwendungen 
wieder erhöht. Insgesamt gesehen betrug der Anstieg im 
Zweijahreszeitraum 1995-1997 knapp 10 Prozent. Dies 
schlug sich auch in einer leicht steigenden FuE- 
Intensität der Wirtschaft nieder (Tab. A-5). Der Zu- 
wachs von FuE ist damit in den 90er-Jahren erstmals 
oberhalb des Umsatzwachstums geblieben. Auch das 
FuE-Personal (plus 1 Prozent gegenüber 1995) zeigt 
erstmals seit 1987 wieder eine Zunahme. Der Anteil des 
FuE-Personals an den Industriebeschäftigten in Deutsch- 
land liegt mittlerweile bei gut 4 Prozent. Allerdings hat 
unter den forschungsintensiven Industrien nur der 
Kraftwagenbau seine FuE-Kapazitäten in Deutschland 
absolut gerechnet über einen längeren Zeitraum hinweg 
aufgestockt 12 ’ und damit seinen Anteil an den FuE- 
Aufwendungen in Deutschland in den letzten 20 Jahren 
mehr als verdoppelt. Im langfristigen Vergleich hat die 
Chemische Industrie bei FuE am stärksten eingebüßt. 

Nach vorläufigen Angaben sind die FuE-Aufwendungen 
der Wirtschaft im Jahre 1998 um ca. 6,5 bis 7 Prozent 
gestiegen. Zudem wird erwartet, dass auch 1999 die 
FuE-Aufwendungen der Wirtschaft ansteigen werden - 
wenn auch nicht mit der gleichen Dynamik wie 1998. 
Erste Flochrechnungen lassen eine Steigerung in einer 
Größenordnung von 4 Prozent erwarten. Damit deuten 
die aktuellen Daten auf eine leichte Ausweitung der 
FuE-Intensivierung der Wirtschaft hin: Die FuE- 
Intensität der Wirtschaft scheint auf einen langsamen 
Wachstumspfad einzuschwenken, der allerdings hinter 


12) Er hat in diesem Prozess auch sukzessive den Anteil der Forschung erhöht, 
der für „branchenfremde“ Produkte gedacht ist. Dieser macht mittlerweile 
über 15 Prozent aus. Dies ist ein Zeichen für zunehmende Diversifizierung 
und Ausweitung der Kompetenzen über die branchentypische Produktion 
hinaus. 
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dem Wachstum einer Reihe wichtiger Länder zuriick- 
bleibt. Allerdings sind die Aussagen für die aktuellen 
Jahre mit einer gewissen Unsicherheit behaftet, da in 
jüngerer Zeit etliche Investitionspläne - möglicherweise 
auch die Planungen für FuE-Aufwendungen - nach un- 
ten revidiert worden sind. 

ln den 90er-Jahren ist die industrielle FuE 13 ’ stärker als 
früher den Markt- und Absatzerwartungen angepasst 
worden. Die Wirtschaft hat sehr sensibel auf konjunktu- 
relle Einflüsse reagiert und insbesondere ihre strate- 
gische Forschung reduziert. Aus den aktuell nur in Eck- 
daten und Schätzungen vorliegenden Daten wird nicht 
ganz klar, ob die (Groß-)Untemehmen mit ihren seit 
1995 wieder vermehrten FuE -Anstrengungen den Abbau 
bei der strategischen Forschung gestoppt und damit auch 
wieder größere Kontinuität in ihre FuE-Aktivitäten ge- 
bracht haben. Eine - im Vergleich zur FuE-Expansion in 
den USA, Schweden oder Finnland - eher geringe, bei- 
nahe „konjunktumeutrale“ Aufstockung der industriel- 
len FuE-Kapazitäten dürfte angesichts des Kapazitäts- 
rückbaus der vergangenen Jahre nicht ausreichen. Die 
Steigerung der FuE-Budgets lässt sich daher nicht als 
eine trendmäßige, substantielle Verbesserung interpre- 
tieren - insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Un- 
ternehmen in vielen anderen Volkswirtschaften ihre 
FuE-Anstrengungen schon wieder nachhaltig erhöht ha- 
ben. Deutschlands Wirtschaft hat wie ein Nachzügler 
agiert. Der mäßige Zuwachs in der deutschen Wirtschaft 
hält mit der internationalen Entwicklung nicht Schritt. 

Strukturelle Merkmale der Industrieforschung 

Insbesondere hat sich in den FuE-Budgets der Unter- 
nehmen der Anteil der investiven Komponenten fast ein 
Jahrzehnt lang zurückgebildet. In diesem Trend ist ein 
eher kritisches Signal zu sehen, denn rückläufige FuE- 
Anlageinvestitionen bedeuten eine nachlassende Stand- 
ortbindung der Unternehmen. 

Andererseits beschleunigt sich in den Forschungsabtei- 
lungen der Industrie die „Akademisierung“: Im Zuge des 
Abbaus der unternehmerischen FuE-Kapazitäten war 
und ist vor allem technisches Personal und Hilfspersonal 
von der Substitution durch luK-Technologien betroffen, 
während der Stamm der akademisch ausgebildeten Ar- 
beitskräfte nach wie vor soweit wie möglich erhalten 
oder gar erweitert wird (von 38 auf inzwischen über 
46 Prozent des FuE-Personals seit 1989). 


1 3) Diese Aussagen beziehen sich nur auf die Industrie, da ein Zeitvergleich fiir 
den Dienstleistungssektor nur eingeschränkt möglich ist. Generell hat sich 
zwar die statistische Erfassung von FuE im Dienstleistungssektor in 
Deutschland verbessert, insbesondere ist vielfach der Erhebungskreis aus- 
geweitet worden. In der Statistik entfallen 1997 mit 16.700 FuE-Beschäf- 
tigten denn auch nur etwa 6!4 Prozent des FuE-Personals der Wirtschaft ins- 
gesamt auf den Dienstleistungsbereich. Weit über 80 Prozent davon sind im 
untemehmensbezogenen Dienstleistungssektor (Datenverarbeitung/ Daten- 
banken, Forschung und Entwicklung, sonstige untemehmensorientierte 
Dienstleistungen) tätig. 


In den letzten Jahren sind die externen FuE- 
Aufwendungen der Unternehmen deutlich stärker gestie- 
gen als die gesamten Aufwendungen für FuE. Sie ma- 
chen 1997 gut 10 Prozent der gesamten FuE- 
Aufwendungen der Wirtschaft aus. Auch im Jahr 1998 
haben die externen FuE-Aufwendungen stärker zuge- 
nommen als die internen FuE-Aufwendungen der Un- 
ternehmen. Insbesondere Großunternehmen, so genannte 
FuE -Joint Ventures, gehen zunehmend dazu über, FuE- 
Aufträge an Dritte zu erteilen. Auch partielles „Outsour- 
cing“ eigener FuE-Abteilungen oder die Gründung von 
FuE-durchführenden Gemeinschaftsunternehmen mit 
Konkurrenten, Kunden oder Zulieferern führt zu einer 
Erhöhung des Umfangs der externen FuE- 
Aufwendungen. Kooperationsvorhaben zwischen Wirt- 
schaftsuntemehmen hatten immer schon den größten 
Anteil an den externen FuE-Aufwendungen. Ihr Anteil 
betrug 1997 knapp zwei Drittel. Trotz des Anstiegs der 
von Hochschulen, Professoren und außeruniversitären 
FuE-Einrichtungen im Auftrag von Unternehmen durch- 
geführten FuE hat der Anteil dieser Gruppe abgenom- 
men und liegt 1997 bei ca. 13 Prozent. Die Unternehmen 
zeigen jedoch auch hier verstärkt Intemationalisierungs- 
anstrengungen: Auf ausländische wissenschaftliche 
FuE-Institutionen entfallen 1997 ca. 20 Prozent aller ex- 
ternen FuE-Aufwendungen, die im Rahmen von FuE- 
Aufträgen an die Wissenschaft getätigt werden. Dies ist 
auch ein Ergebnis der Internationalisierung der Unter- 
nehmen. Denn auf deutsche multinationale Unterneh- 
men und die deutschen Töchter ausländischer multinati- 
onaler Unternehmen entfällt der überwiegende Teil der 
externen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft (vgl. dazu 
auch Kapitel 5). 


3.2.2 Sachinvestitionen und Produktionspo- 
tenzial FuE-intensiver Industrien 

Durchaus im Einklang mit dem FuE- Verhalten hat der 
forschungsintensive Sektor der Industrie im Auf- 
schwung seine aus den 80er-Jahren bekannte Rolle als 
Motor der industriellen Dynamik eher zaghaft angedeu- 
tet: Er hat die Schubkraft, mit der er aus der Rezession 
kam, nicht ganz halten können. 

Spitzentechnologien prägen den Strukturwandel jedoch 
stärker als die übrigen Industrien. Investitionen in die- 
sem Sektor sind seit 1995 im Jahresdurchschnitt bis 
1997 um knapp 15 Prozent, in der Höherwertigen 
Technologie um knapp 7 Prozent angestiegen, während 
sie in nicht-FuE-intensiven Industrien gar um 
3!4 Prozent gekürzt worden sind. 1998 hat es dann er- 
neut einen kräftigen nominalen Investitionsanstieg ge- 
geben, selbst die weniger forschungsintensiven Indus- 
trien konnten wieder zulegen. Während die FuE- 
intensiven Industrien 1998 das Investitionsniveau von 
1989/92 erreicht haben, blieben die übrigen Indus- 
triezweige noch immer darunter. Für 1999 ist allent- 
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halben damit zu rechnen, dass die Investitionszuwäch- 
se deutlich geringer ausfallen als 1998. 

Die neueste Erhebung des ifo-Instituts lässt für das Jahr 
2000 zwar noch Steigerungen der Investitionstätigkeit er- 
warten, jedoch konzentriert auf Straßen-, Fahrzeugbau, 
Nachrichten- und Elektrotechnik und die Chemische In- 
dustrie. In den übrigen forschungsintensiven Industrien ist 
eine „Nullrunde“ geplant, im nicht-forschungsintensiven 
Sektor gar wieder ein Rückgang (Abb. 3-13). Strukturell 
betrachtet sind rund 90 Prozent der zwischen 1 994 und 
2000 zusätzlich ausgegebenen (bzw. geplanten) industri- 
ellen Investitionsmittel in den forschungsintensiven Sek- 
tor geflossen. Die industriellen Produktionspotenziale ori- 
entieren sich sehr deutlich in Richtung Forschungs- und 
W issensintensi vierung. 


Abb. 3-13: Entwicklung der Bruttoanla- 
geinvestitionen in FuE-intensiven In- 
dustriezweigen 1989 bis 2000 

- früheres Bundesgebiet, Betriebe, 

1989 = 100 - 
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*) Schätzungen und 

**) Vorläufige Planungen aufgrund des ifo Investitionstests, Herbst 
1999. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistik des Prod. Gewerbes. - ifo 

Investitionstest, Herbst 1999. 


Mittelfristig betrachtet ist die Ausweitung des Produk- 
tionspotenzials in den alten Bundesländern im An- 
schluss an die Rezession allerdings als ausgesprochen 
schwach zu bezeichnen. Dies ist genau der Unterschied 
der 90er-Jahre zu den 80er-Jahren: In der Periode 1983 
bis 1990 wuchsen die Produktionskapazitäten im for- 
schungsintensiven Sektor der Industrie um knapp 
3 Prozent jährlich (Abb. 3-14), in den 90er-Jahren gab 
es jedoch eine deutliche Abflachung, die Dynamik ist 
gebrochen. 


Abb. 3-14: Entwicklung des industriellen Produk- 
tionspotenzials im früheren Bundesge- 
biet 1980 - 1998 



FE = FuE-intensive Industriezweige insgesamt 
NFE = Nicht FuE-intensive Industriezweige 


Quelle: DIW (Hrsg.): Produktion u. Faktoreinsatz nach Branchen des 

verarb. Gewerbes. (August 1999). - Zusammenstellungen und 
Berechnungen des NIW. 


3.3 Die langfristige Perspektive - Bildung, 
Weiterbildung und Humankapital 

Ein hohes Niveau technologischer Leistungsfähigkeit er- 
fordert einen hohen Anteil von hochqualifizierten, sich 
ständig weiterbildenden Fachkräften. Eine gute Ausbil- 
dung ist sowohl für die Produktion als auch für die An- 
wendung von technischem Wissen wichtig. Dies erfordert 
nicht nur ein qualitativ und quantitativ steigendes Niveau 
für die Erstausbildung, sondern auch eine ständige und 
anspruchsvolle Weiterbildung, da sich die ökonomische 
Verwertungszeit des Wissens verkürzt. Auch müssen die 
Anstrengungen in den verschiedenen Sparten des Bil- 
dungswesens (allgemeine und berufliche Ausbildung, 
Weiterbildung) aufeinander abgestimmt sein. 

3.3.1 Zunehmender Qualifikationsbedarf 

Innovationstätigkeit und Wandel der Qualifikations- 
struktur 

Hand in Hand mit der Ausweitung forschungsintensiver 
Industrien und dem Bedeutungsgewinn von Dienstleis- 
tungen geht ein Mehrbedarf an höher qualifizierten Ar- 
beitskräften je Produkteinheit einher. Denn Innovationen 
haben erhebliche strukturelle Wirkungen: Moderne Pro- 
dukte und Herstellungsverfahren beanspruchen in allen 
Wirtschaftszweigen immer mehr Bildung und Wissen. 
Sie begünstigen den Einsatz von höher qualifizierten 
Personen und sparen über Produktivitätsfortschritte vor 
allem geringer qualifizierte Arbeitskräfte ein. Innovatio- 
nen wirken selektiv: Die Arbeitsplätze schaffenden Ef- 
fekte entfallen überwiegend auf die Hochqualifizierten; 
die Arbeitsmarktposition der wenig Qualifizierten ver- 
schlechtert sich hingegen dauerhaft. 
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Die Verschiebung der Qualifikationsstrukturen zuguns- 
ten der Hochqualifizierten zeigt sich nicht nur in der 
FuE-intensiven Industrie und in wachsenden Dienstleis- 
tungssektoren, sondern auf breiter Front. Die Steigerung 
der "Wissensintensität" in jedem Sektor ist eindeutig die 
wichtigste Komponente des steigenden Einsatzes von 
hoch Qualifizierten in der Wirtschaft. 141 Ähnliche Rela- 
tionen ergeben sich für den Rückgang der wenig Quali- 
fizierten. Vor allem die Rezession hat dafür gesorgt, 
dass durch verstärktes Ausscheiden wenig qualifizierter 
Arbeitskräfte für die Industrie ein beschleunigter Quali- 
fizierungstrend ausgewiesen wurde. 

In Zahlen ausgedrückt: 

■ 1998 verfügten gut 72 Prozent der sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigten in der Gewerblichen 
Wirtschaft über eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung. Dies bedeutet aber auch, dass der Anteil der 
gering qualifizierten Personen ohne abgeschlossene 
Ausbildung in der ersten Hälfte der 90er-Jahre um 
fast fünf Prozentpunkte gesunken ist. 

■ Demgegenüber ist der Anteil der Akademiker mit 
natur- und ingenieurwissenschaftlicher Ausbildung 
an der Gesamtbeschäftigung in der westdeutschen 
Industrie kontinuierlich von 2,4 (1980) auf 4 Prozent 
(1996) gewachsen. Inzwischen hat der - auf Ge- 
samtdeutschland bezogene - Anteil 4,1 Prozent 
(1998) erreicht, die Akademisierung der Industrie- 
produktion hat sich in den letzten Jahren eher be- 
schleunigt (Tab. A-6). 

■ Der Anteil der Beschäftigten mit Fachhochschul- o- 
der Universitätsabschluss in der deutschen Wirt- 
schaft liegt inzwischen bei ca 7,5 Prozent 151 gegen- 
über rund 5,5 Prozent 161 im Jahr 1990 (Tab. A-7). In 
einzelnen FuE-intensiven Industrien liegen die An- 
teile zum Teil deutlich darüber. Vor allem bei den 
stark expandierenden untemehmensorientierten 
Dienstleistungen ist die Hochqualifiziertenquote 
deutlich gestiegen und liegt mittlerweile bei 
15'/2 Prozent. In den jungen, innovativen Dienstleis- 
tungsbranchen (Software und DV-Dienste) ist sie in 
der Regel noch erheblich höher. 


14) Nimmt man den staatlichen Finanzierungsanteil bei Forschung und Ent- 
wicklung hinzu, so entfielen auf den Staat ca. 59 Prozent der nicht physi- 
schen Innovationen. Der Rückgang dieses Anteils um ca. 2 Prozentpunkte 
beruht im Wesentlichen auf den geringeren Ausgaben für Weiterbildung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit. Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 
nahmen damit die nicht-physischen Investitionen Deutschlands seit 1992 
kontinuierlich ab. 

15) Hierin sind lediglich die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in 
Unternehmen der Gewerblichen Wirtschaft enthalten. Selbständige, Freibe- 
rufler, Beamte sowie die öffentlich bediensteten Angestellten sind an dieser 
Stelle somit nicht erfasst. Im Jahre 1998 verfügen fast 16 Prozent aller Er- 
werbstätigen über einen Hochschulabschluss. 

16) Früheres Bundesgebiet. 


Eine Umkehr des Qualifizierungstrends in der Industrie 
erscheint auch unter den Rahmenbedingungen eines 
schnelleren Wachstums kaum möglich. Die Erfahrung 
zeigt, dass ein Wiedereinstieg gering Qualifizierter in 
der Industrie nach Ende der Rezession nur schwer mög- 
lich ist. 


3.3.2 Investitionen in Bildung und Ausbildung 

Insgesamt ergeben sich in Deutschland für 1998 Ausga- 
ben für Bildung, Forschung und Entwicklung und Wis- 
senschaft in Höhe von 330 Mrd. DM (Tab. A-8). Davon 
entfielen 214,1 Mrd. DM auf den Bildungsprozess, 
20,3 Milliarde DM auf die Förderung der Bildungsteil- 
nehmer und 87,5 Mrd. auf Forschung und Entwicklung. 
Der stärkste Anstieg in den letzten Jahren ist bei der 
FuE-Komponente - insbesondere FuE der Wirtschaft - 
zu verzeichnen. 

Trendwende bei den Bildungsausgaben 

Im längerfristigen Vergleich haben die meisten Indus- 
trieländer ihre Investitionen in Bildung und Wissen 
deutlich gesteigert - und zwar schneller als das jeweilige 
Inlandsprodukt. 171 In den ABL ist das „Bildungsbudget“ 
in Relation zum Inlandsprodukt gegenüber den 70er- 
Jahren jedoch deutlich zurückgegangen. Zwar erforder- 
ten die neuen Bundesländer vorübergehend relativ hohe 
öffentliche Bildungsausgaben, was zu einer vorüberge- 
henden Erhöhung des BIP-Anteils des Bildungsbudgets 
führte. Nach dem vorläufigen Ist hat sich der seit 1993 
anhaltende, kontinuierliche Rückgang auch 1998 fortge- 
setzt und der Anteil des Bildungsbudget ist auf 

6.2 Prozent des BIP gefallen 181 . 

Als positives Zeichen ist zu werten, dass die öffentlichen 
Haushalte dem Bildungsbereich in ihren Haushaltsansät- 
zen immerhin wieder ein höheres Gewicht eingeräumt 
haben und der Anteil von 8,9 Prozent im Jahre 1996 in- 
nerhalb des öffentlichen Gesamthaushalts bis zum Jahre 
1999 um etwa einen Prozentpunkt angehoben werden 
soll: Das Haushaltssoll der Gebietskörperschaften sieht 
für 1999 eine Ausgabensteigerung von rund 1 Mrd. DM 
gegenüber dem vorläufigen Ist 1998 vor - davon knapp 
die Hälfte beim Bund -, was jedoch allenfalls dazu füh- 
ren könnte, dass der öffentlich finanzierte Bildungssek- 
tor seinen Anteil am Inlandsprodukt hält. Die relative 
Bedeutung des Bildungswesens für die öffentlichen 
Haushalte liegt in Deutschland mit etwa 9,9 Prozent 
noch weit unterhalb des OECD-Durchschnitts von über 
12'/2 Prozent. 191 


17) OECD (1999). 

18) Die Angaben zum vorläufigen Ist bzw. zum Haushaltssoll der Jahre 1997 
bis 1999 stammen vom Statistischen Bundesamt. 

19) vgl. OECD: Education at a Glance, Paris 1996,1997 und 1998. 
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Abb. 3-15: Struktur der Ausgaben für Bildung und 
Forschung in Deutschland 1998 


Sonst. Bildungs- 
u. Wissenschafts- 
infrastruktur 



Quelle: vgl. Anhang Tab. A-8. Struktur Bildungsausgaben geschätzt 

auf der Basis 199 


Deutschland liegt bei den privaten Ausgaben für die 
Bildung jedoch über dem OECD-Durchschnitt. Grund 
dafür sind vor allem die Ausgaben der Unternehmen in 
der dualen Berufsausbildung. Diese Form der kombi- 
nierten Ausbildung in Schule und Betrieb erklärt auch 
die besonders hohen Ausgaben im Sekundarbereich. 
Dort investiert Deutschland (zusammen mit Österreich) 
im internationalen Vergleich am meisten. Im Primar- 
und im Tertiärbereich liegen die deutschen Ausgaben je 
Person und Jahr hingegen vergleichsweise niedrig. Die 
USA investieren herausragend viel in Universitäten. Im 
Unterschied zu dieser Konzentration auf die höchste 
Qualifikation hat sich in Deutschland eher eine breite 
Ausbildung mit hohen Standards herausgebildet. Dies 
korrespondiert durchaus mit der spezifischen Ausprä- 
gung des Innovationspotenzials in Deutschland und för- 
dert die schnelle Diffusion neuer Technologien in der 
Wirtschaft. 

Hoher Ausbildungsstand 

International gesehen zeigt sich die Tendenz, dass sich 
die Strukturen in den Industrieländern vor allem hin- 
sichtlich der Bedeutung des Sekundarabschlusses II an- 
nähem. Große Unterschiede bestehen jedoch weiterhin 
beim tertiären Abschluss. Generell gilt zudem: Jüngere 
Erwachsene haben in aller Regel höhere Bildungsab- 
schlüsse als „ältere Kohorten“, sodass das Bildungsni- 
veau weltweit weiterhin schnell steigen wird. Dies führt 
auf dem Arbeitsmarkt zu einem ständigen Generations- 
wechsel, d. h. Substitution von weniger qualifizierten äl- 
teren Arbeitskräften durch höher qualifizierte jüngere 
Personen, die neu in das Arbeitsleben eintreten. 


Bezogen auf den Ausbildungsstand der Erwerbsbevölke- 
rung sowie auf der Basis der Intensität und Qualität in 
den verschiedenen Ausbildungsgängen, sind die Voraus- 
setzungen in Deutschland aufgrund der hohen Investiti- 
onen in der Vergangenheit dennoch sehr gut, um auch in 
Zukunft im technologischen Leistungswettbewerb noch 
eine Spitzenposition einnehmen zu können (Abb. 3-16). 
Von Nachteil ist es, dass es in Deutschland vergleichs- 
weise wenige Naturwissenschaftler/Ingenieure unter den 
jungen Erwerbspersonen gibt, und ihre Zahl kurzfristig 
sogar noch abnehmen wird. Erste Engpässe, die von den 
Unternehmen auch als gravierendes Innovationshemm- 
nis gewertet werden, zeigen sich vor allem in relativ 
„jungen“ Fachzweigen wie der IuK-Technologie. 

Akademikerknappheit birgt langfristige Probleme auch 
für die Unternehmensstruktur in sich. Personen mit in- 
genieur- oder naturwissenschaftlichem Studium kom- 
men mehrheitlich für die Gründung technologie- 
orientierter Unternehmen in Frage. Insofern ist ange- 
sichts des derzeitigen geringen Engagements der Stu- 
denten für diese Fächer eine mittelfristig eher skepti- 
sche Prognose der Gründungsaktivitäten angebracht als 
eine optimistische. Dies gilt vor allem für stark wis- 
sensbasierte Bereiche, die auf entsprechenden Nach- 
wuchs aus den Hochschulen angewiesen sind. 

Immer wichtiger wird zudem ständige Weiterbildung, 
weil das ökonomisch verwertbare Wissen immer schnel- 
ler veraltet. Der Bedarf und die Beteiligung an Weiter- 
bildungsmaßnahmen nimmt mit der „Wissensintensität“ 
des Sektors, mit den betrieblichen Qualifikationserfor- 
demissen, mit der Betriebsgröße und mit der Qualifika- 
tion der Erwerbstätigen zu. 

Sie ist folglich am höchsten 

■ bei den luK-Dienstleistungen mit jährlichen Weiter- 
bildungsmaßnahmen bei fast 10 Prozent der Beschäf- 
tigten, 

■ im Finanz- und Personalwesen, in den FuE- 
Abteilungen, im Topmanagement und im Marketing 
sowie 

■ bei Universitäts- und Fachhochschulabsolventen. 

Bei Agrar- und Naturwissenschaftlern, sowie Ingenieu- 
ren liegt die Beteiligung an Weiterbildungsmaßnahmen 
allerdings leicht unter dem Durchschnitt (Tab. 3-2). 
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Abb. 3-16 Indikatoren für den Bestand an Humankapital und Pro-Kopf-Einkommen 1995 

Personen >= Sekundarstufe II in % der 25-64jährigen Personen mit Tertiärabschluss in % der 25-64jährigen 



Schuljahre je 25-64jährigen 



Durchschnittliche Einkommenshöhe 
für den Ausbildungsstand der 25-64jährigen 1 2) 




Ausbildungskosten je 25-64jährigen in 1000 US-$ 




1 ) Umgerechnet mit Kaufkraftparitäten. 

2) Entsprechend der Entlohnung nach dem Bildungsstand im Durchschnitt der OECD-Länder (bis Sekundarstufe I = 100). 

Quelle: OECD, Human Capital Investment. An International Comparison, Paris 1998; OECD, Economic Outlook Nr. 60, Dezember 1996; OECD, Education at a Glance, 

Paris 1997; Berechnungen des DIW. 
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Tab. 3-2: Weiterbildungsquoten a, 1996 



Anteile in vFI 

nach Wirtschaftszweig 


Land-, Forstwirtschaft, Fischerei 

1,7 

Energie, Wasser., Bergbau 

4,6 

Baugewerbe 

2,8 

Verarbeitendes Gewerbe 

3,6 

FuE 

7,0 

nicht FuE 

3,4 

Unternehm. Dienstleistungen 0 ’ 

4,8 

dar.: neue Dienstleistungen 0 ’ 

9,6 

Nicht neue Dienstleistungen 

4,7 

sonstige Dienstleistungen 0 ’ 

5,7 

nach Abteilung im Unternehmen 


Produktion 

3,9 

Forschung und Entwicklung 

7,4 

Marketing, Materialwirtschaft 

5,4 

Finanzen, Personalwesen 

8,1 

Topmanagement 

7,0 

nach Qualifikation 


Ohne Berufsabschluss 

1,2 

Lehre 

4,0 

Meister und Techniker 

7,6 

Fachhochschule 

9,5 

Universität 

9,8 

Gesamt 

4,8 

dar.: betriebliche Weiterbildung 

29,5 


a) Anteil der Erwerbstätigen, die im letzten Jahr an Weiterbildung 
teilgenommen haben. 

b) Rechts- und Steuerberatung, technische Beratung und Planung, 
Werbung, Datenverarbeitung und Datenbanken, Marktfor- 
schung und sonstige Dienstleistungen für Unternehmen. 

c) Datenverarbeitung und Datenbanken (Hardware, Software 
usw.). 

d) Einschließlich öffentlicher Dienstleistungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 1996. - Berechnungen des 

ZEW. 


3.3.3 Der Ertrag von Bildung und Ausbildung 

Bildung und Qualifikation lohnen sich 

Der Aufschlag auf das Bruttoarbeitseinkommen pro 
Stunde (Bildungsrendite), der durch ein zusätzliches 
Bildungsjahr zu erzielen ist, liegt im Schnitt in den alten 
Ländern bei den vollzeitbeschäftigten Männern und 
Frauen nahezu gleich auf bei knapp 8 Prozent (Abb. 
3-17). Allerdings hat der Wert eines zusätzlichen Bil- 
dungsjahres für vollzeitbeschäftigte Männer und Frauen 
in den Achtziger- und Neunzigerjahren tendenziell eher 
abgenommen. Dahinter verbergen sich jedoch unter- 
schiedliche Strukturen und Entwicklungen. 


Abb. 3-17: Bildungsrenditen in den alten Ländern 
1984-97 (Angaben in Prozent) 


Vollzeitbeschäftigte 


0,14 -| 
0,12 - 

0,10 - 

a> 

| 0,08 - 
0,06 - 
0,04 - 
0,02 - 
0,00 - 








Männer 

-T rend (Männer) 


Frauen 

-Trend (F rauen ) 


84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 

Jahr 


Quelle: SOEP 1984-97. 


■ Die Bildungsrenditen liegen im privaten Sektor hö- 
her als im öffentlichen Sektor. Der tendenzielle 
Rückgang fallt bei privaten Arbeitgebern eher gerin- 
ger aus als im öffentlichen Sektor. 

■ Teilzeitbeschäftigte haben höhere Bildungsrenditen 
als Vollzeitbeschäftigte. Daher ergeben sich - primär 
im öffentlichen Bereich - höhere Bildungsrenditen 
für Frauen, wenn Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigte 
gleichzeitig betrachtet werden. Gleichzeitig lässt sich 
dann beobachten, dass die Bildungsrendite im priva- 
ten Sektor im Durchschnitt für alle Frauen im Privat- 
sektor deutlich stärker abgenommen hat als für die 
Männer, während im öffentlichen Sektor die Bil- 
dungsrenditen für Frauen nahezu konstant geblieben 
sind. Die gemessenen geschlechtsspezifischen Ten- 
denzen werden aber primär durch die Veränderungen 
im Anteil der Teilzeitbeschäftigten geprägt. 

■ Im Allgemeinen steigt das Lohndifferenzial mit dem 
Bildungsniveau an. Berücksichtigt man jedoch die 
Ausbildungsdauer, dann hat der Meisterabschluss die 
höchste Rendite. Für Fachhochschüler lohnt sich - 
am Ertrag gemessen - die Ausbildung letztlich mehr 
als für Universitätsabgänger. Die Erträge der Lehrbe- 
rufsabschlüsse liegen - auch unter Berücksichtigung 
der kürzeren Ausbildungsdauer - signifikant niedri- 
ger als diejenigen der Meister und Akademiker. 

■ Im europäischen Vergleich liegen die Bildungsrendi- 
ten in Deutschland mit an vorderster Stelle. Dies gilt 
sowohl für die Frauen als auch für die Männer. Auf- 
fällig ist dabei, dass sich die Erträge aus einem 
zusätzlichen Bildungsjahr bei den Frauen (Voll- und 
Teilzeitbeschäftigte) in allen Ländern mindestens in 
der gleichen Größenordnung bewegen wie die der 
Männer. In Deutschland, Großbritannien, Italien und 
Spanien liegen die Bildungsrenditen der Männer sig- 
nifikant niedriger als die der Frauen. Wie die Abbil- 
dung ebenfalls verdeutlicht, bestehen große interna- 
tionale Unterschiede in den Erträgen „zusätzlicher“ 
Bildung. Der im internationalen Vergleich hohe Er- 
trag von Bildung in Deutschland muss auch vor dem 
Hintergrund interpretiert werden, dass zusätzlich zu 
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diesen Unterschieden auch das Arbeitslosigkeitsrisi- 
ko ungleich auf die einzelnen Qualifikationen verteilt 
ist. Bildung - sei es staatlich oder privat finanziert - 
lohnt sich aus dieser Sicht doppelt. (Abb. 3-18) 

Abb. 3-18 Bildungsrenditen in Europa 



Quelle: ZEW (1999): TSER-Projekt: Public Funding and the Returns to Education. 


Die Anreize, durch zusätzliche Ausbildungsanstrengun- 
gen zusätzliche Einkommen zu erzielen, sind in 
Deutschland im internationalen Vergleich höher als in 
der öffentlichen Diskussion oftmals unterstellt wird. 

Bildung schafft Erwerbsmöglichkeiten 

Bildung schützt vor Erwerbslosigkeit. Zwar hat die Ar- 
beitslosigkeit seit langem alle Qualifikationsstufen er- 
fasst. In etwa gleich auf liegt die Erwerbslosenquote bei 
Meistem/Technikem mit 5,7 Prozent, bei Erwerbstätigen 
mit Universitätsabschluss mit 5,5 Prozent, und bei Fach- 
hochschulabsolventen mit 6 Prozent. Bei Lehrberufsab- 
solventen beträgt sie zwar knapp 11,5 Prozent, liegt da- 
mit allerdings noch deutlich unterhalb der Erwerbslo- 
senquote von Personen ohne beruflichen Abschluss 
(Tab. 3-3). 


Tab. 3-3: Erwerbslosenquote nach Qualifikation, 1993-1998, Deutschland 




Erwerbslose in % der Erwerbspersonen 




Alle Erwerbslose 


sofort verfügbar 


93 

95 

96 

97 

98 

96 

97 

98 

Ohne Abschluss 

12,0 

15,1 

17,2 

18,4 

18,1 

13,0 

(13,9) a 

(13,7) a 

Lehrberufsabschluss 

9,5 

9,7 

10,1 

11,3 

11,3 

8,9 

10,1 

10,2 

Meister und Techniker 

4,9 

5,6 

5,2 

6,2 

5,7 

4,5 

5,4 

4,9 

Fachhochschule 

5,5 

5,8 

6,0 

6,1 

6,0 

5,2 

5,4 

5,3 

Universität 

5,4 

5,5 

4,9 

5,7 

5,5 

4,4 

5,0 

5,0 

Insgesamt 

9,5 

10,1 

10,0 

11,1 

10,9 

8,8 

9,8 

9,7 


a) Fortschreibung mit dem Wachstumsfaktor der Erwerbslosenquote auf Basis aller Erwerbslosen. Annahme: Verteilung der Nichtantworter ist 
unabhängig von der Qualifikationsstruktur. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 Reihe 4.1.2 verschiedene Ausgaben und MZ70 Prozent Stichprobe, 1993, 1995, 1996. 


Auch in allen anderen Ländern sinkt die Arbeitslosen- 
quote mit einem höheren Ausbildungsstand (Tab. A-13). 
Im Zeitablauf nimmt in allen Industrieländern vor allem 
die Akademikerarbeitslosigkeit stark ab. Absolventen 
von Kurzzeitstudiengängen (Frankreich, Niederlande) 
sind nur geringfügig stärker von Arbeitslosigkeit be- 
droht als Absolventen vier- oder fünfjähriger Studien- 
gänge. In Deutschland lohnt sich ein schnelles Studium: 
Denn die Erwerbslosenquote ist bei Akademikern, die 
beim Abschluss unter 30 Jahre alt waren, signifikant 
niedriger. 


Zwischen den akademischen Berufen ist das Erwerbslo- 
sigkeitsrisiko in Deutschland jedoch nicht gleich ver- 
teilt: Es ist bei Natur-, Ingenieur- und Agrarwissen- 
schaftlern, aber auch bei Sprach- und Kulturwissen- 
schaftlem vergleichsweise hoch. Zudem hat sich die Ar- 
beitsmarktsituation für ältere Akademiker deutlich ver- 
schlechtert, insbesondere bei Ingenieuren. Die älteren 
Generationen sind im Nachteil, wenn es um die Anpas- 
sung an die Erfordernisse neuer Technologien geht. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn ihr Tätigkeitsprofil eng 
verknüpft mit der Innovationstätigkeit ist. Die Schlüssel- 
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rolle bei technologischen Innovationen lässt sich nur 
dann permanent durchhalten, wenn durch regelmäßige 
Weiterbildung und „Training-on-the-job“ die Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten an die Herausforderungen techno- 
logischer Innovationen angepasst werden. 

In Deutschland steigt die Erwerbsbeteiligung mit dem 
Niveau des Bildungsabschlusses. Entsprechend sind die 
Beschäftigungsschwellen in den 90er Jahren für jene ge- 
stiegen, die keinen Hochschulabschluss haben (Abb. 
3-19). Selbst bei Lehrberufsabsolventen nimmt die Be- 
schäftigung seit fünf Jahren trotz Wachstums nicht mehr 
zu. Jahr für Jahr war ein höheres Wirtschaftswachstum 
erforderlich, um zusätzliche Erwerbspersonen in Be- 
schäftigung zu bringen bzw. um Arbeitslosigkeit zu ver- 
meiden. 

Abb. 3-19: Wirtschaftswachstum und qualifikatori- 
sche Erwerbstätigenentwicklung 

- Deutschland, 1991-1998 - 



1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 


Ab 1996 für ohne Berufsabschluss: Fortschreibung mit den soz. versicherungspfl. Be- 
schäftigten. 

Quelle: MZ, FS. 4.1.2 und MZ 70% Stichprobe. 


-Niederlande, 1991-1998 - 
- Index 1991=100 - 



Vocational Colleges: Hochschulberechtigung ist nicht erforderlich. 

GDP: Daten vor 1995 basieren nicht auf den revidierten Sozialproduktsberechnungen 
(ESR). 

Quelle: Statistics Netherlands. 


-USA, 1992-1998- 
- Index 1992=100- 



1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 


Quelle: US Bureau of Labour Statistics. 


In den USA und in den Niederlanden ist dies anders. 
Dort sind aufgrund der spezifischen Arbeitsmarktbedin- 
gungen bei hohen Wachstumsraten die Beschäftigungs- 
chancen der mittleren Qualifikationsebene kaum gerin- 
ger als die von Akademikern. Auch bei wenig Qualifi- 
zierten steigt das Beschäftigungsniveau immer noch 
leicht an, trotz des fortwährenden Rückgangs des Ange- 
bots niedrig qualifizierter Arbeitskräfte. 
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4 Zum Aufholprozess in den neuen Bundesländern 


Die Integration der neuen Bundesländer in den internati- 
onalen Technologiewettbewerb kommt kontinuierlich 
voran. Noch besteht aber ein deutlicher Aufholbedarf 
gemessen an der Integration der alten Bundesländer in 
die weltweite Arbeitsteilung. Dies korrespondiert mit ei- 
nem geringen Anteil forschungs- und wissensintensiver 
Wirtschaftszweige, dem geringen Industriebesatz und 
einer geringen Anzahl an forschenden Unternehmen. 

4.1 Zunehmende Internationalisierung 

Die Auslandsumsätze aus den neuen Bundesländern 
nehmen sprunghaft zu (Tab. 4-1), dennoch ist der Inter- 
nationalisierungsgrad der ostdeutschen Industrie eher 


bescheiden. Dies gilt besonders für den forschungsinten- 
siven Sektor: Lediglich 3,5 Prozent (knapp 16 Milliar- 
den DM) des von deutschen Betrieben im Ausland er- 
zielten Umsatzes mit FuE-intensiven Waren kommen 
1998 (1995: 2 Prozent) aus den neuen Bundesländern 
und die Exportquote erreicht mit 32 Prozent (gegenüber 
18 Prozent im Jahr 1995) bei weitem noch nicht das Ni- 
veau des früheren Bundesgebiets (rund 50 Prozent). 
Aber: Einzelne Industrien aus den neuen Bundesländern 
setzen anteilig gerechnet ähnlich viel (EDV, Automobi- 
le) oder sogar mehr im Ausland ab als die Unternehmen 
in den alten Bundesländern. Die Steigerung der Aktivi- 
täten im ostdeutschen Auslandsgeschäft ist ein positives 
Signal. 


Tab. 4-1: Position und aktuelle Entwicklung FuE-intensiver Industrien in den neuen 
Bundesländern 



Nettoproduktion 

Beschäftigung 


Exportquote 

Auslandsumsatz 


Jahresd. Veränderung 

Anteil an 

Jahresd. Veränderung 


Anteil an 

Jahresd. Veränderung 

1 QQ-s _ 1 QQ« 0/ 


1993 - 

1998 in % 

D** 1998 

1995 - 1998 in % 

1998 in % 

D** 1998 




in % 




in % 




NBL 

ABL 

NBL 

NBL 

ABL 

NBL 

NBL 

NBL 

ABL 

FuE-intensive Industrien 
insgesamt 

7,7 

3,9 

7,2 

-3,2 

-2,0 

32,0 

3,5 

34,0 

9,6 

Spitzentechnik* 

11,2 

4,9 

6,0 

5,2 

-2,3 

35,6 

4,3 

62,6 

12,9 

Höherwert. Technik 

7,0 

3,7 

7,4 

-4,3 

-2,0 

31,1 

3,4 

28,9 

9,0 

Nicht-FuE-intensive 

Industrien 

5,4 

1,1 

10,5 

U 

-2,6 

12,3 

5,0 

15,2 

4,6 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

6,3 

2,4 

9,0 

-0,5 

-2,3 

19,1 

4,0 

24,6 

8,5 


*) Ohne Spalt- und Brutstoffe. 

**) Anteil der neuen Länder an Gesamtdeutschland 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistik des Produzierenden Gewerbes. Berechnungen des NIW. 


Der geringe Intemationalisierungsgrad lässt sich nicht 
nur anhand der Ausfuhren ostdeutscher Betriebe festma- 
chen, sondern gilt auch in Bezug auf das Engagement 
ausländischer Investoren in den neuen Bundesländern. 
Es konzentriert sich wie im früheren Bundesgebiet stark 
auf kapitalintensive Bereiche. Insgesamt haben auslän- 
dische Investoren im Zeitraum 1991 bis 1998 zu rund 
15 Prozent zu den kumulierten Investitionen der ostdeut- 
schen Industriebetriebe beigetragen und damit nicht nur 
die Stabilisierung altindustrieller Regionen gefordert, 
sondern auch die Erhaltung und den Ausbau des FuE- 
Potenzials und die internationale Einbindung der ost- 
deutschen Wirtschaft stimuliert. 

4.2 Beschäftigung und Produktion in for- 
schungsintensiven Industrien 

Trotz beachtlicher Wachstumsraten ist die industrielle 
Basis in den neuen Bundesländern insgesamt jedoch 


noch ausgesprochen schmal. 20 ’ Forschungsintensive In- 
dustrien haben in den neuen Ländern mit rund 
40 Prozent ein deutlich geringeres Gewicht an der In- 
dustrieproduktion als im früheren Bundesgebiet 
(50 Prozent). Einzelne Bereiche (insbesondere Optik, 
Automobile und damit verwandte Elektronik, EDV und 
Elektronische Bauelemente, Instrumente, Luft- und 
Raumfahrzeuge, Teile der Chemie und des Maschinen- 
baus) haben ihre Produktionskapazitäten in beachtli- 
chem Maße ausgeweitet. Deutliche Verluste ergeben 
sich auf der anderen Seite für den Schienenfahrzeugbau, 
einzelne Maschinenbaubereiche (Baumaschinen, Tex- 
tilmaschinen, Maschinen für das Ernährungsgewerbe) 
sowie Medikamente. 


20) In den neuen Ländern wuchs die Nettoproduktion bei forschungsintensiven 
Waren im Jahresdurchschnitt 1993-1998 um fast 8 Prozent, im früheren 
Bundesgebiet lediglich um knapp 4 Prozent. 
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Insgesamt waren 1998 in forschungsintensiven Indus- 
trien knapp 200 Tausend Personen beschäftigt. Das sind 
knapp 36 Prozent der gesamten Industriebeschäftigung. 
Im Verlauf des Aufschwungs hat sich die Beschäftigung 
in Höherwertigen Technologien trotz vergleichsweise 
höherer Wachstumsraten mit einem Arbeitsplatzabbau 
von jahresdurchschnittlich 4,3 Prozent insgesamt noch 
ungünstiger entwickelt als im früheren Bundesgebiet 
(-2 Prozent), während im „kleinen“ Spitzentechniksektor 
in diesem Zeitraum knapp 4 000 Arbeitsplätze hinzuge- 
kommen sind (vor allem bei Elektronischen Bauelemen- 
ten und Luft- und Raumfahrzeugen). 1998 sind auch in 
Höherwertigen Technologien erstmals - wenn auch in 
bescheidenem Rahmen - neue Arbeitsplätze entstanden 
(Automobile und Ausrüstungen, Spezialmaschinen, 
Werkzeuge, übrige Chemische Erzeugnisse). In einigen 
- relativ großen - Industrien geht der Beschäfti- 
gungsabbau jedoch unvermindert weiter: Vor allem im 
Schienenfahrzeugbau, in der Elektrotechnik, bei Hebe- 
zeugen/Fördermitteln und bei Dampfkesseln. 


4.3 Wissensintensive Dienstleistungen und 
Gründungen 

Vom wissensintensiven Dienstleistungssektor gehen 
bislang keine entscheidenden Impulse für die Beschäfti- 
gung in den neuen Bundesländern aus. Zwar expandie- 
ren dort - wie auch im übrigen Bundesgebiet - die un- 
temehmensnahen Dienstleistungen in besonderem Ma- 
ße. Verglichen mit dem Durchschnittswert der alten 
Länder, sind diese noch deutlich unterrepräsentiert. 
Lässt man bei der Berechnung des Vergleichswerts die 
westdeutschen Ballungsräume außen vor, so reduziert 
sich der Unterschied erheblich. Darüber hinaus entste- 
hen noch in merklichem Umfang neue Arbeitsplätze im 
Gesundheitswesen. Dieser „Nachholbedarf 1 in der 
Grundversorgung dürfte jedoch in absehbarer Zeit ge- 
sättigt sein. 

Die hohe Gründungsaktivität (vgl. Abschnitt 6.2) der 
ersten Jahre nach der Wiedervereinigung hat sich seit 
Mitte der 90er-Jahre merklich abgeflacht und auf ein 
den alten Bundesländern vergleichbares Niveau 
eingependelt. In technologieorientierten Wirtschafts- 
zweigen insgesamt kann seit 1995 von einer Stagnation 
des Gründungsgeschehens gesprochen werden, wobei 
die Zahl der Neugründungen im Bereich der Höherwer- 
tigen Technik kontinuierlich zurückgeht, dafür aber 
immer mehr Unternehmen im Spitzentechnikbereich 


mehr Unternehmen im Spitzentechnikbereich entstehen. 
Hier ist die Dynamik in den NBL besonders hoch. Dafür 
verläuft die Entwicklung bei technologieorientierten 
Dienstleistungen schwächer als im früheren Bundesge- 
biet: Seit 1995 ist die Zahl der Neugründungen in die- 
sem Bereich gar rückläufig, vornehmlich in den „bauna- 
hen“ Bereichen. Gleichsam als „Nachwehen“ der sehr 
hohen Gründungsneigung der ersten Jahre nach der 
Wiedervereinigung und auch befördert durch die 
schleppende ökonomische Entwicklung der neuen Län- 
der in den letzten Jahren nahm die Zahl der Insolvenzen 
in den letzten Jahren rapide zu, so dass nur noch ein 
leichtes Anwachsen der Untemehmenspopulation in den 
neuen Ländern zu beobachten ist. Auch im Jahr 1999 
dürfte in den neuen Ländern die Zahl der Insolvenzfälle 
zugenommen haben, während sich in den alten Ländern 
eine Besserung abzeichnet. 2 1 ' Die Insolvenzfalle kon- 
zentrieren sich dabei auf den Bau und den Handel, wäh- 
rend die FuE-intensive Industrie und die technologiein- 
tensiven Dienstleister beim Anteil der Insolvenzfälle ei- 
nen geringeren Anteil aufweisen als bei den Gründun- 
gen. 

Insgesamt gesehen lässt sich seit 1995 eine deutliche 
Konvergenz der Gründungsaktivitäten in den alten und 
den neuen Bundesländern erkennen: Sowohl bezogen 
auf die Gründungsintensität als auch auf die zeitliche 
Entwicklung schlagen die alten und die neuen Länder 
ähnliche Pfade ein. Allerdings liegt in den neuen Län- 
dern der Anteil der Untemehmensgründungen in der 
Spitzentechnik und den technologieintensiven Dienst- 
leistungen an allen Gründungen - ebenso wie der Anteil 
dieser Sektoren an der Gesamtbeschäftigung - unterhalb 
der Anteile in den alten Ländern. 


4.4 Qualifikationsstrukturen 

Im Verlauf des Um- und Restrukturierungsprozesses in 
den neuen Bundesländern nach der Wende war zu be- 
obachten, dass diejenigen Personen, die in der Industrie 
ihren Arbeitsplatz behalten konnten, über ein ver- 
gleichsweise hohes formales Qualifikationsniveau ver- 
fügten (vgl. Tab. 4-2) 


21) Vgl. Creditreform (1999), Insolvenzen, Neugründungen, Löschungen 
1999/2000, Neuss. 
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Tab. 4-2: Qualifikationsstrukturen in der Verarbeitenden Industrie 1995 und 1998 



Deutschland 

früh. Bundesgebiet 

neue Bundesländer 


- Anteile in % 

!- 

- Anteile 

in % - 

- Anteile in % - 

Indikator 

1995 

1998 

1995 

1998 

1995 

1998 

F ertigungsintensität 

Anteil der Arbeiter an den Beschäftigten 
Ausbildungskapitalintensität der Fertigung 

65,4 

49,2 

63,8 

45,6 

64,7 

45,5 

63,8 

45,6 

70,6 

73,4 

71,3 

70,1 

Anteil der Facharbeiter an den Arbeitern 

Dienstleistungsintensität 

Anteil der Angestellten an den Beschäftigten. 
Ausbildungskapitalintensität der Dienstleistg. 

34,6 

36,2 

35,3 

36,2 

29,4 

28,7 

Anteil der HochschuL/Fachhochschul- 
Absolventen an den Angestellten 

17,9 

19,4 

16,5 

18,4 

30,1 

28,2 

Ausgebildetenquote 







Anteil der Beschäftigten mit abgeschlossener 
Berufsausbildung 

70,9 

71,6 

69,1 

70,3 

83,4 

81,4 

Hochqualifiziertenquote 







Anteil der HochschuL/Fachhochschul- 
absolventen an den Beschäftigten 

6,2 

6,8 

5,8 

6,7 

8,9 

8,1 

Naturwissenschaftler- und Ingenieurquote 







Anteil der Akademiker mit natur- o. 
ingenieurwissen. Studium an Besch. 

3,8 

4,1 

3,8 

4,2 

3,9 

3,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. - Berechnungen des NIW. 


Ein Rückstand ergibt sich allerdings im Hinblick auf den 
Einsatz von Naturwissenschaftlem/Ingenieuren in der In- 
dustrie, was mit der höheren Fertigungsorientierung vor 
allem der Tochterunternehmen westdeutscher Firmen Zu- 
sammenhängen dürfte. Bedingt durch das Ausbildungs- 
system zu DDR-Zeiten liegen die Ausgebildeten- und 
Hochqualifiziertenquote in den neuen Bundesländern 
merklich über denjenigen im früheren Bundesgebiet. In 
jüngerer Zeit scheint - gemessen an den formalen Ab- 
schlüssen - hier aber eine Angleichung der Strukturen 
stattzufinden: Im früheren Bundesgebiet nimmt der Anteil 
der hoch Qualifizierten an den Beschäftigten tendenziell 
weiter zu, in den neuen Bundesländern nimmt dieser An- 
teil ab. Einerseits schieden qualifizierte Personen alters- 
bedingt aus. Andererseits entstehen in den wachsenden 
Industrien auch Arbeitsplätze mit geringerem Qualifikati- 
onsbedarf in der Fertigung. Beispiel hierfür ist der Auto- 
mobilbau: Dort sind bei steigender Gesamtbeschäftigung 
vergleichsweise mehr Arbeitsplätze für weniger qualifi- 
zierte Personen entstanden als für Facharbeiter. Zudem ist 
durch das Wachstum einzelner FuE-intensiver Industrie- 
zweige auch das Einkommen in den jeweiligen Standort- 
regionen gestiegen. 22 * In der Folge entstanden durch zu- 
sätzliche Konsumnachfrage auch weitere Arbeitsplätze 
für gering Qualifizierte. Demzufolge ist der Anteil der 
Facharbeiter an den Arbeitern deutlich gesunken, bei 
gleichzeitig zunehmenden Qualifikationsanforderungen 
im Angestelltenbereich. 


22) vgl. dazu auch das aktuelle Gutachten des Sachverständigenrates für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung. 


4.5 Forschung und Entwicklung 

1997 waren in der Wirtschaft der neuen Bundesländer 
gut 25 000 FuE-Beschäftigte zu verzeichnen, knapp 
6 Prozent mehr als 1995 (Tab. 4-3). Die seit 1994 zu 
verzeichnende leichte Aufwärtstendenz dürfte sich auch 
in den Folgejahren fortgesetzt haben. 231 Dennoch bleiben 
die (ebenfalls gestiegenen) FuE-Aufwendungen in den 
NBL im Vergleich zur Entwicklung des FuE-Personals 
noch deutlich zurück: Das FuE-Personal in den neuen Län- 
dern macht knapp 9 Prozent des gesamtdeutschen FuE- 
Personals aus, bei den internen FuE-Aufwendungen sind es 
nur 6 Prozent. Die internen FuE-Aufwendungen pro FuE- 
Beschäftigten betrugen in den neuen Ländern ca. 134 Tau- 
send DM gegenüber 203 Tausend DM in den alten Län- 
dern. Dabei spielt die kleinbetriebliche Struktur der FuE- 
betreibenden Unternehmen eine wichtige Rolle, da die 
FuE- Aktivitäten in kleinen und mittleren Unternehmen er- 
heblich personalintensiver sind als in größeren Unterneh- 
men. Zudem ist hierbei zu berücksichtigen, dass die FuE- 
Fördermaßnahmen für die NBL, an denen rund zwei Drittel 
der FuE-betreibenden ostdeutschen Unternehmen partizi- 
pieren, darauf abzielen, das „Humankapital“ in den Unter- 
nehmen zu halten und somit durch die relative Verbilligung 
des FuE-Personaleinsatzes zu einer personalintensiveren 
Faktoreinsatzstruktur im FuE-Bereich beitragen. 


23) Die ab 1999 verschärften Mittelstands- und Konzemklauseln werden bei 
(abhängigen) Klein- und Mitteluntemehmen möglicherweise das FuE- 
Verhalten beeinflussen. Inwieweit dies in der Größenordnung der FuE- 
Aktivitäten seinen Niederschlag finden wird, lässt sich momentan nicht ab- 
sehen. Andererseits könnten durch die Neuformulierung der Förderregeln 
Regionalbeihilfen (als Anpassung an die neuen europäischen Leitlinien), 
die auch lohnbezogene Investitionszuschüsse ermöglichen, auch für die 
Ausweitung von FuE-Kapazitäten genutzt werden. 
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Tab. 4-3: Kennziffern zu FuE, Patenten und Innovationen in den neuen Bundesländern und im früheren 

Bundesgebiet 



Jahr 

neue Bundesländer 

früheres Bundesgebiet 

FuE-Personal im Wirtschaftssektor insgesamt 

1995 

23 700 

260.000 


1997 

25 100 

261.200 

Verteilung des FuE-Personals auf Unternehmen 




mit ... Beschäftigten in Prozent 
unter 100 

1997 

40 

6 

100 bis 249 


18 

5 

250 bis 499 


7 

5 

500 bis 999 


9 

7 

1.000 bis 1.999 


4 

9 

2.000 und mehr 


22 

68 

FuE-Intensität im Verarbeitenden Gewerbe in Prozent als... 




Personalanteil an den Beschäftigten 1 2 3 * 

1997 

3,7 

4,3 

Interne FuE-Aufwendungen am Umsatz 

1997 

2,0 

2,5 

FuE-Pcrsonal in der Wirtschaft je 10.000 Erwerbstätige 21 

1997 

56 

122 

Patentanmeldungen 3 1 




Absolut 

1995 

2 120 

36.260 


1997 

2 620 

40.720 


1998 

2 810 

44.830 

je 100.000 Erwerbstätige 

1998 

68 

206 

Innovationsintensitäten 

(Innovationsaufwendungen am Umsatz in Prozent) 




Verarbeitendes Gewerbe 

1996 

4,7 

4,9*) 


1998 

4,9 

4,4*) 

Dienstleistungen 

1996 

2,3 

1,2*) 


1997 

2,6 

1,9*) 

Anteil der innovierenden Unternehmen in Prozent 




Verarbeitendes Gewerbe 

1996 

63 

60*) 


1998 

63 

65*) 

Dienstleistungen 

1996 

62 

61*) 


1997 

55 

61*) 

Unternehmen mit Marktneuheiten 




Verarbeitendes Gewerbe 

1996 

21 

23*) 


1998 

24 

28*) 


1) Anteil des FuE-Personals an den Beschäftigten der Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe. 

2) Erwerbstätige in der Gewerblichen Wirtschaft (ohne Landwirtschaft und Staat). 

3) Die neuen Bundesländer umfassen in dieser Abgrenzung lediglich die 5 Flächenländer. Berlin, das nur insgesamt ausgewiesen ist, wird den alten Bundes- 
ländern zugerechnet, da der überwiegende Teil der dort angemeldeten Patente aus Westberlin stammt. 

*) Gesamtdeutschland. 

Quellen: SV-Wissenschaftsstatistik: Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft 1995-1997; FuE Info 2/1999, ergänzt um unveröffentlichte Materialien des 

WSV zu FuE 1997. - Deutsches Patentamt, Jahresbericht 1998. - Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Reihe 4.1.1 sowie Erwerbstätigenrechnung 
des Bundes und der Länder, ZEW, Mannheimer Innovationspanel - Berechnungen und Schätzungen des NIW und des ZEW. 


Die FuE-Intensitäten - sowohl bezogen auf das FuE- 
Personal als auch auf die FuE-Aufwendungen - liegen in 
den neuen Ländern unterhalb der Werte der alten Länder. 
Zu einem großen Teil beruht dies auf Unterschieden in 
der Branchen- und Größenstruktur der Industrie der neuen 
Länder. Bezogen auf alle Erwerbstätigen wird die relativ 
geringere Ausstattung der neuen Länder mit FuE- 
Aktivitäten noch deutlicher: Der Anteil des FuE-Personals 
an allen Erwerbstätigen liegt in den alten Ländern mehr 
als doppelt so hoch wie in den neuen Ländern. Auch hier- 
für sind maßgeblich wirtschaftsstrukturelle Gründe ver- 
antwortlich (vgl. dazu auch die Ausführungen im Ab- 
schnitt 8.2). 


Generell ist in den NBL nicht die Beteiligung am FuE- 
Prozess der entscheidende Engpass, sondern vielmehr 
die noch immer geringere Marktorientierung auch der 
forschenden Betriebe. 24 * Dennoch ließ sich in jüngerer 
Zeit auch in den NBL beobachten, dass die FuE- 
betreibenden Unternehmen in der Regel höhere Umsatz- 
zuwächse realisieren konnten als die nicht-FuE- 
betreibenden Unternehmen. Dies ändert jedoch an der 
generellen Feststellung nichts, dass in der Mehrzahl der 


24) vgl. dazu ausführlicher Spielkamp et al. (1998) oder Pleschak, Fritsch und 
Stummer (1999) 
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FuE-Unternehmen die Ausrichtung von FuE an den Er- 
fordernissen des Marktes zu wünschen übrig lässt. Bei 
der Beurteilung des Anstieg des FuE-Personals und der 
FuE-Aufwendungen in den neuen Ländern sollte dies 
nicht vergessen werden. Zudem entfällt ein erheblicher 
Anteil (ca. ein Sechstel) des FuE-Personals und der FuE- 
Aufwendungen in den neuen Ländern auf Einrichtungen 
der externen Industrieforschung und auf Unternehmen, 
die primär FuE-Dienstleistungen erbringen. Dieser Teil 
des FuE-Personals ist damit nicht unmittelbar für die 
produzierenden Unternehmen verfügbar. Nach verbreite- 
ter Ansicht sind noch erhebliche Defizite bei der Ein- 
bindung der externen Industrieforschung in die FuE- und 
Produktionsnetzwerke in den neuen Ländern zu 
konstatieren. 

Die forschenden Unternehmen sind in den neuen Bun- 
desländern im Schnitt deutlich kleiner als im früheren 
Bundesgebiet, entsprechend bilden Klein- und Mittel- 
unternehmen hier auch eher das Potenzial für einen wei- 
teren Ausbau der FuE-Kapazitäten. Rund ein Viertel der 
Unternehmen und der Institutionen der externen Indus- 
trieforschung rechnen auch 1999 mit einer Zunahme der 
FuE-Gesamtaufwendungen; im früheren Bundesgebiet 
sind es 30 Prozent. 


4.6 Innovationen und Patente 

Der Aufholprozess wird auch anhand der Innovationsin- 
tensität und der investiven Innovationsausgaben deut- 
lich. Die längerfristige Entwicklung der FuE- und Inno- 
vationsindikatoren für ABL und NBL deutet generell auf 
eine Annäherung hin: Dies gilt für den Anteil der Inno- 
vationsaufwendungen am Umsatz, für den Anteil an 
Produktinnovatoren oder Prozessinnovatoren oder auch 
für den Anteil an Unternehmen, die durch Prozessinno- 
vationen Kostensenkungen realisieren konnten. Zwar 
zeigt sich auch beim Anteil der Unternehmen, die 
Marktneuheiten entwickelt und auf den Markt gebracht 
haben, kaum noch ein Unterschied zwischen den alten 
und den neuen Ländern, jedoch liegt der Umsatzanteil, 
der auf diese Marktneuheiten entfällt, in den neuen Län- 
dern noch unter dem Niveau der alten Länder. 

Im Dienstleistungsbereich ergibt sich ein überwiegend 
positives Bild: Steigende Innovationsaufwendungen und 
zunehmende Umsatzanteile mit neuen oder verbesserten 
Dienstleistungen oder die realisierten Kostensenkungs- 
anteile vermitteln einerseits eine durchaus günstige 
Entwicklung. Auch die Anzahl der Unternehmen, die 
Produkt- oder Prozessinnovationen einführen, nimmt 
seit 1996 in den modernen Dienstleistungsbranchen zu. 
Ähnlich wie in den alten Ländern lässt aber die Innova- 
tionsaktivität im Flandel und im Transportgewerbe nach. 

Relativ (pro Erwerbstätigen) betrachtet werden knapp 
ein Viertel soviel Patente angemeldet wie im früheren 


Bundesgebiet. Hierbei spielen nicht nur geringere For- 
schungsaufwendungen der Unternehmen, sondern auch 
wirtschaftsstrukturelle Gründe eine Rolle. In diesem 
Kontext sind dabei vor allem die vergleichweise gerin- 
gere Größe der Unternehmen, die geringere Exportorien- 
tierung, das gesamtwirtschaftlich geringere Gewicht der 
Industrie als traditioneller Hauptanmelder von Patenten 
sowie das hohe Gewicht von Tochterunternehmen ohne 
eigene dispositive Funktionen relevant. Der Aufholpro- 
zess ist aber dennoch in Gang gekommen: So wuchs die 
Zahl der Anmeldungen aus den neuen Bundesländern 
von 1995 bis 1998 um rund ein Drittel, im früheren 
Bundesgebiet nur rund um ein Viertel. 


4.7 Fazit 

Die technologische Leistungsfähigkeit der neuen Länder 
wird auch 10 Jahre nach der Wiedervereinigung durch 
eine Reihe von Strukturschwächen beeinträchtigt. Noch 
liegt die Produktivität der Industrie - im Durchschnitt 
gerechnet - in den neuen Ländern deutlich (ca. 30 Pro- 
zent) unter dem Niveau der alten Länder. In den letzten 
Jahren zeigt sich zudem eine deutliche Tempodrosse- 
lung und teilweise sogar eine Stagnation bei der Schlie- 
ßung der Produktivitätslücke. Damit besteht nach wie 
vor ein hoher Aufholbedarf und die Notwendigkeit 
durch Produkt- und Prozessinnovationen die Leistungs- 
fähigkeit der Industrie zu erhöhen. 

Der technologische Aufholprozess schlägt sich in einer 
zunehmenden FuE-Aktivität in den Unternehmen und 
einer steigenden Anzahl von Patentanmeldungen der In- 
dustrie nieder. Zu konstatieren ist auch ein geringerer 
Industriebesatz insbesondere in FuE-intensiven Wirt- 
schaftszweigen und eine geringe Anzahl von FuE- 
betreibenden Großunternehmen. Damit fehlen dem In- 
novationssystem in den neuen Ländern wesentliche 
Kemelemente und Kristallisationspunkte des Innovati- 
onssystems der alten Länder. Darüber hinaus leiden die 
kleinen und mittleren Unternehmen - trotz der in jüngs- 
ter Zeit erzielten Verbesserungen - sehr viel häufiger als 
in den alten Ländern unter einer geringen Rentabilität, 
fehlendem Eigenkapital und daraus resultierend auch 
unter unzureichendem Zugang zu Fremdkapital. Die An- 
strengungen zur Verbesserung der technologischen Leis- 
tungsfähigkeit der neuen Länder brauchen vor diesem 
Hintergrund einen langen Atem. Dies gilt insbesondere 
auch für die Maßnahmen zur Erweiterung der FuE- 
Potenziale der kleinen und mittleren Unternehmen der 
neuen Länder. 

Das umfangreiche System der öffentlichen Förderung 
von FuE- und Innovationstätigkeit der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen in den neuen Ländern hat dazu bei- 
getragen, dass der Entwicklungspfad langsam nach oben 
zeigt. Ohne die massiven Hilfen für FuE wäre der Rück- 
stand in der FuE-Intensivierung der Wirtschaft sicher 
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noch höher ausgefallen. Insbesondere das umfangreiche 
System der externen Industrieforschung und der kleinen 
FuE-Dienstleistungsuntemehmen, die im Transformati- 
onsprozess in der Nachfolge ehemaliger Institute der 
Akademie der Wissenschaften, der zentralen FuE- 
Einrichtungen der Kombinate und der FuE-Abteilungen 
von Großbetrieben entstanden sind, wäre ohne öffentli- 
che Zuschüsse und Projektförderungen nicht lebensfä- 
hig. Für die Finanzierung ihrer FuE- und Innovationsak- 
tivitäten ist ein Großteil dieser Einrichtungen auf diese 
Instrumente angewiesen. 

Andererseits wurde vielfach auch die bislang unzurei- 
chende Einbindung der externen Industrieforschung und 
der innovativen FuE-Dienstleister in das Innovationssys- 
tem konstatiert. Die ihnen häufig zugedachte Rolle, die 
fehlenden FuE-Aktivitäten der Großunternehmen zu 
kompensieren, konnten sie bislang nicht ausfüllen. Die 
Problemlagen in diesem „neuen“ Element des deutschen 
Innovationssystems sind vielfältig und umspannen so- 
wohl innerbetriebliche Probleme wie unzureichendes 
(FuE-)Management und eine mangelnde Marktorientie- 
rung der Einrichtungen bis hin zu dem Problem sich im 
enger werdenden Markt um FuE-Aufträge gegen Ein- 
richtungen zu behaupten, die über andere Finanzie- 
rungsvoraussetzungen und Kompetenzvorsprünge ver- 
fügen. Zudem weisen die Unternehmen und Institutio- 
nen der externen Industrieforschung in den neuen Län- 
dern vielfach eine geringe Größe auf. 

Daraus ergibt sich ein hoher Reformbedarf für die exter- 
ne Industrieforschung in den neuen Ländern. Zum einen 
sollte versucht werden, durch netzwerkorientierte För- 


dermaßnahmen die Einbindung der externen Industrie- 
forschung in die industriellen FuE- und Produktions- 
netzwerke zu verbessern. Förderprogamme wie Inno- 
Regio können sich dabei als hilfreich erweisen. Die ex- 
terne Industrieforschung ist langfristig nur lebensfähig, 
wenn es diesen Einrichtungen gelingt, die Kooperation 
mit den mittleren und kleinen Unternehmen in den neu- 
en Ländern auszubauen, die Rückkopplungen mit ande- 
ren Elementen der wissenschaftlichen Infrastruktur, wie 
den Hochschulen, zu verstärken und auch untereinander 
eine bessere Vernetzung zu erreichen. Nur so können die 
angesprochenen Probleme gelöst, bestehende Finanzie- 
rungsprobleme abgemildert und Spezialisierungsvorteile 
realisiert werden. Zwar ist der Aufbau einer leistungsfä- 
higen innovationsunterstützenden Infrastruktur eine 
zentrale Aufgabe der öffentlichen Hand im Transforma- 
tionsprozess. Das Festhalten an ineffizienten Potenzialen 
der anwendungsorientierten Forschung und Entwicklung 
wird aber den Aufholprozess nicht in der notwendigen 
Weise befruchten können. 

In den neuen Ländern haben sich in den letzten Jahren 
die regionalen Disparitäten verstärkt. Einige Regionen 
(vgl. dazu 8.2) haben in Bezug auf die Potenzialfaktoren 
der technologischen Leistungsfähigkeit zu westdeut- 
schen Regionen aufgeschlossen. Die Voraussetzungen 
für einen weiteren Aufholprozess sind daher regional 
sehr unterschiedlich ausgeprägt. Eine stärker an den re- 
gionalen Potenzialfaktoren anknüpfende, regional diffe- 
renzierende Politik erscheint daher der aktuellen Situati- 
on angemessen zu sein (vgl. dazu auch die Ausführun- 
gen zu Kapitel 8). 
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5 Internationalisierung von Forschung und Entwicklung 


Die Intemationalisierung von Forschung und Entwicklung 
hat sich in den letzten beiden Dekaden kräftig verstärkt. 
Sie reicht dabei von der Generierung neuer wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse, deren Umsetzung in neue Produkte und 
Herstellungsverfahren bis hin zur Vermarktung von Inno- 
vationen. Zwar wird diese Entwicklung wesentlich geprägt 
durch die großen multinationalen Unternehmen, jedoch 
lässt sich auch beobachten, dass im Bereich der Spitzen- 
technologie zunehmend auch junge Unternehmen sich 
frühzeitig dem internationalen Wettbewerb stellen müssen, 
um von der internationalen Know-how-Entwicklung und 
den sich herausbildenden internationalen Produkttrends zu 
profitieren. 25 * 

■ Die Zunahme der internationalen Verwertung von 
Innovationen drückt sich aus in dem überdurch- 
schnittlich stark steigenden Welthandel mit FuE- 
intensiven Güter, der Zunahme der grenzüberschrei- 
tenden Gewährung von Lizenzen und steigenden in- 
ternationalen Zahlungsströmen für Lizenzgebühren 
sowohl zwischen Unternehmen als auch innerhalb 
multinationaler Unternehmen, steigenden Auslands- 
patentanmeldungen und zunehmender Anteile von 
innovativen Produkten an der Produktionstätigkeit 
von großen Unternehmen. 

■ Die Zunahme grenzüberschreitender Wissensflüsse 
schlägt sich nieder im Anstieg der internationalen 
wissenschaftlichen und technologischen Zusammen- 
arbeit von Forschem, wissenschaftlichen Institutio- 
nen und Unternehmen. 

■ Die Internationalisierung im Bereich der Generie- 
rung von Wissen findet ihren Ausdruck in der zu- 
nehmenden Bedeutung der internationalen Vernet- 
zung der FuE-Aktivitäten von großen Unternehmen. 
FuE-Aktivitäten finden dabei nicht mehr länger nur 
im Heimatland statt sondern auch im Ausland. 

Wenn in den letzten zehn Jahren deutsche Großunter- 
nehmen ihre FuE-Kapazitäten ausgeweitet haben, dann 
vor allem im Ausland. Deshalb wurde immer öfter die 
Frage gestellt, ob deutsche Unternehmen ihre FuE- 
Tätigkeit ins Ausland verlagern und ob dies auf eine 
Verschlechterung der Forschungsbedingungen in 
Deutschland zurückgeht. Der größte Teil der Intematio- 
nalisierung von FuE steht jedoch im Zusammenhang mit 
der Akquisition von Unternehmen (d. h. durch Eigentü- 
merwechsel) oder mit Kapazitätserweiterungen beste- 
hender Betriebe und nur selten mit der Errichtung eines 


25) Eine ausführlichere Bestandsaufnahme zu den unterschiedlichen Aspekten 
der Intemationalisierung von FuE findet sich beispielsweise in Meyer- 
Krahmer et al. (1998). Zur Intemationalisierung von jungen Unternehmen 
vgl. Bürgel et al. (2000). 


neuen Unternehmens. Die weltweite Markterschließung 
bleibt das vorrangige Ziel international tätiger Unter- 
nehmen. Globalisierung von FuE ist dann nicht Ziel, 
sondern Nebenprodukt grenzüberschreitender Investitio- 
nen. Bei großen internationalen Übernahmen und Fusio- 
nen spielen die gegenseitigen FuE-Potenziale unter den 
Motiven in aller Regel eine nachgeordnete Rolle. 

Das Phänomen der Intemationalisierung von FuE kann 
deshalb nur im Zusammenhang mit der Intemationalisie- 
rung des Absatzes und der Produktion von Unternehmen 
erklärt werden. Die Unternehmen engagieren sich in den 
großen Märkten, die sie im weltweiten Konkurrenzkampf 
erschließen müssen, um auch in den regionalen Teilmärk- 
ten wettbewerbsfähig zu bleiben. Die Innovationsanstren- 
gungen werden z. T. in „Lead markets“ intensiviert, auf 
denen die Unternehmen neue Produkte für den Welt- 
markt entwickeln können. Meist handelt es sich um ein 
Bündel von Einflussfaktoren: Ein Land ist attraktiv für 
die FuE-Aktivitäten multinationaler Unternehmen, wenn 
gute Standortbedingungen für Produktion, für FuE und 
für den Absatz zusammen kommen. 

Das Motiv, vom weltweiten Wissen zu profitieren, ist - 
quantitativ gesehen - weniger bedeutend, gleichwohl in 
einigen Technologiefeldem relevant. Die Vorortpräsenz 
erleichtert die Verfolgung der technologischen Entwick- 
lung im Ausland („Horchpostenfunktion“) und ermög- 
licht einen besseren Zugang zu neuen FuE-Ergebnissen 
und hoch talentiertem wissenschaftlichem und techni- 
schem Personal. Fallen ein hohes (regionales) Marktpo- 
tenzial, ein hoher innovationsstimulierende Wettbe- 
werbsgrad, anspruchsvolle, de-facto Standards setzende 
Kunden, qualifizierte Zulieferer und wissenschaftliche 
Excellenz zusammen, dann stimulieren sich die Motive 
zur Intemationalisierung gegenseitig. Neue technologi- 
sche Entwicklungen zeichnen sich in solchen Regionen 
eher ab und machen diese Regionen besonders attraktiv 
als Standort für FuE-Einheiten multinationaler Unter- 
nehmen. 


5.1 Internationalisierungsgrad im internatio- 
nalen Vergleich 

Einen Einstieg liefert der internationale Vergleich 
(Abb. 3-2). Dabei kann als Maßstab der Anteil der FuE- 
Ausgaben von multinationalen Unternehmen an den ge- 
samten FuE-Aufwendungen des Verarbeitenden Gewer- 
bes herangezogen werden. Festgestellt werden kann da- 
bei, dass sich die Industrieländer erheblich im Intemati- 
onalisierungsgrad der FuE-Aktivitäten unterscheiden. 
Wenig überraschend führt Irland diese „Hitliste“ mit ei- 
nigem Abstand an. In etwa gleichauf liegen dann Spa- 
nien, Kanada und Großbritannien. Deutschland weist 
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ähnlich hohe Werte auf wie andere FuE-intensive EU- 
Staaten, beispielsweise Frankreich, die Niederlande oder 
Schweden. Den geringsten Grad der Internationalisie- 
rung der heimischen FuE weist Japan auf. 

Abb. 5-1: Anteil der Töchter ausländischer Un- 

ternehmen an den FuE-Aufwendungen 
des Verarbeitenden Gewerbes im in- 
ternationalen Vergleich 

- in den jeweiligen Ländern in Prozent - 



Quelle: OECD (1999) 

Dabei haben sich vergleichsweise wenig Verschiebun- 
gen in dieser Gastlandrolle seit Mitte der achtziger Jahre 
ergeben. Die höchsten Zunahmen ergeben sich für eini- 
ge europäische Länder wie Großbritannien, Frankreich 
und Schweden sowie die USA. In Spanien und Kanada 
wuchsen die FuE-Ausgaben der inländischen Unterneh- 


men schneller als die FuE-Aufwendungen der Töchter 
multinationaler Unternehmen, was zu einem leichten 
Rückgang des Anteils der ausländischen Unternehmen 
an den inländischen FuE-Aufwendungen führte. 

5.2 FuE ausländischer Unternehmen in 
Deutschland 

Gut 1 1 Milliarden DM haben ausländische Tochterun- 
ternehmen 1997 in Deutschland für FuE aufgewendet 
und dabei etwa 47 500 Personen beschäftigt (Tab. 5-1). 
Der Anteil des Forschungspersonals ausländischer Un- 
ternehmen liegt mit 17 Prozent etwa in der Höhe ihres 
Anteils an den Beschäftigten in der Industrie, der seit 
langer Zeit unverändert 16 Prozent beträgt. Dies deutet 
darauf hin, dass sich ausländische Unternehmen in 
Deutschland auch in FuE wie vergleichbare größere ein- 
heimische Unternehmen verhalten (Abb. 5-2). Unter- 
nehmen, die im gleichen Markt im Wettbewerb stehen, 
müssen offensichtlich auch in gleichem Maße in FuE 
und Innovation investieren. Sogar die Anteile der exter- 
nen FuE-Aufwendungen weisen für deutsche und aus- 
ländische Unternehmen in den einzelnen Branchen eine 
hohe Übereinstimmung auf. Dies zeigt: Multinationale 
Unternehmen passen sich an die jeweiligen nationalen In- 
novationsbedingungen an, um sich die Stärken der jeweili- 
gen Innovationssysteme zunutze zu machen. 

Jeweils etwa die Hälfte der FuE-Aufwendungen aus- 
ländischer Unternehmen in Deutschland entfällt auf eu- 
ropäische und US-amerikanische Unternehmen. Die 
USA setzen meist regional-sektorale Schwerpunkte: 
Die Automobil- und die Elektronikindustrie forscht vor 
allem in Deutschland, die Mineralöl- und Nahrungs- 
mittelindustrie in Großbritannien, Chemieunternehmen 
in Großbritannien und Japan. Die Komplexität der 
FuE-Netzwerke multinationaler Unternehmen nimmt 
zu. 


Tab. 5-1: FuE-Potenzial ausländischer Unternehmen in Deutschland und Anteil am gesamten FuE- 

Potenzial 1997 



FuE-Gesamtauf- 

Anteil an den 

FuE-Personal 

Anteil am FuE- 


wend. ausl. Un- 

FuE-Gesamt- 

ausl. Untern. 

Personal in 


tern. in Deutschi. 

aufwend, in 

in 

Deutschland 



Deutschland 

Deutschland 


Branche 

in Mrd. DM 

in % 


in % 

Verarbeitendes Gewerbe 

10,9 

18 

46 800 

18 

Chemische Industrie 

1,7 

14 

6 900 

15 

Maschinenbau 

1,0 

15 

5 900 

15 

H. v. Biirom., DV-Geräten u.-einr., Elek., FUO 

4,1 

30 

17 900 

25 

H. v. Geräten d. Elektrizitätserz. u. -Verteilung 

0,7 

40 

3 500 

32 

Rundfunk-, Femseh- und Nachrichtentechn. 

n.b. 

n.b. 

8 300 

23 

Medizin-, Mess-, Steuer- u. Regelungstech., 
Optik 

0,7 

22 

3 600 

20 

Fahrzeugbau 

3,3 

14 

11 200 

14 

H. v. Kraftwagen u. Kraftwagenteilen 

3,0 

18 

10 000 

17 

Insgesamt 

11,0 

17 

47 500 

17 


Quellen: SV-Wissenschaftsstatistik. - Berechnungen und Schätzungen von DIW/ZEW. 
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Abb. 5-2: FuE-lntensitäten*’ in deutschen und 

ausländischen Unternehmen 1997 in 
Deutschland 

H v pharmai Erzeugnissen 
RiyxJfurrt- Femieh- und NachncMerfecfin 
H v Burom DVperaten u -«mr EM RJO 
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Chemische Industrie 
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*) FuE-Aufwendungen in Prozent des Umsatzes. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik - Berechnungen von DIW/ZEW. 

Deutschland behauptet aus Sicht der USA schon über ei- 
nen längeren Zeitraum den ersten Platz in der Rangfolge 
der FuE-Gastgeberländer, gefolgt von Großbritannien. 
Für diese beiden Länder lassen sich FuE- Aktivitäten aus- 
ländischer Unternehmen auch nicht allein durch die 
Marktgröße erklären; sie zeichnet eine überdurchschnitt- 
liche Attraktivität als FuE-Standort aus. Dennoch geht der 
Anteil dieser beiden traditionell wichtigen Gastgeber- 
länder an den weltweiten FuE-Aufwendungen der US- 
amerikanischen Unternehmen langsam zurück, zugunsten 
von Japan, Kanada, Asien und Südamerika. 

ln der „FuE-Bilanz“ zwischen Deutschland und den 
USA haben deutsche Unternehmen in den USA inzwi- 
schen höhere FuE-Aufwendungen als umgekehrt. 
Deutschland ist auf dem Weg vom Gastgeberland zum 
Heimatland für multinationale Unternehmen. Deutsche 
Unternehmen haben in den 80er- und 90er-Jahren so- 
wohl ihr Produktions- als auch ihr FuE-Potenzial in den 
USA stark ausgebaut, während das FuE-Potenzial der 
US-Unternehmen in Deutschland seit langem auf hohem 
Niveau unverändert ist. 

Die Attraktivität des Forschungsstandortes Deutschland 
kommt auch darin zum Ausdruck, dass unter den ameri- 
kanischen Tochterunternehmen im Ausland die FuE- 
Intensität in Deutschland am höchsten ist. Den zweiten 
Platz hinsichtlich der FuE-Intensität nimmt Japan ein, 
auf das allerdings nur knapp 8 Prozent der ausländischen 
FuE-Aufwendungen US-amerikanischer Unternehmen 
entfallen. 


Deutschland ist neben Großbritannien auch der 
wichtigste Standort für FuE-Tätigkeiten japanischer 
Unternehmen in Europa. Die Zahl der selbstständigen 
FuE-Einrichtungen japanischer Unternehmen in 
Deutschland steigt kontinuierlich. 

5.3 FuE deutscher Unternehmen im Ausland 

Seit langem sind die USA das wichtigste Zielland for- 
schender Auslandstöchter deutscher Unternehmen. Sie 
haben 1997 im Ausland FuE-Aufwendungen in Höhe 
von etwa 9 Prozent ihrer inländischen FuE-Aufwen- 
dungen in der Wirtschaft getätigt. Aber auch britische, 
deutsche, französische und japanische Unternehmen ver- 
fügen über umfangreiche Forschungspotenziale im Aus- 
land, ebenso wie Unternehmen der relativ kleinen Hei- 
matländer Schweiz, Niederlande und Schweden. Die 
multinationalen Unternehmen kleiner Heimatländer sind 
besonders stark internationalisiert, weil kleine Länder 
weder über einen ausreichend großen Inlandsmarkt noch 
über ein ausreichendes Potenzial vor allem an hoch qua- 
lifizierten Arbeitskräften verfügen. 

Mit dem Absatz, den Investitionen und der Produktion 
wächst im Ausland auch das FuE-Potenzial deutscher 
Unternehmen. Für 1997 werden die FuE-Aufwendungen 
deutscher Tochterunternehmen im Ausland auf etwa 
12,5 Milliarden DM geschätzt. Die FuE-Ausgaben im 
Ausland entsprechen damit bereits fast 20 Prozent der 
inländischen FuE-Gesamtaufwendungen. 

Schrittmacher der Internationalisierung der deutschen 
Industrie bei Produktion und FuE waren bisher Chemie- 
und Pharmaunternehmen. Sie wenden im Ausland für 
FuE mehr als die Hälfte ihrer FuE-Aufwendungen in 
Deutschland auf (Tab. 5-2). Deutsche Automobilhersteller 
sind in großen Schlitten dabei, den Rückstand in der In- 
temationalisierung vor allem gegenüber ihren US- 
amerikanischen Wettbewerbern aufzuholen 26 '. Durch 
Übernahme und Aufbau von FuE-Einrichtungen im Aus- 
land verstärken sie ihre Präsenz auf den großen Märkten 
in Produktion und Forschung. Gleichzeitig haben sie pa- 
rallel dazu als einzige Branche ihre FuE-Kapazitäten in 
Deutschland kontinuierlich ausgeweitet. 

Trotz der kräftigen Steigerung der FuE-Aufwendungen 
im Ausland hat sich die Intemationalisierung der FuE- 
Aktivitäten nicht wesentlich beschleunigt. So sind die 
FuE-Aufwendungen deutscher Unternehmen in den 
USA - die dort über etwa gleich große FuE-Kapazitäten 
verfügen wie im übrigen Europa - über einen langen Zeit- 
raum hinweg mit jährlich etwa 10 Prozent gewachsen. 


26) Spektakulärer Höhepunkt bei Untemehmensverschmelzungen und 
-übernahmen war 1998 die Fusion von Daimler-Benz mit dem US- 
amerikanischen Konzern Chrysler. Sie hat das Forschungs- und Entwick- 
lungspotenzial des deutschen Unternehmens in den USA erheblich erwei- 
tert, ohne dass die FuE-Kapazitäten in Deutschland aufgrund der Fusion 
verringert wurden. 
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Tab. 5-2: FuE-Aufwendungen deutscher Unternehmen im Ausland und Relation zu den FuE- 

Gesamtaufwendungen in Deutschland 1997 


Branche 

FuE-Aufwendungen 
im Ausland in Deutschland 

in Mrd. DM 

Relation Ausland 

zu Deutschland 

in % 

Verarbeitendes Gewerbe 

12,2 

61,0 

20 

Chemische Industrie 

6,2 

12,0 

52 

Maschinenbau 

0,9 

6,7 

13 

Herst, v. Geräten d. Elektrizitätserz. u. -Verteilung 

0,5 

1,8 

28 

Rundfunk-, Femseh- und Nachrichtentechn. 

0,5 

7,0 

7 

Medizin-, Mess-, Steuer- u. Regelungstech., Optik 

0,3 

3,2 

9 

Herst, v. Kraftwagen u. Kraftwagenteilen 

3,6 

17,0 

21 

Insgesamt 

12,5 

65,4 

19 


Quellen: SV-Wissenschaftsstatistik. - Berechnungen und Schätzungen von DIW/ZEW. 


Die FuE-Aufwendungen ausländischer Unternehmen in 
den USA konzentrieren sich auf die Pharmazeutik, auf 
die über die Hälfte der FuE-Aufwendungen entfallen. 
Einen zweiten Schwerpunkt bildet die Telekommunika- 
tion. 1997 entfielen 38 Prozent der FuE-Aufwendungen 
deutscher Unternehmen in den USA auf die Pharma- 
industrie; der enorme Zuwachs dort ist vor allem auf 
Großakquisitionen zurückzuführen. 271 Gründe sind der 
große US-Markt und der gute Marktzugang. Vorsprünge 
in der Wissenschaft spielen allerdings für die Forschung 
auch ein Rolle. Hier liegt, nach Aussagen der Unter- 
nehmen, einer der Schwerpunkte auf der Biotechnik 28 *. 
Generell schimmert als Muster durch, dass die Aus- 
landsforschungsschwerpunkte im Wesentlichen die 
Schwerpunkte der heimischen Großunternehmen abbil- 
den: Um den größten Markt der Welt zu erschließen, 
müssen ausländische Unternehmen auch in FuE in den 
USA investieren. Denn hochwertige Produkte und 
Technologien lassen sich nur zu einem gewissen Grad 
für weltweite Märkte standardisieren. Vor Ort müssen 
FuE-Anstrengungen für die marktgerechte Produktent- 
wicklung sorgen. Die US-Untemehmen haben dies 
schon in den 60er-Jahren erkannt und in Europa große 
FuE-Potenziale aufgebaut, die allerdings heute wie 
selbstverständlich erscheinen und kaum als ausländische 
Unternehmen wahrgenommen werden. Darüber hinaus 
sind FuE-Aktivitäten im Ausland motiviert durch die 
Möglichkeit neue wissenschaflich-technische Erkennt- 
nisse aufzunehmen in Gebieten, die auch im Heimatland 
zu den Stärken der Unternehmen zählen. Quantitativ ge- 
sehen geringere Bedeutung besitzt auch die „Horchpos- 
tenfunktion“ in Bereichen, die nicht die originären Stär- 


27) So schätzt das US-Handelsministerium, daß ca 85 Prozent des Anstiegs der 
ausländischen FuE in den USA auf Aquisitionen unter großen ausländi- 
schen Firmen zurückgehen (vgl. Scrapio/Dalton, 1999). 

28) Siehe auch Reger, Beise, Belitz (1999). 


ken des Unternehmens darstellen. 29 ’ Die Internationali- 
sierung von FuE kann daher auch die systematische 
Ausnutzung des weltweiten Wissens und eine Stärkung 
des heimischen FuE-Standorts bedeuten 


5.4 Fazit 

Die Auslandsaktivitäten deutscher Unternehmen über- 
steigen die Aktivitäten ausländischer Unternehmen in 
Deutschland. Dennoch erweist sich die oft geäußerte Be- 
fürchtung von einer systematischen „Auslagerung“ der 
FuE-Aktivitäten multinationaler Unternehmen aus 
Deutschland als unbegründet. Generell zeigen sich zwei 
Tendenzen, die unterschiedliche Strategien und Chancen 
verdeutlichen: 30 ’ 

■ ln einigen Branchen ist die Internationalisierung von 
Forschung und Produktion noch in vollem Gange 
(z. B. Telekommunikation, Halbleitertechnologie, 
Maschinen- und Fahrzeugbau). Es zeigt sich welt- 
weit ein Wachstumspotenzial für internationale FuE- 
Kapazitäten, an dem auch Deutschland mit sehr gu- 
ten Aussichten partizipieren kann. 

■ In anderen, schon stark internationalisierten Sektoren 
werden hingegen die weltweiten FuE-Standorte be- 
reits wieder konsolidiert. Dies ist vor allem im Be- 
reich Chemie und Pharmazie der Fall - der einzige 
Sektor, in dem deutsche Unternehmen weit mehr 
FuE im Ausland betreiben, als ausländische Unter- 
nehmen in Deutschland. Der Anteil ausländischer 
Unternehmen an den Forschungskapazitäten in 
Deutschland ist vergleichsweise gering gegenüber 


29) Vgl. dazu Patel und Vega (1999) 

30) Siehe auch Reger, Beise, Belitz (1999) 
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der Bedeutung, die Pharma-Auslandsforschung für deut- 
sche Unternehmen hat. 

Eine Entkopplung der internationalen FuE-Standorte 
von den dynamischen Hochtechnologiemärkten und den 
Standorten der Produktion innovativer Güter sowie der 
damit verbundenen Dienstleistungen ist nicht zu be- 
obachten: Der Trend geht dahin, dass die Unternehmen 
die weltweite Verantwortung für FuE und für die Pro- 
duktion meist spartenweise jeweils an einem Standort 
konzentrieren. Hochwertige Marktnachfrage, günstige 
Produktionsbedingungen und Forschungskompetenz 


müssen Zusammentreffen. Dort, wo all dieses gegeben 
ist -bspw. in der Automobilindustrie oder der Tele- 
kommunikation - gewinnt Deutschland derzeit an At- 
traktivität auch für ausländische FuE. Eine Politik für 
den Innovationsstandort Deutschland muss auf mehr als 
nur die unmittelbaren Forschungsbedingungen der Un- 
ternehmen gerichtet sein. Es sind alle innovationsrele- 
vanten Rahmenbedingungen, wie Wettbewerbsbeschän- 
kungen, Marktzugang („time-to-market“), oder die Pro- 
duktionsbedingungen für innovative Produkte auf den 
Prüfstand zu stellen und daraufhin auszuleuchten, ob sie 
Innovationen Impulse geben oder im Wege stehen. 
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6 Unternehmensgründungen und Innovationsaktivitäten kleiner und mittlerer 
Unternehmen 


Die Bedeutung von Untemehmensgründungen und klei- 
nen und mittleren Unternehmen (KMU) 31 ’ für die Inno- 
vationstätigkeit von Volkswirtschaften wurde lange un- 
terschätzt. Es herrschte - basierend auf den beobachte- 
ten FuE-Ausgaben und der Patententwicklung - die 
Überzeugung vor, dass die innovativen Anstrengungen 
mit der Untemehmensgröße zunehmen. Heute gilt es je- 
doch als erwiesen, dass technologieorientierte Unter- 
nehmensgründungen und KMU sowohl bei der Umset- 
zung neuer Technologien in erfolgreiche Produkte, die 
nicht nur auf Nischenprodukte beschränkt sind, als auch 
häufig bei der Kommerzialisierung neuer wissenschaft- 
lich-technischer Erkenntnisse eine Vorreiterrolle ein- 
nehmen. Diese Pionierrolle von Gründungen und KMU 
verweist auf ihre zunehmende Bedeutung als Träger des 
Strukturwandels und der Erschließung neuer Wachs- 
tumsmärkte hin. 

Eine Erklärung für die unterschiedliche technologische 
Bedeutung des KMU-Sektors für einzelne Branchen kann 
in verschiedenen Regimen liegen, in denen jeweils die 
spezifischen Vorteile oder auch die Nachteile von jungen, 
kleinen und mittleren Unternehmen zum Tragen kommen 
(vgl. Winter 1984). In bestimmten Technologiefeldem 
sind insbesondere solche Charakteristika vorteilhaft, die 
bei kleinen und mittleren Unternehmen stark ausgeprägt 
sind, wie Flexibilität, Unkonventionalität und Risikobe- 
reitschaft. In anderen Regimen erweisen sich die Charak- 
teristika der Innovationstätigkeit großer Unternehmen als 
überlegen, wenn die Forschung hohe Aufwendungen er- 
fordert und eine routinierte und formalisierte Vorgehens- 
weise am ehesten zum Innovationserfolg führt. Für das 
Innovationsgeschehen der Gesamtwirtschaft sind daher 
sowohl die Innovationsaktivitäten in den kleinen und 
mittleren als auch in den großen Unternehmen gleicher- 
maßen wichtig. 

6.1 Innovationspotenziale von kleinen und 
mittleren Unternehmen 

Forschung und Entwicklung 

Die Bedeutung von KMU für industrielle FuE- 
Aktivitäten variiert sehr stark zwischen den Industrie- 
ländern. In Deutschland wird die Masse der FuE-Ak- 
tivitäten überwiegend von Großunternehmen mit mehr 
als 1000 Beschäftigten durchgeführt; auf diese Unter- 


31) Als KMU werden hier Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten in- 
klusive der Tochtergesellschaften verstanden. Im europäischen Kontext 
wird jedoch zunehmend die Anzahl 250 Beschäftigte verwendet. Dies be- 
ruht nicht zuletzt auf unterschiedlichen Größenverteilungen der Unterneh- 
men in den EU-Mitgliedsstaaten. 


nehmen entfallen mehr als vier Fünftel der FuE- 
Aufwendungen des Wirtschaftssektors 32 ’ Eine derart ho- 
he Konzentration auf Großunternehmen findet man auch 
in den beiden anderen großen, FuE-reichen Ländern Ja- 
pan und den USA. Überdurchschnittlich hohe Konzent- 
rationen sind zudem in Italien, Frankreich, Schweden 
und Korea vorzufinden. In allen anderen Industrielän- 
dern ist das FuE-Potenzial der Wirtschaft gleichmäßiger 
über die Untemehmensgrößenklassen verteilt. Dies 
hängt insbesondere auch mit der Größenstruktur der Un- 
temehmenspopulation - insbesondere in den FuE- 
intensiven Wirtschaftszweigen der Industrie - zusam- 
men. Entsprechend entfallen in Ländern wie beispiels- 
weise Norwegen (ca. 55 Prozent), Spanien (ca. 50 Pro- 
zent) und Dänemark (ca. 40 Prozent) deutlich höhere 
Anteile der FuE-Ausgaben von Unternehmen auf kleine 
und mittlere Unternehmen. 

Die Entwicklung von industrieller FuE im Zeitraum 
1997/98 wird jedoch nicht nur von den großen Unterneh- 
men getragen. Denn zwischen 1995 und 1997 haben auch 
die FuE-Gesamtaufwendungen der Klein- und Mittelun- 
temehmen (mit unter 500 Beschäftigten) zugenommen, 
und zwar überproportional. Außerdem ist in dieser Grup- 
pe von Unternehmen das FuE-Personal überproportional 
ausgeweitet worden. Dies ist als positives Signal zu wer- 
ten, zumal der über einige Jahre bei industriellen Kleinun- 
temehmen beobachtete Rückzug aus FuE gestoppt zu sein 
scheint. Mit dieser Ausweitung ging nicht nur eine Steige- 
rung der FuE-Intensität der regelmäßig FuE-treibenden 
Unternehmen einher, sondern auch eine Zunahme der 
Zahl der FuE-betreibenden Kleinuntemehmen. FuE- 
Aktivitäten haben an Breite in der Wirtschaft gewonnen - 
bei allerdings langfristig eher stagnierendem Gesamtbud- 
get. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der 
Kleinuntemehmen 33 ’ in der Industrie insgesamt ebenfalls 
gestiegen ist - und zwar um 4 Prozent. 

FuE-betreibende Kleinuntemehmen konzentrieren ihre 
FuE-Aktivitäten sehr stark auf Güter der Spitzentech- 
nologie, während mittlere und größere Unternehmen ih- 
re Schwerpunkte häufiger anwendungsorientiert in der 
Höherwertigen Technik, d. h. in den „klassischen“ deut- 
schen Domänen, setzen. Die FuE-Intensität ist typi- 
scherweise durch einen U-fÖrmigen Verlauf im Hinblick 
auf die Unternehmensgrößenstruktur gekennzeichnet: 


32) Vgl. OECD (1999). Die Daten beziehen sich zu Vergleichszwecken auf das 
Jahr 1995. 

33) Bei dieser Berechnung wurden kleine Unternehmen mit weniger als 20 Be- 
schäftigen nicht berücksichtigt. 
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■ Kleinunternehmen forschen - wenn sie FuE betrei- 
ben- besonders intensiv, werden möglicherweise 
sogar erst im Zusammenhang mit einem For- 
schungsprojekt gegründet. In der deutschen Indust- 
rie liegt der FuE-Anteil am Umsatz - im Durch- 
schnitt der FuE-treibenden Unternehmen - in der 
Beschäftigungsgrößenklasse unter 100 bei 
5 Prozent. 

■ Mittelgroße Unternehmen sind typischerweise eher 
„Technologieanwender“, weisen in aller Regel ge- 
ringere FuE-Intensitäten auf als kreative Kleinun- 
ternehmen und konzentrieren sich stärker auf die 
Anwendung neuer Technologien in Produkten und 
Prozessen. Selbst im Durchschnitt der forschenden 
Unternehmen sinkt die FuE-Intensität im Aggregat 
auf unter 3 Prozent. 

■ Großunternehmen setzen - meist ihrer sektoralen 
und technologischen Ausrichtung entsprechend - 
wiederum in weitaus stärkerem Umfang auf FuE, so 
dass zum Ende der Kurve typischerweise eine hohe 
FuE-Intensität erreicht wird. 

Abb. 6-1: Innovationsaufwendungen von klei- 

nen und mittleren Unternehmen im 
Verarbeitenden Gewerbe 1992-1998 


Ausgaben in Mrd. DM Innovationsausgaben pro 

60 Umsatz (%) 6 



issovunauiiu , — — . . . 

1 linsgesamt < " aufende 

1999: Planung , , a 

i i investive — Innovationsintensität 

Anmerkung: Werte für 1998 vorläufig. 

*) Planungen / Erwartungen der Unternehmen. 

Quelle: ZEW Mannheimer Innovationspanel (1999) - Verarbeitendes 

Gewerbe und Bergbau. 


Innovationsaktivitäten kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen im Verarbeitenden Gewerbe 

Die wachsende Bedeutung von Innovationsaktivitäten im 
Verarbeitenden Gewerbe in der zweiten Hälfte der Neun- 
zigerjahre wird insbesondere von den KMU getragen. 
Während der Innovatorenanteil bei den Großunternehmen 
- auf sehr hohem Niveau - stabil geblieben ist, hat ein 
zunehmend großer Teil der KMU Innovationen reali- 


siert. 1998 belief sich der Anteil innovativer KMU auf 
ca. 65 Prozent aller KMU. Bemerkenswert ist dabei 
nicht nur der Anstieg des Anteils der innovativen KMU 
sondern auch der Anstieg der absoluten Zahl innovie- 
render KMU. Festzustellen ist auch, dass Innovationsak- 
tivitäten von KMU zentral für das Überleben der Unter- 
nehmen sind. Nicht-innovative KMU scheiden deutlich 
schneller aus dem Markt aus. 

1998 zeigt sich nicht nur eine Zunahme der Beteiligung 
der KMU an den Innovationsaktivitäten, auch die Aus- 
gaben für Innovationen zeigen sowohl absolut als auch 
relativ zum Umsatz nach oben. Für das Jahr 1999 gehen 
die kleinen und mittleren Unternehmen eher von einem 
Rückgang ihrer Aufwendungen für Innovationen aus. 
Dazu tragen insbesondere Unternehmen aus den nicht- 
FuE-intensiven Bereichen des Verarbeitenden Gewerbes 
und einzelnen Wirtschaftszweigen der Höherwertigen 
Technik bei. Besonders erfreulich ist dabei die Entwick- 
lung bei den kleinen Unternehmen, während die mittel- 
großen Unternehmen nach wie vor - wie bereits im Hin- 
blick auf die FuE-Aktivitäten festgestellt - geringere In- 
novationsintensitäten aufweisen. 

Strukturell lässt sich feststellen, dass der Anteil der in- 
novierenden Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe 
und Bergbau mit der Untemehmensgröße zunimmt, 
während die Innovationsintensitäten - ähnlich wie die 
FuE-Intensitäten - einen U-förmigen Verlauf in Bezug 
auf die Untemehmensgröße aufweisen. Darüberhinaus 
gilt auch, dass die Umsatzanteile mit Produktneuheiten 
bei kleinen und mittleren Unternehmen geringer sind als 
die entsprechenden Werte für die Großunternehmen des 
gesamten Verarbeitenden Gewerbes und Bergbaus. 

Der Anteil von Unternehmen mit kostensenkenden Pro- 
zessinnovationen ist jüngst auf fast 40 Prozent gestie- 
gen. Dieser Anstieg ist besonders stark in Unternehmen 
aus Branchen mit hoher FuE-Intensität ausgeprägt. Auch 
dies lässt vermuten, dass gerade in diesen Wirtschafts- 
zweigen nicht nur über Produktinnovationen eröffnete 
Marktnischen die Wettbewerbskraft fördern, sondern 
dass auch die innovativen KMU vom starken Preiswett- 
bewerb auf diesen Märkten erfasst werden. 

Innovationsaktivitäten kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen in ausgewählten Dienstleistungssektoren 

Die Entwicklung der Innovatorenanteile aller Unter- 
nehmen ist weitgehend von den entsprechenden Ent- 
wicklungen bei den KMU geprägt. Der Anstieg des An- 
teils innovativer Dienstleistungsuntemehmen - wenn 
man die Bereiche Handel und Verkehr außer Acht 
lässt - beruht in erster Linie auf dem deutlichen und 
kontinuierlichen Anstieg des Anteils von Innovatoren 
bei KMU. Auch deren Anzahl wächst kontinuierlich und 
dürfte bei etwa 66 Prozent liegen und damit in etwa in 
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der Höhe des Innovatorenanteils in der Industrie. Im 
Handel und Verkehr sinkt die Zahl innovativer KMU 
dagegen sogar stärker als die Zahl der Unternehmen. 
Sowohl der Anteil von Produkt- als auch von Prozess- 
innovatoren steigt bei den kleinen und mittleren Dienst- 
leistem - wiederum mit Ausnahme der Sektoren Handel 
und Verkehr - deutlich stärker als der gesamte Innova- 
torenanteil. Zunehmend finden damit Produkt- und Pro- 
zessinnovationen parallel statt. Dies ist auch ein erster 
Hinweis auf den zunehmenden Konkurrenzdruck im 
Dienstleistungssektor und daraus resultierend auch einen 
steigenden Innovations- und Preiswettbewerb. Im Han- 
del und Verkehr sinkt der Anteil von Produktinnovato- 
ren, während die Bedeutung von Prozessverbesserungen 
zunimmt. 


teile der Innovationsaufwendungen am Umsatz inzwi- 
schen durchaus mit dem Verarbeitenden Gewerbe ver- 
gleichbar. 

Der Erfolg von Produktinnovationen, gemessen als Um- 
satzanteil mit neuen oder wesentlich verbesserten 
Dienstleistungen, ist bei den kleinen und mittleren 
Dienstleistern 1997 höher als bei den großen. KMU aus 
dem Bereich der Finanzdienstleistungen und den unter- 
nehmensnahen Dienstleistungen wie Software und DV- 
Dienstleistungen erzielen 28 Prozent ihres Umsatzes mit 
Produktinnovationen. 

Spezifische Innovationshemmnisse von kleinen und 
mittleren Unternehmen 34 ’ 


Abb.6-2: 
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Innovationsaufwendungen von KMU 
1994 bis 1998 im Dienstleistungssektor 
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Anmerkung: Werte für 1997 vorläufig. Angaben für 1998 beruhen auf Pla- 
nungen der Unternehmen. 

Quelle: ZEW (1999): Mannheimer Innovationspanel - Dienstleistungs- 

sektor. 


Ähnlich wie im Verarbeitenden Gewerbe wird ein we- 
sentlicher Teil der Innovationsaufwendungen im Dienst- 
leistungssektor von den Großunternehmen getätigt. Un- 
ternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten stellen zwar 
nur ein Fünfzigstel der Dienstleistungsuntemehmen 
(1997), bringen aber fast die Hälfte der gesamten Inno- 
vationsaufwendungen im Dienstleistungssektor auf. Je- 
doch lässt sich - mit Ausnahme des Handels und des 
Verkehrssektors - ein stetiger Anstieg der Innovations- 
aufwendungen der KMU feststellen. Dies gilt gleicher- 
maßen auch für die Innovationsintensität, gemessen als 
Anteil der Innovationsaufwendungen am Umsatz. Insge- 
samt gesehen liegt diese Maßzahl für KMU im Dienst- 
leistungssektor mit 1,2 Prozent deutlich unter derjenigen 
von KMU im Verarbeitenden Gewerbe. Aber auch hier 
zeigen sich deutliche Unterschiede. In den untemeh- 
mensnahen Dienstleistungssektoren liegt sie erheblich 
höher. Mit einer Größe von über 3 Prozent sind die An- 


Auch wenn große Unternehmen sich einer höheren 
Vielfalt von Innovationshemmnissen gegenüber sehen 
und daher auch mehrfach von Innovationshemmnissen 
betroffen sind, so treffen einzelne Innovationshemm- 
nisse kleine und mittlere Unternehmen fundamentaler. 
Aufgrund der geringeren Zahl der von kleinen und 
mittleren Unternehmen verfolgten Innovationsprojekte, 
können einzelne Hemmnisse die Innovationsaktivitäten 
von KMU nachhaltiger behindern, verzögern oder 
gänzlich unmöglich machen, mit sehr viel kritischeren 
Folgen für den Unternehmenserfolg als bei großen Un- 
ternehmen. 

■ Ähnlich wie bei den großen Unternehmen ist - so- 
wohl im Dienstleistungssektor als auch im Verarbei- 
tenden Gewerbe - die Sorge, dass sich die Investiti- 
onen in neue und verbesserte Produkte und Herstel- 
lungsverfahren am Markt nicht die notwendige Ren- 
dite erwirtschaften können, das bei KMU am weitest 
verbreitete Hemmnis für die Ausweitung von Inno- 
vationsaktivitäten. 

■ Sehr viel stärker als bei großen Unternehmen wirkt 
sich dagegen bei KMU der Mangel an geeigneten 
Finanzierungsquellen auf die Innovationsaktivitäten 
aus. Für KMU ist dies eines der wichtigsten Innova- 
tionshemmnisse von dem beispielsweise im Dienst- 
leistungssektor jedes fünfte Unternehmen betroffen 
ist. Dabei gilt: Je innovativer ein kleines und mittle- 
res Unternehmen ist, desto gravierender wirkt sich 
dieses Hemmnis aus. Im Gegensatz zu den meisten 
anderen Innovationshemmnissen führt dies dann 
nicht nur zu einer Verzögerung von Innovationspro- 
jekten, sondern verhindert bereits deren Start. 


34) Vergleiche dazu ausführlicher Beise et al. (1999) und Ebling et al. 
(1999). Eine kurze Darstellung der Innovationshemmnisse findet sich 
auch im Vorjahresbericht S. 63-66 und 86-87. 
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■ ln jüngerer Zeit gewinnt auch der Mangel an Fach- 
personal wieder zunehmende Bedeutung. Auch hier 
sind die kleinen und mittleren Unternehmen stärker 
als die großen Unternehmen betroffen, da sie die ge- 
suchten Mitarbeiter in ihre (häufig niedrige) Gehalts- 
struktur einpassen müssen und auch im Flinblick auf 
die innerbetrieblichen Karrieremöglichkeiten kein 
den Großunternehmen vergleichbares Spektrum an- 
bieten können. 

■ Auch Projektverzögerungen, die durch (unerwartet) 
lange Verwaltungsverfahren und rechtliche Rahmen- 
bedingungen ausgelöst werden, stellen für viele 
KMU ein Innovationshemmnis dar. Zwar scheint 
dieses Hemmnis von nachlassender Bedeutung zu 
sein und von den in Angriff genommenen Verbesse- 
rungen haben insbesondere auch die KMU profitiert, 
doch bleibt ein Spielraum zur Verbesserung der Effi- 
zienz der Innovationsprozesse von KMU durch kla- 
rer berechenbare Vorgaben. 

■ Kleine und mittlere Unternehmen sind in aller Regel 
aufgrund ihrer beschränkten internen FuE und Inno- 
vationskapazität besonders auf externes Know-how 
von Kunden, Lieferanten oder Forschungsinstitutio- 
nen angewiesen. Für die langfristige Bewahrung der 
Untemehmensexistenz in sich dynamisch ver- 
ändernden Märkten ist die Aufnahme externen Wis- 
sens und dessen Integration in die internen Ent- 
wicklungsanstrengungen eine wichtige Vorausset- 
zung. Viele kleine und mittlere Unternehmen koope- 
rieren erfolgreich mit wissenschaftlichen Institutio- 
nen und sehen auch keine Probleme im Zugang zu 
dem an den Hochschulen und Forschungseinrichtun- 
gen vorhandenen Know-how. Allerdings gibt es eine 
große Anzahl von sog. „Outsidern“, denen die Ko- 
operation mit der Wissenschaft schwer fällt. 

Kleine und mittlere Unternehmen im Europäischen 
Vergleich 

Wesentliches Merkmal des deutschen Innovationssys- 
tems ist vor allem die Beteiligung von kleinen Unter- 
nehmen (mit weniger als 50 Beschäftigten) am Innova- 
tionsprozess. Gerade in diesem Punkt - nämlich der 
breiten Basis - unterscheiden sich die europäischen 
Länder sehr stark voneinander. Entsprechend hoch sind 
die Anteile der innovativen Unternehmen in der Indus- 
trie in Deutschland im europäischen Vergleich. Dies 
gilt sowohl für die Industrie als auch für die unterneh- 
mensnahen Bereiche des Dienstleistungssektors. 

Für die Wettbewerbsstärke im europäischen Vergleich 
kommt damit den KMU eine wichtige Funktion zu. Die 
KMU in Deutschland sind - trotz ihres relativ geringen 
Anteils an den FuE-Ausgaben der Wirtschaft - ver- 
gleichsweise stärker in den Innovationsprozess einge- 
bunden als in den meisten anderen Mitgliedsstaaten der 
Union. Dabei ist gerade die graduelle aber stetige Fort- 


entwicklung der Produkte und Prozesse, die nicht un- 
bedingt auf systematische Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten aufbaut, ein Charakteristikum. Dazu 
korreliert, dass von deutschen KMU für die Generie- 
rung und den Erwerb von Know-how wesentlich stär- 
ker auf informelle Kanäle und indirekten Wissenser- 
werb gesetzt wird. Erfahrungsaustausch mit anderen 
Unternehmen, neue Einstellung von Personal, Bera- 
tungsdienste und der Kauf von Ausrüstungsgütern sind 
vergleichsweise wichtige Formen der Wissensgewin- 
nung. Diese Faktoren besitzen in Deutschland, gemes- 
sen am europäischen Durchschnitt, höhere Bedeutung 
als der Erwerb von Know-how über FuE-Aufträge. 

Obwohl die Finanzierungsprobleme als ein wesentliches 
Innovationshemmnis bei KMU herausgestellt wurden, 
zeigt sich, dass das deutsche Innovationssystem besser 
in der Lage ist, die Versorgung von innovativen KMU 
mit finanziellen Ressourcen zu gewährleisten, als die 
Finanzierungssysteme in anderen Mitgliedsländern der 
EU. Andererseits sehen die deutschen KMU häufiger 
Rentabilitätsprobleme infolge hoher Kosten als Innova- 
tionshemmnis als ihre europäischen Wettbewerber. 

Dies spiegelt sich auch in den Innovationszielen wider. 
Die Senkung der Arbeits-, Material- und Energiekosten 
spielt denn auch für die deutschen KMU eine ver- 
gleichsweise höhere Rolle als Innovationsziel als für die 
europäischen Unternehmen im Durchschnitt. Auch dies 
zeigt, der zunehmende internationale Wettbewerb gera- 
de im Bereich der Höherwertigen Technik, der Domäne 
der deutschen Industrie, erfordert nicht nur laufende 
Verbesserungen und Neuerungen in der Produktstruktur, 
sondern auch beständige Verbesserungen der Produkti- 
onseffizienz, um sich bei steigender (Preis-)Wett- 
bewerbsintensität behaupten zu können. Dies gilt ganz 
besonders auch für die deutschen kleinen und mittleren 
Unternehmen. 


6.2 Unternehmensgründungen und wissens- 
intensiver Strukturwandel 

Der technologische Wandel verändert die Wettbewerbs- 
situation der Unternehmen. Alte Materialien, Vor- und 
Endprodukte und ganze Technologien werden von neu- 
en abgelöst oder durch eine Nachfrageverschiebung ob- 
solet; einige gesellschaftliche Probleme erhalten eine 
neue Brisanz (Umweltschutz, Individualverkehr), andere 
werden weniger vordringlich (Hygiene, Nahrangsmittel- 
knappheit); einzelne technologische Entwicklungslinien 
sind zunehmend „ausgereizt“ (Kunststoffe), bei anderen 
öffnet sich ein unüberschaubarer Raum neuer techni- 
scher Möglichkeiten (Gentechnologie). 

Unternehmensgründungen erweitern und modernisieren 
mit neuen Geschäftsideen die Angebotspalette und for- 
dern die etablierten Unternehmen ständig heraus. Gerade in 
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neuen Technologiefeldem und in den frühen Phasen der 
Übertragung wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die Ent- 
wicklung neuer Produkte sind junge Unternehmen eine 
wichtige Voraussetzung, um den Anschluss an die techno- 
logische Entwicklung zu halten bzw. zu gewinnen. Die 
Entwicklung in einzelnen Technologiefeldem wie der Mo- 
bilkommunikation, der Biotechnologie oder der Informati- 
onstechnik belegen dies eindrucksvoll. Insbesondere in den 
USA sind in den letzten beiden Dekaden junge Unterneh- 
men mit enormer Geschwindigkeit expandiert imd zu 
Weltmarktfiihrem in ihren Produktbereichen aufgestiegen. 
Auch in Europa wächst die Anzahl dieser „Leuchttürme“, 
die aus der großen Masse der Unternehmensgründungen 
herausragen und ein erhebliches Vorbild für neue Generatio- 
nen von Unternehmensgründern darstellen. 


Abb. 6-3: Entwicklung der Gründungen in ausgewähl- 
ten Wirtschaftszweigen in den alten Ländern 
1989-98 



1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 

Quelle: ZEW Mannheimer Gründungspanel (1999) 

Allerdings: Welche der neuen Geschäftsideen sich im 
Wettbewerb durchsetzen werden, ist a priori kaum zu 
sagen. Mit der Anzahl der Gründungen wächst jedoch auch 
die Wahrscheinlichkeit, dass sich unter den Neu- 
gründungen solche „High-flyer“ befinden. Und: 
Neugründungen von Unternehmen leisten auch dann 
Beiträge zum Strukturwandel, wenn ein großer Teil von 
ihnen bereits nach kurzer Zeit wieder vom Markt ver- 
schwindet. Die mit der Neugründung verbundenen 
Geschäftsideen und „getesteten“ Innovationsmöglichkeiten 
haben dann entweder ihre Feuerprobe nicht bestanden oder 
wurden von etablierten oder anderen jungen Unternehmen 
übernommen und in verbesserter Fonn am Markt 
durchgesetzt. Sie eröffnen neue Nischen, die von alten 
Unternehmen nicht besetzt oder erkannt wurden. Un- 
temehmensneugründungen in wissensintensiven 


Wirtschaftszweigen sind deshalb ein wichtiger Indikator 
für die Dynamik wissensintensiver Volkswirtschaften. 

Verhaltene Zunahme der Gründungsaktivität 

Über die gesamte Volkswirtschaft gesehen hat die An- 
zahl der Unternehmensgründungen im Deutschland der 
90er Jahre der Tendenz nach zugenommen. Die erste 
Hälfte der neunziger Jahre war dabei geprägt vom Ab- 
flauen des Gründungsbooms in den neuen Ländern un- 
mittelbar nach der Wiedervereinigung, wo praktisch alle 
existierenden Unternehmen neu entstanden sind. Auch 
in den alten Ländern stimulierte der Wiedervereini- 
gungsboom die Gründungsaktivitäten. Auch nach Aus- 
laufen dieses Booms zeigt sich in den alten Ländern eine 
stetige Zunahme der Neugründungsaktivität. Ab 1995 
ergibt sich in den alten und neuen Ländern ein etwa 
gleicher Verlauf der Gründungsaktivität, wobei aller- 
dings - in beiden Regionen - für das Jahr 1997 ein vor- 
übergehender Rückschlag zu konstatieren ist. 

Im Jahr 1998 dagegen setzt sich der positive Trend fort. 
Bezogen auf die westlichen Bundesländer wird in diesem 
Jahr ein historischer Rekordstand erreicht. Der Aufwärts- 
trend ist allerdings bei weitem nicht mehr so dynamisch 
wie in der ersten Hälfte der Neunzigerjahre. 

Die Unterschiede in der Gründungsintensität zwischen den 
alten und den neuen Ländern - gemessen als Anzahl der 
Neugründungen bezogen auf die Erwerbspersonen - haben 
sich weitgehend nivelliert. Seit 1995 deutet sich somit nicht 
nur bezogen auf die Entwicklung, sondern auch bezogen 
auf die Intensität des Gründungsgeschehens eine Konver- 
genz der Entwicklung in den alten und neuen Bundeslän- 
dern an. 35) Allerdings ist für die Beurteilung der Dynamik 
des Gründungsgeschehens nicht nur das Niveau der Grün- 
dungsintensität und der zeitliche Verlauf der Gründungsak- 
tivität relevant, sondern auch die sektorale Struktur und die 
Entwicklung der Gründungsaktivität in einzelnen Wirt- 
schaftsbereichen. Hier zeigen sich die alten Länder mit hö- 
heren Anteilen in der Spitzentechnik und im Bereich tech- 
nologieintensiver Dienstleistungen noch eher im Vorteil. 

Heterogene Entwicklung in den wissensintensiven Wirt- 
schaftszweigen 

Insbesondere im wissensintensiven Dienstleistungsbe- 
reich flacht der Aufwärtstrend ab. Auch die Entwicklung 
der Zahl der Gründungen in FuE-intensiven Industrien 
zeigt in den letzten Jahren eher nach unten. Sowohl in- 
nerhalb des wissensintensiven Dienstleistungsbereichs 
als auch innerhalb des FuE-intensiven Gewerbes erge- 
ben sich jedoch deutliche Unterschiede. 


35) Verwendet man zur Berechnung der Gründungsintensität jedoch andere 
Normierungsgrößen wie den Bestand an Unternehmen oder die Anzahl 
der Beschäftigten, ergibt sich für die letzten Jahre eine etwas geringere 
Gründungs intens ität für die neuen Länder. 
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Abb. 6-4: Entwicklung der Gründungen in aus- 
gewählten Wirtschaftszweigen in den 
neuen Ländern 1992-98 

Verarbeitendes Gewerbe 


Me Gründungen 

— •— Spitzenlechn*: 



1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 

Ausgewählte Dienstleistungssektoren 



Ein grundlegender wissensorientierter Strukturwandel 
der Wirtschaft über „Generationenwechsel“, d. h. über 
den Aufbau und die Gründung neuer Unternehmen, in 
denen neues Wissen „von unten“ nachwächst, lässt sich 
hieraus noch am ehesten im Spitzentechniksektor, bei 
technologieorientierten Dienstleistungen und anderen 
unternehmensnahen Dienstleistungen (nicht-techno- 
logieorientierte Beratungstätigkeiten) ablesen. In diesen 
Sektoren hat die Gründungsaktivität im Trend zuge- 
nommen, und die Anteile dieser Wirtschaftszweige an 
den Gründungen liegen höher als ihre Anteile am Unter- 
nehmensbestand. Zudem: In diesen Wirtschaftszweigen 
zeigen sich - gemessen am Untemehmensbestand - die 
höchsten Gründungsaktivitäten. Auf diese Wirtschafts- 
zweige entfällt aber nur ein geringer Teil der Untemeh- 
mensgründungen insgesamt. Auf den Spitzentechniksek- 
tor, in dem sich die Gründungsaktivität verglichen mit 
der allgemeinen Entwicklung deutlich beschleunigt hat, 
entfallen in den westlichen Bundesländern lediglich 
0,4 Prozent und in den östlichen Bundesländern 0,3 Pro- 
zent aller Unternehmensgründungen. 

In den beiden genannten Dienstleistungsbereichen sind 
die östlichen Bundesländer schwächer vertreten. In den 
westlichen Bundesländern gehören ca. 6 Prozent der 
Gründungen zu den technologieorientierten Dienstleis- 
tungen (Software, DV-Dienstleistungen, technische 
Beratungsleistungen), im Osten lediglich ca. 5,5 Pro- 
zent. Der Unterschied bei den unternehmensnahen Be- 


ratungstätigkeiten (Untemehmensberatung, Werbung u. 
ä.) ist noch deutlicher. Der Anteil im Westen beläuft 
sich auf knapp 6 Prozent, im Osten nur auf 4 Prozent al- 
ler Gründungen. 

Schwachpunkt in der Entwicklung der Grün- 
dungsaktivität ist vor allem der Unternehmens- 
Strukturwandel im Bereich der Höherwertigen Technik, 
der in der Entwicklung sogar hinter den wenig for- 
schungsintensiven Industrien zurückbleibt. 

An diesen allgemeinen Tendenzen ändern auch spekta- 
kuläre Entwicklungen in einigen neuen Industrien nur 
wenig (z. B. Biotechnologie). Dies hat den Unterneh- 
mensstrukturwandel in der Industrie insofern beschleu- 
nigt, als der Spitzentechnologiesektor mit die höchsten 
Zuwächse an Gründungsaktivitäten in der Industrie auf- 
weist. Dies gilt sowohl für die neuen als auch für die al- 
ten Bundesländer. 

Die seit 1996 nachlassende Dynamik im Bereich der 
technologieintensiven Dienstleistungen ist insbesondere 
den stark von der Baukonjunktur abhängigen Zweigen 
anzulasten. Dies erklärt auch den stärkeren Rückgang 
der Gründungsaktivität in diesem Bereich in den neuen 
Ländern. Die Gründungen im Bereich der Datenverar- 
beitungsdienste entwickeln sich dagegen nach wie vor 
positiv. Eine geringere Dynamik als in der ersten Hälfte 
der Neunzigerjahre weisen auch Gründungen im Bereich 
unternehmensnaher Beratungstätigkeiten auf. Allerdings 
ist in diesem Bereich nach wie vor eine leichte Zunahme 
der Gründungstätigkeit zu konstatieren, und die Ent- 
wicklung verläuft - in den alten und den neuen Bundes- 
ländern - oberhalb der Entwicklung der Gründungen 
insgesamt. 

Herausragend ist im Dienstleistungsbereich der Grün- 
dungsboom bei Telekommunikationsdienstleistungen. 
Seit Beginn der Deregulierung haben sich - im Osten 
und im Westen - die Gründungsaktivitäten in diesem 
Segment vervielfacht. Inzwischen erreicht deren Anteil 
an den gesamten Unternehmensgründungen (Westen: 
0,5 Prozent; Osten: 0,3 Prozent) die gleiche Größenord- 
nung wie die Unternehmensgründungen in den Wirt- 
schaftszweigen der Spitzentechnik insgesamt. In den 
letzten Jahren zeigt sich dabei jedoch - als Ausklang des 
„Deregulierungsbooms“ - mehr oder weniger eine Stag- 
nation auf historischem Höchstniveau. Diese Entwick- 
lung belegt, dass die Deregulierung vormals geschützter 
Bereiche eine erhebliche Gründungsdynamik entfachen 
kann. Technische Innovationen sind dabei sowohl Trieb- 
feder als auch Folge der Zunahme der durch die neuen 
Unternehmen entfachten Marktdynamik. 

Mit der Gründung von neuen Unternehmen entstehen 
neue Arbeitsplätze. Bezogen auf die durch Gründungen 
geschaffenen Arbeitsplätze sieht die Lage für das Verar- 
beitende Gewerbe etwas günstiger aus. Mit einer Unter- 
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nehmensgründung verbunden sind im Durchschnitt ca. 

5 Arbeitsplätze in den Wirtschaftszweigen der Höherwerti- 
gen Technik und ca. 4 Arbeitsplätze in der Spitzentechnik. 
Dies sind etwa doppelt so viele Arbeitsplätze wie bei den 
Gründungen im Segment der wissensintensiven Dienstleis- 
tungen. Zudem: Im Durchschnitt wachsen die (überleben- 
den) Unternehmen der Spitzentechnik, der Höherwertigen 
Technik und der technologieorientierten Dienstleistungen 
schneller als nicht-FuE-intensive Gründungen in der In- 
dustrie und sonstige Gründungen im Bereich des Dienst- 
leistungsgewerbes. Allerdings ist das Umsatz- und das Be- 
schäftigungswachstum sehr ungleich verteilt. Ein relativ 
kleiner Anteil von schnell wachsenden Unternehmen trägt 
einen erheblichen Teil des Beschäftigungszuwachses. Die 
Mehrzahl der jungen Unternehmen wächst nur sehr be- 
scheiden oder muss sogar nach der Gründung Beschäftigte 
abbauen. Gerade als Grundlage für das schnelle Wachstum 
von jungen Unternehmen spielen Innovationen eine zentra- 
le Rolle. 

Man sollte jedoch vor unrealistischen Erwartungen warnen. 
Denn in Branchen mit hohen Gründungsquoten ist die 
„Sterbewahrscheinlichkeit“ von jungen Unternehmen hoch. 
Wie im Voqahresbericht gezeigt, ergeben sich insbesonde- 
re für die Spitzentechnik und die untemehmensnahen 
Dienstleister deutlich höhere Gründungs- als Sterberaten. 
Aber: Selbst gleich hohe Gründungs- und Schließungsquo- 
ten bedeuten, dass sich der Untemehmensbestand verlan- 
gen und der Wettbewerbsdruck in der Branche aufrecht er- 
halten werden kann und dadurch die Wettbewerbskraft der 
Branche gestärkt wird. 

Selbstständigkeit und Qualifikation 

Die Gründung technologieintensiver neuer Unternehmen 
ist weitgehend von der Bereitschaft und Fähigkeit von 
hoch Qualifizierten abhängig, das Risiko der Selbststän- 
digkeit einzugehen. Untemehmensgriindungen hängen 
eng mit der Ausbildung zusammen. Denn die Wahr- 
scheinlichkeit des Aufbaus einer selbstständigen Exis- 
tenz nimmt mit dem Bildungsstand zu, vor allem in frei- 
beruflichen Tätigkeiten: 36 ’ Knapp 20 Prozent der Meister 
und Techniker (ABL: 23 Prozent; NBL: 13 Prozent ), 
12 Prozent der Fachhochschulabsolventen und 17 Pro- 
zent der Universitätsabsolventen (ABL: 17 Prozent; 
NBL: 15 Prozent) sind selbstständig. Bei den Erwerbstä- 
tigen ohne Berufsabschluss hingegen liegt die Selbst- 
ständigenquote bei lediglich 6 Prozent in den ABL und 
2 Prozent in den NBL. Bei Erwerbstätigen mit Berufsab- 
schluss beläuft sich die Selbstständigenquote auf ca. 
7 Prozent. Bemerkenswert ist auch, dass Männer in hö - 
herem Maße einer Selbstständigenerwerbstätigkeit 
nachgehen als Frauen (Männer: 12 Prozent; Frauen: 

6 Prozent). 


36) Diese Angaben beruhen auf Auswertungen des ZEW auf Basis der 70 Pro- 
zent Stichprobe des Mikrozensus des Jahres 1996. 


Erwartungsgemäß überdurchschnittlich häufig ist die 
Selbstständigkeit bei Akademikern im Gesundheitswe- 
sen. Die Quote der Selbstständigen liegt bei 
(Agrar-)Ingeni euren, Wirtschaftswissenschaftlern und 
Juristen in etwa im Durchschnitt aller Akademiker. Bei 
Naturwissenschaftlern ist sie deutlich niedriger. Hoch- 
schulabsolventen suchen sich vornehmlich in untemeh- 
mensorientierten Dienstleistungen ein Betätigungsfeld. 
Im luK-Sektor (Software und Datenverarbeitungsdiens- 
te) sind 20 Prozent der Selbstständigen Akademiker. 
Selbstständigkeit in neuen, wissensintensiven Dienstleis- 
tungen wird eine zunehmend wichtige Option für die 
Absolventen von Universitäten und Fachhochschulen. 

Die Selbstständigenquote ist in den letzten Jahren in 
Deutschland stark angestiegen. Dies beruht sowohl auf 
dem Nachholbedarf im Dienstleistungssektor als auch 
auf der sinkenden Anzahl der abhängig Beschäftigten 
und der daraus resultierenden stärkeren Bedrohung 
durch Arbeitslosigkeit: Die Zahl der Selbstständigen ist 
in Deutschland bei einer bis 1997 rückläufigen Gesamt- 
beschäftigung nur schwach gestiegen. Erst ab 1997 
nimmt die Zahl der Selbstständigen wieder leicht zu, 
was jedoch im wesentlichen aus dem Anstieg bei Al- 
leinuntemehmem resultiert. Die Zahl der Selbstständi- 
gen mit Beschäftigten ist hingegen 1994-1996 in den 
meisten Wirtschaftszweigen stark gefallen und zeigt 
auch seither nur eine graduelle Aufwärtsentwicklung. 
Eine Ausnahme bilden die Wirtschaftszweige untemeh- 
mensorientierte Dienstleistungen, persönliche Dienst- 
leistungen und Verkehr/Nachrichten, in denen auch die- 
se Zahl in den letzten Jahren angestiegen ist. Durch die 
Zunahme der Zahl der Selbstständigen ohne weitere Be- 
schäftigte wird auch der Beschäftigungsbeitrag von neu- 
en Unternehmen geringer. Gerade auch für die neuen 
Länder ist die Alternative zur Selbstständigkeit nicht die 
abhängige Beschäftigung, sondern die Arbeitslosigkeit. 
Dies sollte bei der Bewertung einer steigenden Selbst- 
ständigenquote berücksichtigt werden. Die Entwicklung 
in Deutschland unterscheidet sich von der Entwicklung 
in den USA auch dadurch, dass dort eine Zunahme der 
Selbstständigkeit bei gleichzeitig steigender Beschäfti- 
gung beobachtet werden kann. 


6.3 Beteiligungskapitalmarkt und Unterneh- 
mensgründungen 

Der Schritt in die Selbstständigkeit und die Gründung 
eines neuen Unternehmens sind mit vielfältigen Risiken 
verbunden. Um so höher ist die - im Großen und Gan- 
zen zunehmende - Bereitschaft zu bewerten, diesen 
Schritt zu wagen. Trotz tragfähiger Ideen fehlt es vielen 
Gründern jedoch an der notwendigen Eigenkapitalbasis, 
und auch die Finanzierung eines neuen Unternehmens 
über Kredite erweist sich - mangels Sicherheiten - häu- 
fig als schwierig. Entsprechend oft klagen Gründungs- 
willige und junge Unternehmen über eine mangelnde 
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Kapitalbasis und eine „zu geringe“ Verfügbarkeit von 
Fremdkapital. Nicht selten wird in diesem Kontext be- 
klagt, dass es in Deutschland einen nur unzureichenden 
Markt für Wagniskapital gibt, ln vielen jungen Techno- 
logiebereichen stammen die marktführenden Unterneh- 
men aus den USA. Dies wird u.a. auf das große Angebot 
an Beteiligungskapital in den USA zurückgeführt. 

Aber nicht nur im Hinblick auf die Versorgung mit risi- 
kotragendem Kapital wird der Entwicklung eines deut- 
schen Beteiligungskapitalmarkts nach amerikanischem 
Vorbild eine wichtige Rolle bei der Kommerzialisierung 
von neuen wissenschaftlich-technischen Erkenntnissen 
zugeschrieben. Erfahrene Fondmanager erfolgreicher 
Wagniskapitalfonds stehen ihren Partnerunternehmen 
gerade in entscheidenden Phasen der Untemehmensent- 
wicklung mit Rat und Tat zur Seite. Gerade dieser „Va- 
lue-added“ ist nach verbreiteter Auffassung der ent- 
scheidende Vorteil einer Gründungsfinanzierung von 
technologieintensiven Unternehmen über den Beteili- 
gungskapitalmarkt. 

Der deutsche Beteiligungskapitalmarkt hat sich in den 
letzten drei Jahren nahezu explosionsartig entwickelt 
(Abb. 6-5) Dies gilt insbesondere für das Segment der 
Gründlings- oder Frühphasenfinanzierung. Die weit ver- 
breitete Klage über die deutsche ,Venture-Capital- 
Wüste‘ trifft mit Bezug auf die Finanzierung von Unter- 
nehmensgründungen wohl kaum noch zu. Deutschland 
stellt heute den größten europäischen Markt für Finan- 
zierungen im Frühphasensegment dar.’ 7) Dies gilt insbe- 
sondere für die sogenannte Seed-Finanzierungenf 81 39) 
Der noch vor wenigen Jahren kaum überbrückbar schei- 
nende Rückstand zu den damals führenden Beteili- 
gungskapitalmärkten in Europa (Großbritannien und 
Niederlande) und in den USA konnte erheblich verrin- 
gert werden. Gemessen als Anteil am Bruttoinlandspro- 
dukt liegt die Bundesrepublik mittlerweile auf dem fünf- 
ten Rang innerhalb der EU. Unter den großen EU- 
Ländern belegt Deutschland mittlerweile den ersten 


37) Die Anbieterseite des deutschen Wagniskapitalmarkts zeichnet sich durch 
eine hohe Vielfalt aus. Das Spektrum reicht von „klassischen“ Venture- 
Capital-Gesellschaften über die bundeseigenen Banken und förderorientier- 
te Beteiligungsgesellschaften bis hin zu Privatinvestoren, die sich direkt an 
Untemehmensgründungen und jungen Technologieuntemehmen beteiligen 
(vgl. dazu ausführlicher Lessat et al., 1999) 

38) Finanzierung der Ausreifimg und Umsetzung einer Idee in ein tragfahiges 
Geschäftskonzept 

39) In Deutschland setzen sich die Bruttoinvestitionen am Beteiligungskapital- 
markt insgesamt wie folgt zusammen: Seedfinanzierung (6 Prozent; im 
Vergleich dazu EU ohne Deutschland: 1 Prozent), Gründungsphase (18 
Prozent; EU: 9 Prozent), Wachstumsphase (43 Prozent; EU: 27 Prozent), 
Ersatz eines ausscheidenden Gesellschafters (4 Prozent; EU: 8 Prozent), 
MBO/MBI (29 Prozent; EU: 56 Prozent). 


Rang. 401 Die Prognosen für 1999 gehen von einer weite- 
ren erheblichen Steigerung der durch die Beteiligungs- 
fonds investierten Mittel aus. Nach den bisher vorlie- 
genden Zahlen werden im Rahmen der aktuellen Bun- 
desprogramme zur Unterstützung der Wagniskapitalin- 
vestition in technologieintensive Neugründungen im 
Jahr 1999 neue Rekordstände bei den zugesagten Betei- 
ligungen erreicht. 


Abb. 6-5: Wachstum des deutschen Beteiligungs 
kapitalmarktes in den Neunzigerjahren 



Quelle: BVK (1998). Berechnungen des ZEW; 1999 geschätzt. 


Für die positive Entwicklung im Bereich der Gründungs- 
finanzierung lassen sich mehrere Ursachen ausmachen: 

■ Mit der Etablierung des Neuen Marktes eröffnete sich 
den Wagniskapitalfonds eine attraktive Möglichkeit, 
aus einer zuvor eingegangenen Beteiligung auch wie- 
der - mit einer entsprechenden Rendite - auszustei- 
gen. Der Neue Markt war damit eine wichtige Voraus- 
setzung für die stürmische Entwicklung des Wagnis- 
kapitalmarkts in Deutschland. Der Ausstieg aus einem 
Engagement durch den Gang an die Börse ist denn 
auch zu einer zunehmend wichtigen Ausstiegsoption 
für Beteiligungsgesellschaften geworden, auch wenn 
der Verkauf der Beteiligung an andere Unternehmen 
noch immer die wichtigste Ausstiegsmöglichkeit dar- 
stellt. So verfügten 1998 von den 46 Börseneinfüh- 
rungen am Neuen Markt in Frankfurt 15 Unternehmen 
über eine Wagniskapitalbeteiligung. 

■ Die Abschaffung der Vermögensteuer in Deutsch- 
land kam 1997 gerade rechtzeitig, um die einsetzen- 
de Dynamik des deutschen Beteiligungsmarkts 
nachhaltig zu unterstützen. 


40) Diese Intensität dürfte zudem etwas unterschätzt werden, da die Investitio- 
nen ausländischer Beteiligungskapitalfonds in Deutschland nicht mitge- 
rechnet werden können. Im europäischen Vergleich weist Deutschland eine 
überdurchschnittlich hohe Inlandsinvestitionsquote der Beteiligungskapital- 
fonds auf. 
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Abb. 6-6: Frühphasenfinanzierung im Verhält- 


nis zum Bruttoinlandsprodukt 1996 
und 1998 



Anteil der Frühphasenfinanzierung am BIP (in ICKHJ) 

Quelle: EVCA 1999; Berechnungen des ZEW; USA 1996: Lessat et 

al; USA 1998 vorläufig. 

■ Eine weitere wichtige Triebfeder für die Entwick- 
lung des Frühphasensegments waren die Program- 
me der Bundesregierung, der bundeseigenen Ban- 
ken und einzelner Bundesländer zur Förderung von 
Beteiligungen an technologieorientierten Unter- 
nehmensgründungen. Der überdurchschnittlich ho- 
he Anteil der Frühphasenfinanzierung an den Ge- 
samtinvestitionen im Wagniskapitalmarkt in 
Deutschland ist sicherlich nicht zuletzt das Ergeb- 
nis der Hebelwirkung dieser Programme. 

■ Fallende Renditen alternativer Anlagen, wie bei- 
spielsweise im Immobilienbereich, ließen die Anlage 
von Kapital bei Beteiligungskapitalgesellschaften att- 
raktiver erscheinen. Durch die zunehmende Aufmerk- 
samkeit der Öffentlichkeit wurde die Anlageform 
,Wagniskapital‘ für Investoren weiter bekannt. Insbe- 
sondere die hohen Renditeerwartungen, nicht zuletzt 
genährt durch erfolgreiche Börsengänge am Neuen 
Markt, trugen dazu bei. 

Die Investitionen im deutschen Beteiligungskapitalmarkt 
kommen zudem zunehmend technologie- und wissensba- 
sierten Unternehmen zugute. Mittlerweile liegt der Anteil 
der Investitionen, die in technologieintensive Wirtschafts- 
zweige fließen, bei knapp 50 Prozent. Bemerkenswert ist 
dabei der hohe Anteil an Unternehmen aus dem Bereich 
der Spitzentechnologie, der bei weitem über dem Anteil 
dieser Branchen an der gesamten Gründungsaktivität 
liegt. Hervorzuheben ist beispielsweise der Anteil der Fi- 
nanzierungen für Biotechnologieunternehmen, der den 
europäischen Durchschnittswert um ein mehrfaches über- 


steigt 41 * Gerade in diesem Bereich liegt es nahe zu vermu- 
ten, dass die hohen Anstrengungen zur Förderung der 
Biotechnologie eine nicht unwesentliche Rolle spielen. 
Die Branchenverteilung der durch Wagniskapital (teil-) 
finanzierten Unternehmen macht denn auch klar, dass die 
Entwicklung des Wagniskapitalmarkts eine zunehmend 
wichtige Stütze der Gründungsaktivitäten in diesem Seg- 
ment ist. Es bleibt zu hoffen, dass durch das weitere 
Wachsen des Wagniskapitalmarktes nicht nur die Grün- 
dungsdynamik nachhaltig vorangetrieben wird, sondern 
dass auch die Anzahl und der Anteil der schnell wachsen- 
den, jungen Technologieuntemehmen wächst und damit 
eine entsprechende Dynamik für die Wettbewerbsfähig- 
keit in den Hochtechnologiemärkten und für die mittel- 
fristige Beschäftigungsentwicklung ausgelöst werden 
kann. 

Allerdings steht Deutschland im Hinblick auf die rapide 
Aufwärtsentwicklung des Beteiligungskapitalmarkts nicht 
allein da. In nahezu allen EU-Mitgliedstaaten und auch in 
den USA zeigt sich in den letzten Jahren eine erhebliche 
Erhöhung der für die Gründungsfinanzierung aufgewen- 
deten Mittel aus Wagniskapitalfonds. In einzelnen 
europäischen Ländern haben sich die Investitionen in 
diesem Segment in den letzten Jahren jeweils verdoppelt. 
Besonders bemerkenswert ist dabei - neben Deutsch- 
land - die Entwicklung in Irland, Belgien und Finnland. 
Die drei letztgenannten Länder liegen denn auch - 
gemessen am Bruttoinlandsprodukt - im Jahre 1998 noch 
vor Deutschland. 42 * 

Noch sollte man nicht davon ausgehen, dass sich das In- 
strument der Wagniskapitalfinanzierung von Untemeh- 
mensgründungen in Deutschland vollständig etabliert 
hat. Die Entwicklung am amerikanischen Venture Capi- 
tal Markt in den achtziger Jahren zeigt, dass Rückschlä- 
ge nicht ausgeschlossen sind. Gerade angesichts der 
wachsenden Bedeutung von Venture Capital für junge 
Unternehmen in den schnellwachsenden High-tech 
Märkten sollten daher Änderungen der politischen Rah- 
menbedingungen mit Augenmaß vorgenommen werden. 
Dies gilt auch für die Veränderung der Konditionen öf- 
fentlicher Förderprogramme. Das von der Bundesregie- 
rung vorgelegte Konzept für die Untemehmensteuer 
lässt erwarten, dass durch die Steuerfreiheit der Veräu- 
ßerungserlöse und die geringere steuerliche Belastung 
der Innenfinanzierung der Beteiligungskapitalmarkt in 
Deutschland zusätzlichen Schwung erhält. 


41) Hier wird die Verteilung der Zahl der finanzierten Unternehmen und nicht 
die Verteilung der Investitionssummen verwendet, da die Investitionsvolu- 
mina in späteren Finanzierungsphasen erheblich höher liegen und der hier 
verwendete Anteil somit die auf Gründungen entfallende Aktivität eher wi- 
derspiegelt. Trotzdem dürfte der Branchenanteil der technologieintensiven 
Sektoren noch zu gering ausgewiesen sein. Darauf deuten Befragungen 
ausgewählter Beteiligungskapitalfonds hinsichtlich der Branchenstruktur ih- 
rer Partneruntemehmen hin (vgl. VDI-Nachrichten vom 29. 10. 1999). 

42) Verwendet man die Bruttoanlageinvestitionen des Untemehmenssektors als 
Messlatte, so zeigt sich ein erheblicher Vorsprung der Niederlande. 
Deutschland liegt dann 1998 auf Platz vier, nach Belgien und Großbritan- 
nien. 
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Abb.6-7: Branchenstruktur der Investitionen im 

deutschen Beteiligungskapitalmarkt 
1998 

- Verteilung der Zahl der Neuinvestitionen - 


Sonsfges Software 

12% 14% 



Höherwertige 

Technik 

24% 

Quelle: BVK (1999); Berechnungen des ZEW. 

Weiterhin ist festzustellen, dass ein Mangel an erfahre- 
nen Fondsmanagern das weitere Wachstum der Investi- 
tionen in technologieintensive Unternehmen behindern 
kann. Denn gerade für diese Unternehmensgruppe ist 
Management von Wagniskapitalfonds besonders auf- 
wendig und schwierig. Gleichzeitig aber profitieren ge- 


rade aufstrebende Hochtechnologieunternehmen häufig 
vom Know-how und den Netzwerken erfahrener Mana- 
ger. Die rapide Entwicklung des Beteiligungskapital- 
markts in Deutschland, die sich insbesondere in den be- 
ratungsintensiven Frühphasen abspielt, ließ eine syste- 
matische Ausbildung einer ausreichenden Anzahl neuer 
Fondsmanager bei vielen Wagniskapitalanbietem nicht 
zu. Auch durch einen „Import“ von Fondsmanagem aus 
dem Ausland kann diese Lücke aufgrund des Anforde- 
rungsprofils kaum geschlossen werden. 

Zudem benötigen gerade die erfolgreichsten und am 
schnellsten wachsenden Unternehmen im Rahmen ih- 
res Expansionsprozesses die Unterstützung durch 
(branchen-)erfahrene Manager. Gerade im Vergleich 
mit den USA wird allerdings deutlich, dass es selbst 
für die deutschen „Überflieger“ nicht leicht ist, bran- 
chenerfahrene Manager aus etablierten Unternehmen 
für sich zu gewinnen. Neben der allgemein höheren 
Mobilität der Manager in den USA gibt es für die Tat- 
sache, dass erfolgreiche Manager in Deutschland eher 
selten in junge Unternehmen wechseln, auch einen 
monetären Grund: Die Einräumung von so genannten 
Stock-options (Aktienoptionen) ist - unter steuerrecht- 
lichen Gesichtspunkten aus der Sicht der Manager - in 
Deutschland weit weniger lukrativ als in den USA. 
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7 Leistungsfähigkeit des Wissenschaftssystems 


Wissensbasierte Technologien verzeichnen eine zuneh- 
mende Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit von In- 
dustrie und Dienstleistungen. Verschiebungen in der 
weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung, die Beschleunigung 
der Diffusion neuen Wissens, die Verkürzung von Pro- 
duktlebenszyklen in einer Reihe von wettbewerbsrele- 
vanten Feldern wie der IuK-Technik, der verstärkte Imi- 
tationswettbewerb, von dem insbesondere die Wirt- 
schaftszweige der höherwertigen Technik betroffen sind, 
rücken daher auch die Leistungsfähigkeit des Wissen- 
schafts- und Forschungssystems und den Wissens- und 
Technologietransfer ins Blickfeld der Analysen zur 
technologischen Leistungsfähigkeit. Zudem: Parallel 
zum strukturellen Wandel der Wirtschaft wird das 
Spektrum der für den Wissens- und Technologietransfer 
relevanten Forschungs- und Ausbildungsaktivitäten öf- 
fentlicher und privater Forschungseinrichtungen breiter. 
Universitäten und außeruniversitäre Forschungsinstitute 
bilden für viele Unternehmen eine wichtige Informati- 
onsquelle für Innovationsaktivitäten. Dies gilt insbeson- 
dere für die neuen, forschungsintensiven und wissensba- 
sierten Technologiefelder wie Biotechnologie, Mikro- 
elektronik oder neue Materialien, ln diesen Gebieten hat 
sich auch der zeitliche Abstand zwischen Grundlagen- 
forschung und Umsetzung in neue Produkte und Verfah- 
ren verkürzt. Auch daher kommt der Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft eine steigende 
Bedeutung zu. 

Im Verarbeitenden Gewerbe in Deutschland bezeichnen 
ca. 8 Prozent der innovierenden Unternehmen Hoch- 
schulen als sehr wichtige Informationsquelle für ihre In- 
novationen (vgl. Abb. 7-1). Demgegenüber besitzen au- 
ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen als Informati- 
onsquelle für die Unternehmen eine geringere Bedeu- 
tung. Knapp 4 Prozent bezeichnen sie als sehr wichtige 
Informationsquelle. Auch in den meisten anderen euro- 
päischen Ländern erreicht das Wissensangebot der 
Hochschulen eine größere Anzahl von Unternehmen als 
das Wissensangebot der außeruniversitären Einrichtun- 
gen. 431 Unternehmen suchen die Zusammenarbeit mit 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen nicht nur im Kontext konkreter FuE -Projekte, 
sondern insbesondere auch um Informationen über neue 
wissenschaftlich-technische Erkenntnisse zu gewinnen. 
Hohe wissenschaftliche Qualität der Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen ist daher 
eine häufig unterschätzte Voraussetzung für die Koope- 
ration zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. 


43) Die Wissenschafts- und Forschungssysteme der europäischen 
Länder unterscheiden sich noch immer sehr stark. Eine direkte 
Vergleichbarkeit ist daher nur eingeschränkt gegeben 


Abb. 7-1: Öffentliche FuE als Informationsquelle für 
Innovationen 



Anteil der innovativen Unternehmen, die 
die jeweilige Quelle 'sehr wichtig' nennen 

Quellen: EU insgesamt: EUROSTAT (1999); 

D: ZEW Mannheimer Innovationspanel 

Die steigende Anzahl der in Patenten zitierten wissen- 
schaftlichen Literatur ist ein Ausdruck für die wachsen- 
de Bedeutung wissenschaftlicher Forschung für die In- 
novationsaktivitäten privater Unternehmen. Wie die Ab- 
bildung (Abb. 7-2) zeigt, ist bei den vom US Patentamt 
gewährten Patenten aus den führenden Industrienationen 
ein Anstieg der Verweise auf wissenschaftliche Publika- 
tionen festzustellen. Dies ist weniger ein Resultat des 
Bedeutungsgewinns einzelner Technologiebereiche im 
Patentsystem, sondern diese T endenz zeigt sich auf brei- 
ter Front. Der geringere Anteil Deutschlands sollte dabei 
nicht als eine geringere Leistungsfähigkeit des deut- 
schen Wissenschaftssystems interpretiert werden. Viel- 
mehr dürfte sich darin widerspiegeln, dass die deutsche 
Wirtschaft sich in ihren Innovationsbemühungen auch 
innerhalb der wissenschaftsnahen Technologiebereiche 
auf deren „wissenschaftsfremde“ Teile konzentriert. 44 ’ 

In den letzten Jahrzehnten ist in Deutschland eine vielfäl- 
tige Forschungslandschaft entstanden. Neben Universitä- 
ten und Fachhochschulen sind dabei insbesondere die 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die Helmholtz- 
Gemeinschaft (HGF), die Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 
und die Wissensgemeinschaft Gottfried- Wilhelm- 
Leibnitz (WGL) zu nennen. Diese Einrichtungen neh- 
men vielfältige Aufgaben im Spannungsfeld von Lehre, 


44) Vgl. dazu ausführlicher die Darstellung in Soskice und Casper 
(1999) 
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Forschung, Technologieentwicklung und Technologie- 
transfer wahr. Je nach Typ und Zielsetzung der Einrich- 
tung sollte daher den unterschiedlichen Aufgabenstel- 
lungen eine unterschiedliche Bedeutung zukommen. 
Entsprechend muss sich die Einschätzung der Leistungs- 
fähigkeit der Einrichtungen auch auf ein Set 
unterschiedlicher Indikatoren stützen. 


Abb. 7-2: Wissenschaftsergebnisse und Patente 



Erläuterung: Dargestellt ist die durchschnittliche Anzahl von Zitaten in gewährten 
Patenten nach Herkunftsland des Patents. 

Quelle: US Patentamt (1999). - Berechnungen des WZB. 


Weite Teile der wissenschaftlichen Forschung werden 
nicht aus Gründen ihrer wirtschaftlichen Nutzung be- 
trieben. Sie schlagen sich als Grundlagenforschungser- 
gebnisse am ehesten in Publikationen nieder. Daher las- 
sen sich Fachpublikationen in wissenschaftlichen Zeit- 
schriften als Indikator der wissenschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit und der wissenschaftlichen Ausrichtung heran- 
ziehen. Als Indikator für den Bereich der angewandten 
Forschung und der Technologieentwicklung können in 
einer ersten Annäherung Patente verwendet werden. 
Die Leistungen im Bereich Wissens- und Technologie- 
transfer schlagen sich neben Patenten auch in den Ko- 
operationen zwischen Unternehmen und Wissenschafts- 
einrichtungen nieder. 


7.1 Wissenschaftliche Publikationen und Pa- 
tente 

Um den Beitrag der wissenschaftlichen Forschung zur 
technologischen Leistungsfähigkeit adäquat beurteilen 
zu können, ist eine genauere Betrachtung nach Teilfel- 
dem erforderlich. Zweckmäßig ist dabei die Unterschei- 
dung zwischen „technikfemen“ und „techniknahen“ 
Wissenschaftsfeldem, die ihrerseits Technikfeldem ge- 
genübergestellt werden können. Denn die Wissen- 


schaftsgebiete sind unterschiedlich eng mit der Technik- 
entwicklung verknüpft. 

Wissenschafts- und Technikprofile Deutschlands: 
Unausgeschöpfte Potenziale? 

Beschrieben werden Wissenschafts- und Technikprofile 
von Ländern durch die relative lTäufigkeit von Publika- 
tionen. 4 ^ Die deutsche Wissenschaft ist überdurch- 
schnittlich auf Nukleartechnik und Physik spezialisiert; 
überdurchschnittliche Werte werden auch in Mess- und 
Regeltechnik, Medizintechnik, organische Chemie, Po- 
lymere, Grundstoffchemie, Materialforschung und Ma- 
thematik erreicht. 46 ' Dieses Profil hat sich auch nur un- 
wesentlich verändert. 

Es harmoniert jedoch nur in einigen Fällen mit der Spe- 
zialisierung in der Technik, wie es in der Patentstruktur 
zum Ausdruck kommt (Abb. 7-3). 


Abb. 7-3: SCI-Publikationen und Patente*) deut- 
scher Herkunft nach Wissenschafts- und 
Technikfeldern 
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*) Patentanmeldungen am Europäischen Patentamt. 

Quelle: SCI, EPAT, PCTPAT. - Berechnungen des FhG-ISI. 


45) Nach Auswertungen des Science Citation Index (SCI). 

46) Zudem bestehen vergleichsweise hohe Publikationsantei- 
le in den „technikfernen“ Wissenschaftsfeldern Physik und 
Mathematik. 
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■ Übereinstimmung im „positiven“ Spezialisierungs- 
bereich ergibt sich in der Mess- und Regeltechnik, 
bei Polymeren, Grundstoffchemie und eventuell 
noch in der Materialforschung. 

■ ln den Feldern Telekommunikation, Pharmazie und 
Lebensmittel sind die Werte 47 * negativ. 

■ ln allen anderen Gebieten zeigt sich eine deutliche 
Diskrepanz: Die Wissenschaft ist auf die Felder 
Datenverarbeitung, Optik, Medizintechnik, organi- 
sche Chemie und Biotechnologie deutlich stärker 
orientiert als die Technik. 

■ Umgekehrt ist in den Feldern Verfahrens- und 
Umwelttechnik, Maschinenbau, thermische Prozes- 
se und Bauwesen die technische Spezialisierung 
höher als die wissenschaftliche. Hier sind die rele- 
vanten Technologien allerdings als weniger wis- 
sensintensiv einzustufen, sodass die technologische 
Position durch die geringe wissenschaftliche Spe- 
zialisierung nicht gefährdet erscheint. 

Hervorzuheben ist, dass in den Wachstumsfeldern Da- 
tenverarbeitung und Biotechnologie, in denen Deutsch- 
land technologisch gesehen im internationalen Vergleich 
eine schwache Position hat, die Wissenschaft ein hohes 
Niveau aufweist. In diesen Feldern ist ein unausge- 
schöpftes Potenzial fiir eine fruchtbare Interaktion zwi- 
schen Wissenschaft und Technik zu vermuten. Dies gilt 
auch für die weniger wachstumsstarken Bereiche wie 
Optik, Medizintechnik und organische Chemie. 

Steigende Zahl von Publikationen wissenschaftlicher 
Einrichtungen 

Die Hochschulen leisten mit etwa 24 000 Publikationen 
pro Jahr mit Abstand den größten Beitrag zu wissen- 
schaftlichen Veröffentlichungen in techniknahen Fel- 
dern. Es folgen mit deutlichem Abstand die HGF und 
die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) mit jeweils etwas 
mehr als 3 000 Publikationen. Der Beitrag der FhG fällt 
dagegen mit etwa 550 Publikationen bescheiden aus. 

Bei allen betrachteten deutschen Forschungseinrichtun- 
gen ist die Zahl der Publikationen zwischen 1980 und 
1998 gestiegen 48 * Im Vergleich der Institutionen haben 
die Institute der Leibniz-Gemeinschaft (WGL) die 
stärkste Dynamik entwickelt, gefolgt von der FhG und 
der Helmholtz-Gemeinschaft (HGF). Dies ist z. T. auf 
die Eingliederung von ostdeutschen Forschungseinrich- 
tungen zurückzuführen. Im Falle der FhG hat die ver 


47) In Wissenschaft (Publikationen) und Technik (Patente). 

48) Es hat den Anschein, als sei dieser Anstieg im internatio- 
nalen Vergleich als überdurchschnittlich einzustufen, wo- 
hingegen die „Publikationsintensität“ - also der Beitrag zur 
Wissenschaft im Vergleich zur Zahl der Forscher oder 
auch der Einwohner - rein quantitativ betrachtet etwas zu- 
rückgeht. (Vgl. OECD 1999) 


stärkte Zunahme von wissenschaftlichen Publikationen 
aber schon vor der Wiedervereinigung begonnen. Dieses 
lässt auf eine stärkere Orientierung der FhG-Institute auf 
wissenschaftliche Ziele schließen. 49 * 

Bei einem solchen Vergleich ist in Rechnung zu stellen, 
dass sich die Einrichtungen erheblich nach dem Volu- 
men ihres Forschungspersonals unterscheiden. Die Pu- 
blikationsintensitäten - berechnet als Zahl der jährlichen 
Publikationen bezogen auf das FuE-Personal - zeigen, 
dass das Publikationsverhalten der verschiedenen Ein- 
richtungen ihrer spezifischen Aufgabe im System der öf- 
fentlichen Forschung entspricht. 

■ Die stärkste Publikationsintensität hat die MPG (Abb. 
7-4), die sich als überwiegend grundlagenorientierte 
Einrichtung weitgehend auf die wissenschaftliche 
Forschung konzentrieren kann. Sie hat den Auftrag, 
exzellente Grundlagenforschung durchzuführen. 

Abb. 7-4: Publikationsintensität*) von Hochschu- 
len und anderen öffentlichen For- 
schungseinrichtungen in techniknahen 
Wissenschaftsfeldern 



RiG MPG HGF Hoch- Wä. 


*) SCI-Publikationen pro FuE-Beschäftigtem. 

Quelle: SCI. - Berechnungen des FhG-ISI. 

■ An zweiter Stelle liegen die Hochschulen, die e- 
benfalls deutlich auf die Grundlagenforschung ori- 
entiert sind, aber zusätzlich wesentliche Aufgaben 
in der Lehre haben. 

■ Die HGF-Einrichtungen decken ein breites Spekt- 
rum ab, von technisch anspruchsvoller Grundlagen- 
forschung über Vorsorgeforschung bis zu Aufga- 
ben in der technologischen Entwicklung. Sie sollen 
neben der wissenschaftlichen Forschung wesentlich 
zum Technologietransfer beitragen. 

■ Den WGL-Instituten kommen im deutschen Wis- 
senschaftssystem sehr unterschiedliche Aufgaben 
zu. Es verwundert insofern nicht, dass sie eine ähn- 
liche Publikationsintensität aufweisen wie die 
HGF. Sie liegen nach dem Maß der Publikationsin- 
tensität jedoch nur knapp vor der HGF. 


49) Die Daten berücksichtigen noch nicht die beabsichtigte Integra- 
tion von FhG und dem Forschungszentrum Informationstechnologie 
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■ Bei der FhG steht der Technologietransfer im Vor- 
dergrund. Der Vergleich der Publikationsintensitä- 
ten verdeutlicht, dass die FhG-Institute in nen- 
nenswerter Weise an wissenschaftlichen Publikati- 
onen beteiligt sind, dass aber angesichts ihrer sons- 
tigen Aktivitäten in der angewandten Forschung 
und im Technologietransfer deren Ausmaß be- 
grenzt bleibt. 

Große Unternehmen schränken Publikationstätigkeit 
ein 

Neben öffentlichen Forschungseinrichtungen tragen 
auch Unternehmen zu wissenschaftlichen Publikationen 
bei. Untemehmenspublikationen sind ein Indikator für 
längerfristige, eher grundlegend orientierte Forschungs- 
aktivitäten, die ihnen eine Teilnahme an der Fachdiskus- 
sion in den „Scientific communities“ ermöglichen. Aus 
deutschen Unternehmen stammen aktuell jährlich rund 3 
500 Publikationen, was rund 4 Prozent aller deutschen 
Publikationen entspricht. Der überwiegende Teil (3.100) 
ist techniknahen Wissenschaftsfeldem zugeordnet. Hier 
erreichen die Unternehmen das Niveau der HGF oder 
der MPG. Der Beitrag der Untemehmenspublikationen 
zur wissenschaftlichen Diskussion ist somit erheblich. 

Im Zeitverlauf ist seit 1980 eine ständige Erhöhung der 
Zahl der Untemehmenspublikationen zu beobachten 
(Abb. 7-5), was die These einer steigenden Wissensba- 
sierung der Technik unterstützt. Allerdings bestätigt sich 
die Vermutung nicht, dass die Fachbeiträge überwiegend 
von sehr großen Unternehmen stammen/ 01 Tatsächlich 
sinken deren Publikationen seit 1991, bei kleinen und 
weniger großen Unternehmen steigen die Publikationen 
dagegen weiter an. Daraus kann der Schluss gezogen 
werden, dass diese sich zunehmend in der längerfristig 
orientierten Forschung engagieren. Der Rückgang bei 
den AGs deutet dagegen auf einen graduellen Rückzug 
aus diesem Forschungsbereich hin: Nachlassende Publi- 
kationstätigkeit fällt mit der Reduzierung der zentralen 
Forschungseinheiten zugunsten der Fachabteilungen zu- 
sammen, um eine schnellere Umsetzung der Forschung 
in marktreife Produkte zu erzielen. Die Fachabteilungen 
beteiligen sich offensichtlich nicht mehr in gleicher 
Weise an der grundlagenorientierten Forschung, wie 
dies bei den zentralen Forschungseinheiten der Fall war. 
Die großen Unternehmen sollten daher kritisch verfol 
gen, inwieweit durch ein reduziertes Engagement in re- 
duziertes Engagement inlangfristig orientierter For- 
schung ihre Absorptionskapazität für externes Wissen 
beeinträchtigt wird. In wissensbasierten Bereichen der 
Technik kann der Erhalt dieser Fähigkeit 
wettbewerbsentscheidend sein. 


50) Im SCI ist eine Unterscheidung von Aktiengesellschaften ge- 
genüber anderen Rechtsformen möglich, was im deutschen Sys- 
tem einer groben Unterscheidung zwischen sehr großen Unter- 
nehmen und sonstigen Unternehmen entspricht 


Abb. 7-5: SCI-Publikationen deutscher Unter- 

nehmen 



Jahr 

Quelle: SCI. - Berechnungen des FhG-ISI. 


7.2 Zur Verwertungsrelevanz der Ergebnisse 
der FuE-Tätigkeit der technologischen 
Infrastruktur 

Die Zurückhaltung der Unternehmen in der strategischen 
Forschung erfordert ein Überdenken der Anforderungen 
an staatliche FuE-Einrichtungen. Neben der 
wissenschaftlichen Qualität stellt sich daher auch die 
Frage nach der Verwertungsrelevanz der öffentlichen For- 
schung in Deutschland. Aus Untemehmenssicht 
funktioniert der Wissenstransfer zwar bei den „Insidern“ 
unter ihnen, es existiert aber eine sehr große Zahl von 
„Outsidern". 

Einige öffentliche Forschungseinrichtungen haben expli- 
zit die Aufgabe, verwertungsrelevante Ergebnisse zu er- 
zielen und die wissenschaftlichen Erkenntnisse direkt und 
in kurzer Zeit aus dem Wissenschafts- in das Wirtschafts- 
system zu vermitteln. Andere sollen zumindest teilweise 
einen technologieorientierten Wissenstransfer leisten. 

Angesichts der Tatsache, dass Hochschulen nicht nur in 
technikorientierten Bereichen forschen und eine dezi- 
dierte Ausrichtung auf die Grundlagenforschung haben, 
ist ihr Anteil von aktuell 4 Prozent an allen deutschen 
Patentanmeldungen als hoch einzustufen (Abb 7-6). 
Aber: Das Potenzial der Hochschulen wird nicht voll- 
ständig ausgenutzt. Es gibt eine erhebliche Zahl von 
Hochschulerfmd ungen, die zwar patentfähig sind, je- 
doch nicht zur Patentanmeldung gelangen. 

Auch durch außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
ist ein deutlicher Anstieg der Patentanmeldungen zu be- 
obachten, mit in jüngster Zeit erheblich zunehmenden 
W achstumsraten 
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Abb. 7-6: Patentanmeldungen von Hochschu- 

len und sonstigen öffentlichen For- 
schungseinrichtungen 



— Hochschulen HGF, FhG, MPG, WGL 

Quelle: PATDPA, WPIC. - Berechnungen des FhG-ISI. 


■ Die HGF meldete am Deutschen Patentamt (DPA) 
im Jahre 1998 ca. 420 Patente an. Damit liegen die 
Patentanmeldungen um mehr als 100 Prozent über 
dem Wert zu Beginn der neunziger Jahre. Aller- 
dings sind die Verwertungsquoten der Anmeldun- 
gen aus der HGF eher bescheiden. Nach wie vor 
bestehen in der HGF erhebliche Probleme dem 
Wissens- und Technologietransferauftrag 
nachzukommen. 

■ Die Mehrzahl der Patentanmeldungen der FhG (ca. 
390 Patentanmeldungen am DPA im Jahr 1998) 
entsteht im Kontext der Auftragsforschung für die 
Industrie und öffentliche Auftraggeber. Die FhG 
kann damit ihrem Technologietransferauftrag ge- 
recht werden. Sie konnte die Anzahl ihrer Patent- 
anmeldungen in der abgelaufenen Dekade deutlich 
steigern. 


Generell lässt sich feststellen, dass in der HGF, der 
MPG und in den WGL-Instituten Patentanmeldungen im 
wesentlichen aus einem reinen Spin-off-Ansatz, d.h. der 
Verwertung eher zufälliger Ergebnisse der Grundlagen- 
forschung, resultieren. Lediglich die FhG ist eindeutig 
an dem Modell des Technologietransfers und der an- 
wendungsorientierten Forschung orientiert. 

Abb. 7-7 Anteile der vier großen außeruniversi- 
tären Forschungseinrichtungen an der 
Forschungsfinanzierung durch Bund 
und Länder 1999* 



Erläuterung: * Soll; ohne Zuwendungen aus dem HSP III 
Quelle: BLK Jahresbericht 1998, S. 36. 


Die grundlegenden Unterschiede in der Orientierung der 
wissenschaftlichen Einrichtungen treten noch deutlicher 
hervor, wenn das Verhältnis von Patenten zu Publikatio- 
nen betrachtet wird. Nach diesem Indikator liegt die 
FhG mit großem Abstand an der Spitze. Es folgen 
hier — genau umgekehrt zu den absoluten Publikations- 
zahlen — die HGF-Einrichtungen, die Universitäten und 
erst dann die MPG-lnstitute. Diese Vergleiche verdeutli- 
chen, dass nicht alle Einrichtungen in gleicher Weise zur 
wissenschaftlichen Forschung und zum Wissenstransfer 
zur Wirtschaft beitragen (können). Vielmehr ist die spe- 
zielle Mission der jeweiligen Einrichtung zu 
berücksichtigen. 


■ Die ca. 90 Patentanmeldungen der MPG haben 
primär den Charakter der Verwertung von „zufälli- 
gen" Ergebnissen der Grundlagenforschung. Auf- 
grund ihrer disziplinären Ausrichtung befinden sich 
darunter viele industrierelevante Ergebnisse in stra- 
tegisch wichtigen Bereichen (Biotechnologie, Po- 
lymer- und Materialforschung) mit hohen Verwer- 
tungsquoten. 

■ Auf die WGL-Institute entfallen ebenfalls ca. 90 
Patentanmeldungen im Jahre 1998. Aufgrund der 
großen disziplinären Heterogenität der WGL- 
Institute, die häufig in wenig patentrelevanten Be- 
reichen arbeiten und zum Teil reine Dienstleis- 
tungsfunktionen wahmehmen, ist es nicht erstaun- 
lich, dass ein überwiegender Teil der Patentanmel- 
dungen nur auf einige wenige Institute entfällt. 


Verstärkung der direkten Kooperation zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft ist notwendig 

Die primäre Orientierung des deutschen Wissenschafts- 
systems am Gedanken der Spin-off- Verwertung setzt der 
Verwertungsrelevanz der öffentlichen Forschung enge 
Grenzen. Technologietransfer ist nach diesem Verständnis 
lediglich ein punktueller, einseitiger Transfer von der 
Wissenschaft zur Wirtschaft, um Ergebnisse, die nicht nur 
für die Grundlagenforschung relevant sind, einer Umset- 
zung in neue oder verbesserte Produkte und Prozesse zu- 
zuführen. Entsprechend diesem Ansatz ist neben der viel- 
fältigen Forschungslandschaft eine nicht minder vielfälti- 
ge Landschaft von Institutionen entstanden, die diesen 
Transfer von der Grundlagenforschung über die ange- 
wandte Forschung hin zur Entwicklung von marktreifen 
Produkten und Prozessen, unterstützen sollen. 51 ' 


51) Vgl. dazu ausführlich Reinhard und Schmalholz (1995) 
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Dabei besteht heute weitgehend die Erkenntnis, dass das 
an der „quasi-linearen" Abfolge von „Grundlagenfor- 
schung - angewandter Forschung - Entwicklung“ an- 
knüpfende Spin-off-Modell eine i.d.R. obsolete Charak- 
terisierung moderner Innovationsprozesse darstellt. 
Technologietransfer ist damit kein einseitiger und in sei- 
ner Richtung eindeutig definierter Fluss von Erkenntnis- 
sen, sondern eine iterativer Prozess, in dem auch maß- 
gebliche Rückflüsse von der Wirtschaft zur Wissen- 
schaft die Regel sind. 


Bei den kleineren imd mittleren Unternehmen ist auch das 
größte Potenzial für eine Ausweitung der Zusammenarbeit 
von Wissenschaft und Wirtschaft zu finden. Nur eine kleine 
Minderheit kooperiert bisher regelmäßig mit wissenschaft- 
lichen Institutionen; eine Reihe weiterer KMU unterhält 
fallweise (projektbezogen) Kontakte mit der Wissenschaft. 
Die Masse der kleinen und mittleren Unternehmen kann je- 
doch als Outsider bezeichnet werden, denen der Zugang 
zu öffentlichen FuE-Einrichtungen schwerfällt. 


Folgt man diesen Ansätzen, dann stellen direkte Koopera- 
tionen von Wissenschaft und Wirtschaft ein sehr effizien- 
teres Instrument des Technologie- und Wissenstransfers 
dar, denn erst bei diesem Kontakt stellt sich auch der 
wechselseitige Transfer von Know-how ein. Wissens- und 
Technologietransfer erfolgt zudem über eine Vielzahl von 
direkten und indirekten Instrumenten und Mechanismen 
(z.B. Mobilität von Forschem), die je nach Fachgebiet 
und Forschungseinrichtung ein unterschiedliches Gewicht 
haben. Für die Zukunft gilt, dass diesen Mechanismen ein 
höheres Gewicht - auch in der Evaluation von For- 
schungseinrichtungen - zu Lasten der Spin-off- 
Verwertung gegeben werden muss. 

Wie die Abb. 7-8 zeigt, sind allerdings Kooperationen 
zwischen Unternehmen weiter verbreitet als Kooperatio- 
nen zwischen wissenschaftlichen Einrichtungen und der 
Wirtschaft. Angesichts des für die meisten Unternehmen 
und die meisten Innovationsprojekte relevanten Know- 
hows ist dies auch nicht weiter verwunderlich. 

Kooperationen mit Hochschulen kommen dabei eine hö- 
here Bedeutung zu als Kooperationen mit außeruniversi- 
täten Forschungseinrichtungen. Dies gilt sowohl für den 
Industrie- als auch für den Dienstleistungsbereich (vgl. 
vgl. Abb. 7-8). Welche Einrichtung von den Unterneh- 
men als Partner bevorzugt wird, hängt stark von bran- 
chen-, untemehmensgrößen- und technologiespezifische 
Faktoren ab. Es muss auch festgestellt werden, dass die 
Kooperation mit Forschungseinrichtungen auch eine 
Absorptionsbasis auf Seiten der Unternehmen benötigt. 
Denn je höher die FuE-Intensität und je regelmäßiger 
FuE-Aktivitäten durchgeführt werden, desto häufiger 
können Kooperationen mit wissenschaftlichen Einrich- 
tungen beobachtet werden. Die Steigerung der Absorpti- 
onsfähigkeit der Unternehmen ist eine Voraussetzung 
für die Intensivierung des Wissens- und Technologie- 
transfers zwischen öffentlichen Forschungseinrichtun- 
gen und Unternehmen. Dies gilt insbesondere auch für 
kleinere und mittlere Unternehmen. 52 * 


52) Vgl. dazu ausführlich Reinhard und Schmalholz (1995). 


Abb. 7-8 Verbreitung von Kooperationen im 

Rahmen von Innovationsprojekten 1996 


Kunden 


Zulieferer 


Wettbewerber 


Berater 


Hochschulen 


Öffent./gemeinn. 

FuE-lnstitute 


0 2,5 5 7,5 10 12,5 15 17,5 

Anteil der innovierenden Unternehmen (in Prozent) 

Quelle: ZEW Mannheimer Innovationspanel. 



Eine nach wie vor wichtige Barriere für die Aufnahme von 
Kooperationen mit wissenschaftlichen Einrichtungen ist die 
Angst der Unternehmen, wettbewerbsrelevantes Wissen im 
Rahmen solcher Kooperationen zu verlieren. Das Patent- 
wesen und andere Möglichkeiten zur Sicherung intellektu- 
eller Eigentumsrechte spielen daher eine wichtige Rolle. 
Andererseits gilt aber auch, dass sich wettbewerbsrelevan- 
tes Wissen häufig nicht schützen lässt. Dieses Wissen ist in 
hohem Maße personengebundenes Erfahrungswissens, das 
nur über spezifische Formen der FuE-Kooperation transfe- 
riert werden kann. Die Angst vor dem Verlust dieses Wis- 
sens im Rahmen von FuE-Kooperationen mit Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungsinstitutionen ist bei den 
Outsidern des Technologietransfers besonders ausgeprägt. 

Eine Erhöhung der unternehmerischen Absorptionskapa- 
zitäten und ein Abbau der häufig anzutreffenden mentalen 
Schranken für die Zusammenarbeit werden allerdings 
auch dann die Zusammenarbeit von Wissenschaft und 
Wirtschaft nicht voranbringen, wenn es nicht gleichzeitig 
gelingt, die Anreize für die Forschungseinrichtungen und 
insbesondere ihre Mitarbeiter zur Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft zu erhöhen. 
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8 Spezialisierungsvorteile der deutschen Wirtschaft 


Hochentwickelte Volkswirtschaften erzielen im interna- 
tionalen Wettbewerb vor allem durch Spezialisierung 
auf Güter und Dienstleistungen mit hohem Qualitäts- 
standard und durch technische Neuerungen auf dem 
Weltmarkt hinreichend hohe Preise bzw. Austauschver- 
hältnisse, die den inländischen Beschäftigten hohe Real- 
einkommen und den Anbietern zugleich Produktions- 
und Beschäftigungszuwächse ermöglichen. Mit Quali- 
täts- und Technologievorteilen kann Konkurrenten mit 
Produktionskostenvorteilen Paroli geboten werden. Bei 
diesen Gütern kommen die Ausstattungsvorteile hoch- 
entwickelter Volkswirtschaften (hoher Stand techni- 
schen Wissens, hohe Investitionen in FuE, hohe Qualifi- 
kation der Beschäftigten) am wirksamsten zu Geltung. 

8.1 Trends der technologischen Struktur 

Weltweit haben Patentanmeldungen aus dem for- 
schungsintensiven Sektor der Industrie daher auch ein 
ständig wachsendes Gewicht bekommen. In diesem Be 
reich melden insbesondere Japan und die USA über- 
durchschnittlich häufig Erfindungen zum Patent an, 
während Deutschland nach wie vor auch einen ver- 
gleichsweise hohen Anteil an Patenten in den nicht- 
forschungsintensiven Technikfeldem erreicht. Deutsch- 
lands Rang bei Patenten aus dem forschungsintensiven 
Sektor der Industrie fällt im Vergleich zu dessen relativ 
hoher binnenwirtschaftlicher Bedeutung für Wertschöp- 


fung und Beschäftigung 53 ' zurück. Allerdings zeichnet 
sich am aktuellen Rand für Deutschland eine leichte 
Verschiebung der Patentstruktur in Richtung auf FuE- 
intensive Sektoren ab, mit einer abnehmenden Despezia- 
lisierung auf den Bereich der Spitzentechnik. 

Robuste Technologiestrukturen 

Die Grundpositionen in der internationalen technologi- 
schen Arbeitsteilung sind zwischen den entwickelten 
Volkswirtschaften relativ robust. Denn trotz der z. T. 
starken Schwankungen in einzelnen Ländern und dem 
zuletzt stark gestiegenen weltweiten Patentaufkommen 
hat sich die technologische Spezialisierung der Indust- 
rieländer - d. h. die Schwerpunkte des nationalen Pa- 
tentaufkommens verglichen mit den Schwerpunkten der 
weltweiten Patentaktivitäten - auf forschungsintensive 
Gütergruppen kaum verändert (Abb. 8-1). 


53) Der Beitrag des forschungsintensiven Sektors der Industrie für Wortschöp- 
fung und Beschäftigung ist in Deutschland mit jeweils rund 10,5 Prozent 
vergleichsweise hoch. Lediglich in Japan entfallt ein höherer Anteil der ge- 
samtwirtschaftlichen Wortschöpfung auf die forschungsintensiven Indust- 
rien. Deutschland ist zusammen mit Japan vor allem in der Höherwertigen 
Technik (Maschinen- und Fahrzeugbau, Industriechemikalien, Elektrotech- 
nik) stark vertreten. Der Bereich der Spitzentechnik hat im internationalen 
Vergleich in der japanischen Wirtschaft gesamtwirtschaftlich das größte 
Gewicht (4 Prozent), in USA sind es 3,5 Prozent, in Großbritannien 
3 Prozent und in Deutschland 2,5 Prozent. 


Abb. 8-1: Patentspezialisierung der großen Industrieländer 1991 und 1997 

Spitzentechnik Höherwertige Technik 




Relativer Patentallteil Relativer Patentanteil 

Anmerkung: Relativer Patentanteil (RPA): Positives Vorzeichen bedeutet, dass der Anteil an den Patenten auf diesem Gebiet höher ist als bei den 
Patenten insgesamt. 

**1997 hochgerechnet 

Quelle: EPAT, PCTPAT; Berechnungen des FhG-ISI. 
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Verschiebungen zeigen sich eher zwischen den Ländern 
als innerhalb der Länder. Allerdings gibt es in den „gro- 
ßen Volkswirtschaften“ eine Tendenz zur Abflachung der 
Spezialisierungsmuster und damit einer Angleichung der 
Strukturen. 54 ’ Wesentliche Ausnahmen unter den patent- 
stärksten Ländern sind Kanada und Schweden, die inzwi- 
schen auf Spitzentechnologiepatente spezialisiert sind - 
ein Ergebnis ihrer starken Konzentration der FuE- 
Aktivitäten auf diesen Bereich (insbesondere im Bereich 
der Telekommunikation). 

Bei einer detaillierteren Betrachtung zeigt sich, dass die 
Spitzentechnik traditionell die Domäne der USA und Ja- 
pans darstellt, in Großbritannien entspricht der Spitzen- 
technikanteil bei Patenten mittlerweile der Durch- 
schnittsposition. Deutschland, Frankreich, die Schweiz 
und Italien zeigen dagegen eine vergleichsweise geringe 
Orientierung auf Spitzentechnik. Allerdings hat 
Deutschland seine relative Position in der Spitzentech- 
nik in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert. Bei 
Japan hat sich ein langanhaltender „Einbruch“ bei der 
Spezialisierung im Spitzentechnologiesegment ergeben, 
mit einer leichten Tendenzumkehr im Jahr 1997. 

Deutschland ist technologisch hingegen unverändert 
auf die Höherwertige Technik ausgesprochen hoch 


spezialisiert. Hierhin lenkt die deutsche Industrie auch 
einen Großteil ihrer FuE-Ressourcen. Dort ist der An- 
teil der „Anwenderpatente“ besonders hoch; es domi- 
nieren weniger originäre wissenschaftliche Spitzenleis- 
tungen. Deutschland vollzieht schwerpunktmäßig die 
Kombination von Technologien und die Integration 
von Spitzenleistungen aus Wissenschaft und Forschung 
in traditionelle Bereiche. Die Schweiz, Italien und zu- 
nehmend auch Frankreich suchen ihren Weg zur Erhal- 
tung und Verbesserung der technologischen Leistungs- 
fähigkeit ebenfalls in der Höherwertigen Technik. 

Unter den zehn wachstumsstärksten Technikfeldem 
(Tab. 8-1) befinden sich keineswegs nur solche der Spit- 
zentechnik (Telekommunikation, Turbinen, fortgeschrit- 
tene Elektrotechnik, Agrarchemie, medizinische Elekt- 
ronik), sondern zur Hälfte auch solche der Höherwerti- 
gen Technik (Schienenfahrzeuge, Papiermaschinen, 
Kraftwagen, medizinische Instrumente und Elektrizi- 
tätsverteilung). Deutschland hat in sechs dieser zehn 
wachstumsstarken Felder technologische Vorteile und 
steht damit im internationalen Vergleich durchaus güns- 
tig da. Allerdings zählen nur die Felder Kraftwagen und 
Elektrotechnik zu den Bereichen, die auch quantitativ 
von Bedeutung sind. Die USA haben in vier Feldern 
überdurchschnittliche Indexwerte, Japan in zwei. 


Tab. 8-1 Spezialisierung*’ ausgewählter Länder in FuE-intensiven Technikfeldern mit hohen 
Wachstumsraten 



Wachstum **) 

Größenindex ***) 

USA 

Japan 

Deutschland 

Frankreich 

Großbritannien 

Schweiz 

Kanada 

Schweden 

Italien 

Niederlande 

Telekommunikation 

13,6 

100 

10 

-3 

-34 

-7 

17 

-75 

50 

70 

-67 

18 

Turbinen 

10,6 

2 

-8 

-74 

-40 

87 

8 

83 

-84 

-7 

-96 

-52 

Schienenfahrzeuge 

8,5 

5 

-74 

-41 

67 

9 

-67 

58 

-22 

-19 

0 

-26 

Papiermaschinen 

7,6 

7 

-4 

-88 

28 

-71 

-43 

-54 

30 

85 

-41 

-62 

Kraftwagen 

6,7 

43 

-47 

-14 

57 

35 

-31 

-84 

-71 

-12 

10 

-56 

Medizin. Instrumente 

6,6 

27 

46 

-80 

-38 

-36 

-7 

38 

-64 

32 

-20 

-29 

Fortg. Elektrotechnik 

6,4 

23 

-18 

46 

1 

-21 

-18 

-52 

42 

-52 

-44 

48 

Elektrizitätsverteilung 

6,4 

28 

-20 

8 

16 

34 

-23 

-27 

-53 

13 

-7 

-36 

Agrarchemie 

6,1 

8 

35 

-59 

0 

-3 

5 

22 

52 

-53 

-13 

-69 

Medizin. Elektronik 

5,8 

9 

42 

-31 

-47 

-64 

-9 

-48 

-19 

10 

-65 

35 


*) Spezialisierung = RPA (Relativer Patentanteil) in 1995 bis 1997. 

**) Durchschnittlicher jährlicher Zuwachs der EPA-Anmeldungen in Prozent im Zeitraum 1989 bis 1997. 
***) EPA-Anmeldungen 1997 im größten Feld (Telekommunikation) = 100. 

Quelle: EPAT, PCTPAT. - Berechnungen des FhG-ISI. 


54 ) Vergleiche dazu ausführlicher Jungmittag (1999) und Grupp und Jungmittag (1999). 
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Wird die Zukunftsfähigkeit von Innovationssystemen 
danach beurteilt, wie Chancen in wachstumsstarken und 
großen Marktsegmenten wahrgenommen werden, so ge- 
hört Deutschland zu den Ländern auf einem oberen Mit- 
telplatz. Defizite bestehen vor allem in einem ver- 
gleichsweise geringen Engagement in Feldern der luK- 
Technik, die sich immer mehr als ein Schlüsselbereich 
entpuppt. 

Spezialisierung in ausgewählten Technologieberei- 
chen 

Relevant für die Beurteilung des Portfolios und damit 
der technologischen Leistungsfähigkeit einer Volkswirt- 
schaft ist jedoch nicht allein die Beteiligung am Wachs- 
tum bei „weltmarktrelevanten“ Patentanmeldungen. 
Denn Wachstum bei Patenten hängt auch eng mit der 
„Reife“ der Felder zusammen. Wichtig ist vielmehr die 
Beteiligung an Feldern, die wirtschaftliches Wachstum 
und Beschäftigung versprechen. In jedem Fall stellt sich 
die Frage, ob Deutschland bei Schlüsseltechnologien mit 
hoher Breitenwirkung, die die künftigen Marktentwick- 
lungen entscheidend prägen werden (wie z. B. Mikro- 
elektronik, Biotechnologie), technologisch den An- 
schluss halten kann. Hierzu ist eine tiefere Disaggregati- 
on der deutschen Position erforderlich, d. h. der Über- 
gang von einer Analyse nach aggregierten Industrie- 


zweigen zu einer Betrachtung von einzelnen Feldern, die 
technologisch definiert sind und denen eine Schlüssel- 
bedeutung zugewiesen wird. Exemplarisch wird hier ei- 
ne Aufzählung von 25 „Schlüsseltechnologien“ 55) der 
Europäischen Kommission verwendet, um zu zeigen, 
dass sich Deutschlands Spezialisierung im Technologie- 
bereich auch bei feiner Gliederung systematisch vom 
Spezialisierungsmuster Japans und der USA unterschei- 
det. 

Es überrascht angesichts der geringen Spezialisierung 
auf Spitzentechnologien nicht, dass Deutschland bei der 
Anmeldung in den hier ausgewählten Technologiefel- 
dem am europäischen Patentamt nicht durchgängig im 
Spitzenfeld zu finden ist. Per Saldo kann man vielmehr 
sagen, dass Deutschland hier eher unterdurchschnittlich 
vertreten ist (Tab. 8-2): 


55) Allerdings herrschen sehr große Differenzen darüber, was als 
Schlüsseltechnologie anzusehen ist. Daher exsistiert auch keine 
„maßgeschneiderte" und fundierte „Liste“ von Technologiefel- 
dem, sondern lediglich verschiedene Versuche, die z.T. nach völ- 
lig unterschiedlichen Zielkriterien gestartet wurden. 


Tab. 8-2: Patentanteile bei 25 ausgewählten wichtigen Technologiebereichen am Europäischen Patentamt 

-Anteile 1993 bis 1995*'- 



GER 

EUR 

EUR 
ohne GER 

USA 

JPN 

Polymerrecycling 

240 

140 

70 

50 

60 

Verbesserung der Wiederverwertbarkeit von Autos 

230 

130 

60 

50 

100 

Wasserbehandlung und -qualitätskontrolle 

140 

120 

100 

80 

80 

Biologische Wasserreinigung 

130 

130 

120 

80 

50 

Aluminium- und Magnesiumstrukturen 

120 

100 

90 

60 

190 

Hausmüllbehandlung 

120 

130 

130 

70 

80 

Neue Materialien mit organischer Grundstruktur 

110 

80 

60 

110 

180 

Membranseparationstechnologie 

100 

80 

70 

130 

70 

Glasfaserkabel 

90 

90 

80 

120 

130 

Breitbandkommunikation 

80 

110 

130 

100 

80 

Arbeitsroboter 

70 

130 

170 

100 

60 

Batterien für tragbare elektrische Geräte 

70 

50 

40 

130 

180 

Elektrische Fahrzeuge 

50 

40 

40 

90 

300 

DNS Sequenzierung 

50 

60 

60 

180 

30 

Medizinische Bildtechnik 

50 

60 

60 

190 

70 

Genetisch modifizierte Pflanzen 

50 

90 

130 

120 

60 

Monoklonale Antikörper 

40 

70 

90 

150 

70 

Geräte mit geringem Verbrauch 

40 

40 

40 

150 

210 

Intelligente Netzwerktechnologie 

40 

80 

110 

170 

40 

Piezo-, ferroelektrische & magnetische Polymere 

40 

80 

110 

100 

200 

Flachbildschirme 

30 

50 

60 

70 

380 

Impfstoffe aus genetischer Produktion 

20 

70 

100 

160 

20 

Rekombinante Medikamente 

20 

50 

60 

190 

50 

Produktion von rekombinanten Eiweißen 

20 

60 

80 

180 

40 

alle erfassten Bereiche 

70 

80 

90 

130 

110 

nachrichtlich: Anteil der erfassten Bereiche insgesamt in Prozent 

11,6 

34,3 

22,7 

43,8 

14,4 

Anteil an insgesamt 1995 in Prozent 

17,2 

43,9 

26,7 

34,3 

13,5 


*) insgesamt 1995 =100. 

Quelle: Second European Report on S&T Indicators 1997 - Zusammenstellungen und Berechnungen des NIW. 
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■ Bei einem Anteil von 17 Prozent an den gesamten 
Anmeldungen am EPA entfallen in den hier erfassten 
Schlüsselfeldem nur 11,5 Prozent auf Deutschland. 
Insgesamt betrachtet überlassen die europäischen Län- 
der eher das Feld den USA und Japan. 

■ Die deutschen Schwerpunkte liegen danach vor al- 
lem in umweltschutzrelevanten Technologiefel- 
dern, in denen die Kombination von traditionellen 
Kompetenzen mit neuen Methoden und Verfahren 
üblich ist. Deutlich schwächer fallen die deutschen 
Patentanmeldungen jedoch in den Bereichen Bio- 
technologie und Informationstechnik aus. 

■ Die deutsche Struktur ist diametral zu jener der USA, 
die auf völlig andere Technologiebereiche konzentriert 
sind als Deutschland. Dies zeigt sich nicht nur bei 
der Betrachtung von Aggregaten, sondern auch bei 
der Aufschlüsselung nach eng definierten Technolo- 
giefeldem. 

Die Konsequenz daraus kann natürlich nicht lauten, dass 
die „Schwächen“ im „Schlüsseltechnologiebereich“ - 
koste es, was es wolle - ausgeglichen werden müssen. 
Eine solche Strategie wäre wenig erfolgversprechend. 
Denn es handelt sich meist um Querschnittstechnolo- 
gien, die nicht direkt als Endprodukte auf den Markt 
kommen, sondern als Vorprodukte, Komponenten oder 
als Verfahren Eingang in traditionelle Endprodukte fin- 
den. Deshalb lassen sich hieraus nur sehr bedingt öko- 
nomische Bewertungen ableiten. Denn welche Marktvo- 
lumina aus den Inventionen letztlich entstehen, ist ex an- 
te schwer abschätzbar. Häufig entstehen breite Märkte 
mit hohen Wertschöpfungs- und Beschäftigungspotenzi- 
alen durch die geschickte Anwendung von Schlüssel- 
technologien. Insofern gilt es vor allem, die Verfügbar- 
keit von Schlüsseltechnologien zu gewährleisten und de- 
ren schnelle Anwendung zu unterstützen. 


8.2 Außenhandel mit FuE-intensiven Waren 

Patentschutz wird oftmals gerade deshalb gesucht, um die 
Exportchancen zu erhöhen und den Importsubstitutions- 
sektor vor Imitatoren zu schützen. Technologische Vortei- 
le spiegeln deshalb in aller Regel die internationale Ar- 
beitsteilung bei FuE sowie die Schwerpunktsetzung in der 
Industriestruktur und der Innovationstätigkeit wider. In 
der Regel ergibt sich eine Übereinstimmung zwischen 
Technologieausrichtung und Außenhandelsspeziali- 
sierung. Es ist daher zu erwarten, dass die relative Struk- 
tur der Patentaktivität und die relative Struktur des Au- 
ßenhandels ein ähnliches Muster aufweisen (Abb. 8-2). 

Vornehmlich im Bereich der Höherwertigen Technik ist 
in Deutschland der Zusammenhang zwischen Erfindung, 


Abb. 8-2 Technologie- und Handelsportfolio 





RPA (Relative Patentaktivitäten): Positives Vorzeichen bedeutet, 
dass der Anteil an den Patenten auf diesem Gebiet höher ist als bei 
den Patenten insgesamt. 

RCA (Revealed Comparative Advantage): Pos. Vorzeichen bedeutet, 
dass die Exp. /Imp. -Relation bei dieser Produktgruppe höher ist als 
bei verarb. Ind.ustriewaren insg. 

Quelle: EPAT. - Berechnungen des FhG-ISI. 

Innovation, Produktion und Export recht eng. So wird 
deutlich, dass die starke deutsche Ausrichtung im Han- 
del mit forschungsintensiven Gütern und Technologien 
auf die Höherwertige Technik, und dort zu wesentlichen 
Teilen auf den Automobilbereich, den Werkzeug- und 
Spezialmaschinenbau und Teile der Chemischen Indus- 
trie zurückgeht. In der Spitzentechnik beeinflussen viel- 
fach patent- und innovationsfremde Faktoren wie Markt- 
formen und Protektionismus die Außenhandelsergebnis- 
se, so dass sich diese Zusammenhänge aus deutscher 
Sicht nicht unbedingt einstellen müssen. 


Leichte Veränderungen im Spezialisierungsmuster 
im Außenhandel 

Dabei hat sich das deutsche Spezialisierungsmuster bei 
Handel mit FuE-intensiven Waren als im Zeitablauf ins 
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gesamt ausgesprochen stabil erwiesen (Abb. 1-10). Nur 
nach und nach stellen sich auch im Außenhandel klei- 
nere Veränderungen im Spezialisierungsmuster ein. 

Bei Spitzentechnologiegütem hat sich, ebenso wie im 
Patentbereich, im Durchschnitt schrittweise ein etwas 
günstigeres Bild ergeben. Auffällig sind folgende Ent- 
wicklungen, die jedoch auch gegenläufige Bewegungen 
zeigen: 

■ Der Aufschwung der Telekommunikationsgeräte- 
branche in Deutschland und die zunehmende Attrak- 
tivität Deutschlands für Anbieter von Tele- 
kommunikationsgeräten ist maßgeblich auf die - in 
Deutschland vergleichsweise spät vollzogene - De- 
regulierung zurückzuführen. Seit Mitte der 90er Jah- 
re ist sowohl auf den Auslandsmärkten als auch ge- 
genüber der Importkonkurrenz eine deutliche Positi- 
onsverbesserung zu verzeichnen. 

■ Innerhalb der besonders FuE-aufwendigen Chemie- 
waren gehen die Spezialisierungsvorteile im Außen- 
handel zurück. Hier macht sich die in der ersten 
Hälfte der 90er Jahre im Vergleich zu ausländischen 
Konkurrenten unterdurchschnittliche Innovations- 
und Wachstumsdynamik der Pharmaindustrie in 
Deutschland bemerkbar. Aber auch bei anderen for- 
schungsintensiven Chemiewaren (z. B. Pflanzen- 
schutzmitteln) geben die komparativen Vorteile ten- 
denziell nach. Die über lange Zeit günstige Position 
deutscher Hersteller von Chemiewaren, die zuneh- 
mender Substitutionskonkurrenz durch Biotechnolo- 
gie ausgesetzt sind, bröckelt mehr und mehr ab. 

■ Bei Optik und Mess- und Regeltechnik hat Deutsch- 
land sehr hohe Spezialisierungsvorteile. Im Auf- 
schwung haben die Anwender dieser Erzeugnisse 
hingegen verstärkt auf Importerzeugnisse zurückge- 
griffen. 

■ Informationstechnologien sind zwar keine besondere 
Stärke Deutschlands im Außenhandel. Die hohe Be- 
deutung von Produkten aus der Informations- und 
Kommunikationstechnologie innerhalb des Import- 
sortiments reflektiert jedoch Deutschlands Rolle als 
wichtiger Anwender von solchen Technologien in 
der Produktion von höherwertigen Technologiegü- 
tem und Dienstleistungen. 

■ Im Luft- und Raumfahrzeugbau hat die deutsche 
Wirtschaft komparative Nachteile. Arbeitsteilung 
impliziert auch Verzicht: Auch andere extrem auf- 
wendige Spitzentechnologien (z. B. EDV-Teile, 
Elektronische Bauelemente, Brutstoffe) werden in 
Deutschland zwar intensiv eingesetzt, vielfach je- 
doch aus dem Ausland bezogen. 

Im Handel mit Höherwertiger Technik bestehen klare 
komparative Vorteile - und zwar in großer Breite, aller- 
dings nicht mehr so dominierend wie noch Ende der 80er- 


Jahre. Es überwiegen jeweils gleichgerichtete Entwick- 
lungen von Aus- und Einfuhr („intraindustrieller Han- 
del“). Andererseits zeichnen sich jedoch deutliche Ge- 
wichtsverlagerungen innerhalb dieses Sektors ab: 

■ Chemische Industrie, Metallbearbeitungsmaschinen, 
Elektrotechnische Erzeugnisse, Feinmechanik/Foto, 
nachrichtentechnische Erzeugnisse, technische Ke- 
ramik und Büromaschinen mussten tendenziell eine 
Verringerung der relativen Exportüberschüsse hin- 
nehmen, die besonders markant bei Schienenfahr- 
zeugen ausgefallen sind. In einigen Bereichen der 
Investitionsgüterindustrien zeigen sich Spuren der 
konjunkturell bedingten Zusatznachfrage, die nicht 
in Deutschland abgedeckt werden konnte. Von daher 
ergab sich ein kräftigerer Anstieg bei den Importen. 

■ Dem steht ein deutlicher Ausbau der traditionell ho- 
hen komparativen Vorteile bei Automobilen und 
Maschinen entgegen, insbesondere Spezial- und Ar- 
beitsmaschinen sowie abnehmende Spezialisierungs- 
nachteile in der Optik. 

Zusammengefasst ist Deutschland zwar Nettoexporteur 
von Technologie, profitiert jedoch von den Vorteilen in- 
ternationaler Arbeitsteilung auch im High-Tech-Bereich. 
Deutschland ist also weder einseitig auf die Anwendung 
noch einseitig auf die Produktion von technischem Wis- 
sen ausgerichtet. 

Deutschland im internationalen Vergleich 

Im internationalen Vergleich konzentrieren sich neben 
Deutschland auch Japan, die Schweiz, die USA, Groß- 
britannien und Irland besonders stark auf den Export 
forschungsintensiver Waren. Ein ähnlich breites Spek- 
trum von komparativen Vorteilen bei FuE-intensiven 
Waren wie Deutschland weisen sonst nur noch Japan 
und die USA auf. Die nach den „Regeln der weltwirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung“ zu erwartenden Unterschie- 
de zwischen Ländern mit unterschiedlichem Entwick- 
lungsstand finden sich in der Realität wieder: Das Spek- 
trum an komparativen Vorteilen ist bei forschungsinten- 
siven Waren um so breiter, je größer und fortgeschritte- 
ner - gemessen am Pro-Kopf-Einkommen und am Be- 
stand an Ausbildungskapital - ein Land ist. 

Trotz der fortschreitenden Anteilseinbußen im Außen- 
handel verfügt Japan als einziges Industrieland über aus- 
gesprochen hohe Spezialisierungsvorteile sowohl bei 
Höherwertigen Technologien als auch bei Spitzen- 
techniken (Tab. A-ll bis Tab. A-12) Allerdings haben 
sich diese bei Spitzentechnologiegütem merklich abge- 
schwächt. Die mit Abstand höchsten Speziali- 
sierungsvorteile bei Gütern mit extrem aufwendiger FuE 
ergeben sich traditionell für die USA, was nicht zuletzt 
auf das über lange Zeit sehr hohe FuE-Engagement in 
militämahen Bereichen zurückzuführen ist. Daneben 
sind außer Japan noch Großbritannien, Frankreich und 
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Irland sowie neuerdings Schweden und die Niederlande 
nennenswerte Netto-Exporteure von Spitzentechnolo- 
gien. Auch für Frankreich und Großbritannien spielt 
Forschung in militämahen Bereichen eine vergleichs- 
weise große Rolle, was sich auch in entsprechend hohen 
Welthandelsanteilen bei Spitzentechnologien, speziell 
im Luft- und Raumfahrzeugbau, niederschlägt. 561 

Deutschland und Japan sind mit deutlichem Abstand vor 
den USA weltweit die beiden wichtigsten Anbieter von 
Höherwertigen Technologien und verfügen dort über 
hohe komparative Vorteile. 571 Auch die Schweiz ist auf 
dieses Feld hoch spezialisiert. Die USA - und dies darf 
auch bei einer Durchschnittsbetrachtung nicht außer 
Acht gelassen werden - haben in beinahe jeder Güter- 
gruppe hohe Spezialisierungsvorteile - nur nicht bei Au- 
tomobilen, wo sie als Exporteure klar zurückliegen und 
gleichzeitig extrem stark auf Importe zurückgreifen. 
Dies drückt die US-Messziffem bei Höherwertigen 
Technologien deutlich nach unten. 

Größere Veränderungen zeigen sich in den letzten Jah- 
ren für Schweden und Finnland, die sich zunehmend auf 
Erzeugnisse der Spitzentechnologie spezialisiert haben. 
Die konzentriert in einzelnen Bereichen forcierten FuE- 
Anstrengungen tragen Früchte (vgl. Abschnitt 3.2.1). 

Generell fallen die komparativen Nachteile vieler klei- 
nerer Länder in den letzten Jahren schwächer aus. Spie- 
gelbildlich dazu haben sich die komparativen Vorteile 
Deutschlands ebenso wie die der USA und Japans deut- 
lich verringert: Die Bereiche, in denen es eindeutige 
Standortvorteile gibt, werden immer weniger. Dies lässt 
auch auf eine zunehmende intrasektorale Arbeitsteilung 
schließen. 

Ausweitung des intraindustriellen Handels 

Auch bei forschungsintensiven Waren ist kein Land 
mehr in der Lage, bei jedem Produkt einer Industrie der 


56) Bei Spitzentechnologien wird das Forschungs- und Marktgeschehen 
vielfach sehr stark durch den Staat bestimmt. Bezeichnet man als 
„protektionierte Bereiche“ jene Produktgruppen, bei denen die In- 
tensität von FuE-Subventionen sowie internationale Abkommen 
darauf schließen lassen, dass der Staat zu einem wesentlichen Teil 
die Nachfrage nach diesen Produkten bestimmt, dann sind dies Waf- 
fen, radioaktive Stoffe sowie Luft- und Raumfahrzeuge. 34 Prozent 
aller Spitzentechnologieexporte zählten 1997 in Frankreich zu die- 
sem Güterbündel, in den USA waren es 3 1 und in Großbritannien 
30 Prozent. Deutschland fiel daran gemessen mit 17 Prozent deut- 
lich ab, Japan ist bei diesen Gütern auf Auslandsmärkten praktisch 
nicht vertreten. Nähme man diese Gruppen aus den Analysen zum 
Spezialisierungsmuster heraus, so würde sich Japan bei Spitzentech- 
nologien deutlich vor den USA und vor Großbritannien an die Spit- 
ze setzen, Frankreich würde hingegen hinter Deutschland und in 
Bereiche negativer Spezialisierungswerte zurückfallen. 

57) Spanien ist ein Sonderfall, der allein auf den Automobilausfuhren 
beruht. 


günstigste Produktionsstandort zu sein. Daher ist der 
überwiegende Teil des internationalen Handels zwischen 
fortgeschrittenen Industrieländern ein Handel mit ähnli- 
chen Produkten („intraindustrieller“ oder „intrasektora- 
ler“ Handel), die Länder spezialisieren sich innerhalb 
von Industrien. 

Angebotsseitig ist dies in den Strategien der Unterneh- 
men begründet, ihre Produkte horizontal und vertikal, 
d. h. qualitativ, zu differenzieren, durch neue Produkte 
oder Marketinginnovationen (temporäre) Wettbewerbs- 
vorteile zu schaffen oder Skalenerträge auszunutzen. 
Nachfrageseitig liegt die Ursache im Verhalten der 
Nachfrager, die immer stärker auf spezielle Einsatz- und 
Verwendungszwecke ausgerichtete Produkte fordern, 
gerade bei hochwertigen technologieintensiven Gütern. 

■ In der Zunahme des intraindustriellen Handels spie- 
gelt sich z. T. das Aufholen einzelner Länder bei 
FuE und Pro-Kopf-Einkommen wider. Vergleichba- 
rer Entwicklungsstand, ähnliche Wirtschaftsstruktu- 
ren und Produktionsweisen, geringe Distanzen und 
Kundennähe, Präferenzen, kulturelle Gemeinsamkei- 
ten und die Einbindung in den europäischen Bin- 
nenmarkt können erklären, dass der intraindustrielle 
Handel mit forschungsintensiven Waren aus deut- 
scher Sicht innerhalb der EU am intensivsten ist, 
auch wenn er in letzter Zeit etwas zurückgegangen 
ist (Tab. 8-3). 

■ Der intraindustrielle Handel in Japan ist hingegen 
weiter deutlich angestiegen. Japan hatte sich bis in 
die 80er Jahre hinein vor allem mit verstärkter inter- 
sektoraler Spezialisierung auf den Weltmärkten etab- 
liert, erst seit Mitte der 80er Jahre setzte eine ver- 
stärkte intrasektorale Spezialisierung ein. Japans 
Markt ist zwar offener geworden, die intrasektorale 
Spezialisierung ist dort jedoch weiterhin geringer als 
in den anderen großen Industrieländern, in denen 
sich das hohe Niveau in den 90er Jahren im wesent- 
lichen gehalten hat. 

■ Eine geringe Zunahme der intraindustriellen 
Arbeitsteilung lässt sich in den letzten Jahren in den 
USA, Großbritannien und Frankreich in der 
Spitzentechnik beobachten. 

Die hohe Einbindung der deutschen FuE-intensiven In- 
dustrien in den intrasektoralen Austausch beruht vor al- 
lem auf ihrer Fähigkeit, sich elastisch an Nachfragewün- 
sche und Strukturveränderungen - insbesondere im eu- 
ropäischen Raum - anzupassen. Diese Entwicklung be- 
deutet jedoch nicht, dass die Spezialisierungsspielräume 
schrumpfen. Schon gar nicht bedeutet es, dass auf eine 
intensive Nutzung des Wissens- und Innovationspoten- 
zials verzichtet werden kann. Denn eine wichtige Erklä- 
rung für die Ausweitung des intraindustriellen Handels 
ist gerade der wechselseitige Austausch qualitativ diffe- 
renzierter hochwertiger Technologien. 
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Tab. 8-3: Intraindustrieller Handel ausgewählter OECD-Länder mit FuE-intensiven Waren 1991 bis 1997 

- Grubel-Lloyd-Index ,J - 




Durchschnitt 1991 bis 1997 


1997 


Länder 

FuE-intensive Spitzentechnik 

Waren 

Höherwertige 

Technik 

FuE-intensive 

Waren 

Spitzentechnik 

Höherwertige 

Technik 



- Handel Deutschlands nach ausgewählten Partnerländern und -ländergruppen 

- 

EU (15) 

0,78 

0,85 

0,76 

0,74 

0,79 

0,73 

Schweiz 

0,75 

0,79 

0,73 

0,72 

0,73 

0,72 

USA 

0,57 

0,62 

0,55 

0,56 

0,64 

0,52 

Kanada 

0,51 

0,75 

0,40 

0,46 

0,60 

0,35 

Japan 

0,53 

0,21 

0,64 

0,58 

0,26 

0,68 

MOE (6) 2 > 

0,60 

0,35 

0,65 

0,67 

0,36 

0,71 

Asien, Ozeanien 3 ! 

0,36 

0,52 

0,29 

0,39 

0,50 

0,33 

Israel 

0,32 

0,60 

0,23 

0,36 

0,53 

0,30 

Mexiko 

0,31 

0,35 

0,31 

0,33 

0,35 

0,33 

Brasilien 

0,31 

0,22 

0,33 

0,24 

0,12 

0,27 

Argentinien 

0,08 

0,08 

0,09 

0,08 

0,13 

0,07 

Welt 

0,72 

0,83 

0,69 

0,69 

0,79 

0,66 



- Handel der anderen großen Industrieländer mit der Welt - 


USA 

0,72 

0,74 

0,71 

0,73 

0,75 

0,72 

Japan 

0,42 

0,49 

0,38 

0,49 

0,61 

0,44 

Frankreich 

0,88 

0,84 

0,90 

0,86 

0,85 

0,86 

Italien 

0,70 

0,84 

0,66 

0,67 

0,82 

0,63 

Großbritannien 

0,87 

0,85 

0,88 

0,88 

0,87 

0,88 


1 ) Der Index wird als Summe der „Überlappung" von Exporten und Importen in den einzelnen Warengruppen bezogen auf die Summe der Ex- 
porte und Importe berechnet und kann Werte zwischen 0 (nur intersektoraler Handel) und 1 (nur intrasektoraler Handel) annehmen. 

2) Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien (1993 bis 1997). 

3) Malaysia, Indonesien, Singapur, Korea, Taiwan, China. 

Quelle: DIW-Außenhandelsdaten und Berechnungen des DIW 
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9 Die Regionalstruktur von Innovationstätigkeit und Innovationspotenzialen 


9.1 Konzeptionelle Grundlagen 

Bedeutung von Regionen 

Innovationen und technologische Entwicklungen vollzie- 
hen sich nicht losgelöst von Raum und Zeit, sondern sind 
an die Standorte von Unternehmen und Forschungsein- 
richtungen gebunden. Unternehmen wählen nicht nur für 
ihre Produktions- und Vertriebsaktivitäten, sondern auch 
für ihre Forschungsaktivitäten die Standorte aus, die ihnen 
die günstigsten Rahmenbedingungen bieten. Regionale 
Vorteile sind beispielsweise die Nähe zu „Lead markets“, 
international renommierte Forschungseinrichtungen, qua- 
lifiziertes Humankapital, eine international wettbewerbs- 
fähige Infrastruktur, qualitativ hochwertige „weiche“ 
Standortfaktoren und die Einbindung in globale Netzwer- 
ke. Eingebettet in das von ihnen gewählte regionale Um- 
feld mit seinen Wissensangeboten und Rückkopplungs- 
möglichkeiten agieren die Unternehmen auf nationalen 
und globalen Märkten. Die Unterschiede in den unter- 
nehmerischen Wettbewerbspositionen sind dabei auch 
wesentlich von Unterschieden der Standortregionen de- 
terminiert. Deshalb handelt es sich bei Regionen auch 
nicht um abgeschlossene Raumeinheiten, sondern um 
Plattformen für Netzwerke, die in engem Austausch und 
in Konkurrenz mit anderen regionalen, nationalen und in- 
ternationalen Netzwerken stehen. Die technologische 
Leistungsfähigkeit eines Landes - die Innovationsfähig- 
keit und -tätigkeit seiner Wirtschaft, die Leistungsfähig- 
keit seiner Forschungsinffastruktur - wird ganz entschei- 
dend auch durch die spezifischen Rahmenbedingungen in 
seinen einzelnen Regionen bestimmt. 

Eine durchaus wichtige Rolle muss der regionalen Ebe- 
ne für die Entstehung und Ausbreitung neuen Wissens 
zugeschrieben werden. Während standardisierbares Wis- 
sen über große Entfernungen räumlich mobil ist (z. B. 
Internet, Literatur- und Patentdatenbanken), wird impli- 
zites, noch nicht in Publikationen oder Produkten mani- 
festiertes Wissen - wie es beispielsweise in jungen 
Technologien täglich neu entsteht - hauptsächlich durch 
persönliche Kontakte übertragen. Voraussetzungen für 
ein effizientes Funktionieren von Wissensdiffüsion über 
persönliche Kommunikationsprozesse sind zum einen, 
dass eine hinreichend große Vertrauensbasis zwischen 
den Kommunikationspartnem aus Unternehmen oder 
anderen Einrichtungen besteht, und zum anderen, dass 
die Absorptionsfähigkeit in den Unternehmen groß ge- 
nug ist, um externes Wissen tatsächlich für die eigene 
Innovationstätigkeit zu nutzen. Zentral für den Aufbau 
einer entsprechenden Vertrauensbasis im Rahmen der 
regionalen Informations-, Wissens- und Produktions- 
netzwerke sind Netzwerkpromotoren mit der Fähigkeit, 
gerade das Vertrauen der beteiligten Partner zu stärken 
und entsprechende Motivationen und Mobilisierungen 
zu stimulieren. 


Der BioRegio-Wettbewerb 

Konzeptionelle Grundlagen: Der BioRegio- 
Wettbewerb verfolgt das Ziel, Neugründungen von Bio- 
tech-Firmen in deutschen Regionen zu stimulieren, das 
beschleunigte Wachstum bestehender Unternehmen 
anzuregen und für die ausreichende Bereitstellung von 
Wagniskapital zu sorgen, um Deutschland so langfristig 
im Bereich der Biotechnologie in eine Spitzenposition 
zu bringen. Jede der 17 Bewerber-Regionen musste 
eine Präsentation ihrer Stärken im Bereich der Biotech- 
nologie (Forschung und kommerzielle Anwendung) so- 
wie ein Entwicklungskonzept vorlegen. 

Sieger: Gewonnen haben die Regionen Rheinland 
(Köln, Aachen, Düsseldorf und Wuppertal), Rhein- 
Neckar-Dreieck (Heidelberg-Mannheim-Ludwigshafen) 
und München. 

Für jede Siegerregion stehen 50 Mio. DM Fördermittel 
bereit, die innerhalb von 5 Jahren mit Präferenz aus 
dem „Biotechnologie 2000“-Programm der Bundesre- 
gierung abgerufen werden können. Die Region Jena 
erhielt ein Sondervotum für ihr Konzept. 

Die Sicht der Akteure (Ergebnisse einer Internet- 
Befragung): Deutsche Biotech-Firmen sehen als we- 
sentliche Hemmnisse unzureichenden Technologie- 
transfer, fehlende regionale Kommunikation und Ko- 
operation, Überregulierung und Vorbehalte in der 
öffentlichen Meinung gegen die Biotechnologie. Außer 
in der Frage der Überregulierung sehen die Firmen in 
allen genannten Bereichen deutliche Verbesserungen 
durch den Wettbewerb. Zusätzlich entstand ein stimu- 
lierender interregionaler Wettbewerb. 

Entwicklung der deutschen Biotechnologie: Ende 
1995, als der BioRegio-Wettbewerb ausgeschrieben 
wurde, gab es 75 Biotechnologie-Unternehmen in 
Deutschland. 1998 waren es bereits über 222 (142 in 
Frankreich und 268 in UK). Schwerpunkt der Unter- 
nehmensneugründungen waren die 17 Teilnehmerregi- 
onen am BioRegio-Wettbewerb. 

Schlussfolgerungen: Der Ansatz der Innovationssti- 
mulierung auf regionaler Ebene scheint gelungen, er 
kann aber nur als Ergänzung notwendiger gesamtwirt- 
schaftlicher Rahmenbedingungen wie Abbau unsinniger 
Regulierungen, Arbeitsmarktflexibilisierung, Steuerrecht 
und dergleichen angesehen werden. 
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Regional orientierte Innovationspolitik 

Bei diesen Befunden kann es nicht verwundern, dass die 
Regionen in den vergangenen Jahren sowohl in der nati- 
onalen wie auch in der internationalen Technologiepoli- 
tik einen starken Bedeutungsgewinn erfahren haben. 
Standen vor einigen Jahren noch die gesamtwirtschaftli- 
chen Standortfaktoren im Mittelpunkt des Interesses der 
Innovationspolitik, richtet sich ihr Augenmerk nun auch 
auf die regionalen Wissenspotenziale und die Möglich- 
keiten, dieses Wissen für Innovationsprozesse und damit 
letztlich auch für gesamtwirtschaftliches Wachstum 
nutzbar zu machen. Hierbei müssen die Interaktionsme- 
chanismen zwischen den Elementen der regionalen In- 
novationssysteme und ihre Einbettung in den nationalen 
Rahmen berücksichtigt werden. Neue technologiepoliti- 
sche Strategien sind zu konzipieren und weiterzuentwi- 
ckeln, die an die regionale Ebene angepasst sind. An- 
satzpunkte solcher Strategien sind: 

■ Aufbau und Weiterentwicklung der regionalen Ab- 
sorptionspotenziale für neues Wissen, 

■ Pflege und Entwicklung der regionalen Ausstattung 
mit Wissen und Humankapital und 

■ die Förderung von Neubildung und Entwicklung 
regionaler Netzwerke. 

Hierbei sollte an vorhandene Potenziale und komparati- 
ve Vorteile der jeweiligen Regionen angeknüpft werden. 
Wichtige Beispiele für Ansätze, welche die genannten 
Elemente betonen und auf schon vorhandene Stärken 
setzen, sind der international beachtete Bio-Regio- und 
der jüngst ausgeschriebene Inno-Regio-Wettbewerb des 
BMBF. Während die Förderung von regionalen Netz- 
werken zwischen in der biotechnologischen Forschung, 
Entwicklung und Produktion engagierten Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen sowie Beteiligungsgesell- 
schaften zur Stärkung der nationalen technologischen 
Wettbewerbsfähigkeit in der Biotechnologie beiträgt, 
will der InnoRegio-Wettbewerb in den NBL durch den 
Aufbau und die Förderung von innovativen Netzwerken 
regionale Potenziale in unterschiedlichen Aufgabenfel- 
dern erschließen und somit eine Grundlage für Beschäf- 
tigungs- und Wirtschaftswachstum schaffen. 

Verschiedene Rollen unterschiedlicher Regionstypen 

Die Rollen, welche die einzelnen Regionen und ihre re- 
gionalen Innovationssysteme im nationalen und globalen 
Wettbewerb einnehmen und einnehmen können, sind 
durchaus unterschiedlich und hängen zum Großteil auch 
von dem „Typ“ der jeweiligen Region ab. In einer sehr 
vereinfachenden Kategorisierung können die urbanen 
Zentren und die sie direkt umgebenden Verdichtungsregi- 
onen auf der einen und die entfernteren Umlandregionen 
sowie die peripheren Räume auf der anderen Seite gegen- 
übergestellt werden. 


Erstere zeichnen sich durch eine räumliche Konzentrati- 
on von Wissensgebem, Forschungseinrichtungen, Un- 
ternehmen und physischer Infrastruktur aus. Sie sind vor 
allem im globalen Technologiewettbewerb engagiert 
und stehen in internationaler Konkurrenz zu weltweit 
führenden Forschungs- und Industriestandorten. Die an- 
deren Regionstypen erfüllen häufig komplementäre 
Funktionen außerhalb des High-Tech-Sektors, bei- 
spielsweise im Bereich von Prozessinnovationen und 
Produktverbesserungen. Da Innovationen nicht nur auf 
technologische Spitzenleistungen ausgerichtet sind, son- 
dern innovative Lösungen auch in anderen Bereichen 
der Wissenschaft, Technik und Gesellschaft zu Beschäf- 
tigung und Einkommen beitragen können, erfüllen auch 
die innovativen Potenziale außerhalb der urbanen Zent- 
ren wichtige Aufgaben. 

9.2 Regionale Verteilung von Innovationspo- 
tenzialen 

Die folgenden Indikatoren dokumentieren die unter- 
schiedlichen Innovationspotenziale von Regionen inner- 
halb Deutschlands und im europäischen Kontext. Hier- 
bei werden sowohl die unterschiedlichen Funktionen der 


Was macht regionale Innovationsinitiativen er- 
folgreich? 

In Europa und in Deutschland präsentieren sich die 
unterschiedlichen regionalen Innovationsinitiativen 
recht heterogen. Dennoch sind einige Kriterien für 
ihren Erfolg zu identifizieren: 

Ziele: Vorrangig sollten solche Initiativen auf die 
Verbreiterung der regionalen Wissensbasis in Un- 
ternehmen und anderen Institutionen, auf die Ent- 
wicklung einer vertrauensvollen Kommunikations- 
plattform zum Austausch von nicht standardisiertem 
Wissen sowie auf die Verbesserungen der Absorp- 
tionsmöglichkeiten zielen. 

Erfolgsfaktoren: Regionale Innovationsinitiativen 
sollten einen integrativen und umfassenden Ansatz 
wählen, der auf den vorhandenen regionalen Po- 
tenzialen aufsetzt und diese verstärkt, der langfris- 
tig orientiert ist und offen gegenüber den Erfahrun- 
gen anderer Regionen, der über geeignete Promo- 
toren gerade im privaten Bereich die Entwicklung 
regionaler Netzwerke fördert und diese als Schnitt- 
stellen zu interregionalem Austausch entwickelt. 
Problemfaktoren: Problematisch für die Initiativen 
ist es, wenn die Zielsetzungen zu breit gewählt oder 
auf eine „Protektion“ der Region ausgerichtet wer- 
den, wenn Machtkonfrontationen innerhalb der Re- 
gion in die Initiativen hineinspielen oder wenn der 
Aufbau einer hinreichenden Vertrauensbasis nicht 
gelingt.. 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-75 - 


Drucksache 14/2957 


Regionen in den Innovationssystemen als auch ihre in- 
dikatorbezogenen Positionierungen deutlich. 

Räumliche Verteilung und räumliche Konzentration 
von industrieller FuE in Europa 

Die Verteilung von industriellen FuE-Standorten in Euro- 
pa ist durch zwei sich überlappende Effekte gekennzeich- 
net: Neben einem ausgeprägten Nord-Süd-Gefälle zwi- 
schen den Ländern gibt es innerhalb der Länder ein deut- 
liches Zentrum-Peripherie-Gefälle. Die FuE-Kapazitäten 
sind in besonderem Maße auf die hochverdichteten Räu- 
me konzentriert - und zwar weitaus stärker als die wirt- 
schaftlichen Aktivitäten insgesamt. Hinsichtlich FuE 


muss somit von spezifischen Agglomerationseffekten 
ausgegangen werden. Hierbei kann es sich um Skalenvor- 
teile von Großunternehmen in forschungsintensiven In- 
dustrien (die einen Großteil des FuE-Personals beschäfti- 
gen) oder auch um marktorientierte Spillover-Effekte 
zwischen Unternehmen (z. B. zwischen forschenden Un- 
ternehmen, Zulieferern und Kunden) handeln. Durch sol- 
che Agglomerationseffekte haben Ballungsräume erhebli- 
che Vorteile bei industrieller FuE. 

Die Konzentration der FuE-Beschäftigten in den europäi- 
schen Ländern folgt keinem einheitlichen Muster, im Kern 
lassen sich drei Kategorien von Konzentrationsmustem 
identifizieren (vgl. Tab. 9-1): 


Tab. 9-1: Konzentration der industriellen FuE in ausgewählten Ländern Europas 


(Rund die Hälfte der landesweiten FuE-Beschäftigten entfällt in .... auf die Großräume ...) 


Deutschland 1997 

Frankreich 1995 

Großbritannien 1995 

Italien 1995 

Spanien 1995 

Österreich 1993 

München (12%) 

Stuttgart (12%) 

Hessen-Süd (9%) 

Rhein-Neckar (6%) 

Berlin (4%) 

Düsseldorf (4%) 

Braunschweig (3%) 

Köln (3%) 

Paris 

(Ile de France) (48%) 
Rhöne-Alpes 
(Zentrum: Lyon) (11%) 

London 

(South East) (41%) 

East Anglia (11%) 

Mailand 

(Lombardia) (33%) 

Turin (Piemonte) (24%) 
Rom (Lazio) (10%) 

Madrid (32%) 

Barcelona (Cataluna) 
(29%) 

Wien (52%) 

53% 

59% 

52% 

67% 

61% 

52% 

Dänemark 1995 

Schweden 1995 

Finnland 1995 

Norwegen 1995 

USA 1 


Kopenhagen (63%) 

Stockholm (34%) 

Göteborg 

(Västsverige) (25%) 

Helsinki (47%) 

nördl. Umland von Hel- 
sinki 

(Etelä-Suomi) (32%) 

Oslo (37%) 

südl. Umland von 

Oslo 

(Ostlandet Sudre) (17%) 

New Jersey Essex (9%) 
Boston (8%) 

Los Angeles (7%) 

Philadelphia (6%) 

Chicago (5%) 

Detroit (4%) 

New York (4%) 

San Jose (3%) 

Washington D.C. (3%) 


63% 

59% 

79% 

54% 

rd. 50% 



Hauptstadtregionen hervorgehoben. 

USA entnommen aus: Beise, Gehrke u.a. (1998) S.19. 

Quelle: Eurostat, New Cronos Regio-Datenbank. - SV-Wissenschaftsstatistik. - Berechnungen des NIW. 


■ Monozentrische Konzentration. In den meisten eu- 
ropäischen Ländern ist eine sehr starke Ballung der 
FuE-Beschäftigten auf die Zentralregion (Haupt- 
stadtregion) festzustellen. Für die kleinen Länder 
(Finnland, Norwegen, Österreich, Dänemark) ist 
dies aufgrund ihrer geografischen Gegebenheiten 
kaum anders möglich. Zu dieser Gruppe zählen al- 
lerdings auch einige große Länder (Frankreich, 
Großbritannien), bei denen die Monozentralität nicht 
Ergebnis geografischer Restriktionen sein kann. Der 
Großraum Paris absorbiert allein fast die Hälfte des 
französischen FuE-Personals und der Großraum 
London gut 40 Prozent der landesweiten 


industriellen FuE-Beschäftigten (zu Beginn der 
90er-Jahre waren es sogar noch rund 50 Prozent). 

■ Oligozentrische Konzentration. In anderen Volks- 
wirtschaften zeigen sich hingegen mehrere regiona- 
le (zum Teil eher lokale) Schwerpunkte. In den 
Niederlanden ist das FuE-Personal vor allem in den 
Regionen Rotterdam, Amsterdam und Eindhoven 
konzentriert, in Belgien entfallen fast 80 Prozent 
auf den nördlich gelegenen flämischen Landesteil 
sowie den Großraum Brüssel. In Italien (Mailand, 
Turin), Spanien (Madrid, Barcelona) und Schwe- 
den (Göteborg, Stockholm) bestehen jeweils zwei 
räumlich getrennte FuE-Zentren, in denen zusammen 
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mehr als die Hälfte der landesweiten FuE-Be- 
schäftigten registriert sind. 

■ Multizentrische Konzentration. Die Konzentration 
der FuE-Beschäftigten in Deutschland unterschei- 
det sich deutlich von der anderer europäischer 
Länder. Begünstigt durch das föderative System 
mit starker wirtschaftspolitischer Kompetenz der 
Bundesländer ist das FuE-Personal weniger auf 
einzelne, stark dominierende Räume konzentriert, 
sondern es haben sich eine ganze Reihe von 
Schwerpunkten mit einem im europäischen Regio- 
nenvergleich durchaus hohen Niveau an FuE eta- 
bliert. Durch diese multizentrische Struktur ist in 
Deutschland das Zentren-Peripherie-Gefälle weit 
weniger ausgeprägt als in den Ländern mit anderen 
Konzentrationsmustem. 

FuE-Ballungsräume bildeten sich in Deutschland nach 
dem zweiten Weltkrieg verstärkt im süddeutschen Raum 
(Abb. 9-1). Insgesamt ein Viertel des FuE-Personals ent- 
fallt auf die Großräume München und Stuttgart. Weitere 
Zentren - an diesen Großräumen gemessen jedoch deut- 
lich zurückliegend- bilden (1997) die Verdichtungs- 
räume Rhein-Main, Rhein-Neckar, Berlin, Düsseldorf, 
Darmstadt, Braunschweig, Köln und Nürnberg- 
Erlangen. Die FuE-Intensitäten (Anteil des FuE- 
Personals an allen industriellen Beschäftigten) von deut- 
schen Regionen, die aus der Innensicht heraus eher zu 
den weniger forschungsintensiven zählen, liegen viel- 
fach deutlich höher als in anderen europäischen Regio- 
nen außerhalb der jeweiligen Metropolen. Zu dieser 
Spitzengruppe zählen zusätzlich zu den oben genannten 
Regionen die Räume Ingolstadt, Friedrichshafen, Ulm, 
Dresden und Hamburg. Darüber hinaus erreicht noch 
Bremen die für Deutschland insgesamt ausgewiesene 
durchschnittliche FuE-Intensität. 

Der FuE-Abstand der deutschen Flächenländer zu den 
Metropolen fällt deutlich geringer aus als bspw. in 
Frankreich. Bayern, Baden-Württemberg und Hessen 
liegen damit in der Spitzengruppe aller großräumigen 
Regionen außerhalb der Metropolen auf ähnlichem Ni- 
veau wie der Südosten Englands (South East und East 
Anglia), 58 ' die Schweiz, aber auch einzelne Regionen in 
Schweden 59 ' und Finnland, wo die FuE-Beschäftigten 
vergleichsweise stark auf einzelne Unternehmen kon- 
zentriert sind. Auch Berlin ist hier zu nennen, das infol- 
ge der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten 
als FuE-Standort wieder an Attraktivität gewonnen hat. 
Dieser Prozess wurde durch die Wiedererlangung des 
Hauptstadtstatus zusätzlich beschleunigt. 


58) Mit dem Oberzentrum London und den Universitätsstädten Ox- 
ford und Cambridge 

59) Umlandregionen von Stockholm (Östra Mellansverige) und 
Raum Göteborg 


Abb. 9. 1: FuE-Personal-lntensität im deutschen 
Verarbeitenden Gewerbe nach Raum- 



pflichtig Beschäftigten. - Berechnungen des NIW. 

Die FuE-Intensitäten in Rheinland-Pfalz, Nordrhein- 
Westfalen und Niedersachsen fallen im europäischen 
Vergleich bereits deutlich ab, z. B. auch gegenüber Re- 
gionen wie Ostösterreich (Zentrum Wien), Nordostita- 
lien (Turin) und insbesondere dem Großraum Madrid. In 
Deutschland werden sie nur noch vom Saarland und 
Schleswig-Holstein sowie den neuen Bundesländern un- 
terboten. Dahinter rangieren lediglich das restliche Ös- 
terreich, einzelne britische und französische Räume so- 
wie die meisten südeuropäischen Regionen, wovon ins- 
besondere Griechenland und Portugal in der wirtschaft- 
lichen Entwicklung noch deutlich zurückstehen. 

Die Konzentrationstendenzen bringen es mit sich, dass 
regionale Spezialisierungen auf lediglich eine Hoch- 
technologieindustrie in Europas Technologieregionen 
eher die Ausnahme sind. Vor allem der Raum Paris, der 
fast die Hälfte der französischen FuE-Kapazitäten be- 
heimatet, bietet Raum für Spitzenforschung in allen 
wichtigen Technologielinien. Ähnliches gilt für den 
Großraum London (Region South East). Die Konzentra- 
tion einzelner FuE-intensiver Industrien auf nur einen 
Agglomerationsraum lässt sich für Deutschland nicht 
nachweisen, es existieren jeweils mehrere Zentren. Dies 
gilt nicht nur für traditionelle FuE-intensive Branchen, 
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sondern bestätigt sich auch für die Entstehung von 
Standorten neuer Wirtschaftszweige 60 * in Deutschland. 

Die relativ breite Regionalverteilung der innovativen 
Potenziale in Deutschland kann ein Vorteil sein. Die re- 
gionale und fachliche Breite der technologischen Kom- 
petenz ermöglicht eine stärkere Ausdifferenzierung von 
Technologiefeldem und Märkten und schafft so die Be- 
dingungen für eine hohe Wettbewerbsintensität. Sie bie- 
tet wachsenden internationalen Unternehmen eine Viel- 
zahl von Standortaltemativen. Deshalb ist die Aus- 
gangsposition für die meisten deutschen Regionen im 
zunehmenden technologischen „Wettbewerb der Regio- 
nen“ durchaus als günstig zu bezeichnen. 

Veränderungstendenzen der räumlichen Konzentra- 
tion von industrieller FuE in Europa 

Gegenüber dem Beginn der 90er-Jahre hat die räumliche 
Konzentration der FuE-Beschäftigten in fast allen for- 
schungsintensiven mittel- und südeuropäischen Ländern 
abgenommen. Dies hängt mit dem generellen Trend 
nachlassender Industrieforschung zusammen, wobei ins- 
besondere Großunternehmen ihre zentralen Forschungs- 
kapazitäten zugunsten einer stärker projektorientierten 
und damit dezentralen FuE reduziert haben. Ausnahmen 
von dieser Entwicklung bilden nur die Metropolregionen 
in Schweden, Finnland, Dänemark, den Niederlanden 
und Irland. In diesen ist das FuE-Personal seit 1991 (in 
Finnland seit 1993) aufgestockt worden. In den anderen 
Flauptverdichtungsräumen ist die Zahl der FuE- 
Beschäftigten jedoch deutlich zurückgegangen. Leichte 
Zunahmen konnten dagegen die eher FuE-schwächeren 
Regionen verzeichnen. Somit verbessert sich die relative 
Position der weniger verdichteten Räume - bei aller- 
dings insgesamt leicht abnehmendem FuE-Personal. 

Insbesondere in Großbritannien ist eine deutliche Um- 
verteilung des industriellen FuE-Personals zu beobach- 
ten. Die industrielle FuE-Beschäftigung ist in den domi- 
nierenden Zentren merklich abgebaut worden. Hiervon 
profitierten vor allem Regionen im Süden (East Anglia, 
South West), aber auch die noch vergleichsweise wenig 
forschungsintensiven Teilräume Schottland und Nordir- 
land. Teilweise ist dies das Ergebnis expliziter regiona- 
ler Strukturpolitik, die darauf abzielte, dem Beschäfti- 
gungsabbau in stark schrumpfenden Altindustrien mit 
einem zukunftsorientierten, technologie- und wissensin- 
tensiven Gegengewicht zu begegnen (z. B. in Schott- 
land). In Frankreich legte die Metropolregion Ile de 
France durch den Rückgang der gesamten industriellen 
Beschäftigung zwar in Bezug auf die FuE- 
Personalintensität nochmals zu, allerdings bei absolut 
rückläufiger Zahl des FuE-Personals. In vielen Teilräu- 


60) Vgl. dazu die Studie von Beise/Belitz/Reger (1997) zur Intema- 
tionalisierung industrieller FuE in den Bereichen Biotechnolo- 
gie/Pharma, Halbleiter und Telekommunikation 


men Frankreichs mit insgesamt weniger forschungsin- 
tensivem Verarbeitenden Gewerbe wurde dagegen die 
Zahl der FuE-Beschäftigten aufgestockt. 

In Deutschland hat die räumliche Konzentration von 
industrieller FuE im Verlauf der letzten zehn Jahre 
allerdings tendenziell leicht zugenommen, die in- 
dustriellen Produktionskapazitäten dagegen haben 
sich zunehmend breiter im Raum verteilt. Inner- 
halb Deutschlands zeigen sich somit bei einer Bun- 
desländerbetrachtung keine einheitlichen Trends. 
Zunahmen der FuE-Personalin-tensitäten verzeich- 
nen in den letzten zehn Jahren Berlin und Niedersach- 
sen, Sachsen und Thüringen. 61 * Demgegenüber wie- 
sen die großen forschungsreichen Flächenländer 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen parallel zum 
weltweiten Trend nachlassender Industrieforschung 
eine ungünstige Entwicklung auf. Das Gleiche gilt 
für Rheinland-Pfalz. Nordrhein-Westfalen ist schon 
seit längerem eindeutiger Verlierer im Wettbe- 
werb um industrielle Forschungskapazitäten und ist, 
wie auch Schleswig-Holstein, weiter zurückgefallen. 
Unverändert sind die Positionen von Hamburg und 
Bremen, wo die industrielle Forschungslandschaft 
allerdings stark von einzelnen Unternehmen geprägt 
ist. 

Die relative Verschiebung der Forschungskapazitäten 
zwischen verschiedenen Regionstypen hat innerhalb der 
deutschen Regionen dazu geführt, dass einige bisher 
wenig forschungsintensive Räume Anschluss an die füh- 
renden Regionen gefunden haben. Ein wichtiger Faktor 
für die Ausbreitung von Innovationspotenzialen ist die 
gütermäßige Verflechtung von Firmen aus den weniger 
verdichteten Regionen mit forschungsintensiven Unter- 
nehmen aus den Verdichtungsräumen als „Zugpferden“. 
So konzentrierte sich das industrielle Forschungsge- 
schehen in Bayern zunächst fast ausschließlich auf 
Nümberg/Erlangen und München. Inzwischen ist die 
räumliche „FuE-Lücke“ zwischen diesen beiden Regio- 
nen durch die strukturellen Veränderungen im Raum In- 
golstadt geschlossen worden und auch der Voralpen- 
raum hat nachgezogen. In Baden-Württemberg hatten 
das „Dreiländereck“ mit den Ballungszentren Rhein- 
Main-Neckar und Stuttgart herausragende Positionen 
eingenommen, aber auch der Bodenseeraum zeigte sich 
zumindest in den Bereichen Luft- und Raumfahrt und 
Elektronik gut behauptet. Auch in diesem Land konnte 
eine räumliche Lücke geschlossen werden: Ulm gelang 
der „Schulterschluss“ sowohl zu Stuttgart als auch zum 
Bodenseeraum. 


61) Die FuE-Personalfordermaßnahmen in den neuen Bun- 
desländern sind hierbei allerdings zu berücksichtigen 
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Regionales industrielles Innovationspotenzial und 
seine Ausschöpfung in Deutschland 

Inwieweit in einzelnen Regionen Personal für industriel- 
le FuE eingesetzt wird hängt auch - und in hohem Maße 
- davon ab, wie bedeutend die FuE-intensiven Indus- 
trien in den jeweiligen Regionen sind. Der Anteil der 
Spitzen- und Höherwertigen Technik an der gesamten 
industriellen Beschäftigung kann als industrielles Inno- 
vationspotenzial der Regionen interpretiert werden, denn 
immerhin 90 Prozent aller industriellen FuE-Mittel wer- 
den von diesen Industrien aufgebracht. Inwieweit dieses 
Potenzial dann tatsächlich auch genutzt und ausge- 
schöpft wird, hängt von einer Reihe von Faktoren ab 
und wird wesentlich von den in den Regionen angesie- 
delten Branchen beeinflusst. Die tatsächliche Nutzung 
des Innovationspotenzials durch die Industrieunterneh- 
men kann ansatzweise durch den Anteil der Wissen- 
schaftler an den Beschäftigten der FuE-intensiven In- 
dustriezweige gemessen werden. Die auf dieser Basis 
vorgenommene Abschätzung des Ausschöpfungsgrades 
in den Regionen zeigt deutliche Brancheneinflüsse. 

Im Bereich forschungsintensiver Elektrotechnik/EDV/ 
MSR/Feinmechanik-Optik sind München und Stuttgart 
in der Spitzengruppe zu finden. In beiden Regionen 
werden in weit überdurchschnittlichem Maße Wissen- 
schaftler in der Produktion eingesetzt. Auch Berlin und 
Nümberg/Erlangen, Rhein-Main-Neckar und Karlsruhe 
weisen noch überdurchschnittliche Anteile auf. Die Re- 
gionen um Jena und Dresden sowie Prignitz-Oberhavel 
im Nordwesten von Berlin sind ostdeutsche Schwer- 
punktorte mit hohem Innovationspotenzial im Sektor 
Elektrotechnik/EDV/MSR/Feinmechanik-Optik, bei al- 
lerdings insgesamt nur geringem absolutem Gewicht. 

Die fünf großen Standorte der Chemischen Industrie in 
den ABL (Köln, Düsseldorf, Rhein-Main, Rheinpfalz, 
Berlin) wie auch weite Teile des Ruhrgebiets (Region 
Emscher-Lippe) zeichnen sich durch überdurchschnitt- 
liche Innovationspotenziale und ebensolche 
Wissenschaftleranteile aus. Die Chemieindustrie hat in 
Hamburg eine relativ hohe Bedeutung für das 
Innovationspotenzial, die Wissenschaftler sind aber 
stärker auf das Umland konzentriert. In den NBL sind 
die traditionellen Chemieregionen Dessau und 
Halle/Saale überdurchschnittlich vertreten. 

Im Bereich Maschinen- und Fahrzeugbau finden sich die 
großen Automobilzentren in der Spitzengruppe, wobei 
Stuttgart, München und Köln deutlich mehr Wissen- 
schaftler einsetzen als die stärker mono strukturierten 
Regionen Braunschweig und Ingolstadt. Hamburg und 
vor allem Bremen sind (neben München) herausragende 
Standorte des Luft- und Raumfahrzeugbaus. Darüber 
hinaus haben die Großräume Darmstadt und Würzburg, 
die Nachbarregionen Ostwürttemberg und Augsburg 
sowie Bodensee-Oberschwaben sektorale Schwerpunkte 
mit überdurchschnittlichem Innovationspotenzial. 


Regionale Schwerpunkte von FuE-intensiven Indus- 
trien und wissensbasierten Dienstleistungen in 
Deutschland 

Neben dem Gewicht der FuE-intensiven Branchen in- 
nerhalb des Verarbeitenden Gewerbes ist es für die In- 
novationspotenziale in den Regionen auch von beträcht- 
licher Bedeutung, welches Gewicht diesen forschungsin- 
tensiven Industriebranchen an der gesamten regionalen 
Wirtschaft zukommt. Im Bundesdurchschnitt haben in 
den Branchen der Spitzentechnologie und denen der 
Höherwertigen Technik rund 11,5 Prozent aller sozial- 
versicherungspflichtig Beschäftigten ihren Arbeitsplatz. 
Dieser Anteil variiert allerdings erheblich zwischen den 
einzelnen deutschen Raumordnungsregionen (ROR) 
(Abb. 9-2). 

Hinsichtlich des relativen Gewichts dieses Bereichs für 
die gesamte Beschäftigung präsentiert sich Deutschland 
gewissermaßen in einer Dreiteilung. Deutliche Schwer- 
punkte bilden dabei die süd- und südwestdeutschen Re- 
gionen (wo sich die Bedeutung der FuE-intensiven In- 
dustrie auch jeweils über mehrere Branchen erstreckt), 
die mit wenigen Ausnahmen alle - zum Teil erhebli- 
che - überdurchschnittliche Anteile aufweisen. Deutlich 

Abb. 9-2 Beschäftigtennanteil FuE-intensiver 
Industrien an der Gesamtbeschäfti- 
gung nach Raumordnungsregionen 
(1998) 



Quelle: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, 

DIW. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-79 - 


Drucksache 14/2957 


geringer ist die Bedeutung dieser Industrien für die ge- 
samte regionale Wirtschaft in den west- und nordwest- 
deutschen Regionen. Ihre Anteile schwanken - aller- 
dings mit einer erheblichen Zahl von Ausnahmen - um 
den bundesdurchschnittlichen Wert, ln den ostdeutschen 
Regionen ist die Bedeutung des FuE-intensiven Verar- 
beitenden Gewerbes für die dortige gesamte Wirtschaft 
vergleichsweise gering. Hier sind, von ganz wenigen 
Ausnahmen abgesehen, die Anteile weit unterdurch- 
schnittlich und auch in den für ostdeutsche Verhältnisse 
„besser“ ausgestatteten Regionen werden bestenfalls 
durchschnittliche Anteile erreicht (vgl. SVRG, 1999, 
76ff). 

Relevant für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in 
den Regionen sind neben Unternehmen des Verarbei- 
tenden Gewerbes auch „wissensintensive“ unterneh- 
mensnahe Dienstleistungen, deren Erbringung in erheb- 
lichem Maß hochqualifizierte Arbeitskräfte mit entspre- 
chend guter Ausbildung und Fachwissen erfordert. Diese 
Gruppe kann weiter untergliedert werden nach „techno- 
logieorientierten“ und nach „nicht-technologieorien- 
tierten“ Diensten. Zur ersten Gruppe werden hier die 
Datenverarbeitung, die Forschung und Entwicklung so- 
wie die technische Beratung gezählt, zur zweiten zählen 
die wirtschaftliche Beratung, die Markt- und Meinungs- 
forschung sowie die Werbung. 

Im Jahre 1998 waren in Unternehmen der wissensinten- 
siven untemehmensnahen Dienstleistungen rund 
5,1 Prozent aller Beschäftigten angestellt, jeweils die 
Hälfte von ihnen ist in den technologieorientierten bzw. 
in den nicht-technologieorientierten Zweigen. Auch von 
diesen avancierten Dienstleistungen gehen wichtige In- 
novationsimpulse aus. Der zunehmende Wandel in Rich- 
tung einer wissensbasierten Dienstleistungsgesellschaft 
lässt ihre Bedeutung in der Zukunft eher noch zuneh- 
men. Für die Beurteilung der regionalen Innovationspo- 
tenziale kann nicht mehr nur auf den relativen Besatz 
mit forschungsintensiven Industriebranchen rekurriert 
werden, die regionale „Ausstattung“ mit wissensintensi- 
ven Dienstleistungsbranchen ist ebenfalls zu berücksich- 
tigen. 

Betrachtet man das relative Gewicht der wissensintensi- 
ven untemehmensnahen Dienstleistungen an der gesam- 
ten Wirtschaft (wieder gemessen an Anteilen der Ge- 
samtbeschäftigung) in den ROR Deutschlands (Abb.9-3) 
wird deutlich, dass kein zur Situation bei den for- 
schungsintensiven Industrien analoges Nord-Süd-, bzw. 
West-Ost-Gefalle existiert. Die Schwerpunkte liegen in 
diesen Branchen eher in den westdeutschen (Ausnahme: 
München) und in einigen ostdeutschen Regionen, wäh- 
rend sich besonders der Osten Süddeutschlands erheb- 
lich unterdurchschnittlich erweist. Es deutet mithin eini- 
ges darauf hin, dass die in den FuE-intensiven Industrien 
eher relativ schwachen Regionen durchaus relative Stär- 


ken in den wissensintensiven Dienstleistungen aufwei- 
sen können (und umgekehrt). 

In den zehn Regionen mit den höchsten Anteilen der im 
Bereich wissensintensive unternehmensnahe Dienstleis- 
tungen Tätigen an allen Beschäftigten liegt dieser Anteil 
zwischen 10,2 Prozent (München) und 6,5 Prozent 
(Duisburg/Essen). Dazwischen rangieren die Regionen 
Rhein-Main, Hamburg, Unterer Neckar, Mittlerer Ober- 
rhein, Berlin, Mittelfranken, Aachen und Stuttgart 

Regionale Schwerpunkte öffentlicher FuE-Einrich- 
tungen in Europa 

In den meisten europäischen Metropolregionen, in denen 
auch die Technologieaktivitäten der Wirtschaft konzent- 
riert sind, ist auch der Bestand an öffentlichem FuE- 
Personal überdurchschnittlich hoch. Die unterschiedli- 
che Streuung von öffentlicher FuE innerhalb der ver- 
schiedenen Länder geht auf unterschiedliche technolo- 
gie- 62) und vor allem auch regionalpolitische 63 ’ Akzent- 
setzungen zurück. 

In Frankreich ist das öffentliche FuE-Personal noch 
stärker auf einzelne zentrale Regionen konzentriert als 
die privaten FuE-Beschäftigten. Dies ist ein Spiegelbild 
der traditionellen zentralistischen Ausrichtung, deren 
Strukturen sich nur sehr langsam verändern. 64 * Auch in 
Finnland ist öffentliche Forschung und Entwicklung 
noch stärker auf den Süden des Landes konzentriert als 
die industriellen FuE -Beschäftigten. 

In Spanien, Italien und Belgien ist die Konzentration der 
öffentlichen Forschung auf die Hauptstadtregion beson- 
ders ausgeprägt. Dennoch sind in Italien die öffentlichen 
FuE-Kapazitäten deutlich breiter im Raum verteilt als 
die hochkonzentrierten privaten FuE-Kapazitäten. Hier- 
bei dürften auch regionalpolitische Aspekte eine wesent- 
liche Rolle spielen, ln Belgien, Schweden, Irland, Öster- 
reich und auch Spanien findet öffentliche FuE vorwie- 
gend in Hochschulen statt, außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen spielen hier kaum eine Rolle. 


62) Dies betrifft insbesondere die Einrichtung außeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen der Großforschung oder auch trans- 
ferorientierter Institute (z.B. der Fraunhofer-Gesellschaft). 

63) Beispiel hierfür ist die Ansiedlung von Hochschulen an periphe- 
ren Standorten wie Vechta oder Kaiserslautern. Hierbei steht die 
Ausbildungsfunktion und die Wissenschaft (Grundlagenfor- 
schung) im Vordergrund 

64) Neben der Metropolregion ist u.a. der Raum um Marseille 
(Mediterranee) vergleichsweise gut ausgestattet. Hierbei dürfte 
auch das Telekom- Valley an der Cöte d’Azur eine Rolle spielen, 
das mit einem erheblichen Aufwand an öffentlichen Fördermit- 
teln errichtet wurde (entsprechend hoch fallt dort auch der An- 
teil des öffentlichen FuE-Personals außerhalb der Hochschulen 
aus 
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In Großbritannien, Schweden und Italien findet sich eine 
im Vergleich zur industriellen FuE breitere räumliche 
Verteilung der öffentlichen FuE und damit gewisse Ni- 
vellierungswirkungen hinsichtlich der regionalen FuE- 
Disparitäten. 

Noch ausgeprägter sind derartige Nivellierungswirkun- 
gen in Deutschland. Hier sind die öffentlichen FuE- 
Kapazitäten gleichmäßiger verteilt als in allen anderen 
europäischen Ländern. Sie sind ebenso stark räumlich 
konzentriert 65 * wie die industrielle FuE, allerdings nach 
einem anderen regionalen Muster. Dieses ist zum einen 
darauf zurückzuführen, dass die öffentliche Forschung 
zu einem Teil in der Verantwortung der Bundesländer 
liegt. So haben z. B. Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein in den 80er-Jahren auf institutionelle (ange- 
botsseitige) Forschungsförderung gesetzt, um mithilfe 
von breit gestreuten FuE-Einrichtungen die geringen be- 
trieblichen FuE-Kapazitäten in den Regionen ihrer Län- 
der zu überwinden. Eine ähnliche Strategie verfolgen 
Bund- und Länderinitiativen seit Anfang der 90er-Jahre 
in denNBL. 

Die regionalpolitische Bedeutung der außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen wird deutlich, wenn ihr Ein- 
fluss auf die regionale Beschäftigung betrachtet wird. In 
Aachen und in Karlsruhe ist sie am größten, dort beläuft 
sich der Anteil des öffentlichen FuE-Personals an allen 
Beschäftigten auf 1,3 Prozent. Mit ein wenig Abstand 
folgen die Regionen Göttingen, Bonn, München, Berlin 
und Braunschweig. Auch in vielen nord- und ostdeut- 
schen Regionen liegt der Anteil über dem Bundesdurch- 
schnitt. 

9.3 Fazit 

Die privaten und die öffentlichen FuE-Kapazitäten in 
Deutschland sind gekennzeichnet durch eine im europäi- 
schen Vergleich bemerkenswert breite regionale Vertei- 
lung. Dabei werden, den Agglomerations- und Füh- 
lungsvorteilen von Wissen und Forschung entsprechend, 
in einer beträchtlichen Zahl von deutschen Regionen 
Niveaus und Konzentrationen von privater FuE erreicht, 
die den Vergleich mit den meisten Regionen Europas 
(abgesehen von den Metropolregionen) nicht zu scheuen 
haben und deutsche Regionen in großer Zahl wettbe- 
werbsfähig erscheinen lassen. Die Standortwahl für öf- 
fentliche Forschungseinrichtungen ist wesentlich auch 
von regionalpolitischen Erwägungen bestimmt. Dabei 
sind im Einzelfall auch zu geringe Anbindungen an die 
Bereiche unternehmerischer Forschung nicht auszu- 
schließen. 

651 Die zehn ROR mit dem meisten öffentlichen FuE-Personal habe einen Anteil 
von 60 Prozent. In den am stärksten besetzten Regionen, Berlin und München, 
sind es ca. 12 Prozent. In Aachen und im Raum Karlsruhe (Region Mittlerer O- 
berrhein) jeweils 6 Prozent und in Braunschweig 4 Prozent. Hierin kommt, deut- 
licher noch als bei den Hochschulen, die Ausgleichsorientierung der Standortpo- 
litik zum Ausdruck. 


Abb. 9-3 Beschäftigtenanteil wissensintensiver 
unternehmensnaher Dienstleistungs- 
branchen an der Gesamtbeschäfti- 
gung nach Raumordnungsregionen 
(1998) 



Quelle: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, DIW. 

Im Großen und Ganzen ist in der multizentrischen 
Struktur der Forschung in Deutschland ein Vorteil für 
die technologische Leistungsfähigkeit zu sehen. Die he- 
rausgebildeten Kapazitäten in den regionalen Zentren 
haben generell eine genügend „kritische“ Größe um 
kompetente regionale Wissenspools und Innovations- 
subsysteme zu bilden. Gerade hinsichtlich einer schnel- 
len Diffusion und Absorption von neuen technologi- 
schen Entwicklungen sind diese Bedingungen günstig. 
Eine weitere regionale „Verbreiterung“ der Forschungs- 
landschaft erscheint allerdings nicht wünschenswert. 

Bemerkenswert ist die nach großen Räumen differen- 
zierte Ausstattung mit industriellem Innovationspotenzi- 
al - hier gemessen als Anteil FuE-intensiver Industrien 
an der Gesamtbeschäftigung. Bezüglich dieser Indus- 
trien besteht ein erheblicher Nachholbedarf in den ost- 
deutschen Regionen, dort kann die gegenwärtige Situa- 
tion bei weitem nicht befriedigen. Bezogen auf West- 
deutschland erscheinen die Regionen im Vorteil, deren 
Industriestruktur nicht durch altindustrielle Bereiche be- 
lastet ist. Der Verzicht auf langfristig strukturkonservie- 
rende Maßnahmen zugunsten einer auf neue Technolo- 
giebereiche setzenden Industriestruktur erscheint eine 
erfolgversprechende regionale Strategie zu sein. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-81 - 


Drucksache 14/2957 


Die regionalen Potenziale, gemessen durch den relativen 
Besatz mit avancierten Dienstleistungen, kompensieren 
zum Teil die Nachteile von Regionen hinsichtlich der 
technologieorientierten Industrien. Wegen der erheblich 
geringeren Investitionserfordemisse in Sachkapital und 
wegen der deutlich kürzeren Amortisationszeiten er- 
scheint eine zunächst auf moderne Dienstleistungen 
setzende Entwicklungsstrategie für strukturschwache 
oder aufholende Regionen erfolgversprechend. Gerade 
die industriell schwachen Regionen Ostdeutschlands 


weisen in den wissensintensiven Dienstleistungsbran- 
chen durchaus beachtliche Kapazitäten auf. Eine regio- 
nal orientierte Innovationspolitik muss auf den jeweili- 
gen komparativen Vorteilen der Regionen aufbauen und 
sie verstärken. Entwicklungsszenarien und -Strategien, 
die das vorhandene Wissen, die vorhandene Kompetenz 
außer Acht lassen, sind zum Scheitern verurteilt. Beach- 
tet werden sollte allerdings auch, dass ein erfolgverspre- 
chender Ansatz auf bestimmte „kritische Massen“ auf- 
setzen sollte. 
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10 Nachhaltige Wirtschaft und Umweltinnovationen: Impulse, Hemmnisse, 
Wettbewerbsposition 


Sollen die Prinzipien einer umweltgerechten, nachhaltigen 
Entwicklung der Wirtschaft - denen auch Deutschland bei 
der Konferenz in Rio de Janeiro 1992 zugestimmt hat - 
nach und nach zur Geltung kommen, dann sind neben er- 
heblichen Investitionen und zahlreichen Innovationen für 
(auf die gegenwärtig implementierten Technologien auf- 
bauenden) additiven Umweltschutz auch langfristig 
durchaus weitreichende Veränderungen der Produktions- 
verfahren und Technologien nötig. Derartige Verände- 
rungen können nur durch eine Vielzahl von Innovationen 
für nachhaltiges Wirtschaften 661 erfolgen, denn entlang 
der vorhandenen Technologielinien sind die angestrebten 
Emissionsreduktionen (beispielsweise im Bereich der 
Treibhausgase) nicht zu erreichen. Die Erwartungen an 
solche Innovationen richten sich neben den Umweltver- 
besserungen auch darauf, dass die Kostenbelastungen 
durch Umweltvorsorge ausgeglichen werden und Wett- 
bewerbsvorteile auf dem Gebiet der Umwelttechnologien 
entstehen, und so neue Märkte erschlossen werden kön- 
nen - mit positiven Auswirkungen für Wachstum und Be- 
schäftigung („doppelte Dividende“). 

10.1 Umweltinnovationen und ihre Besonder- 
heiten 67 ’ 

Ökologische Aspekte sind bei der Beschreibung nationa- 
ler und regionaler Innovationssysteme bislang kaum sys- 
tematisch integriert worden. Dieses Defizit ist besonders 
erstaunlich, weil gerade die aus Umweltproblemen er- 
wachsenden Innovationsanforderungen besonders gut in 
das deutsche Innovationssystem passen. Denn es handelt 
sich bei der Umwelttechnik im Allgemeinen nicht um 
einen originären Technologiebereich, der Spitzenleis- 
tungen der Grundlagen- und angewandten Forschung 
verlangt. Vielmehr geht es um die problemadäquate 
Anwendung von Forschungsergebnissen. Dies zählt aber 
gerade zu den Stärken des deutschen Innovationssys- 
tems. Die Umwelttechnik ist ein wichtiger Technologie- 
bereich mit hohen Innovations- und FuE-Intensitäten. 


66) Hierunter werden nach einer Definition des Forschungsverbundes „Innova- 
tive Wirkungen umweltpolitischer Instrumente“ alle „technisch- 
ökonomischen, institutioneilen oder sozialen Neuerungen, die zu einer Ver- 
besserung der Umweltqualität fuhren (...) gleichgültig ob diese Innovatio- 
nen auch unter anderen - namentlich ökonomischen - Gesichtspunkten vor- 
teilhaft wären“ verstanden (Klemmer/Lehr/Löbbe (1999), 29). 

67) Erkenntnisse darüber liegen gegenwärtig im Wesentlichen bezüglich Um- 
weltinnovationen im industriellen Bereich vor, nicht aber über die Innovati- 
onsbedingungen im Bereich umweltorientierter Dienstleistungen. Da gerade 
bei Dienstleistem aber ein hohes Potenzial für Innovationen und Beschäfti- 
gung vermutet werden kann, beispielsweise in den Bereichen Energieein- 
sparung, Mobilität, Kreislauflogistik und technische Beratung, verdient der 
Dienstleistungsbereich hinsichtlich seiner ökologischen Innovationsfahig- 
keit in Zukunft verstärkte Aufmerksamkeit. 


Auf Umweltinnovationen wirkende Faktoren 

Die Faktoren, die auf Unternehmen einwirken und Pro- 
dukt- oder Prozessinnovationsprojekte aus dem Um- 
weltbereich anstoßen, kommen aus verschiedenen Ein- 
flussbereichen (Abb. 10-1). Einen wichtigen Einfluss hat 
die Nachfrageseite (Market Pull), von der aus sich die 
Präferenzen der Verbraucher für umweltfreundliche oder 
für mit umweltfreundlichen Verfahren erstellte Produkte 
auswirken. Auf der Angebotsseite lassen sich Einflüsse 
von technologischen Trends (Technology Push) auf das 
Innovationsverhalten im Umweltbereich identifizieren, 
so wirkt hier beispielsweise die kontinuierliche Steige- 
rung der Energieeffizienz als eine wichtige Triebkraft. 

Abb. 10-1: Einflussfaktoren von Umweltinno- 

vationen 



Die Marktfaktoren liefern häufig nur unzureichende An- 
reize für Umweltinnovationen. Für den Bereich Um- 
weltverbesserung wirken neben den externen Effekten, 
die von Innovationsprojekten im Allgemeinen ausgehen 
(die Möglichkeit zur Imitation der Innovation ohne die 
Kosten der Entwicklung zu tragen) und generell eine zu 
geringe Innovationstätigkeit zur Folge haben können, 
auch noch ein zusätzlicher externer Effekt. Die Verbes- 
serung der Produkte durch Umweltinnovationen ist nicht 
ausschließlich an die Käufer der Produkte selbst gebun- 
den, eine Überwälzung der durch mehr Nachhaltigkeit 
entstandenen Kosten auf die Verbraucher ist somit kaum 
vollständig möglich. Dieser Effekt kann dämpfend auf 


68) Etliche empirische Studien zeigen einen besonders starken Einfluss des 
staatlichen Ordnungsrahmens und der umweltpolitischen Instrumente auf 
das Innovationsverhalten im Umweltbereich (vgl. beispielsweise Porter/van 
der Linde, 1995; Kemp; 1997, Hemmelskamp, 1999 oder Cleff/Rennings, 
1999). 
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die Neigung zu Innovationen für nachhaltiges Wirt- 
schaften wirken. Aus dieser Besonderheit erwächst der 
staatlichen Regulierung (beispielsweise in Form ver- 
bindlicher Emissionsziele oder gesetzter Steuerpreise für 
Güter mit externen Effekten) ein sehr wichtiger Einfluss 
(Regulatory Push/Pull) auf das Innovationsgeschehen im 
Umweltbereich. 6M 


Einflussfaktoren für Umweltinnovationen 

Die Einflussfaktoren, die Impulse zur Innovation im 
Umweltbereich geben, sind in Abb. 10-2 nach ihrer 
Wichtigkeit für westdeutsche Umweltinnovatoren dar- 
gestellt. 691 Den wichtigsten Einflussfaktor stellt die 
Umweltgesetzgebung dar, denn für mehr als 80 Prozent 
der Unternehmen resultiert aus diesem Bereich ein wich- 
tiger Impuls. Selbst der Einfluss aus der Erwartung hin- 
sichtlich zukünftiger (verschärfter) Gesetze besitzt noch 
einen bemerkenswerten Stellenwert. Für immerhin fast 
die Hälfte der Umweltinnovatoren hat die Antizipation 
der zu erwartenden Gesetzgebung einen großen Einfluss. 

Abb. 10-2: Einflussfaktoren von Umweltinnovatio- 

nen im deutschen Verarbeitenden Ge- 
werbe im Zeitraum 1994 - 1996 
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Prozentanteile der Umweltinnovatoren, welche den genannten Einfluss- 
faktoren eine große oder sehr große Bedeutung beimessen. 

Quelle: ZEW (1997). 

Einen hohen Stellenwert haben auch die Faktoren, die 
unter dem Bereich „Kostenersparnis durch mehr Res- 
sourcen- und Verwertungseffizienz“ zusammengefasst 
werden können. Die Möglichkeit die Kosten für die Ent- 
sorgung, für Energie oder Material zu senken hat für ei- 
nen Großteil der Umweltinnovatoren eine hohe Bedeu- 
tung. Relativ wichtig ist der Bereich Umweltbewusst- 


69) Hierbei handelt es sich um Ergebnisse einer telefonischen Zusatzerhebung 
im Rahmen des Mannheimer Innovationspanels (MIP) bei Unternehmen aus 
dem west- und ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe, die im Zeitraum 
1 994 bis 1 996 mindestens eine Umweltinnovation durchgeführt haben. 


sein, hier spielt wahrscheinlich der mögliche Imagege- 
winn als „umweltfreundliches“ Unternehmen eine wich- 
tige Rolle. Vergleichsweise nur untergeordneten Ein- 
fluss haben Faktoren wie die Erschließung neuer Märkte 
oder die Ausweitung oder Sicherung des Marktanteils. 
Umweltrelevante Produkteigenschaften scheinen sich 
daher zur Produktdifferenzierung, nicht aber für sich ge- 
nommen als wesentliche Produktattribute, die neue 
Märkte erschließen lassen, zu eignen. 


Hindernisse für Umweltinnovationen 

In Abb. 10-3 sind die Faktoren nach ihrer Wichtigkeit 
dargestellt, die Hemmnisse von großer oder sehr großer 
Bedeutung für die Umweltinnovatoren darstellen. Auch 
bei den Hemmnisfaktoren haben die gesetzgeberisch 
oder administrativ definierten Bereiche, wie lange Ge- 
nehmigungsverfahren oder mangelnde Verlässlichkeit 
der Umweltgesetzgebung die höchste Bedeutung. 


Abb. 10-3: Hemmnisfaktoren für Umweltinnova- 

tionen im deutschen Verarbeitenden 
Gewerbe im Zeitraum 1994 - 1996 
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Prozentanteile der Umweltinnovatoren, welche den genannten 
Hemmnisfaktoren große oder sehr große Bedeutung beimessen. 
Quelle: ZEW (1997). 


Dieser Effekt wird dadurch verstärkt, dass fast die Hälfte 
aller Unternehmen bereits die mangelnde Amortisati- 
onsmöglichkeit der Kosten von Umweltinnovationen als 
bedeutendes Hindernis ansehen. Insbesondere in den 
NBL werden fehlende Finanzierungsmöglichkeiten als 
weiteres wichtiges Hemmnis angesprochen. In den ABL 
tritt fehlendes Finanzierungspotenzial deutlich seltener 
als wichtiger Hemmnisfaktor auf. Die Projekthemmnis- 
se, denen weniger Bedeutung zugemessen werden, sind 
fehlende technische Ausstattung, fehlendes qualifiziertes 
Personal und Unsicherheiten bezüglich der Marktlage. 
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10.2 Deutschlands Spezialisierung im Umwelt- 
technikbereich 

Deutschlands Weltmarktposition auf dem Markt für 
U mweltschutzgüter 

Die Umwelttechnik gilt als wichtiger Wachstumsmarkt 
der Zukunft. Ein hohes Umweltbewusstsein in der Be- 
völkerung sowie eine entsprechend ausgerichtete Ge- 
setzgebung in den 80er-Jahren gaben wichtige Impulse 
zur Entwicklung einer dynamischen Umweltwirtschaft 
in (West-)Deutschland, auf die heute aufgebaut werden 
kann. Der Anteil der statistisch messbaren „potenziel- 
len“ Umweltschutzgüter - von denen erfahrungsgemäß 
35-40 Prozent auch tatsächlich für Umweltschutzzwe- 
cke eingesetzt werden - an der deutschen Industriepro- 
duktion blieb in der zweiten Hälfte der 90er-Jahre eini- 
germaßen stabil. 1998 betrug er rund 4,2 Prozent 
(72 Milliarden DM). Ein Großteil davon - nämlich rund 
drei Viertel - konzentriert sich auf Forschungs- und 
Wissensintensive Industriezweige wie Maschinenbau, 
MSR-Technik, Metallerzeugung, Gummi/Kunststoff- 
verarbeitung und Chemie. 

Die deutsche Industrie hat im Jahr 1997 potenzielle 
Umweltschutzgüter im Wert von knapp 41 Milliarden 
DM exportiert, das sind knapp 5 Prozent ihrer Indust- 
riewarenausfuhren. Deutschland ist damit zweitgrößter 
Exporteur auf den Umweltschutzmärkten, deutlich hin- 
ter den USA aber mit hohem Abstand zu Japan (Abb. 
10-4). In den Rückgängen der (wertmäßigen) deutschen 
Welthandelsanteile in jüngster Zeit schlagen sich auch 
die Wechselkursentwicklungen nieder. 

Abb. 10-4: Welthandelsanteile der größten Anbie- 

ter von Umweltschutzgütern 1989 bis 
1997 



GER* - - - USA - JPN 

ITA GBR FRA 


1) Die Daten für 1989 bis 1994 wurden auf Basis von OECD-29 zu- 
rückgerechnet. 

*) Ab 1991 Gesamtdeutschland, daher mit den Vorjahreswerten nur 
bedingt vergleichbar. 

Quellen: OECD: Foreign Trade By Commodities; 1989 bis 1995 unveröf- 
fentlichte Daten; 1996/97 CD-ROM. - Berechnungen des NIW. 


Deutschland verfügt über hohe komparative Vorteile in 
allen Sparten der Umwelttechnik. Es ist mit diesen Gütern 
beispielsweise auf dem amerikanischen Markt ver- 
gleichsweise besser vertreten als mit FuE-intensiven Wa- 
ren insgesamt. Im deutschen Ausfuhrsortiment dominie- 
ren (Ab-) Wassertechnologien und MSR-Technik mit je- 
weils knapp 1 6 Milliarden DM deutlich vor Luftreinhalte- 
technologien (8 Milliarden DM) und der Abfalltechnik 
(gut 5,5 Milliarden DM). Das Gewicht der einzelnen 
Umweltbereiche innerhalb des deutschen Ausfuhrgüter- 
bündels spiegelt recht gut die weltweite Verteilung der 
Nachfrage nach Produkten der verschiedenen Umwelt- 
medien wider, denn die deutschen Anteile an den welt- 
weiten Ausfuhren schwanken meist zwischen gut 17 und 
18 Prozent. Bemerkenswert ist weiterhin, dass die Spezia- 
lisierungsvorteile Deutschlands für die Umweltschutzgü- 
ter insgesamt dem Trend nach durchaus bemerkenswert 
zunehmen (Abb. 10-5) und auf eine gefestigte Stellung 
Deutschlands in diesem Bereich hindeuten. 


Abb. 10-5: Welthandelsspezialisierung Deutsch- 

lands bei Umweltschutzgütern (RCA- 
Werte) 1989 bis 1997 

*•1 »tfa r«M xi p»a « o 1 ^ A S7 



1) Mess- Steuer-, Regeltechnik. 

2) Abfall, Wasser, Luft, Mess- Steuer-, Regeltechnik sowie Güter zum 
Lärmschutz. 

Quellen: OECD: Foreign Trade By Commodities. - Berechnungen des 
NIW. 

Die Statistiken zu Umwelttechnologien und -märkten 
lassen vor allem Aufschlüsse zu additiven Umwelttech- 
nikbereichen zu. Für eine Bewertung der künftigen 
Wettbewerbsposition sind aber nicht nur diese Bereiche 
relevant, sondern zunehmend auch der Bereich integrier- 
ter Umwelttechnologie. Ein Grundproblem aller Versu- 
che, umwelttechnologische oder umweltwirtschaftliche 
Daten zu erfassen, besteht darin, dass es sich etwa bei 
der Luft- und Gewässerreinhaltung zum großen Teil um 
„End of pipe“-Technologien handelt, also additive Um- 
welttechnik. Integrierte Umwelttechnik-Innovationen, 
bei denen Produkte aufgrund eines verbesserten Designs 
weniger Rohstoffe zu ihrer Herstellung benötigen, oder 
Motoren mit verbessertem Wirkungsgrad und damit 
verminderten Schadstoffemissionen - kann nur sehr be- 
grenzt als Umweltgut statistisch erfasst werden. 
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Technologische Position in umweltrelevanten 
Technikfeldern 

Die Erfindungstätigkeit, und damit die Umsetzung von 
technologischer Kompetenz in Patente, in umweltrele- 
vanten Technikgebieten hat in den 80er-Jahren ein er- 
hebliches Wachstum zu verzeichnen, welches 1991 sei- 
nen Höhepunkt erreicht. Bis 1995 gehen die Anmelde- 
zahlen am Europäischen Patentamt (EPA) dann zurück, 
gefolgt von einem Wiederanstieg bis auf das Niveau von 
1991 (Abb. 10-6). Ungeachtet dieses aktuellen Anstiegs 
ist der Anteil von Umwelt-Patentanmeldungen an allen 
europäischen Patentanmeldungen seit 1990 um rund 
20 Prozent zurückgegangen, womit die Umwelttechnik 
den Anschluss an die Gesamtdynamik der technischen 
Entwicklung ein Stück weit verloren hat. 701 Deutschland 
folgt dem internationalen Trend in der Umwelttechnik 
bis 1994 und hat nach einem vorübergehenden Einbruch 
im Jahre 1995 wieder an das internationale Niveau auf- 
geschlossen. 


Der Rückgang der Patentanmeldungen seit Beginn der 
Neunzigerjahre spiegelt sich in dem Rückgang der 
Welthandelsanteile wider. Bei Annahme eines zeitlichen 

Abb. 10-6: Trendentwicklung bei Patentanmel- 
dungen in der Umwelttechnik. 



*) hochgerechnet. 

Deutschland ab 1991 alte und neue Bundesländer. 

Quelle: EPAT, PCTPAT, Berechnungen des FhG-ISI. 

Vorlaufs der Innovationsaktivitäten vor den Außenhan- 
delsergebnissen legen die aktuell wieder steigenden Pa- 
tentanmeldungen den Schluss nahe, dass der deutsche 
Welthandelsanteil in der Umwelttechnik wieder leicht 
steigen wird oder zumindest das gegenwärtige Niveau 
gehalten werden kann. 

Im internationalen Vergleich ist Deutschland hinsicht- 
lich des Patentverhaltens innerhalb seines gesamten 

Technologieportfolios überdurchschnittlich auf die 
Umwelttechnik spezialisiert (Abb. 10-7). Die ebenfalls 
hohen Patentspezialisierungen von Kanada, den Nieder- 
landen und Schweden beruhen auf niedrigen absoluten 


70) Aber auch hier gilt, dass der Übergang von additiver zur integrierten Um- 
welttechnik Erfassungsprobleme mit sich bringt, die den Bedeutungsrück- 
gang überzeichnen. 


Zahlen von etwa 40 EPA-Anmeldungen im Jahr 1997. 
Bemerkenswert bei der Gesamtbetrachtung der Länder 
ist die steigende Ausrichtung Japans auf die Umwelt- 
technik, die auf eine kontinuierlich steigende absolute 
Zahl von Patentanmeldungen zurückgeht, während die 
Spezialisierung der Vereinigten Staaten rückläufig ist. 


Abb. 10-7: Patentspezialisierung auf Umwelttechnik 



RPA-Index 

Quelle: EPAT; Berechnung des FhG-ISI. 


□ 89-92 

□ 94-97 


Bei der Betrachtung der Spezialisierungsindizes für ein- 
zelne Teilgebiete der Umwelttechnik (Abfallbeseitigung, 
Lärmschutz, Luftreinhaltung, Mess-, Steuer- und Regel- 
technik (MSR), Recycling und Wasserreinhaltung) zei- 
gen sich für Deutschland ausgeprägt positive Werte bei 
Lärmschutz und Luftreinhaltung (Tab 10-1). In den Ver- 
einigten Staaten, Frankreich und Großbritannien liegt 
demgegenüber ein deutlicher Schwerpunkt auf der 
Messtechnik; Frankreich ist außerdem auf die Abfallent- 
sorgung spezialisiert. Bei Kanada und den Niederlanden 
stehen dagegen Recycling und Wasserreinhaltung im 
Vordergrund. 


10.3 Elemente einer umweltorientierten Inno- 
vationspolitik 

Der Staat nimmt über die Gestaltung der Rahmenbedin- 
gungen und durch sein eigenes Nachfrageverhalten 
maßgeblich Einfluss auf die Umweltqualität der Nach- 
frage nach Technologien. Mit nachlassenden Innovati- 
onsanreizen gewinnen Imitatoren die Oberhand. 
Deutschland sollte gerade in Bereichen, in denen es sei- 
ne spezifischen Stärken ausspielen kann, einen Platz an 
der Spitze und Technologieführerschaft anstreben. Dies 
bedeutet jedoch, dass ökonomische Anreize für einen 
Umweltschutz über „den Stand der Technik“ hinaus zu 
geben sind. Mit einer Orientierung am Stand der Tech- 
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nik, der ex definitione wenig innovationsfreundlich ist, 
wird Deutschland weder im eigenen Land bezüglich der 


Eine nationale Vorreiterrolle hinsichtlich einer strengen 
Umweltschutzgesetzgebung, so die viel diskutierte 
Hypothese von Porter (1991), führe aufgrund der da- 
durch hervorgerufenen Steigerungen der Öko-Effizienz 
von Produkten und Prozessen auf lange Sicht auch zu 
Wettbewerbsvorteilen der heimischen Industrie auf den 
Weltmärkten. Diese These steht im Gegensatz zu der 
gängigen Auffassung, dass staatliche Umweltauflagen 
die heimische Industrie im internationalen Wettbewerb 
benachteiligen. Die Analyse der Einflussfaktoren bestä- 
tigt die bedeutende Rolle der Umweltgesetzgebung als 
Impulsgeber für Umweltinnovationen. Diese wiederum 
bilden die Basis für eine weiterhin starke technologi- 
sche- und Weltmarktposition Deutschlands im Bereich 
der Umweltschutztechnologie. 

Ungeklärt allerdings sind die Auswirkungen einer sol- 
chen Regulierung auf andere Technikfelder, da generell 
von einem negativen Zusammenhang zwischen Regulie- 
rungsdichte und Innovationsneigung auszugehen ist. 
Wegen der erheblichen externen Effekte von ökologisch 
verbesserten Produkten besteht auch eine gewisse Skep- 
sis bezüglich der Möglichkeit zur „Privatisierung“ der 
Erträge aus ihnen, 71 ' die sich im Wesentlichen auf die 
betriebswirtschaftlich wirksame Steigerung der Res- 
sourceneffizienz beschränken dürfte. Eine Überschät- 
zung des einzelwirtschaftlichen Nutzens von Umweltin- 
novationen würde dann zu einer grundsätzlichen Über- 
schätzung des Marktpotenzials für sie fuhren. 

Aus diesen Gründen sollte sich eine umweltorientierte 
Innovationspolitik nicht ausschließlich und zu stark auf 
Regulierung und Gesetzgebung verlassen. Andererseits 


71) Vgl. beispielsweise Ulph (1996), Carraro (1999), Oates/Palmer/Portney 
(1994) oder auch Jänicke (1999). 


Umweltsituation in großen Schritten vorankommen noch 
auf den internationalen Märkten expandieren können. 


darf die hohe positive Bedeutung derselben für Umwelt- 
innovationen aber keinesfalls ignoriert werden. Im Be- 
reich der Umweltpolitik gibt es nicht das eine richtige 
Instrument, erfolgversprechend erscheint vielmehr ein 
Mix verschiedener umweit- und innovationspolitischer 
Instrumente. Im Rahmen des vom BMBF initiierten For- 
schungsverbunds „Innovative Wirkungen umweltpoliti- 
scher Instrumente“ wurden, auch aufbauend auf Jänicke 
(1999), Erfolgsfaktoren für eine innovationsfreundliche 
Umweltpolitik identifiziert, 72 ' aus denen sich einige 
Grundsätze ableiten lassen: 

■ Gerade hinsichtlich der umweltrelevanten Gesetzge- 
bung muss die Politik verlässlich, kontinuierlich und 
damit langfristig berechenbar sein. 

■ Die Politik sollte so instrumentiert sein, dass 
ökonomische Anreize für potenzielle Anbieter, aber 
auch für die Nachfrager von umweltverbesserten 
Produkten oder Verfahren gesetzt werden, die 
permanent und langfristig wirksam sind. 

■ Für die unterschiedlichen Politikbereiche (wie Inno- 
vations-, Technologie-, Wirtschafts- oder Umweltpo- 
litik) sollten die jeweiligen Politikinstrumente konsi- 
stent abgestimmt sein, so dass keine widersprüchli- 
chen Innovationsanreize gesetzt werden. 

■ Gerade wegen der starken externen Effekte im Be- 
reich umweltorientierter Innovationspolitik darf die 
Politik es nicht vernachlässigen auch eine entspre- 
chende Akzeptanz für die politischen Instrumente zu 
befördern. Die über die individuellen Effekte hi- 
nausgehenden Verbesserungen müssen im Wesentli- 
chen politisch vermittelt werden. 


72) Vgl. Blazejczak et.al. (1999). 


Tab. 10-1: Patentspezialisierung ausgewählter OECD-Länder in der Umwelttechnik, 1994-1997 



Abfallbeseitigung 

Lärmschutz 

Luftreinhaltung 

MSR-Technik 

Recycling 

Wasser- 

reinhaltung 

Umwelt gesamt 

USA 

-41 

-50 

-41 

22 

-39 

-25 

-34 

JAPAN 

-30 

-32 

34 

-61 

-48 

-51 

-12 

DEUTSCHLAND 

24 

48 

40 

-6 

26 

25 

24 

FRANKREICH 

44 

5 

-51 

38 

-25 

3 

8 

VER. KÖNIGREICH 

-1 

-38 

2 

23 

-12 

5 

6 

SCHWEIZ 

31 

-9 

1 

13 

31 

-25 

14 

KANADA 

56 

2 

-76 

41 

75 

85 

48 

SCHWEDEN 

-24 

65 

66 

63 

36 

53 

22 

ITALIEN 

22 

14 

-71 

-37 

1 

-44 

-22 

NIEDERLANDE 

-44 

43 

-76 

-9 

38 

24 

-1 


*) Berechnet nach Patentanmeldungen am EPA, Referenz: Gesamte EPA-Anmeldungen. 
Quelle: EPAT, PCTPAT, Berechnungen des Fhg-ISI. 
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Anhang 

A-1 Übersicht 

Übersicht 1 : NIW-ISI-Liste FuE-intensiver Güter nach SITC III 


SITC III 

Kurzbezeichnung (amtliche Terminologie in Kurzfassung) 

Spitzentechnik: 

516 

Andere organische chemische Erzeugnisse 

525* 

Radioaktive Stoffe und dergleichen 

541 

Medizinische und pharmazeutische Erzeugnisse, andere als Arzneiwaren 

575 

Andere Kunststoffe in Primärformen 

591 

Insectizide, Rodenticide, ... und ähnliche Erzeugnisse 

714* 

Motoren und Kraftmaschinen, nichtelektrisch; Teile, a.n.g., davon 

718* 

Andere Kraftmaschinen und Teile davon, a.n.g. 

752 

Automatische Datenverarbeitungsanlagen und ihre Einheiten 

764 

Geräte für die Nachrichtentechnik, a.n.g.; Teile a.n.g. 

774 

Medizinische, ... Elektrodiagnoseapparate und -geräte; radiologische Apparate u.ä. 

776 

... Röhren, Dioden, Transistoren u.ä. Halbleiterbauelemente, ... Leuchtdioden, ..., Mikrobausteine 

778 

Elektrische Maschinen, Apparate und Geräte, a.n.g. 

792* 

Luftfahrzeuge ...; Raumfahrzeuge...; Trägerraketen; Teile davon 

871 

Optische Instrumente, Apparate und Geräte, a.n.g. 

874 

Instrumente ... zum Messen, Prüfen, Analysieren und Kontrollieren, a.n.g. 

891* 

Waffen und Munition 

Höherwertige Technik: 

266 

Synthetische Spinnstoffe 

277 

Natürliche Schleifstoffe, a.n.g. (einschl. Industriediamanten) 

515 

Organisch-anorganische Verbindungen, ..., Nucleinsäuren und ihre Salze 

522 

Anorganische chemische Elemente, Oxide und Halogensalze 

524 

Andere anorganische Erzeugnisse; Edelmetallverbindungen 

531 

Sythetische organische Farbmittel und Farblacke 

533 

Pigmente, Farben und Lacke und ähnliche Erzeugnisse 

542 

Arzneiwaren (einschl. Veterinärmedizin) 

551 

Etherische Öle und Riechmittel 

574 

Polyacetale, andere Polyether und Epoxidharze; Polycarbonate, Alkydharze u.ä. 

598 

Verschiedene chemische Erzeugnisse, a.n.g. 

663 

Waren aus mineralischen Stoffen, a.n.g. 

689 

Verschiedene in der Metallurgie verwendete unedle NE-Metalle, Cermets 

724 

Maschinen, Apparate und Geräte für die Textil- und Lederindustrie; Teile davon 

725 

Maschinen und Apparate für die Papier- und Papierhalbstoffherstellung, Teile davon 

726 

Druckerei- und Buchbindereimaschinen, -apparate und -geräte; Teile davon 

727 

Lebens- und Futtermittelverarbeitungsmaschinen 

728 

Andere Maschinen, Apparate u.ä für besondere Zwecke; Teile davon, a.n.g. 

731 

Spanabhebende Werkzeugmaschinen 

733 

Werkzeugmaschinen zum spanlosen Bearbeiten von (Hart)metallen oder Cermets 

735 

Teile und Zubehör ... für 731 und 733 

737 

Metallbearbeitungsmaschinen (ohne Werkzeugmaschinen), Teile davon, a.n.g. 

741 

Einrichtungen zum Heizen und Kühlen; Teile davon, a.n.g. 

744 

Hebe- und Fördervorrichtungen; Teile davon, a.n.g. 

745 

Andere nichtelektrische Maschinen, Apparate u.ä.; Teile davon, a.n.g. 

746 

Wälzlager 

751 

Büromaschinen 

759 

Teile und Zubehör für 751 und 752 

761 

Fernsehempfangsgeräte (einschl. Videomonitore und -projektoren) 

762 

Rundfünkempfangsgeräte (auch kombiniert mit 763 oder einer Uhr) 

763 

Ton- und Fernsehaufhahme- und -Wiedergabegeräte 

772 

Elektrische Geräte für Stromkreise (z.B. Schalter); gedruckte Schaltungen, ... 

773 

Einrichtungen für die Elektrizitätsverteilung, a.n.g. 

781 

Personenkraftwagen verschiedener Art (ausgen. Omnibusse), Kombinationskraftwagen, Rennwagen 

782 

Lastkraftwagen und Kraftfahrzeuge zu besonderen Zwecken 

791 

Schienenfahrzeuge (einschl. Luftkissenzüge) und zugehörige Ausrüstungen 

872 

Instrumente, Apparate u.ä., a.n.g. für medizinische ... Zwecke 

873 

Zähler, a.n.g. 

881 

Fotografische Apparate und Ausrüstungen, a.n.g. 

882 

Fotografisches und kinematografisches Zubehör 

884 

Optische Waren, a.n.g. 


Der Bereich Spitzentechnik umfasst Güter mit einem FuE-Anteil am Umsatz von über 8 V 2 vH. Der Bereich Höherwertige Technik umfasst Güter mit einem FuE-Anteil am Um- 
satz von zwischen 3 V 2 und 8 V 2 vH. Die Unterteilung ist nicht als Wertung zu verstehen: Die beiden Warengruppen unterscheiden sich durch die Höhe der FuE-lntensität und 
durch den Protektionsgrad. Die Güter der Spitzentechnik sind die Güter mit der höchsten FuE-lntensität und unterliegen vielfach starker staatlicher Einflußnahme durch Subven- 
tionen, Staatsnachfrage und/oder Importschutz (mit * gekennzeichnet). 

Quelle: Grupp/Legler, Innovationspotenzial und Hochtechnologie. Bericht des FhG-ISI, des NIW und Gewiplan an den BMFT (1991). 
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A-2 Tabellen/Grafiken 


Tab. A-1: Triadepatente in ausgewählten Ländern 1997** 



Zahl 

je Mio. Einwohner 

je Mio. Erwerbspers. 

je Mrd. KKPS BIP 

je Mrd. USS 
Ausfuhren 

USA 

23.422 

88 

171 

3,5 

24,7 

Japan 

14.441 

114 

213 

5,5 

31,0 

Deutschland 

9.116 

111 

230 

6,3 

16,3 

Großbritannien 

3.088 

52 

108 

2,9 

8,4 

Frankreich 

2.972 

51 

116 

2,7 

8,0 


*) Patentzahlen für 1997 sind hochgerechnet. 

Quellen: EPAT; INPADOC. - OECD: OECD in Figures. - Berechnungen des FhG-ISI. 


Tab. A-2: Patentintensitäten* 1 in der gesamten Technik 1989 bis 1997 



1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 *) 

1997*) 

USA 

135 

141 

138 

139 

140 

144 

155 

171 

191 

Japan 

209 

205 

181 

164 

165 

157 

175 

199 

213 

Deutschland**’ 

417 

386 

293 

299 

304 

323 

336 

400 

449 

Großbritannien 

144 

131 

128 

128 

130 

135 

140 

153 

165 

Frankreich 

213 

204 

205 

193 

198 

204 

210 

230 

257 

Schweiz 

543 

523 

445 

484 

469 

484 

484 

541 

596 

Kanada 

48 

43 

44 

47 

49 

52 

58 

66 

82 

Schweden 

216 

218 

214 

252 

270 

326 

339 

410 

483 

Italien 

97 

94 

96 

91 

100 

103 

109 

128 

137 

Niederlande 

259 

234 

218 

217 

221 

224 

250 

298 

324 


*) Anmeldungen am EPA pro Million Erwerbspersonen. 

**) Zahlen für 1996 und 1997 sind hochgerechnet. 

***) Daten ab 1991 für ganz Deutschland, davor nur Westdeutschland 

Quelle: EPAT, PCTPAT, Berechnungen des FhG-ISI 
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Tab. A-3: Veränderung der Nettoproduktion im Aufschwung (1993 bis 1998) nach Industriezweigen in 

Deutschland 


- Deutschland, fachliche Untemehmensteile, WZ 93 - angepasste Liste - 

jahresdurchschn. 
Veränderungsrate 
1993-98 in Prozent 

Spitzentechnik 

Höherwertige Technik 

>4,1 

(> Durchschnitt 
der 

FuE-intensiven In- 
dustrien 
insgesamt) 

Elektronische Bauelemente 
Datenverarbeitungsgeräte u. 

-einrichtungen 

Schädlingsbekämpfüngs- u. Pflanzenschutzmittel 
Pharmazeutische Grundstoffe 

Nachrichtentechn. Geräte u. Einrichtungen 

Kunststoff in Primärformen 

Masch. für Metallerzeug., Walzwerkseinr. u. Gießmasch 
Dampfkessel (ohne Zentralheizungskessel) 

Maschinen für bestimmte Wirtschaftszweige a.n.g. 
Kraftwagen und Kraftwagenmotoren 

Lager, Getriebe, Zahnräder u. Antriebselemente 
Elektromotoren, Generatoren u. Transfor-matoren 
Werkzeuge 

Farbstoffe und Pigmente 

Sonst, organ. Grundstoffe u. Chemikalien 

Chemische Erzeugnisse a.n.g. 

Etherische Öle 

Optische u. fotografische Geräte 

Industriegase 

Sonst, anorgan. Grundstoffe u. Chemikalien 

W erkzeugmaschinen 

2,9 bis 4,1 

( noch > Durch- 
schnitt der 
Industrie insg.) 

Waffen und Munition 

Elektrische Ausrüst, für Motoren u. Fahrzeuge 
a.n.g. 

Isolatoren u. Isolierteile aus Keramik 
Elektrizitätsverteilungs- u. -schalteinr. 

Pumpen und Kompressoren 

Chemiefasern 

Verbrennungsmot. u. Turbinen (außer f. Luft- u. 
Str.fzge.) 

0 bis < 2,9 

(< Durchschnitt 
der Industrie 
insg., aber posi- 
tive Verände- 
rungsrate) 

Meß-, Kontroll-, Navigations- u. ä. Instru- 
mente 

und Vorrichtungen 

Pharmaz. Spezialität, u. sonst, pharm. 
Erzeugnisse 

Kälte- u. lufttechn. Erzeugn. für gewerbl. Zwecke 
Medizinische Geräte u. orthopädische Vorrichtun- 
gen 

Büromaschinen 

Anstrichfarben, Druckfarben und Kitte 

Hebezeuge und Fördermittel 

Sonstige elektrische Ausrüstungen a.n.g. 

Masch. für das Textil-, Bekleidungs- u. Lederge- 
werbe 

Armaturen 

Maschinen für das Papiergewerbe 

Maschinen für unspezifische Verwendung a.n.g. 
Isolierte Elektrokabel, -leitungen u. -drähte 

<0 

(negative Verände- 
rungsrate) 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

Fotochemische Erzeugnisse 

Elektrische Lampen und Leuchten 

Akkumulatoren und Batterien 

Bergwerks-, Bau- und Baustoffmaschinen 

Masch. für das Ernähnmgsgewerbe u. die Tabakverarb. 
Öfen und Brenner 

Duft- und Körperpflegemittel 

Rundfunk-, Femseh- sowie phono- u. videotech. Geräte 
Schienenfahrzeugbau 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Internet Datenbank; Zahlen und Fakten, Statistik des Produzierenden Gewerbes. - Berechnungen des NIW. 
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Tab. A-4: Veränderung der Beschäftigung nach Industriezweigen in Deutschland 1995 bis 1998 


- fachliche Betriebsteile, WZ93 - angepasste Liste - 

jahresdurchschn. 
Veränderungsrate 
1995-98 in vH 

Spitzentechnik 

Höherwertige Technik 

>0 

(positive Verände- 
rung) 

Pharmazeutische Grundstoffe 

Nachrichtentechn. Geräte u. Einrichtungen 

Waffen und Munition 

Schädlingsbekämpfüngs- u. Pflanzenschutz- 
mittel 

Maschinen für bestimmte Wirtschaftszweige a.n.g. 
Kraftwagen und Kraftwagenmotoren 

Medizinische Geräte u. orthopädische Vorrichtungen 
Werkzeuge 

Lager, Getriebe, Zahnräder u. Antriebselemente 

0 bis > -1,9 

(negative Verände- 
rung, aber > FuE- 
intensive Indust- 
rien insg.) 


Anstrichfarben, Druckfarben und Kitte 

Chemische Erzeugnisse a.n.g. 

Elektrische Ausrüstungen für Motoren u. Fahrz. 
a.n.g. 

Maschinen für unspezifische Verwendung a.n.g. 

W erkzeugmaschinen 

Industriegase 

Maschinen für das Papiergewerbe 

<-1,9 

( < Durchschnitt 
der FuE-intensiven 
Industrie 
insgesamt) 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

Elektronische Bauelemente 

Meß-, Kontroll-, Navigations- u.ä. Instrumente und 
Vorrichtungen 

Pharmaz. Spezialitäten u. sonst. Pharmaz Erzeugnisse 
Datenverarbeitungsgeräte u. -einrichtungen 

Spalt- und Brutstoffe 

Armaturen 

Isolierte Elektrokabel, -leitungen u. -drähte 
Etherische Öle 

Kälte- u. lufttechn. Erzeugn. für gewerbl. Zwecke 
Elektrische Lampen und Leuchten 

Pumpen und Kompressoren 

Elektromotoren, Generatoren u. Transformatoren 

Öfen und Brenner 

Duft- und Körperpflegemittel 

Hebezeuge und Fördermittel 

Sonst. Organ. Grundstoffe u. Chemikalien 
Elektrizitätsverteilungs- u. -schalteinr. 

Sonstige elektrische Ausrüstungen a.n.g. 
Verbrennungsmotoren u. Turbinen 
(außer für Luft- u. Straßenfahrzeuge) 

Sonst. Anorgan. Grundstoffe u. Chemikalien 

Masch. für das Textil-, Bekleidungs- u. Ledergewerbe 
Kunststoff in Primärformen 

Bergwerks-, Bau- und Baustoffmaschinen 
Büromaschinen 

Isolatoren u. Isolierteile aus Keramik 

Optische u. fotografische Geräte 

Dampfkessel (ohne Zentralheizungskessel) 

Masch. für das Ernährungsgewerbe u. die Tabakver- 
arbeitung 

Farbstoffe und Pigmente 

Masch. für die Metallerzeug., Walzwerkseinricht, 
und Gießmaschinen 

Chemiefasern 

Akkumulatoren und Batterien 

Schienenfahrzeugbau 

Fotochemische Erzeugnisse 

Rundfünk- u. Fernsehgeräte sowie phono- und 
Videotechnische Geräte 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistik für das Produzierende Gewerbe, Fachserie 4, Reihe 4.1.1. - Berechnungen des NIW. 
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Abb. A-1: FuE-lntensität in der Wirtschaft in ausgewählten OECD-Ländern 1981 bis 1998** 

- Bruttoinlandsaufwendungen für FuE in vH der Bruttowertschöpfung der Wirtschaft - 



a) Bis 1990: Früheres Bundesgebiet. 

*) Geschätzt. 

Quelle: OECD: Main Science And Technology Indicators. - Berechnungen und Schätzungen des NIW. 

Tab. A-5: FuE in der deutschen Wirtschaft 1995 bis 1998 

- einschl. Gemeinschaftsforschungseinrichtungen - 



FuE-Gesamtaufwendungen 

interne FuE-Aufwendungen 

FuE-Personal 




in % des Umsatzes 

1) 



in % der Beschäftigten 

Wirtschaftszweig 

1995 

1997 

1998 

1999 

1995 

1997 

1998 

1999 

1995 

1997 

Bergbau, Steine/Erden 

0,42 

0,67 

0,9 


0,40 

0,63 

0,8 


0,20 

0,30 

Ernährung, Tabak 

0,24 

0,21 

0,2 


0,21 

0,18 

0,2 


0,51 

0,48 

Textil, Bekleidung, Leder 

0,58 

0,70 

0,7 


0,56 

0,74 

0,7 


0,88 

1,10 

Holz, Papier, Druck 

0,21 

0,17 

0,2 




0,0 


0,26 

0,26 

Energie 











Chem. Industrie 

5,76 

6,41 

7,0 


4,23 

5,65 

0,6 


8,90 

9,30 

Gummi, Kunststoff 

1,03 

1,22 

1,2 


0,98 

1,17 

1,1 


1,49 

1,39 

Glas, Keramik, Steine/Erden 

0,87 

0,89 

1,0 


0,79 

0,82 

0,9 


1,20 

1,10 

Metallerzeugung 

0,66 

0,71 

0,7 


0,60 

0,64 

0,6 


0,84 

0,93 

Maschinenbau 

2,91 

2,85 

2,8 


2,67 

2,63 

2,5 


3,78 

3,99 

Büro, EDV, Elektro, Feinmechanik 

6,71 

5,75* 

5,7 


6,13 

5,28* 

5,2 


8,12 

8,19* 

Fahrzeugbau 

7,25 

7,33* 

7,0 


6,31 

5,92* 

5,5 


8,45 

9,25* 

Möbel, MUSS, Recycling 











nachr. Verarb. Gewerbe 

3,13 

3,31 

3,3 

3,4 

2,81 

2,88 

2,8 

2,9 

3,92 

4,22 


1) Aus eigenen Erzeugnissen, ohne Verbrauchsteuern. - *) Verzerrung durch Schwerpunktwechsel zugunsten des Fahrzeugbaus. 

Quelle: SV Wissenschaftsstatistik, unveröffentlichte Daten. - Stat. Bundesamt, Fachserie 4, R. 4.1.1. - Berechnungen und Schätzungen des NIW. 
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Abb. A-2: Vergleich der Innovationsziele von deutschen und europäischen Unternehmen 1996 


Verarbeitendes Gewerbe 


Dienstleistungen 


Ersatz für alte Produkte 
Qualitätserhöhung 
Geschäftsfelderweiterung 
Neue Absatzmärkte 
Normen und Gesetze 
Senkung Arbeitskosten 
Senkung Materialverbrauch 
Senkung Energieverbrauch 
Senkung Umweltverbrauch 

0 20 40 60 80 100 20 40 60 80 100 

Anteil der innovativen Unternehmen (in % ) 




Erläuterung: Anteil der innovierenden Unternehmen, die das jeweilige Ziel als wichtiges Ziel ihrer Innovationsaktivitäten bezeichneten. Europa schließt 
auch die Angaben deutscher Unternehmen mit ein. 

Quellen: EUROSTAT (1999); Statistics in Focus; für Deutschland: ZEW Mannheimer Innovationspanel.ab. 


Tab. A-6: Anteil der Naturwissenschaftler/Ingenieure an den Beschäftigten in Deutschland 1980 bis 1998 (in 

Prozent) 


Wirtschaftszweig 

1980 

Früheres Bundesgebiet 

1992 

1996 

1996 

Deutschland 

1997 

1998 

Energie, Wasser, Bergbau 

3,4 

4,4 

5,2 

5,5 

5,6 

5,6 

Verarbeitendes Gewerbe 

darunter 

2,4 

3,5 

4,0 

3,9 

4,0 

4,1 

Maschinenbau 

3,9 

5,5 

6,2 

6,4 

6,5 

6,5 

Kraftwagen u. Motoren 


5,2 

6,2 

6,2 

6,3 

6,3 

Luftfahrzeugbau 

14,2 

18,0 

16,1 

16,0 

16,0 

16,0 

Elektrotechnik 

5,8 

8,5 

9,9 

9,9 

10,2 

10,6 

Feinmechanik, Optik 

1,9 

3,0 

3,2 

3,5 

3,6 

3,9 

Chemie 

4,2 

5,6 

6,2 

6,3 

6,3 

6,2 

Büromaschinen/EDV 

6,6 

9,7 

11,7 

11,4 

11,0 

10,5 

Baugewerbe 

1,6 

2,0 

2,1 

2,1 

2,2 

2,1 

Handel 

0,5 

0,7 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

Verkehr/ 

Nachrichtenübermittlung 

0,4 

0,4 

0,5 

0,7 

0,6 

0,6 

Kreditinst., Versicherungen 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

Dienstleistungen, a. n. g. 
darunter 

2,4 

3,0 

3,2 

3,4 

3,3 

3,2 

Untem.orient. Dienstl. 

8,1 

8,1 

8,2 

9,0 

8,7 

7,9 

Gewerbliche Wirtschaft *’ 

1,9 

2,5 

2,8 

2,8 

2,8 

2,8 


*) Ohne Landwirtschaft und Staat. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. 

- Früheres Bundesgebiet: Unveröffentlichte Berechnungen von Bade (Universität Dortmund) . - Berechnungen des NIW. 
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Tab. A-7: Hochqualifiziertenquote' in Deutschland 1990 bis 1998 



Früheres Bundesgebiet 


Deutschland 


Wirtschaftszweig 

1990 

1996 

1996 

1997 

1998 

Energie, Wasser, Bergbau 

6,9 

8,9 

10,1 

10,4 

10,6 

Verarbeitendes Gewerbe 

4,8 

6,1 

6,4 

6,7 

6,8 

darunter 

Maschinenbau 

5,9 

8,0 

9,0 

9,2 

9,2 

Kraftwagen u. Motoren 

6,2 

8,5 

8,7 

8,9 

9,0 

Luftfahrzeugbau 

21,9 

20,4 

20,6 

20,7 

20,9 

Elektrotechnik 

10,2 

13,4 

13,7 

14,4 

14,9 

Optische Erzeugnisse 

6,3 

7,6 

9,7 

10,3 

10,9 

Feinmechan. Erzeugn. 

4,2 

5,0 

5,2 

5,4 

5,8 

Chemie 

9,5 

11,9 

12,6 

12,9 

12,9 

Büromaschinen 

4,3 

4,6 

6,9 

7,4 

7,6 

EDV-Einrichtungen 

21,1 

22,3 

22,2 

24,1 

23,0 

Handel 

2,4 

3,2 

3,4 

3,5 

3,5 

Ver- 

1,5 

1,9 

2,8 

2,8 

3,0 

kehr/Nachrichtenübermittlung 
Kreditinst., Versicherungen 

5,9 

8,1 

8,7 

9,1 

9,3 

Dienstleistungen, a. n. g. 
darunter 

10,2 

11,4 

12,7 

13,0 

12,4 

Untern.orient. Dienstl. 

11,8 

15,1 

15,6 

15,9 

15,6 

Gewerbliche Wirtschaft *> 

5,4 

6,8 

7,4 

7,7 

7,6 


1) Anteil der Uni/FH-Absolventen an den Beschäftigten insg. in vH. 

*) Ohne Landwirtschaft und Staat. 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. - Berechnungen des NIW. 
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Tab. A-8: Ausgaben für FuE, Bildung und Wissenschaft in der Deutschland 1995-1998 




In Mrd. DM 



1995 

1996 

1997 

1998 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung (Durchführung) 1)8)10) 

79,5 

80,9 

83,8 

87,5 

Wirtschaft 

52,8 

53,6 

56,3 

59,6 

Staatl. Forschungseinrichtungen 11 / Priv.Org.o.E. 

12,3 

12,3 

12,4 

12,5 

Hochschulen 

14,4 

15,0 

15,1 

15,4 

Ausgaben für den Bildungsprozeß (Durchführung) 1 ’ 

209,5 

212,7 

212,2 

214,1 

Öffentliche Vorschulen, Schulen, Hochschulen 

124,7 

127,1 

127,7 

127,9 

Schulen und vorschulische Erziehung 2 ’ 

89,5 

91,0 

91,4 


Berufliche Schulen 31 

14,7 

15,0 

15,2 


Hochschulen 4 ’ 

20,5 

21,1 

21,1 


Private Vorschulen, Schulen, Hochschulen 

18,0 

18,0 

17,9 

18,0 

Schulen und vorschulische Erziehung 2 ’ 

15,8 

15,8 

15,6 


Berufliche Schulen’ 1 

1,7 

1,8 

1,9 


Hochschulen 4 ’ 

0,4 

0,4 

0,4 


Betriebliche Ausbildung (duales System) 

32,5 

32,2 

32,3 

33,4 

Betriebliche Weiterbildung der Unternehmen, Priv.Org o. Erwerbszweck, 

16,7 

17,2 

17,6 

18,1 

Gebietskörperschaften 5 ’ 

Unterrichtsverwaltung und sonstige Bildungseinrichtungen 6 ’ 7 ’, 

17,6 

18,3 

16,7 

16,8 

Förderung von Bildungsteilnehmern 9 ’ 

19,4 

22,2 

21,0 

20,3 

Bildungsförderung durch Gebietskörperschaften 

7,2 

7,3 

6,9 

6,4 

Schülerförderung 

3,7 

3,8 

3,8 


Förderung der Studierenden 

3,5 

3,4 

3,0 


Zuschüsse an Teilnehmer von Weiterbildungsmaßnahmen 

0,0 

0,1 

0,1 


Kindergeld + Förderung von Bildungsteilnehmern durch die Bundes- 
anstalt für Arbeit 6 ’ 7 ’ 

12,2 

14,9 

14,1 

13,9 

Sonstige Bildungs- und Wissenschaftsinfrastruktur 1 ’ 

7,8 

7,8 

7,9 

8,0 

Summen 





Bildungsbudget 

228,9 

234,9 

233,2 

234,5 

FuE 

79,5 

80,9 

83,8 

87,5 

Ausgaben für Bildung, Forschung und Wissenschaft zusammen 

Anteile am Bruttoinlandsprodukt 

316,2 

323,5 

324,9 

330,0 

Bildungsbudget 

6,5 

6,5 

6,4 

6,2 

FuE 

2,3 

2,3 

2,3 

2,3 

Ausgaben für Bildung, Forschung und Wissenschaft 

9,0 

9,0 

8,9 

8,7 


Ausgaben nach dem Durchführungskonzept (Personalausgaben, laufender Sachaufwand, Investionsausgaben, z.T. Kosten bzw. geschätzt auf der 
Basis der öffentlichen Zuschüsse) 

2) Kindergärten (ohne Kinderhorte), Vorklassen, Schulkindergärten; Berechnungsergebnisse durch Privatisierung von Kindergärten u.U. verzerrt 

3) einschließlich Fachschulen, Berufsakademien, Schulen des Gesundheitswesens. 

4) ohne Ausgaben für die Krankenbehandlung, Forschung und Entwicklung 

5) Schätzung der Kosten für interne und externe Weiterbildung (ohne Personalkosten der Teilnehmer) auf der Basis der Erwerbstätigen (ohne Aus- 
zubildende) laut Mikrozensus und der durchschnittlichen Weiterbildungskosten je Beschäftigten laut Erhebungen des IW für 1995 und 1998. Laut 
IW beliefen sich die Kosten der Weiterbildung 1995 einschl. der Personalkosten der Bildungsteilnehmer auf 33,9 Mrd. DM, ohne Personalkosten 
auf 12,1 Mrd. DM. Die Weiterbildungskosten der nicht vom IW berücksichtigten Wirtschaftszweige betrugen bei gleichen Kosten je Teilnehmer 4,5 
Mrd. DM. Die IW-Ergebnisse wurden auf der Basis der Angaben von 1369 bzw. 1048 Unternehmen (1995 bzw. 1998) ermittelt. Da die Weiterbil- 
dungskosten vom Wirtschaftszweig, der Unternehmensgröße und dem angewandten Weiterbildungskonzept stark beeinflußt werden, sind die An- 
gaben zur Weiterbildung mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Eine Fortschreibung der Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
auf der Basis der Weiterbildungserhebung 1993 des EU - Force- Programms ergaben Weiterbildungskosten, die zum Teil rund 1/3 unter den An- 
gaben des IW lagen. 

6) Zuschüsse der staatlichen und kommunalen Haushalte sowie der Bundesanstalt für Arbeit an private überbetriebliche Aus- und Weiterbildungsstät- 
ten; eventuelle Doppelzählungen (Duale Ausbildung, Weiterbildung) konnten nicht bereinigt werden. 

7> Aufteilung der Bildungsausgaben der Bundesanstalt für Arbeit auf Ausgaben für den Bildungsprozeß und Bildungsförderung aufgrund von vorläufi- 
gen Ergebnissen einer Studie des StBA über die Bildungsausgaben der Bundesanstalt für Arbeit. Ausgaben für 1995 und 1996 mit Anteilen von 
1997 errechnet. 

8) Nicht enthalten sind die Ausgaben für die Ausbildung von Beamtenanwärtern, für Nachhilfeunterricht, für Käufe von Lernmitteln u. dgl. durch priva- 
te Haushalte Die Ausgaben hierfür dürften sich 1997 auf 7 bis 10 Mrd. DM belaufen haben. 

9) Zahlungen der öffentlichen Haushalte an Bildungsteilnehmer, Studentenwerke u. dgl. zur Finanzierung der Lebenshaltung auf Zuschuß- oder Dar- 
lehensbasis (brutto). 

10) Berechnet nach den Methoden der FuE-Statistik (Frascati-Handbuch/OECD-Meldung). 

11} Einschl. FuE-Ausgaben der wissenschaftlichen Bibliotheken und Museen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des BMBF. Berechnung des ZEW 
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Tab. A-9: Rendite der Bildungsabschlüße 



Lohnprämie 11 (/?, ) 

Durchschnittliche 

Ausbildungsjahre 

Bildungsrendite 2) (%) 


Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Kein Berufsabschluss 

Ref. 

Ref. 

9,0 

9,3 

Ref. 

Ref 

Lehre 

0,113 

0,087 

10,7 

10,9 

6,8 

5,4 

Meister 

0,258 

0,150 

11,3 

11,6 

12,4 

6,8 

Abitur + Lehre/Meister 

0,280 

0,224 

13,9 

14,0 

6,5 

5,4 

Fachhochschule 

0,546 

0,358 

15,7 

15,9 

10,8 

6,4 

Universität 

0,627 

0,439 

18,2 

18,0 

9,5 

6,2 


1) z.B. ein Lehrabsolvent verdient im Durchschnitt 11,96 Prozent (=[exp(0,1 13)-1]*1 00) mehr als ein Mann ohne Abschluss. 

2) z.B. die jährlich Bildungrendite eines Lehrabschlusses beträgt bei Männern etwa 6,8 Prozent relativ zu einer Person ohne Abschluss. 

Quelle: SOEP1 994-97, Berechnungen des ZEW. 


Methodische Erläuterung zur Berechnung von Bildungsrenditen 

Methodisch basiert die Berechnung der Bildungsrenditen auf einer Schätzung einer empirischen Lohnfunktion. Bil- 
dungsinvestitionen verursachen zunächst Kosten, bringen aber künftig eine Rendite in Form von höheren Löhnen. 
Der Verdienst wird dabei als Rückfluss von Bildungsinvestitionen verstanden. Dabei kann zwischen zwei Formen 
des Humankapitals unterschieden werden: Zum einen dem erworbenen Abschluss, zum anderen der Berufserfahrung. 
Als Datengrundlage dient eine Stichprobe aus dem Sozioökonomischen Panel für den Zeitraum 1984 bis 1997. Be- 
trachtet werden nur vollzeiterwerbstätige abhängig Beschäftigte in Westdeutschland. Die Lohnfunktion wird in Ab- 
hängigkeit des höchsten Berufsabschlusses, der Berufserfahrung und sonstigen Charakteristika modelliert: 

Ln(Bruttostundenlohn) = ßo + ßiLehre + ßyMeister + ß 3 AbiLehre + ß 4 Fachhochschnle + ßßJni + 
ßfiBerufserfahrung + ßyBerufserfahnmg 2 + ßgKontrollvariablen + e 

wobei ZeÄre(Lehrabschluss) , Meister (Meisterabschluss), AbiLehre (Abitur mit oder ohne zusätzlichen 
Berufsabschluss), Fachhochschule (Fachhochschulabschluss) und Uni (Universitätsabschluss) Dummyvariablen 
sind, die den Wert 1 einnehmen, wenn der höchst erworbene Abschluss der angegebenen Ausbildung entspricht und 
0 sonst. Als Referenzgruppe werden die Individuen, die keinen Berufsabschluss haben, verwendet. Berufserfahrung 
ist durch die potentielle Berufserfahrung approximiert (Alter-Schul-/Ausbildungsjahre-6). Zusätzlich werden 
Lohneffekte von Region, Firmengröße, Industriezweig und Familienstand berücksichtigt. Die Schätzung wird für 
Männer und Frauen getrennt durchgeführt. 

Die geschätzten Koeffiziente ß, ergeben die - logarithmierte - Lohnprämie für den Abschluss i. Daher ergibt 
[cxp(/i,)-l ]*100 den zusätzlichen Lohn (in Prozent), der mit dem Abschluss i relativ zu den Personen ohne 
Berufsabschluss verbunden ist. Um die jährliche Rendite eines Bildungsabschlusses zu errechnen, muss man aber 
auch berücksichtigen, dass die verschiedenen Bildungsabschlüsse unterschiedliche Ausbildungsdauern benötigen. 
Die Rendite, die die Bildungsabschlüsse relativ zu den Personen ohne Abschluss bringen (in Prozent), ist durch 
[exp( A)- 1 ] * 1 00/(di-d oh ne Abschluss) gegeben, wobei d; die Ausbildungsdauer für den Abschluss i symbolisiert. 
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Tab. A-10: Spezialisierung Deutschlands bei FuE-intensiven Waren insgesamt 1991 bis 1997 (RCA-Werte) 
und Außenhandel Deutschlands bei FuE-intensiven Waren 1997 






RCA-Werte 




Ausfuhr in 
Mrd. DM 

Einfuhr in 
Mrd. DM 

Warengruppe 

SITC 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1997 

1997 

FuE-intensive Waren insgesamt 


21 

24 

23 

24 

26 

24 

24 

429,5 

258,8 

Spitzentechnik 


-11 

-10 

-14 

-12 

-6 

-9 

-9 

134,5 

112,7 

Radioaktive Stoffe 

(525) 

-25 

-124 

-136 

-162 

-146 

-120 

-151 

0,2 

0,8 

Kraftwerke 

(718) 

93 

83 

74 

107 

90 

56 

46 

2,1 

1,0 

ex: Chemische Industrie 


36 

36 

40 

43 

34 

32 

31 

23,1 

13,0 

Neuere organ. Chemikalien 

(516) 

12 

6 

4 

34 

39 

42 

44 

2,9 

1,5 

Pharmazeutische Wirkstoffe 

(541) 

34 

35 

37 

33 

20 

8 

5 

6,9 

5,0 

Neuere Kunststoffe 

(575) 

39 

39 

41 

37 

30 

36 

38 

10,4 

5,5 

Pflanzenschutz usw. 

(591) 

61 

67 

101 

117 

87 

79 

76 

2,9 

1,0 

EDV 

(752) 

-77 

-95 

-89 

-86 

-81 

-87 

-83 

13,2 

23,2 

Telekommunikation 

(764) 

-21 

-18 

-21 

-14 

-4 

6 

12 

18,5 

12,6 

ex: Elektrotechnik 


5 

9 

-2 

-4 

-5 

-7 

-5 

37,4 

30,0 

Medizinische Elektronik 

(774) 

76 

73 

83 

87 

78 

72 

71 

4,3 

1,6 

Halbleiterbauelemente 

(776) 

-26 

-38 

-42 

-42 

-42 

-47 

-41 

13,9 

16,0 

Fortgeschr. Elektrotechnik 

(778) 

14 

27 

11 

11 

12 

14 

17 

19,2 

12,4 

Luft-und Raumfahrt 


-34 

-28 

-37 

-33 

-16 

-31 

-28 

23,0 

23,4 

Turbinen und -teile 

(714) 

5 

8 

-28 

-34 

-59 

-46 

-52 

5,1 

6,6 

Luftfahrzeuge 

(792) 

-40 

-34 

-38 

-33 

-4 

-26 

-21 

17,9 

16,8 

ex: Meß-, Prüf-, Kontrolltechnik 


37 

39 

48 

44 

54 

45 

41 

16,7 

8,4 

Fortgeschrittene Optik 

(871) 

29 

25 

40 

37 

43 

36 

32 

1,4 

0,8 

Fortg. Meß- u. Regeltech. 

(874) 

38 

41 

48 

45 

55 

46 

42 

15,3 

7,7 

Waffen 

(891) 

* 

* 

* 

* 

* 

* 

* 

* 

* 

Höherwertige Technik 


37 

42 

44 

46 

44 

43 

44 

295,0 

146,1 

ex: Chemische Industrie 


46 

43 

48 

42 

38 

39 

40 

55,1 

28,3 

Synthesefasern 

(266) 

66 

66 

67 

59 

47 

55 

49 

1,2 

0,6 

Heterozyklische Chemie 

(515) 

36 

35 

45 

26 

20 

21 

6 

6,2 

4,5 

Seltene anorganische Stoffe 

(522) 

46 

34 

31 

30 

29 

28 

19 

3,3 

2,1 

Neuere anorgan. Chemikal. 

(524) 

7 

-6 

3 

15 

-9 

-10 

-14 

0,7 

0,7 

Synthetische Farbstoffe 

(531) 

140 

135 

126 

125 

108 

97 

98 

4,2 

1,2 

Pigmente, Beschicht, mat. 

(533) 

78 

72 

77 

81 

78 

85 

88 

6,8 

2,2 

Medikamente 

(542) 

30 

30 

38 

26 

22 

22 

33 

13,3 

7,3 

Geruchs-, Geschmacksstoffe 

(551) 

2 

7 

12 

8 

10 

11 

25 

1,0 

0,6 

Fortgeschrittene Polyester 

(574) 

22 

20 

22 

37 

41 

39 

42 

4,4 

2,2 

Fortgeschr. Chemikalien 

(598) 

60 

56 

65 

57 

56 

55 

57 

10,3 

4,5 

Fotomaterial 

(882) 

-5 

-2 

-2 

2 

-3 

5 

11 

3,8 

2,6 

ex: Arbeitsmaschinen 


113 

119 

131 

129 

142 

142 

140 

44,7 

8,5 

T extilmaschinen 

(724) 

153 

163 

181 

170 

171 

166 

156 

9,6 

1,6 

Papiermaschinen 

(725) 

82 

82 

97 

87 

109 

106 

105 

3,0 

0,8 

Druckmaschinen 

(726) 

126 

126 

140 

137 

149 

160 

158 

8,1 

1,3 

Lebens- und Futtermittel- 
verarbeitungsmaschinen 

(727) 

93 

84 

103 

124 

138 

145 

157 

2,1 

0,3 

Fortgeschr. Werkzeugmasch. 

(728) 

102 

108 

111 

115 

133 

133 

131 

21,9 

4,5 

Metallbearbeitungsmaschinen 


58 

65 

90 

89 

80 

76 

70 

11,8 

4,5 

Spanabheb. Werkzeugmasch. 

(731) 

52 

66 

96 

93 

75 

68 

59 

4,8 

2,1 

Werkzeugmaschinen zur spanlosen 
Bearbeitung 

(733) 

89 

99 

123 

122 

115 

126 

115 

2,1 

0,5 

W erkzeugmaschinenteile 

(735) 

24 

21 

47 

51 

50 

44 

45 

2,2 

U 

Andere Metallbearb.masch. 

(737) 

77 

73 

89 

90 

93 

89 

86 

2,8 

0,9 

ex: Übriger Maschinenbau 


62 

56 

63 

65 

65 

65 

65 

28,3 

11,3 

Heiz-, Kühlgeräte 

(741) 

58 

43 

43 

49 

45 

41 

38 

7,9 

4,1 

Hebe-, Fördereinrichtungen 

(744) 

49 

44 

49 

54 

65 

72 

76 

7,6 

2,7 

Spezielle Maschinen 

(745) 

100 

101 

115 

115 

114 

115 

114 

9,4 

2,3 

Wälzlager 

(746) 

24 

24 

31 

22 

21 

16 

21 

3,4 

2,1 

Büromaschinen 


-53 

-56 

-72 

-73 

-67 

-71 

-79 

8,5 

14,3 

Büromasch., Textverarb. 

(751) 

-39 

-32 

-43 

-43 

-35 

-34 

-24 

2,1 

2,1 

Fortgeschr. EDV-Zubehör 

(759) 

-58 

-63 

-81 

-81 

-76 

-80 

-92 

6,4 

12,2 

ex: Nachrichtentechnik 


-85 

-83 

-106 

-95 

-90 

-93 

-93 

3,4 

6,6 

TV-, Videogeräte 

(761) 

-56 

-78 

-98 

-77 

-76 

-93 

-94 

1,2 

2,4 

Rundfunkempfangsgeräte 

(762) 

-132 

-132 

-157 

-157 

-147 

-125 

-135 

0,8 

2,4 
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RCA-Werte 

Ausfuhr in 
Mrd. DM 

Einfuhr in 
Mrd. DM 

Warengruppe 

SITC 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1997 

1997 

Tonaufh. -/wiedergabegeräte 

(763) 

-134 

-57 

-81 

-74 

-63 

-70 

-56 

1,4 

1,9 

ex: Elektrotechnik 


42 

38 

37 

31 

33 

31 

27 

24,1 

14,1 

Traditionelle Elektronik 

(772) 

63 

66 

63 

59 

58 

57 

53 

18,7 

8,4 

Einr. zur Stromverteilung 

(773) 

-17 

-30 

-29 

-37 

-27 

-26 

-32 

5,4 

5,7 

ex: Automobilbau 


27 

42 

48 

59 

50 

49 

52 

103,9 

47,1 

PKW 

(781) 

29 

45 

50 

62 

52 

52 

56 

91,8 

40,2 

Nutzfahrzeuge 

(782) 

15 

19 

30 

34 

36 

29 

29 

12,1 

6,9 

Schienenfahrzeuge 

(791) 

134 

152 

125 

127 

84 

54 

38 

1,4 

0,7 

ex: Meß-, Prüf-, Kontrolltechnik 


34 

29 

26 

19 

15 

11 

8 

5,7 

4,0 

Medizin. Instr., Apparate 

(872) 

30 

23 

21 

14 

9 

6 

6 

4,7 

3,4 

Zähler 

(873) 

58 

60 

56 

42 

41 

33 

22 

1,1 

0,7 

ex: Foto, Optik 


-15 

-17 

-17 

-20 

-16 

-24 

-13 

3,9 

3,4 

Foto- und Filmgeräte 

(881) 

-18 

-20 

-19 

-27 

-25 

-41 

-30 

1,6 

1,6 

Glasfasern und Linsen 

(884) 

-12 

-14 

-16 

-13 

-7 

-9 

0 

2,3 

1,8 

Sonstige höherwertige Technik 


15 

-1 

5 

0 

0 

-5 

-3 

4,0 

3,2 

Fortgeschr. Schleifmittel 

(277) 

-65 

-72 

-25 

-15 

-39 

-16 

-60 

0,1 

0,1 

Seltene Metalle 

(689) 

-73 

-82 

-66 

-67 

-72 

-79 

-69 

0,4 

0,6 

Technische Keramik u.a. 

(663) 

31 

13 

15 

12 

14 

7 

11 

3,5 

2,4 

Verarbeitete Industriewaren insg. 



845,4 

647,8 


1995 bis 1997 Daten des Statistischen Bundesamtes. Die aus nationalen Statistiken errechneten Indikatoren weichen gelegentlich von denen aus inter- 
nationalen Statistiken ab. 

*) Angabe nicht sinnvoll. 

Positive Vorzeichen: Die Export/Import-Relation ist bei dieser Produktgruppe höher als bei verarbeiteten Industriewaren insgesamt. 

Quellen: OECD und Statistisches Bundesamt: Foreign Trade By Commodities; unveröffentlichte Sonderauswertungen. - Berechnungen des NIW. 
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Tab. A-1 1 : Welthandelsanteile der wichtigsten OECD-Länder bei FuE-intensiven Waren nach Warengruppen 
1995 bis 1997 in Prozent 



Deutschland 

1995 1996 1997 

1995 

Frankreich 

1996 

1997 

Großbritannien 

1995 1996 1997 

1995 

Italien 

1996 

1997 

Spitzentechnik 

12,4 

11,8 

10,9 

8,0 

8,1 

7,7 

8,4 

9,4 

9,4 

3,0 

3,2 

2,7 

Höherwertige Technik 

18,4 

17,9 

16,8 

6,4 

6,2 

6,3 

6,1 

6,5 

6,5 

5,9 

6,2 

5,6 

FuE-intensive Waren 

16,0 

15,5 

14,4 

7,0 

7,0 

6,8 

7,0 

7,7 

7,7 

4,7 

5,0 

4,4 

darunter 













BiotechnologieA-substitutionssektor** 

17,8 

16,8 

14,8 

8,9 

8,9 

8,9 

9,1 

9,4 

8,8 

4,3 

4,5 

4,1 

Radioaktive Stoffe 

3,5 

3,7 

2,6 

31,6 

28,2 

22,2 

14,4 

13,5 

13,6 

0,8 

0,5 

0,3 

Übrige Chemie 

19,2 

18,7 

17,9 

7,9 

7,9 

7,7 

8,2 

8,6 

8,2 

4,5 

4,9 

4,8 

Maschinenbau 

22,5 

21,6 

20,4 

5,4 

5,3 

5,3 

4,7 

4,9 

5,0 

11,0 

12,2 

11,7 

Automobile 

20,3 

20,3 

19,7 

6,5 

6,4 

6,6 

4,6 

5,3 

5,3 

4,0 

3,7 

3,0 

Luft-und Raumfahrt 

11,1 

9,9 

10,3 

18,7 

16,5 

14,3 

12,2 

13,2 

14,7 

2,9 

3,5 

2,6 

Informationstechnik 

7,9 

7,6 

6,8 

5,2 

5,6 

5,5 

8,3 

9,2 

8,6 

2,6 

2,6 

2,1 

Elektrotechnik, a.n.g. 

18,6 

17,7 

16,5 

6,9 

7,0 

6,6 

5,4 

6,0 

6,0 

3,7 

3,9 

3,5 

Meß-, Prüf-, Kontrolltechnik 

17,5 

16,8 

15,2 

5,8 

5,5 

5,4 

8,7 

9,2 

9,6 

3,5 

3,8 

3,3 

Foto, Optik 

12,6 

11,7 

11,2 

5,0 

4,7 

4,2 

4,0 

4,3 

3,6 

7,6 

8,5 

7,5 

Übrige FuE-intensive Waren 

12,9 

11,5 

11,4 

5,3 

4,9 

5,0 

7,7 

11,1 

12,4 

5,2 

5,4 

5,2 



Niederlande 




EU-15 




Schweiz 




1995 

1996 

1997 


1995 

1996 

1997 


1995 

1996 

1997 


Spitzentechnik 

4,5 

3,7 

5,2 


45,8 

46,4 

46,0 


1,9 

1,9 

1,6 


Höherwertige Technik 

3,4 

3,3 

3,7 


54,2 

54,7 

53,1 


3,3 

3,2 

3,0 


FuE-intensive Waren 

3,8 

3,4 

4,3 


50,8 

51,5 

50,2 


2,8 

2,7 

2,4 


darunter 













BiotechnologieZ-substitutionssektor** 

6,1 

5,7 

6,5 


63,9 

64,3 

63,4 


9,6 

9,2 

8,7 


Radioaktive Stoffe 

4,8 

5,0 

5,8 


59,2 

53,7 

47,2 


0,3 

0,2 

0,2 


Übrige Chemie 

7,2 

5,3 

6,8 


63,3 

62,5 

62,3 


5,9 

6,2 

5,7 


Maschinenbau 

2,4 

2,4 

2,3 


57,8 

58,1 

56,4 


5,2 

4,8 

4,6 


Automobile 

1,4 

1,6 

1,6 


53,6 

54,7 

52,3 


0,1 

0,1 

0,1 


Luft-und Raumfahrt 

3,1 

1,2 

U 


53,2 

49,2 

47,5 


1,2 

1,4 

1,1 


Informationstechnik 

5,0 

5,1 

6,8 


38,9 

41,3 

41,1 


0,6 

0,6 

0,5 


Elektrotechnik, a.n.g. 

3,3 

2,4 

3,7 


48,1 

47,5 

47,1 


2,8 

2,7 

2,5 


Meß-, Prüf-, Kontrolltechnik 

3,2 

3,3 

3,6 


49,1 

49,0 

46,8 


4,4 

4,0 

3,4 


Foto, Optik 

4,1 

4,9 

10,5 


41,2 

42,1 

44,8 


2,1 

2,3 

2,2 


Übrige FuE-intensive Waren 

2,9 

2,3 

3,3 


49,0 

48,4 

50,6 


1,9 

2,0 

2,1 




USA 




Japan 




Korea 




1995 

1996 

1997 


1995 

1996 

1997 


1995 

1996 

1997 


Spitzentechnik 

22,9 

24,9 

25,9 


18,0 

15,9 

14,6 


6,0 

4,5 

5,1 


Höherwertige Technik 

12,3 

12,8 

13,8 


18,1 

16,4 

16,7 


2,5 

2,7 

2,6 


FuE-intensive Waren 

16,5 

17,5 

18,8 


18,1 

16,2 

15,8 


3,9 

3,4 

3,6 


darunter 













Biotechnologie/-substitutionssektor* > 

14,7 

14,9 

16,1 


7,0 

6,7 

6,9 


0,8 

0,9 

0,9 


Radioaktive Stoffe 

26,3 

27,5 

33,9 


0,9 

0,8 

0,7 


0,1 

0,0 

0,0 


Übrige Chemie 

13,2 

14,0 

14,4 


10,0 

9,6 

9,4 


2,4 

2,3 

2,5 


Maschinenbau 

13,0 

13,5 

15,4 


17,6 

16,4 

16,1 


1,8 

1,9 

2,0 


Automobile 

7,8 

7,9 

8,0 


19,0 

17,1 

18,9 


3,0 

3,5 

3,3 


Luft-und Raumfahrt 

36,9 

40,8 

42,9 


1,4 

1,6 

2,0 


1,0 

0,4 

0,7 


Informationstechnik 

19,7 

21,1 

21,8 


26,3 

23,1 

20,9 


8,2 

6,6 

7,5 


Elektrotechnik, a.n.g. 

15,4 

16,6 

17,7 


19,6 

17,7 

17,5 


4,5 

3,6 

2,2 


Meß-, Prüf-, Kontrolltechnik 

25,6 

26,6 

28,7 


15,2 

13,9 

13,6 


1,1 

0,9 

1,5 


Foto, Optik 

12,7 

13,4 

13,9 


38,5 

36,0 

33,0 


3,0 

2,9 

2,7 


Übrige FuE-intensive Waren 

28,3 

29,3 

26,1 


10,2 

9,5 

10,0 


0,9 

1,0 

1,2 



*) Umfasst chemische Produkte auf der Basis biotechnologischer Verfahren sowie traditionelle Chemiewaren, die unter Biotechnologiesubstitutions- 
druck stehen. 

Quellen: OECD: Foreign Trade By Commodities. - Berechnungen des NIW. 
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Tab. A-12: Außenhandelskennziffern Deutschlands 1997 nach Produktgruppen und Regionen 


nach Produktgruppen 

Welthandelsanteile 

RWA 

RCA 

BiotechnologieAsubstitutionssektor*) ** 

14,8 

11 

32 

Radioaktive Stoffe 

2,6 

-162 

-167 

Übrige Chemie 

17,9 

30 

38 

Maschinenbau 

20,4 

43 

97 

Automobile 

19,7 

40 

50 

Luft-und Raumfahrt 

10,3 

-25 

-14 

Informationstechnik 

6,8 

-66 

-50 

Elektrotechnik, a.n.g. 

16,5 

22 

24 

Meß-, Prüf-, Kontrolltechnik 

15,2 

14 

31 

Foto, Optik 

11,2 

-17 

-16 

Übrige FuE-intensive Waren 

11,4 

-15 

2 

Spitzentechnik 

10,9 

-19 

-4 

Höherwertige Technik 

16,8 

24 

42 

FuE-intensive Waren insgesamt 

14,4 

8 

25 

nach Regionen 

Anteile a. d. Exporten der OECD- 
Länder 

RWA 

RCA 

Frankreich 

26,6 

15 

19 

Großbritannien 

18,9 

8 

10 

Italien 

29,0 

14 

78 

Belgien/Luxemburg 

25,3 

15 

6 

Niederlande 

18,3 

-16 

41 

Dänemark 

24,9 

8 

70 

Irland 

9,0 

26 

32 

Griechenland 

17,3 

15 

185 

Spanien 

21,3 

12 

9 

Portugal 

20,5 

24 

6 

Schweden 

21,7 

7 

48 

Finnland 

20,4 

10 

119 

Österreich 

43,2 

-7 

23 

EU- 15 

18,3 

9 

29 

MOE 

36,1 

-3 

45 

USA 

9,8 

20 

-3 

Japan 

14,0 

42 

-8 

übrige OECD 

5,0 

26 

64 

KITSCH**’ 

8,1 

10 

19 

übrige Nicht-OECD 

13,2 

5 

91 


*) Umfasst chemische Produkte auf der Basis biotechnologischer Verfahren sowie traditionelle Chemiewaren, die unter Biotechnologiesubstitutions- 
druck stehen. 

**) Korea, Singapur, Taiwan, Israel, China, Hongkong. 

Quellen: OECD: Foreign Trade By Commodities. - Berechnungen des NIW. 
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Tab. A-13: Qualifikatorische Erwerbslosenquote im internationalen Vergleich 



1995 

1998 

Deutschland 



Ohne Berufsabschluss 

15,1 (11,4) 

18,1 (13,7) 

Lehrberufs- oder Berufsfachabschluss 

9,2 (8,2) 

10,7 (9,6) 

Hochschulabschluss 

5,6 (5,0) 

5,7 (5,1) 

Frankreich 



Aucun diplöme ou CEP/BEPC seul a 

15,7 

16,7 

CAP, BEP ou autre diplöme de ce niveau b 

10,4 

11,0 

Diplöme superieur, Baccalaureat + 2 ans c 

7,4 

7,4 

Italien 



Licenza element., Nessun titolo/Lic media a 

11,9 

13,0 

Qualific. accesso uni./Diploma accesso univ. 

13,3 

13,0 

Laurea (4 years), Diploma Uni. (3 years) c 

7,8 

7,1 

Niederlande 



Primary education, Junior general secondary education“ 1 

14,1 

9,9 

Pre-vocational , voc. Education/ Senior sec. Edu. b 

7,4 

4,6 

Vocational College, university 1 " 

5,9 

3,3 

Vereinigtes Königreich 



no qualification, below GCSE A to C a 

10 

9 

Trade apprenticesehip/GCE A level or equiv. b 

6 

5 

University degree and higher education 1 " 

3 

3 

USA 



Less than a high school diploma“ 1 

9,0 

7,1 

Less than a bachelor's degree/High school grad., no coliege b 

4,4 

3,5 

College graduates c 

2,4 

1,8 


Erwerbslose in Prozent der Erwerbspersonen (ILO-Definition). Deutschland: (i) In Klammern: Erwerbslosenquote auf Basis von Erwerbslosen, die 
innerhalb von 2 Wochen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen (Neues EU-Konzept ab 1996). (ii) Annahme: Verteilung der Nichtantworter ist 
unabhängig von der Qualifikationsstruktur. Seit 1996 wird die Entwicklung der Erwerbstätigen und Erwerbslosen ohne Berufsabschluss mit der 
Beschäftigtenstatistik fortgeschrieben. a ohne Berufsabschluss. b mit Berufsabschluss, c : Hochschulabschluss. Hochschulabschlüsse in Niederlan- 
den und in Grossbritannien beinhalten Kurzzeitstudiengänge, für die kein Abitur erforderlich ist (z.B. Krankenschwesterausbildung). 

Quelle: USA: Bureau of labour statistics, UK: Labour Force Survey, Frankreich: INSEE, Niederlande: Labour Force Survey, Italien: Forze di 

lavoro, Eigene Berechnungen. 
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Tab. A-14: Patentspezialisierung der großen Industrieländer (RPA *’) 


Länder 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996" 

1997" 

Spitzentechnik 

USA 

20 

18 

20 

20 

22 

22 

22 

20 

19 

Japan 

25 

25 

25 

22 

21 

17 

12 

10 

14 

Deutschland**^ 

-35 

-36 

-40 

-36 

-37 

-38 

-35 

-30 

-29 

Großbritannien 

-4 

-3 

-10 

1 

-3 

0 

0 

7 

-2 

Frankreich 

-13 

-9 

-8 

-13 

-11 

-15 

-17 

-17 

-13 

Schweiz 

-44 

-45 

-44 

-50 

-43 

-35 

-44 

-42 

-41 

Kanada 

-20 

-2 

5 

4 

2 

22 

23 

26 

22 

Schweden 

-11 

-19 

-6 

-7 

-8 

7 

10 

19 

22 

Italien 

-42 

-44 

-40 

-39 

-42 

-37 

-37 

-28 

-46 

Niederlande 

-6 

-1 

0 

1 

-4 

-10 

-1 

7 

6 

Höherwertige Technik 

USA 

-11 

-11 

-10 

-9 

-12 

-10 

-11 

-11 

-13 

Japan 

3 

5 

4 

9 

9 

7 

7 

7 

9 

Deutschland**** 

12 

9 

13 

10 

11 

12 

14 

14 

11 

Großbritannien 

-6 

-6 

-9 

-12 

-8 

-10 

-14 

-14 

-13 

Frankreich 

-4 

-5 

-9 

-6 

-4 

-3 

-3 

1 

2 

Schweiz 

15 

12 

13 

2 

12 

7 

11 

11 

14 

Kanada 

-9 

-15 

-3 

-9 

-7 

-18 

-30 

-21 

-28 

Schweden 

-19 

-2 

-3 

-9 

-7 

-10 

-7 

-7 

-5 

Italien 

13 

18 

11 

10 

14 

10 

14 

13 

17 

Niederlande 

-3 

0 

3 

1 

-4 

6 

0 

4 

-2 


*) RPA (Relativer Patentanteil): Positives Vorzeichen bedeutet, dass der Anteil an den Patenten auf diesem Gebiet höher ist als bei den Patenten 
insgesamt. 

**) Zahlen für 1996 und 1997 sind hochgerechnet. 

***) Daten ab 1991 für ganz Deutschland, davor nur ABL. 

Quelle: EPAT, PCTPAT. - Berechnungen des FhG-ISI. 
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